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Einleitung. 

Richtet man die Aufmerksamkeit auf die Formen staat¬ 
lichen Lebens, so kennzeichnet das Fehlen einer festgeglie¬ 
derten Beamtenhierarchie, einer bürokratischen Organisation 
der gesamten Regierungstätigkeit am treffendsten die Stufe, 
welche der allgemeine Vergesellschaftungsprozeß innerhalb 
des abendländischen Kultürkreises erst mit dem Ende des 
Mittelalters überwand. 1 ) Dabei gingen in Deutschland — 
oder vielmehr in den deutschen Landesfürstentümern, welche 
allein die Keime zukunftsreicher Bildungen zu entwickeln im¬ 
stande waren — zwei Bewegungen nebeneinander her. 
Während die Landesherren ihre Bestrebungen in Richtung 
auf den reinen Beamtenstaat ansetzten, den erst das Zeitalter 
des Absolutismus in voller Blüte sehen sollte, waren vor 
allem infolge der ständigen finanziellen Notlage der Fürsten 
zunächst andere Kräfte erfolgreich, die in der Ausbildung 
des Ständestaates ihr Ziel fanden. Seit dem vierzehnten Jahr¬ 
hundert wird diese Bewegung, die sich unter starken west¬ 
europäischen Einflüssen entwickelte, in den deutschen Terri¬ 
torien deutlicher greifbar, das fünfzehnte Jahrhundert zeitigte 
die ersten, freilich noch nicht voll ausgereiften Ergebnisse. 
Um 1500 tauchen — etwas später oder früher — überall 
die ersten Flof- und Regimentsordnungen auf. Überraschend 
gleichmäßig verlief die Entwicklung in ihren Grundzügen, 
die seither des öfteren klar herausgearbeitet und deutlich for¬ 
muliert wurden. 2 ) 

Bei Lektüre der letzten großen Schilderung, welche 
diese Dinge zusammenfassend darzustellen sich die Aufgabe 
setzte, 6 ) muß es auffallen, daß Kursachsen nur in einem un¬ 
verhältnismäßig geringen Maße berücksichtigt wurde. Unter 
den letzten Anhaltinern von geringem Einflüsse, erlebte die¬ 
ses Kurfürstentum seit seiner Vereinigung mit den wettini- 
schen Landen (1423) einen bedeutenden Aufschwung und 
erlangte in den folgenden Jahrhunderten eine führende Rolle 
in der Geschichte des alten Reiches. Während des fünf¬ 
zehnten Jahrhunderts hat eine Politik, die entschlossene Tat¬ 
kraft und jugendliche Kühnheit mit klugem Erwägen und 
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umsichtigem Abwarten erfolgreich zu verbinden wußte, hat die 
Durchführung der inneren Reformen in zäher Arbeit die 
Grundlagen jener Machtstellung geschaffen, welche durch 
die unentschlossene und schwache Haltung der Nachkommen 
seit dem dreißigjährigen Kriege für immer verloren ging. 

Aber eben diese erste Epoche der Geschichte des wet- 
tinischen Kurfürstentums ist noch nicht in genügender Weise 
untersucht worden und wird eine geschlossene Darstellung 
wohl noch auf lange zu entbehren haben. Dies gilt in erster 
Linie für die Entwicklung des Verfassungslebens und der 
Verwaltungsorganisation. Die Bedeutung des Kanzlerwesens 
für die gesamte am Hofe ausgeübte Regierungstätigkeit, die 
Einrichtung und Beaufsichtigung der örtlichen Verwaltung- 
stellen bringt es mit sich, daß auch die Untersuchung der 
spätmittelalterlichen Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte 
einer nachhaltigen Unterstützung durch die Urkundenlehre 
bedarf. Nicht nur, daß sie einen der wichtigsten Oegen- 
stände, die Kanzleigeschichte, gemeinsam haben, auch dort, 
wo beide sich dem Inhalte nach voneinander trennen, bedarf 
die Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte in vielen I unk¬ 
ten der Vorarbeit der Urkundenlehre. Erst auf deretn Wege 
in mühseliger Kleinarbeit gewonnene Einzelergebnisse ver¬ 
mögen oft jener die gewünschten Erkenntnisse zu ver- 
schaffen Ü 

Daß H. Hofmanns 5 ) groß angelegter und auf umfang¬ 
reiches Quellenstudium gegründeter Versuch, die Geschichte 
der staatlichen Organisation itn meißnisch-albertinischen 
Sachsen vom vierzehnten Jahrhundert bis zu dem ersten 
Abschlüsse der Reformbewegung um die Mitte des sech¬ 
zehnten Jahrhunderts darzustellen, in vieler Hinsicht so 
wenig befriedigend ausgefallen ist, obgleich der Schilderung 
des Kanzleiwesens im Rahmen ähnlicher Arbeiten unge¬ 
wöhnlich weite Grenzen gesteckt wurden,«) hat neben einer 
allzu starken Betonung des Strukturellen, der bereits so 
wohlbekannten Grundzüge, und einer im Einzelnen wenig 
gründlichen Bearbeitung des Stoffes seinen Grund dann, daß 
die diplomatischen Untersuchungen fast völlig vernachläs¬ 
sigt sind. Bei dem Mangel an genügenden Vorarbeiten 
konnte das außerordentlich umfangreiche Quellenmaterial 
zumal nicht in der von Hofmann geplanten Ausdehnung von 
einem Einzelnen in der erforderlichen Weise behandelt 

v erden.Qu Ermjsch und Li pp ert hatten betont, daß „trotz 
verdienstlicher Vorarbeiten“ „das Urkunden- und Kanzlei- 
wesen der späteren Wettiner... noch eingehender For¬ 
schung bedürfe“, es „gerade hinsichtlich des Registerwesens 
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noch an einer genügenden Darstellung fehle“. Sie hatten 
dabei auch das vierzehnte Jahrhundert im Auge, obwohl 
gerade ihren zahlreichen Untersuchungen wesentlichste Ein¬ 
blicke in die Verhältnisse dieser Zeit zu verdanken sind. 7 ) 
Für das fünfzehnte Jahrhundert dagegen traf ihr Urteil wohl 
voll zu. Seinen Problemen hatte Posse nur eine mehr ge¬ 
legentliche Beachtung geschenkt. 8 ) Und Pischel — das 
Hauptgewicht seiner Arbeit liegt auf anderen Dingen — 
konnte bei völligem Verzicht auf ungedrucktes Material über 
Rosses Ergebnisse nicht hinauskommen. 9 ) Im übrigen aber 
standen nur einige Einzeluntersuchungen von Ermisch und 
Lippert zur Verfügung. 10 ) So waren nach dem Urteil der 
Berufenen selbst vorsichtige Verallgemeinerungen verfrüht. 11 ) 
Daß eine — gewiß nicht vorsichtige — Zusammenfassung 
der Ergebnisse auf weite Strecken ihrer Begründung voraus 
ging, dieser eigentümliche, durch Hofmanns Arbeit ge¬ 
schaffene Zustand der Forschung bestimmt die Aufgabe der 
vorliegenden Untersuchung. Nicht eine erneute allgemeine 
und dann naturgemäß doch wieder unbefriedigende Dar¬ 
stellung der erörterten Entwicklung in ihrer Gesamtheit 12 ): 
allein eine eingehende Untersuchung des Urkunden- und 
Kanzleiwesens mußte vorerst am dringlichsten geboten er¬ 
scheinen. 

Die Beschaffenheit der Quellen erfordert eine grund¬ 
sätzlich erschöpfende Durchsicht des gesamten Materiales. 
Eine gelegentliche Notiz auf einem an sich unwesentlichen 
Aktenstück, ein wichtiger Registereintrag unter hunderten 
von gleichartigen Regesten, die Korrektur eines der zahl¬ 
reichen Konzepte oder einer Reinschrift, Vermerke auf Ori¬ 
ginalen, in Chroniken und Memoiren verstreute Erzählungen 
verhelfen, oft überraschend, zu der gewünschten Einsicht, 
wo man es am wenigsten erwarten sollte. Einer vollständi¬ 
gen Durchsicht konnten freilich selbst die Bestände der 
beiden Ausstellerarchive, des sächsischen Hauptstaatsarchi- 
ves und des Sachsen-Ernestinischen Gesamtarchives, nicht 
unterzogen werden. 13 ) Um den überreichen Stoff aber auch 
nur bis zu dem hier erreichten Grade bewältigen zu kön¬ 
nen, mußte auf eine zeitliche Begrenzung des Gegenstandes 
verzichtet werden, die ihre Maßstäbe in der natürlichen 
Gliederung der Kanzleigeschichte findet. Das dreizehnte, 
allenfalls die Mitte des vierzehnten Jahrhunderts wäre der 
gegebene Ausgangspunkt, 1449 und 1547/48, die Jahre, in 
denen für Hof und Kanzlei der ernestinischen und albertini- 
schen Linie die ersten großen Ordnungen erlassen wurden, 
der gegebene Endpunkt jeder geschlossenen Darstellung 
ihrer Entwicklung. Unter diesen Umständen schien die 
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Zeit von 1411 bis 1485, die erste Periode des wettinischen 
Kurfürstentums einschließlich der selbständigen Regierung 
Friedrichs des Streitbaren vor 1423 noch den geeignetsten 
Rahmen zu bieten. Von einer gleichmäßig eingehenden 
Schilderung des gesamten Urkunden- und Kanzlenvesens 
aber wurde selbst innerhalb dieser Grenzen abgesehen Sie 
müßte wesentlich den Umfang überschreiten, der bei Unter¬ 
suchungen wie der folgenden der übliche ist. 

Der Entwicklung des Kanzleiwesens entsprechend wen¬ 
det sich mit dem ausgehenden Mittelalter die Aufmerksam¬ 
keit von den Problemen der Empfängerherstellung und vor¬ 
wiegend auf die Originale gerichteter Betrachtung anderen 
Quellen, vorerst den Registern, dem gesamten Kreise der 
Geschäftsbücher zu. 1 *) Diese wichtige Quellengruppe, deren 
allgemeine Bedeutung nicht nochmals im Einzelnen erorteit 
zu S werden braucht, soll hier des näheren behandelt werden 
Nur soweit es zu ihrem Verständnis unumgänglich ist, 
sind Urkundenwesen und Kanzleigeschichte zu berücksich¬ 
tigen. Ein Überblick über Bestand und Organisation der 
Kanzlei, den Umfang ihrer Tätigkeit und die Bedingungen, 
unter denen diese ausgeübt wurde, schien unentbehrlich. 
Die Wandlungen, welche die Stellung der Kanzler im fünf¬ 
zehnten Jahrhundert erlebte, das Anwachsen des Kanzlei- 
nersonals die Veränderungen in seiner Zusammensetzung 
nach sozialer Herkunft und Bildung waren wenigstens in 
Kürze zu behandeln — rein Biographisches wurde dabei 
natürlich zurückgestellt. Ausführlicher war dagegen die 
Tätigkeit der Kanzlei zu untersuchen. Ihr Umfang hing 
von der Stellung ab, welche die Kanzlei im Rahmen der 
gesamten Regierungstätigkeit einnahm, und bestimmte den 
Umfang der Geschäftsbücher, die sie zu fuhren hatte Soweit 
es sich dabei um Eintragung von ausgehenden Urkunden 
handelte, war die Buchführung in den Gang des Beurkun¬ 
dungsgeschäftes eingegliedert. Schon aus diesem Orunte 
konnten die Fragen nicht übergangen werden, welche sich 
bei Erörterung der verschiedenen, unter diesem Namen ver¬ 
einigten Vorgänge ergeben. Die verschiedenen Entwick¬ 
lungsstufen der Urkunden von dem kurzen Protokoll und 
Beurkundungsbefehl über Konzepte und Reinschriften bis 
zum vollzogenen Originale sind aber nicht nur an sich von 
Interesse, sondern als die Vorlagen der Registern »trage des 
Genaueren zu betrachten. Die Kenntnis der äußeren Be¬ 
dingungen endlich, unter denen die Kanzlei ihre Arbeiten zu 
erledigen hatte, ist für deren Beurteilung von größter Be¬ 
deutung. Noch fehlte ein fester Amtssitz und noch unter 
Herzog Moritz hatten die Kanzleibeamten bewegliche Kla¬ 
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gen vorzubringen, welche die Ungunst der Verhältnisse 
scharf beleuchten. Das Itinerar der wettinischen Kurfürsten 
an dieser Stelle mitzuteilen ist natürlich unmöglich. Hier 
konnten nur die Ergebnisse angedeutet werden, die aus einer 
umfangreichen, wenn auch nicht erschöpfenden Material- 
Sammlung gewonnen sind. 15 ) 

Die Edition vornehmlich der urkundlichen Quellen zur 
Geschichte Kursachsens im fünfzehnten Jahrhundert liegt 
leider noch sehr im Argen. Der erste Hauptteil des sächsi¬ 
schen Urkundenwerks ist vorläufig nur bis 1418 geführt. 
In dem zweiten, nach Empfängern geordneten Teile sind 
noch manche Städte und Klöster zu vermissen. In einer 
langen Reihe von Jahren erschienen, sind die Bände dieser 
Abteilung zudem von sehr ungleichem Werte. Fassung 
der Archivzitate, Siegelbeschreibung, Ortographie, ja selbst 
che Auflösung der Daten 1 «) erfolgte nicht nach einheitlichem 
Plane. Neben den mustergültigen Ausgaben H. Ermischs 
stehen Bände, die vom Standpunkt der Urkundenlehre aus 
als nur wenig nützlich bezeichnet werden müssen. Manche 
Ausstellungen wären zu machen, Irrtümer in größerer Zahl 
zu berichtigen. 17 ) Einen gewissen Ersatz bieten die neueren 
Sammlungen zur Geschichte der übrigen Landesherrschaften 
und des Reiches. Allerdings enthalten sie in der Hauptsache 
nur Urkunden, die lediglich für die äußere Politik der Wet¬ 
tiner von Bedeutung sind. So sind ältere Werke, besonders 
die aus der diplomatischen Schule des achtzehnten Jahr¬ 
hunderts stammenden, daneben noch immer unentbehr¬ 
lich. !») 

Gegenüber „Urkunden und Akten“ entnommenen Nach¬ 
richten haben die erzählenden Quellen dieser Zeit zumal 
dann einen verhältnismäßig geringen Wert, wenn nicht 
die Persönlichkeit der Verfasser ein Gegengewicht bietet. 
Davon aber ist in der spärlichen meißnisch-thüringischen 
Historiographie vor Spalatin recht wenig zu bemerken. Man 
denke nur an die dürftigen Arbeiten des Kreises von Altzelle, 
der als „Mittelpunkt für die meißnische Landeshistorio¬ 
graphie“ im vierzehnten und fünfzehnten Jahrhundert 
gilt. 19 ) Anders liegen die Dinge nur dort, wo freie Entfal¬ 
tung städtischen Selbstbewußtseins die Darstellung auf eine 
höhere Stufe emporhebt. Die wettinischen Landstädte las¬ 
sen einen solchen Geist ebenso wie einen entsprechenden 
historiographischen Niederschlag vermissen: ganz im Gegen¬ 
sätze zu den Lausitzer Sechsstädten, zu Halle oder Erfurt. 
Freilich, in ihren Gesichtskreis trat Kursachsen in der Regel 
erst dann, wenn es mit seiner Politik ihre Interessen be- 
rühite. So spielen die wettinischen Kurfürsten und Herzöge 
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in dem lebensvollsten und bedeutendsten dieser Werke dem 
ienigen Spittendorfs, eine größere Rolle erst seit der für 
Hälfe und insbesondere den Verfasser so verhangmsyollen 
Postulierung Herzog Ernst des Jüngeren zmn Erzbischof 
von Magdeburg. 20 ) Nur selten ist man für Ereignisse d 
fünfzehnten Jahrhunderts allein auf die Angaben dieser 
Quellen angewiesen. Den Berichten des Andreas von 
Reeensbura über die Züge Friedrich des Streitbaren nach 

§Se„ b 0420 V, 10 - VIII 1 .421 Vlll 2310 
nach Ofen und Wien an den Kaiserhof (1425 VI 3 V1M 
28 1426), den mißglückten Feldzug von 1431, an em 

Friedrich II. beteiligt war, den Angaben Johannes Rothes 
über die Reise, welche die Wettiner mit dem Landgrafen 
von Hessen nach Abschluß der Erbverbruderung von 1433 
IX 29 antraten, um sich wechselseitig von 
huldigen zu lassen, 21 ) stehen allerdings lediglich zu den 
labten 1425 und 1426 einige urkundliche Belege gegen¬ 
über «) Aber das sind Ausnahmen. Uber den Bruder- 
kriee zum Beispiel (1445-1451) berichten die einschlägigen 

Quellen ohne Ausnahme nur äußerst spaT !'^’' ^missen 
nrözisen Angaben. 2 ’) Genauigkeit ist selbst zu \ermissen 
bei Bestimmung der Dauer des Aufenthaltes eines Fürsten 
am Wohnorte des Chronisten. 21 ) Auch diese Que len sn 
mit Ausnahme der „Chroniken der deutschen Städte nicht 
einheitlich ediert und zum Teil ebenfalls noch in alteren 
Ausgaben wie Menckes Scriptores zu benutzen. So bietet 
die Durchsicht des gesamten gedruckten Materiales keinen 
vollwertigen Ersatz für die mangelnde Benutzung der Emp- 
fämrerardiive Auch belasten diese traurigen Verhältnisse 
den Gang de’r Darstellung. Allzu oft mußte statt eines kur¬ 
zen Hinweises auf die Druckorte die betreffende Quellen- 
steile selbst eingerückt werden, da mit Angabe der Aren 
Signaturen allein kaum etwas gewonnen ist. 
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I. Die Kanzlei 


1. Geschichte und Organisation der Kanzlei bis 1485. 

Das Urkunden- und Kanzleiwesen der deutschen Ter¬ 
ritorien ist ein untrüglicher Gradmesser jener Bewegung, 
die zur Entstehung und inneren Festigung des Landes- 
fürstentumes geführt hat, und teilt deren Schicksal. 1 ) „In¬ 
ternationale Moden“, 2 ) Kurie und Reichskanzlei, das Vor¬ 
bild benachbarter Verwaltungszentren beeinflußten seine 
Entwicklung, welche die weitere Entfaltung und Umbildung 
der gesellschaftlichen Ordnung, des wirtschaftlichen und 
sozialen Lebens beförderten. Aus den Zeiten vorherrschen¬ 
der Empfängerherstellung und einer Schreibstube, welche 
von der Hofgeistlichkeit eher ersetzt, denn besetzt wurde, 
führt die Geschichte dieses wichtigsten Zweiges mittel¬ 
alterlichen Verwaltungslebens mit dem 14. Jahrhundert zu 
einer Kanzlei mit ständigem und bereits im sich gegliedertem 
Personal. Von ihren Mitgliedern beginnt ihr Vorstand, der 
Protonotar, sich abzuheben, und wie mit einem Schlage 
entsteht in Kürze allenthalben ein reich verzweigtes 
System von Geschäftsbüchern. So wächst die Kanzlei zum 
Mittelpunkte der gesamten Verwaltung bei Hofe 3 ) heran 
und erreicht im 15. Jahrhundert ihren Höhepunkt. 

In ihrem vollen Umfange wird die Ausdehnung der 
Kanzleitätigkeit ersichtlich bei einer zugleich auf Sachinhalt 
und Identität der Hände gerichteten Untersuchung der 
Registratur. Es ergibt sich, daß für die gesamte vom Hofe 
ausgehende Regierung nur eine Schreibstube, die Kanzlei, 
zur Verfügung stand. So ist die Registratur — und vorzüg¬ 
lich darin liegt ihr hoher Quellenwert begründet — das 
sinnfälligste Merkmal der Eigenart spätmittelalterlichen Ver¬ 
waltungslebens. Deren Wesen kann ain kürzesten dahin 
bestimmt werden, daß von vergleichsweis geringen Ausnah¬ 
men abgesehen kein Regierungsgeschäft in Ausübung eines 
bestimmten Amtes wahrgenommen wurde. Soweit der Lan¬ 
desherr nicht selbst handelnd eingriff, betraute er mit Er¬ 
ledigung der verschiedensten Angelegenheiten in willkür- 
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lichem Wechsel von Fall zu Fall eine oder mehrere Per¬ 
sönlichkeiten aus dem lockeren Verbände seiner Räte, m dem 
die Hofbeamten die Hauptrolle spielten. Sie waren unter 
den wesentlichen Räten die einzigen, die neben ihrer „kom¬ 
missarischen" Tätigkeit innerhalb eines fester bestimmten 
Aufgabenkreises eine regelmäßigere Wirksamkeit entfalteten. 
Entsprechend dieser doppelten Funktion als Hofbeamte und 
Räte hing ihr Ansehen von dem jeweiligen Ergebnis der 
Wechselwirkung zwischen dem Rang des betreffenden Hof¬ 
amtes als solchem und der Persönlichkeit seines Inhabers 
ab So hatte z. B. Johann Stadtschreiber in seiner Stellung 
als Küchenmeister (1457-1463) einen weit größeren Ein¬ 
fluß am Hofe erworben als seine Vorgänger oder Nach¬ 
folger, ohne daß hierbei an Erweiterung oder Einengung 
der Pflichten und Befugnisse dieses Amtes zu denken ist. 
Nur auf Grund dieser Verhältnisse, die der Tatkraft des ein¬ 
zelnen weitesten Spielraum ließen, war eine Entwicklung 
möglich, wie sie das kursächsische Kanzleramt nahm. Außer¬ 
halb der Kanzlei ist eine regelmäßige Erledigung schriftlicher 
Arbeiten nur in geringem Maße zu beobachten. Selbst in 
Ausübung ihrer speziellen Funktionen bedienten sich che 
Hofbeamten mit der einzigen Ausnahme gewisser rech¬ 
nerischer Aufstellungen lediglich der Kanzlei. Dem Kammer- 
und Küchenmeister konnte die Hilfe der Kanzlei nicht 
genügen. 1 ) So standen ihnen Kammer- und Küchenschreiber 
zur Seite, die nicht vorübergehend abgeordnete Mitglieder 
der Kanzlei, sondern „Ressortbeamte“ waren, deren Tätigkeit 
sich nicht in reiner Schreibarbeit erschöpfte, vielmehr auf die 
Ausführung aller von ihren Vorgesetzten angeordneten 
Amtsgeschäfte erstreckte. Erhalten sind leider nur cie 
Küchen- Lager- und Rcisebiicher, die nicht regelmäßig von 
einer bestimmten Stelle aus geführt wurden.») Die Schluß¬ 
rechnungen von Kammer und Küche sind abschriftlich in 
den sogen. Rechenbüchern der Amtsleute zu finden. Diese 
enthalten mehr oder weniger summarisch gefaßte Rech¬ 
nungen «) welche von den einzelnen Stellen der Bezirksver¬ 
waltung in unregelmäßigen Abständen einer gemischten, 
wechselnd besetzten Kommission von Räten vorgelegt wur¬ 
den. Hierzu kommen noch die Rechenschaftsberichte über 
größere Summen, die man zu bestimmten Zwecken, etwa 
der Bestreitung von Reisekosten, einem Hofbeamten oder 
anderen Räten anvertraute. Wie bei der Zusammensetzung 
dieser Prüfungskommissionen gar nicht anders zu erwarten, 
gehörten auch die Rechenbücher der Amtleute zu der 
Kanzleiregistratur. Dieselben Hände schrieben in den Re¬ 
gistern und in den Rechenbüchern, an deren Führung sich 


auch die Kanzler beteiligten. 7 ) Doch ist hier der Punkt 
an welchem zuerst die Grenzen der soeben kurz aekenn- 
zeichneten Verwaltungsorgan is a t i o n überschritten wurden. 
Der Weg zu moderner Gestaltung wurde auch in Kursachsen 
mit einer Reform der Finanzverwaltung betreten die Neu¬ 
ordnung der Rechtspflege folgte als zweiter Schritt. 

. P e t r ., W ? chs ^ nde Verkehr weiter vordringender Geld Wirt¬ 
schaft führte alte Bande lockernd und neue knüpfend zu 
einer größeren Mannigfaltigkeit wirtschaftlicher und recht¬ 
licher Beziehungen. In den wettinisch'en Gebieten wurde er 
stark durch den erneuten Zufluß von Edelmetall belebt das 
unter Kurfürst Ernst wiederum in größerer Menge fündig 
wurde. Stellte das tägliche Leben die landesherrliche Ver- 
waltung damit vor neue Aufgaben, die zu erfüllen sie auf 
allen Gebieten einer Intensivierung des Geschäftsbetriebes 
bedurfte so drängte auf der anderen Seite die Entwicklung 
des Landesfurstentumes von selbst in die gleiche Richtung 
Erhöhtes Pflichtbewußtsein und lebhafter empfundenes Be¬ 
dürfnis nach augenfälliger Machtentfaltung sind die An¬ 
zeichen gesteigerten landesherrlichen Selbstgefühls. Dem 
"ethnischen Hause brachte das 15. Jahrhundert dazu den 
Erwerb der Kurwürde, die sie zu höchstem Range hob und 
wf u T ie Verwicklungen der großen Politik führte. 

Dfr m SIC tm fT a,S Jenes a,lerdin gs häufig genug betonte 
Pflichtgefühl 8 ) — Maßnahmen zur Hebung wirtschaftlichen 
und kirchlichen Lebens könnten etwa genannt werden — 
und vorerst auf die Neugestaltung des Verwaltungswesens 
auch von weit bedeutenderem Einflüsse war die zweite Äuße¬ 
rung des gehobenen Standesbewußtseins. Breite Lebenshai- 
tuiig und prächtiges Hofleben sind von einem politischen 
Ehrgeize letzten Endes irrationaler Wurzel begleitet Auch 
die Wettiner haben sich weitausschauenden Plänen hinge¬ 
geben, di eimal bewarben sich Mitglieder ihres Hauses um 
einen Königsthron, dazu um ein so abgelegenes Gebiet wie 
Luxemburg, ohne daß sie ihre Ansprüche nachdrücklich 
genug hätten geltend machen oder aufrecht erhalten können. 

.^. n ’cht zuletzt an dem Mangel entsprechender Mittel 
militärischer und finanzieller Natur gescheitert. Eben diese 
galt es fester in die Hand zu bekommen. Man suchte die 
Einkünfte durch Rationalisierung der Verwaltung nach Mög- 
llchk e,t zu vermehren, sich einen klaren Überblick über ihre 
Hohe zu verschaffen und den Umfang der Ausgaben wenig¬ 
stens un Voranschläge damit annähernd in Übereinstimmung 
zu setzen. Unter diesen Bedingungen mußte das Unver¬ 
mögen der bisherigen, aus dem 14. Jahrhundert über¬ 
kommenen Formen des Verwaltungslebens alsbald zutage 
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treten. Den erhöhten Ansprüchen vermochten sie auf keinem 
Gebiete gerecht zu werden. Die kommissarische Erledigung 
eines bedeutenden Teiles aller Regierungsgeschäfte hat frei¬ 
lich selbst die ernestinische und albertinische Ordnung von 
1499 und 1547/48 überdauert. Neben den Räten, die damals 
außerhalb des neugegründeten Hofrates verblieben und 
lediglich in der geschilderten Weise tätig waren, wurden 
auch dessen Mitglieder über den ihnen zugewiesenen Auf¬ 
gabenkreis hinaus, und dann wie in älterer Zeit willkürlich 
herangezogen. Die Einsicht, daß man diesen Aufgaben allein 
bei Beschränkung des Einzelnen auf ein engeres Arbeitsfeld 
mit genügender Sorgfalt und Sachkenntnis entsprechen 
konnte, äußerte sich vorerst nur in der Bestallung juristisch, 
also fachlich geschulter Kräfte und der Umbildung des alten 
Schreiberstandes in ein subalternes Beamtentum, die ihr Ziel 
bis 1485 freilich noch nicht erreicht hatte. 

Bis über die Mitte des 15. Jahrhunderts wird das ge¬ 
lehrte Element in der Kanzlei ausschließlich von Klerikern 
vertreten, unter denen die Kanonisten überwiegen. Nur 
langsam ist es in die wettinischen Kanzleien eingedrungen 
und wird mit wenigen Ausnahmen lediglich von ihren 
Vorständen repräsentiert. Vor 1406 begegnet ein einziger 
gelehrter Protonotar, Konrad von Kirchberg,°) und vor 
Georg Nebeltau (1428—1431) kein Leiter der Kanzlei 
mit dem Doktortitel. Sein Nachfolger Heinrich Leubing 
ist der erste Romanist (zugleich lic. decr.). Die beiden näch¬ 
sten Kanzler waren ebenfalls studierte Kleriker, haben jedoch 
nicht die höheren Grade erworben. Ihre Vorgänger sind 
nur auf den Gebieten der Rechtspflege und Politik deut¬ 
licher erkennbar hervorgetreten. Jetzt beginnt sich das 
Schwergewicht der Kanzlertätigkeit allmählich zu verschieben. 

Johann Magdeburg war einer der bewährtesten Beam¬ 
ten der fränkischen Landesverwaltung und hatte sich als 
Obersteuermeister 1438 auch um die Einführung der Akzise 
verdient gemacht. Berief man ihn zum Kanzler (1441), 
so wohl in der Absicht, an eine Neureglung der Finanzver¬ 
hältnisse zu schreiten, deren traurige Lage der Coburger 
Vertrag (Mai 1439) zwar deutlich gekennzeichnet aber kei¬ 
neswegs behoben hatte. 10 ) Nur infolge der Wirren des 
Bruderkrieges (1445—1451) ist es dann erst unter Georg 
von Haugwitz dazu gekommen, der das Kanzleramt seit 
1449 ein zweites Mal innehatte. Mit klarem Blicke sind die 
Hauptübel erkannt, an denen die landesherrlichen Finanzen 
krankten. Ihre Grundlage bildeten vor der neuen Blüte des 
Bergbaues die verschiedenen Amtsgefälle. Sie wurden von 
den Verwaltungskosten fast gänzlich verschlungen, eine 


Unterbilanz gehörte fast zur Regel. Hier hatte der Ge¬ 
sundungsprozeß zu beginnen. In den neuen A m ts b e - 
schieden wurde die Organisation der Bezirksverwaltungen 
rationalisiert, die Ablieferung der Einkünfte genau bestimmt, 
und die Erlasse gegen das leidige Anweisungssystem er¬ 
strebten, vorläufig erfolglos, einen besseren Überblick über 
die vorhandenen Mittel und damit die Aufstellung eines 
Haushaltplanes zu ermöglichen. Auf der anderen Seite waren 
die Ausgaben in ein gesünderes Verhältnis zu den schmalen 
Einkünften zu setzen. Schon in den 30er Jahren hatte man 
gefordert, die Kosten für die Hofhaltung einzuschränken. 
Jetzt wurde die Zahl der Kostgänger vom höchsten Rate 
bis zum letzten Hofdiener genau festgesetzt, die Höhe ihrer 
Bezüge bis ins einzelne geregelt. Von besonderer Bedeutung 
aber war es, daß dieser ,,Aussatz des Hofes“ von einer 
,,Bestellung der Lager“ begleitet wurde. Man erkannte, daß 
die Ambulanz des Hofes einen regelmäßigen Geschäftsgang, 
wie er gerade jetzt bei einer gründlicheren Kontrolle der 
Einkünfte zu erstreben war, allzusehr hemmen und auf der 
anderen Seite die Hofhaltung übermäßig verteuern mußte. 11 ) 
Das Reformwerk von 1456 darf als eine der wesentlichsten 
Leistungen des Kanzlers Georg von Haugwitz angesprochen 
werden. 12 ) Hier finden sich bereits Zug für Zug dieselben 
Gedanken, die späterhin Johann v. Mergentals Wirk¬ 
samkeit als Kanzler (1465—1469) und vollends als Land¬ 
rentmeister (1469—1478) bestimmt haben. Es lag in der 
Linie der hiermit angebahnten Entwicklung, daß unter völ¬ 
ligem Bruche mit der Tradition ein unstudierter Laie, der 
bisherige Inhaber des am sächsischen Hofe sonst wenig 
bedeutungsvollen Küchenmeisteramtes zum Nachfolger Haug- 
witzens, des erwählten Naumburger Bischofs bestimmt 
wurde. Johann Stadtschreiber hatte sich nach zehnjährigem 
Dienste in der Bezirksverwaltung seit 1457 als Küchen¬ 
meister in wenigen Jahren eine bedeutende Stellung 
neben den höchsten Räten geschaffen. Seine Tätigkeit 
griff bald über den engen Rahmen der eigentlichen Amts¬ 
pflichten hinaus. Er begegnet als Schiedsrichter, als Zeuge 
landesherrlicher Urkunden, er verhandelt mit dem päpst¬ 
lichen Legaten Marinus de Fregeno und überwacht bei Per¬ 
sonenwechsel in der Lokalverwaltung die Bestandsüber¬ 
gaben. Seit 1460 ist er des öfteren Mitglied der Rechnungs¬ 
kommission, und seit Neujahr 1463 sind ihm die mannig¬ 
fachen und verantwortungsvollen Finanzgeschäfte anvertraut, 
die auf den Leipziger Jahrmärkten erledigt wurden. Er 
nimmt für die landesherrliche Kammer die Jahresrenten 
der Städte, die Schutzgelder der Klöster, die Überschüsse 
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der Münzstätten und Ämter entgegen, deckte den Bedarf 
der Hofhaltung.") Diese Geschäfte hat Stadtschreiber auch 
als Kanzler bis Mai 1464 w eiter geführt und damit die Be¬ 
fugnisse dieses Amtes noch w r eiter in der Richtung aus¬ 
gedehnt, die unter seinem Nachfolger ihr Ziel erreichen 
und überschreiten sollte. Johann von Mergental hatte 1463 
den bisherigen Posten Stadtschreibers eingenommen, jedoch 
als Küchenmeister keine gleich hervorragende Rolle gespielt. 
Erst seit Neujahr 1464 war er neben dem Kanzler auf dem 
Leipziger Markte tätig. ") Gegen das Kanzellariat eines un- 
studierten Laien wie Stadtschreiber, der zudem mit dem 
Oberkanzleischreiber Caspar Lreiberger verschw ägert w ar, ,5 ) 
mögen sich von manchen Seiten Bedenken erhoben haben. 
Jedenfalls, Kurfürst Ernst erwirkte seinem neuen Kanzler 
einen kaiserlichen Adels- und Wappenbrief sub meliori 
forma. Damit war der Standesmangel beseitigt, der sonst 
nur durch den Doktortitel ausgeglichen werden konnte. 16 ) 
In seiner neuen Stellung fand Mergental, eine der bedeutend¬ 
sten Erscheinungen der kursächsischen Geschichte des 15. 
Jahrhunderts, vorläufig den genügenden Raum, um in rast¬ 
losem Wirken sein organisatorisches Talent zu entfalten. 
Die Kanzlei selbst hat ihm die glückliche Vollendung einer 
Neuordnung des Meißener Archives zu verdanken, die man 
noch auf Befehl des verstorbenen Kurfürsten unter Stadt¬ 
schreiber begonnen hatte. 17 ) Als Zeuge, als Intervenient und 
Schiedsrichter begegnet Mergental wie seine Vorgänger 
auch, und sein Einfluß auf die kursächsische Politik ist 
vielleicht eher zu hoch eingeschätzt worden. Mehr und 
mehr wendet er sich mit seiner ganzen Tatkraft der Finanz¬ 
verwaltung zu. Er nimmt nicht nur fast regelmäßig an der 
Prüfung der Ämterrechnungen teil, die er in wenigen Jah¬ 
ren auf eine neue Grundlage stellen sollte, übernahm nicht 
nur nach Stadtschreibers Rücktritt die Erledigung der ge¬ 
samten Geschäfte auf dem Leipziger Markte. Erst aus dem 
mannigfachen Inhalte der von Jahr zu Jahr an Umfang 
zunehmenden Rechnungen über seine sonstigen Geldge¬ 
schäfte — vorzüglich verstand er den landesherrlichen Kredit 
geschickt anzuspannen — ist seine ungeheure Arbeitskraft 
und sein stetig wachsender Einfluß auf dieses wichtige 
Gebiet der Landesverwaltung klar zu ermessen. 16 ) ln sol¬ 
chem Ausmaße ließ sich diese Tätigkeit jedoch nicht auf 
die Dauer mit den unmittelbaren Pflichten eines Kanzlers 
vereinbaren. Mit ihnen belastet, konnte Mergental sich nicht 
mit voller Kraft dem weiteren Ausbau der Bezirks- und 
Finanzverw altung wddtuen. Ein eigenes Amt wunde für ihn 
geschaffen. Und zugleich mit diesem Landrentmeisteramte 
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übernahm er die Leitung der Kammer, um ungehindert von 

köimen k ° n<Urrieienden Stdle Seine Plälle durch Whren zu 

Auf der anderen Seite aber mußte unter diesen Um¬ 
standen die ordnungsgemäße Durchführung der Kanzlei- 
geschafte gefährdet erscheinen, und man whd den Mangel 
eines juristisch durchgebildeten Kanzlers immer stärker emp- 
unden haben. Ihn konnte auch die Tätigkeit der HofiuS- 

völliu'ei^H °' dma " ( : n dcr Le 'PZ'gcr Juristenfakultät nicht 
oll.g ersetzen die schon im 15. Jahrhundert den Landes- 
htrten wesentliche Dienste leisteten. Neben dem späteren 
Naumburger Bischöfe Dr. Boxdorff ist besonders de? „ach 

Ei Int r a w S H 1C K ,T-! Cr Dn J° hann Scheibe ™ nennen, 
int die Wettiner 1467 auf dem Landshuter Tage und 

am Kaiserhofe, 1466 und 1468 an der Kurie vertreten. 1 ») 

FnU d c’" gte w - CS . a . Uf die . Bahnen ^ r ück, die man seit der 
tldssung Heinrich Leubmgs gemieden hatte. Die politisch- 

den S VnH Se,te des Kanzleramtes trat jetzt um sosehr in 
Pol 0,dc, gj uilcl , als sich die Fmanzvervvaltung aus dem 
Rahmen der Kanzlei zu lösen begonnen hatte. Ein Leipziger 
^rdmaims und ein Assessor des kaiserlichen Kammergerichts 

wnr Cn flo^ erg f Ilta r Nacl, !° 1 K er - Von besonderer Bedeutung 
tV dabu fui dle vveitere Entwicklung die richterliche 
,,; i l i ' 8k<L .' t des .Kanzlers imd anderer juristisch gebildeter 
Tite, che vorzüglich in Güteverfahren beansprucht wurde 

a e a u US i " g Üll ' w ZUr Entstehun S eilier obersten, häu- 
hg als Kammergericht bezeichneten Gerichtsbehörde. 

• , , , 9 lsd das Kanzleramt nicht mehr vollgültig 

besetzt "Orden. Seine Funktionen versah der Oberkanzleb 

Verweser Petcr A , rnold > der gelegentlich als Kanzlei- 

verwese. bezeichnet wurde und höhere Bezüge erhielt als 

helm^Mr Kan ?f™ ltgliede r- Nach dem Tode Herzog Wil- 
t ms III..von Thüringen (1482 IX 17) trat dessen hoch- 
etagter Kanzler daneben. Johann Siffridi war ein unstu- 

Hnf tC 'i L m e Und latte S,ch von untcn heraufgedient. Als 
ofsclu eiber war er 1446 in die thüringische Kanzlei ein- 
getreten, die er dann 30 Jahre hindurch geleitet hatte. 
P. st . im ^lenste der „jungen Herren“ in keiner Weise 
bedeutsam hervorgetreten. Als „altem Kanzler“ wird ihm 
der Vorrang vor Peter Arnold zugekommen sein, doch 
laßt sich das Verhältnis zwischen beiden nicht genau fest¬ 
stellen. Unklar sind auch die Gründe, die zu diesfm zweiten 
Biuche in der Entwicklung des kursächsischen Kanzler- 

Hugold ge v Uh S , Vie '! dcht ’ daß der Obermarschall 

c I ^r 1 SchIenutz glaubte, von einem neuen Kanzler 
schädlichen Einfluß auf d.e überragende Machtstellung be- 
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fürchten zu müssen, die er unbestritten am kursächsischen 
Hofe innehatte. 1482 aber warf bereits die Landestellung 
ihre Schatten voraus. Nun hat man es wohl nicht mehr für 
geraten erachtet, einen neuen Kanzler auf die bereits ent¬ 
zweiten Brüder zu verpflichten. Schleinitz mag auch hier 
seine Hand im Spiele gehabt haben. 

Die geschilderte Entwicklung führte zu einer wach¬ 
senden Entfremdung zwischen Kanzler und Kanzleipersonal. 
Es konnte nicht mehr Sache der gelehrten Juristen sem, 
sich unmittelbar an der Ausführung der Kaufgeschäfte 
zu beteiligen, und ihre Erledigung bis ins einzelne zu über¬ 
wachen, wie dies noch unter Haugwitz der Fall war. ) 
Mehr und mehr beschränkte sich der Kanzler auf eine Ober¬ 
aufsicht in rein disziplineilen Fragen trat ihm der Unter¬ 
marschall zur Seite. Dieser Wandel lag in der Natur der 
Dinae durch die Verhältnisse unter Mergentals Kanzel- 
lariat 'ist er allerdings wohl beschleunigt worden. So wurde 
der Kanzler allmählich dem Kreise der übrigen Kauzlei- 
mitglieder entrückt, deren Ansehen schon allem dadurch in 
entsprechendem Maße sinken mußte. Solange auch die 
Vorstände der Kanzlei keine studierten Leute waren, hatte 
sie die gleiche Stufe elementarer Bildung mit deren Mit¬ 
gliedern verbunden. 21 ) Und der Protonotar konnte um so 
eher als primus inter pares gelten, als ihm die uesent- 
lichste Quelle seines Ansehens, der geistliche Stand mit 
den Schreibern gemeinsam war. Infolge dieses, durch Gleich¬ 
heit des Standes und der Bildung bestimmten Verhältnisses 
zwischen Kanzleivorstand und -personal war bei entspre¬ 
chender persönlicher Eignung jeder zu dem Aufstiege be¬ 
fähigt der einzelnen auch noch im 15. Jahrhundert gegluck 
ist Und an sich bestand durchaus die Möglichkeit, daß 
neben dem Protonotar auch ein Schreiber in den landes¬ 
herrlichen Rat aufgenornmen wurde. Tatsächlich befinden 
sich bis über die Mitte des 15. )ahihunderts hinaus Kanzlei- 
mitglieder unter den Räten. Neben einigen Klerikern die 
während der 30er und 40er Jahre in der Kanzlei tätig 
waren, sind noch die Laien Hans und Hieronymus Amsdorf, 
Caspar Freiberger und Peter Arnold zu nenuen. 

Es war dem Kanzleipersonal schon an sich unmöglich, 
der Entwicklung des Kanzleramtes zu folgen. Gleichzeitig 
aber mußten dieselben Gründe, welche diese bedingten und 
förderten auch zu einer Verwandlung des alten Schreiber¬ 
standes führen, deren Ergebnis, die Ausbildung eines sub¬ 
alternen Beamtentums, zu erreichen freilich späteren Zeiten 
Vorbehalten blieb. Wurden an die Bildung wenigstens der 
Räte bürgerlichen Standes allmählich höhere Anforderungen 
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gestellt, Anforderungen, welche die bisher in den Rai auf 
genommenen Schreiber zu erfüllen nicht imstande waren, 22 ) 
so wuchs auf der anderen Seite das Bedürfnis nach Arbeits¬ 
kräften, die sich ausschließlich den Kanzleigeschäften zu 
widmen hatten. Diese waren allzu umfänglich geworden 
ihre Erledigung konnte nicht mehr eine Nebenfunktion dar¬ 
stellen 23 ) oder auch nur von Nebenfunktionen beeinträchtigt 
werden, was bis 1485 freilich noch oft der Fall gewesen ist. 
Das ungeheure Anschwellen der Registratur binnen weniger 
Jahrzehnte ist das deutlichste Kennzeichen für dies stän- 
dige Anwachsen der Arbeitslast. Es genügte nicht, die Zahl 
des Personals zu vermehren und seine Tätigkeit auf einen 
bestimmten Aufgabenkreis zu beschränken. Mit dem stei¬ 
genden Umfange des Stoffes mußte auch die Technik seiner 
Bewältigung gesteigert werden. Die erwähnten Maßnahmen 
boten dazu nur die Grundlage. 

Der Umfang der Kanzlei läßt sich erst für das Ende 
des 15. Jahrhunderts mit Sicherheit bestimmen. Seit den 
70er Jahren waren am kursächsischen Hofe 7 bis 0 Kanzlei- 
mitglieder tätig, denen ein Knecht, der Calefactor oder 
..Stubenheißer“ zur Seite stand. Unter dem Titel ..Kanzlei“ 
zusammengefaßt, wurden sie neben dem Personal der Silber¬ 
kammer, der Küche und anderer Dienststellen mehr in den 
Hofrechnungen aufgeführt, die erst seit dieser Zeit in aus¬ 
führlicherer Form erhalten sind. 2 *) Daneben wurden nach 
Bedarf Hilfsschreiber beschäftigt. In den Rechnungsbüchern 
verzeichnete man, was „scriptoribus iuuantibus in Cancel- 
lana“ „pro balneo“, „bibalibus“ und an „schreibgeld“ ge¬ 
geben wurde. 23 ) Hiermit erklärt es sich, daß bereits im 
14. Jahrhundert eine weit größere Zahl von Händen fest¬ 
zustellen ist, als mit Rücksicht auf die erwähnten Listen und 
die damals wesentlich geringere Ausdehnung der Kanzlei¬ 
tätigkeit zu erwarten wäre. Diese Fragen können also selbst 
auf Grund einer erschöpfenden Händeuntersuchung nicht 
völlig geklärt werden. 26 ) 

Während eine Vermehrung des Kanzleipersonals mühe¬ 
los zu erreichen war, konnte schon die zw eite der genannten 
Forderungen nicht befriedigend erfüllt werden. Und der 
Ausbildung einer verfeinerten Technik des Kanzleibetriebes 
standen Schwierigkeiten entgegen, die nicht ohne weiteres 
zu überwinden waren. Noch beschränkte sich die Wirk¬ 
samkeit der Kanzleimitglieder keineswegs auf den engen 
Kieis solcher Dienste, die unmittelbar in Ausübung ihres 
Amtes zu leisten waren. Häufig genug haben sie „dinste 
...in der cancleye vnd anderswo manchveldig... getan“.-’ 7 ) 
Selbständig Unterhandlungen führend, dem Abschlüsse poli- 
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tisch bedeutsamer Verträge beiwohnend, als Mitglieder von 
Abordnungen, die zu Verhandlungszwecken an fremden 
Höfen weilten, haben manche Kanzlisten im diplomatischen 
Betriebe ihrer Zeit eine gewisse, meist freilich bescheidene 
Rolle gespielt. Der bedeutendste war Heinrich Engelhardi, 
er tritt besonders in der Kirchenpolitik der Kurfürsten und 
in der Luxemburgischen Frage hervor. 28 ) Im Dienste der 
Landesverwaltung sind die Schreiber auf den verschie¬ 
densten Gebieten tätig gewesen. An Stelle der reiten¬ 
den oder laufenden Boten übermittelten sie des öfte¬ 
ren landesherrliche Befehle und Anweisungen, wohl um 
ihnen bei den Empfängern den gewünschten Nachdruck 
zu verleihen. Ältere Mitglieder der Kanzlei wie Caspar König 
und Peter Arnold wurden gelegentlich in Güteverfahren zu 
Schiedsrichtern ernannt oder nahmen in landesherrlichen 
Vormundschaftssachen als Vertreter der Kurfürsten einen 
Termin wahr (C. König). Ferner sind die Kanzlisten bis in 
die 60er Jahre hinein des öfteren in den Rechnungskommis¬ 
sionen zu finden, 29 ) wie sie in Dingen der Finanzverwaltung 
überhaupt nicht selten begegnen. So wurde ihnen die 
Besoldung von Trabanten, die Eiuhebung von Amtsgefällen 
und die Überweisung solcher und anderer Summen an die 
kurfürstliche Kammer übertragen. Begleiteten sie die Lan¬ 
desherren auf größeren Zügen, so wurde ihnen gelegentlich 
die Führung der Reisekasse anvertraut. 30 ) Endlich sind sie 
auch im persönlichen Dienste der Fürsten und ihrer Fami¬ 
lien zu finden. Ein buntes Bild, dessen einzelne Züge des 
näheren ins Auge zu fassen an dieser Stelle belanglos wäre. 
Wesentlich ist allein der Gesamteindruck. Klar wird auch 
hier ersichtlich, wie weit die Entwicklung um 1485 noch 
von dem Typus des modernen Subalternbeamten entfernt 
war. 

Eine gewisse Abstufung der Kanzleimitglieder läßt ihre 
Trennung in Kanzlei- und Oberkanzleischreiber allerdings er¬ 
kennen. 31 ) Doch kann man keine klare Vorstellung davon 
gewinnen, wie sie sich bei Regelung des Geschäftsganges 
ausgewirkt hat. Nur besonders geeigneten Persönlichkeiten 
mochte man verantwortungsvollere Aufgaben überlassen, 
auf deren untadelige Ausführung Wert gelegt werden mußte. 
Formvollendete Beherrschung des Kanzleistils in Diktion und 
Schrift aber konnte nur durch längeren Dienst erworben 
werden. So wurden die Schreiber in mehreren Kanzleien 
erst nach längerer Probezeit zum Diensteide zugelassen und 
in Genuß der regelmäßigen Einkünfte gesetzt. 32 ) Sobald 
die Kanzlei mehrere Mitglieder umfaßte, die nach Anlagen 
und Dienstalter zu verschieden hohen Leistungen befähigt 
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ga a nTvon r fe a ibst. idl dem " aCh dne technische Arbeitsteilung 

.. , W l ,e bat sie s , icb im einzelnen gestaltet? Es ist nicht 
og ich, die einzelnen Schreiberhände in genügender Zahl 
bestimmten Kanzlisten von bekanntem Rang zuzuweisen. 33 ) 

bEinde m frT i rSUCht U t Crdc "’ ob ein t,nd dieselben 

; , auf Schriftstücken zu finden sind, die den Nieder- 

scldag verschiedener Tätigkeiten darstellen, welche auf dem 
SnJft tecl ' n,SC , hen Arbeitsteilung hätten voneinander 
häuhf , p r erde " T 1 ™; Erschwerend kommt hinzu, daß 
häufig d,e Grenzen überschritten wurden, welche in dieser 
msicht die verschiedenen Gruppen von Kanzleimitgliedern 

hTlhe ei zn r a '| lm , a ' g Z ° g man die ji ,n g er en ihrer Ausbildung 
, ZU1 Erledigung von Arbeiten heran, die an sich höher 
gestellten zugewiesen waren. Ganz allgemein aber galt der 
Grundsatz „ut alter alteri manus porrigat“. m) Endlich wer- 
en die unterscheidenden Merkmale, die ausschließliche 
oder vorzugsweise Beschäftigung innerhalb eines enger 
bestimmten Aufgabenkreises, auch dadurch verwischt, claß 

5e nS p ,r' n '? tär ni , Cht aMe ° b,ie genheiten zu erfüllen 
veimochte, die ihm an sich zustanden, z. B. die Reinschrift 

der Urkunden wegen seiner schlechten Handschrift nicht 
übernehmen konnte. 35 ) So läßt sich unter Berücksichtigung 
der angedeuteten Gesichtspunkte und der späteren Kanzleb 
Ordnungen 30 ) nur sagen, daß die Anfertigung von Kopien 
und die Registrierung im allgemeiner, den Schreibern deren 
unmittelbare Beaufsichtigung, die Abfassung der weniger 
wichtigen Konzepte und die Ingrossation dagegen den Ober- 
kanzleischreibern zugewiesen war. Auch in diesem Punkte 
vei mag die Handeuntersuchung also nicht zu einem befrie¬ 
digenden Ergebnisse zu führen. Um so mehr ist der Mangel 
von Dienstverträgen der Kanzler und Schreiber zu bedauern 
von denen man näheren Aufschluß über diese Dinge er¬ 
warten durfte^ Denn außer jenem allgemeinen Treugelöbnis 
nach bester Kraft den höchstmöglichen Vorteil des Herren 
im Auge haben und allen Schaden von ihm und seinen 
Erben abwenden zu wollen, enthalten die überlieferten 
Eidesformeln nur ein Gehorsams- und Schweigegelübde 

laubte’ sr) 3S die ° rgailisation der Kanzlei zu erkennen er- 

War eine Aufteilung der Arbeit in technischer Hin- 

vnn M°R Na . tur gegeben, so bedeutete die Durchführung 
von Maßregeln, die bei Zuweisung des Stoffes an die ein¬ 
zelnen Kanzle.mitglieder dessen Inhalt berücksichtigten 
einen Fortschritt der nur über Vorstufen erreicht werden’ 
konnte. Wahrend der hier behandelten Zeit ist man nicli 


29 









hi? zu einer Zuweisung sondern nur bis zu einer Anordnung 
des Stoffes nach inhaltlich bestimmten Gesichtspunkten ge¬ 
kommen und selbst dies nur bei Anlage der Geschäftsbücher, 
der Ordnung von Registratur und Archiv, nicht aber bei 
Behandlung der Ein- und Ausgänge. Die Geschäftsbücher 
laufen in verschiedenen, inhaltlich mehr oder weniger fest¬ 
geschlossenen Reihen nebeneinander her. Und die einzelnen 
Bände sind zum Teil wiederum des Näheren gegliedert, am 
besten die Hauptregister. Auf eine allgemeine Abteilung 
folgten hier in drei Gruppen getrennt die Lehn-, Leib- 
gedings- und Gunstbriefe, in einigen Bänden als vierte die 
Schieds- und Rechtssprüche. Dazu kam eine Gliederung nach 
Verwaltungsbezirken, und zwar nach den Grundeinheiten, 
den Ämtern, oder größeren Gebieten wie den einzelnen 
Ländern. Die Führung der Geschäftsbücher jedoch waren 
nicht in entsprechender Weise unter bestimmte Kanzlisten 
verteilt. Wie sie sich regellos in den verschiedenen Abtei¬ 
lungen der einzelnen Bände ablösen, so wechseln die 
Kanzleihände auch von den Bänden der einen Reihe zu 
denen der übrigen, ja von den Geschäftsbüchern zu Konzept 
und Original. 

Dieser völlige Mangel einer inhaltlich bestimmten Ar¬ 
beitsteilung innerhalb der Kanzlei ist ein treuer Spiegel der 
allgemeinen Organisation spätmittelalterlichen Verwaltungs¬ 
lebens. Den erwähnten Anforderungen zu genügen war 
nicht möglich, bevor man nachdrücklich eine Ressortie- 
rung durchzuführen begann, die sich auch auf die Tätigkeit 
der Räte erstreckte, und die Bildung einer ständigen, kolle¬ 
gial organisierten Behörde erreicht war. Dies aber ist in 
Kursachsen vor der Landesteilung von 1485 nicht der Fall 
gewesen. Allerdings entstand unter Mergental eine eigene 
Finanzregistratur, deren Führung und Aufbewahrung die 
Kanzlei nunmehr ebenso wie der großen Masse der rein 
rechnerischen Geschäfte enthoben war. 38 ) Aber noch immer 
gingen die Schuldbriefe und „Quittanzen“, gingen die Ur¬ 
kunden und Briefe der Finanzverwaltung durch die Kanzlei, 
deren Mitglieder, wie bereits erwähnt, noch in mancherlei 
Weise mit Angelegenheiten der Finanzverwaltung befaßt 
wurden. "’) Dasselbe gilt auch für die Nachfolger Mergen- 
tals im Kanzleramte, besonders für Johann Scheibe. Und 
begegnet 1480 schon ein Mal der Ausdruck „gemeyne Kanz¬ 
lei“, 4 ") so bleibt es unklar, von welchen anderen Beurkun¬ 
dungsstellen diese zu unterscheiden die Bezeichnung ge¬ 
wählt wurde. Darüber darf freilich nicht vergessen werden, 
daß die Maßnahmen von 1469 einen Wandel von grundsätz¬ 
licher Bedeutung angebahnt hatten, der u. a. aus der jetzt 
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erreichten modernen Gestaltung der Rechnungskonimission 
deutlich ersichtlich wird. Eine neue Eingangsformel ihrer 
Protokolle bringt dies klar zum Ausdruck: „... daß... lant- 
rentmeister uff befelness m. g. h. und seins ampts halben 
... rechnunge... entpfangen hat“. Hier wird, u. W. zum 
ersten Male, ausdrücklich eine Tätigkeit als „von Amts 
wegen“ wahrgenommen bezeichnet, der beste Beleg für die 
schon erwähnte Tatsache, daß in Kursachsen der Weg zu 
moderneren Verwaltungsformen zuerst auf dem Gebiete der 
Finanzverwaltung beschritten wurde. 1469 ist der Ausgangs¬ 
punkt der bis heute nicht mehr abreißenden Entwicklung 
gefunden, mit den Ordnungen von 1499 und 1547/48 er¬ 
reicht sie ein erstes Ziel. Der Konstituierung des Hofrats 
folgte der kollegiale Zusammenschluß aller Räte, die in 
näherer Verbindung mit dem Landesherren geblieben waren, 
und aus der Stellung eines ihm persönlich beigeordneten 
Sekretärs erwuchs eine weitere Verwaltungsstelle. Aus der 
alten Kanzlei waren die Kanzleien der einzelnen Behörden 
hervorgegangen und der Kanzler, ehemals der Leiter fast des 
gesamten Schreibwerks der Verwaltung bei Hofe, wurde 
vorerst zum spezialistisch ausgebildeten Vorstand eines be¬ 
stimmten Ratskollegs, biis er sich — wenn auch nicht über- 
all — an die Spitze der gesamten Regierung schwang. 


2. Das Beurkundungsgeschäft. 

In dem Kampfe, der zwischen landesherrlicher Ge¬ 
walt und ständischen Kräften vornehmlich um die Aus¬ 
gestaltung des Verfassungslebens und des Verwaltungs¬ 
wesens geführt wurde, bildete die Kanzlei einen der wich¬ 
tigsten Gegenstände. Sie allein verlieh allen in Ausübung der 
Regierungstätigkeit gegebenen Willenserklärungen jene Aus¬ 
prägung, welche deren Rechtswirksamkeit verbürgen 
konnte. 4 ) Die Kanzlei fest in der Hand zu haben, bedeutete 
dem Herrscher die sicherste Gewährleistung für eine ent¬ 
sprechende Ausführung seiner Beschlüsse, den ständischen 
Kreisen dagegen die Möglichkeit, diese ihrer Aufsicht zu 
unterwerfen. Eine wirksame Kontrolle des Beurkundungs¬ 
geschäfts zu erreichen, empfahl es sich, die rein technisch 
erforderlichen Abschnitte der Beurkundung mit derartigen 
Prüfungen zu verbinden und ihre Vornahme den Bedingun¬ 
gen hinzuzurechnen, von deren Erfüllung die Rechtsgültig¬ 
keit einer Urkunde abhing. 2 ) Wurde auf diesem Wege eine 
Festigung der Kanzleiorganisation erzielt, so bedeutete sie 
den Sieg einer der um maßgebenden Einfluß ringenden 
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Parteien oder das Ergebnis eines zwischen ihnen geschlos¬ 
senen Vergleichs. 3 ) 

Unter „Rechtsgeschäft“ ist derjenige Tatbestand zu 
verstehen, der den Eintritt eines als gewünscht bezeichneten 
Rechtserfolges begründet. Diesen Tatbestand zu erfüllen, be¬ 
darf es in jedem Falle einer gültigen Willenserklärung oder 
der Übereinstimmung der Willenserklärungen der Rechts¬ 
gegner (einseitiges Rechtsgeschäft — Vertrag), weiterer 
Merkmale dagegen nur in einem mit der jeweiligen Rechts¬ 
anschauung und dem Inhalte des jeweiligen Rechtsge¬ 
schäfts wechselnden Maße. Zu diesen weiteren Merkmalen, 
die den Eintritt der beabsichtigten Rechtswirkung also 
nie an sich und nur unter Umständen in Verbindung mit 
den Willenserklärungen herbeiführen, gehört neben anderen 
auch die Beurkundung. Heutzutage zum Beispiel kommt 
ihr neben der großen Masse der formlosen Verträge eine 
vergleichsweis geringe Bedeutung zu. Die Untersuchung 
des Wandels, welchem demnach die Rechtserheblichkeit 
der Beurkundung unterworfen ist, stellt eine der unentbehr¬ 
lichen Grundlagen der neueren Urkundenlehre dar. Sie ge¬ 
langte auf diesem Wege zu tieferem Verständnis der ur¬ 
kundlichen Angaben und des Beurkundungsgeschäfts als 
eines Ganzen wie seiner einzelnen Bestandteile und fand in 
der Trennung von Geschäfts- und Beweisurkunde für dies 
„Grundprinzip“ einen prägnanten Ausdruck. 1 ) 

Die Entwicklung des Urkundenwesens brachte es mit 
sich, daß die Angaben aller Urkunden rücksichtlich ihrer 
Beziehung auf Handlung und Beurkundung gleichmäßig be¬ 
handelt wurden, unbeschadet ihrer jeweiligen Rechtserheb¬ 
lichkeit in dem soeben bestimmten Sinne. Diese Bewegung 
machte sich vermutlich schon im 14. Jahrundert geltend, in 
der Reichskanzlei, den kurfürstlichen Kanzleien von Mainz, 
Brandenburg und Sachsen ist sie im Laufe des 15. Jahr¬ 
hunderts durchgeführt worden, s) Für die Kritik spätmittel¬ 
alterlicher Urkunden ist die erwähnte Trennung beider Grup¬ 
pen im wesentlichen, hinsichtlich der verschiedenen Bewer¬ 
tung ihrer Angaben, demnach ohne Bedeutung. Und die 
fortschreitende Abnahme ohne Beurkundung vollzogener 
Rechtsgeschäfte«) erscheint, so wichtig sie an sich ist, in 
diesem Zusammenhänge weniger belangvoll. 

Während die Abgabe der Willenserklärungen leicht 
mit Erfüllung unter Umständen neben der Beurkundung für 
den Vollzug eines Rechtsgeschäfts weiterhin erforderlicher 
Bedingungen, wie etwa der Vornahme gewisser rechtsförm¬ 
licher Handlungen, vereinbar ist, kann sie mit „Beurkun¬ 
dung“ — sei es im Sinne eines wesentlichen Merkmals des 
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hcl t , re l f r nC R n R . ech J&eschäfts, sei es im Sinne des herkömm¬ 
lich als Beurkundungsgeschaft bezeichneten tatsächlichen 
Vorgangs - naturgemäß besonders dann nicht unmittelbar 
verbunden werden, wenn die Zahl der gleichzeitig seitens 
eines Rechtsgegners angegangenen Rechtsgeschäfte bereits 

H CI R , PSt,< ;f en i 'f' w ' e ^' es ^ ei d er klirsächsischen Ver- 
waltung des 15. Jahrhunderts der Fall war. Wird demnach 
m. Abgabe der Willenserklärungen der Abschluß einer 
Beurkundung zu seinen Merkmalen zählenden Rechtsge- 
schafts; und damit eine ausreichende Begründung für den 
“ , c ). es . er strebten Rechtserfolgs nicht erreicht, so ist 
die rechtliche Bedeutung dieses Vorgangs der hier als 
Ubere,inku,nft“bezeichnet sei, in dermaleJeSgenV^ 
pfhchtuing der Rechtsgegner auf Erfüllung der noch aus- 
stehenden Bedingungen, auf Aushändigung und Annahme 
einer dem Inhalt der Übereinkunft entsprechenden Urkunde 
zu erblicken. 7 ) Das Rechtsgeschäft ist erst nach Expedition«) 
und Annahme der bestimmten Urkunde vollzogen 3 ) aber 
ihr s ubstratio) hegt mit der Übereinkunft in einer Fassung 
vor, die dem Grundsatze nach als endgültig zu betrachten ist 

Freilich bei erdrückender Überlegenheit eines der 
Rechtsgegner wurde die Erfüllung der noch ausstehenden 

MHiTl! Un R en i e ie I ZU e T r Macht - als zu einer Rechtsfrage. 

ittels Beurkundung des Anstel,lungsversprechens, Befri¬ 
stung und Verbürgung des Vollzuges suchten sich die Emp¬ 
fänger zu sichern, 77 ) die Aussteller hatten Verweigerung 
der Annahme zu besorgen. 73 ) Hierbei waren die Landes 
herren - wenigstens die wettinischen Kurfürsten - in der 
Regel nicht der leidtragende Teil. 73 ) Wenn diese Zustände 
auch nur gelegentlich einiger Rechtsgeschäfte deutlicher her- 
\ortreten: 4 ) jeder einzelne Fall eines solchen Kampfes 
um die Vollziehung läßt die rechtliche Bedeutung der bei- 
den unterschiedenen Zeitpunkte, des vorläufigen und des 
endgültigen Abschlusses des Rechtsgeschäftes klar erkennen 

Die Ermächtigung, das Beurkundungsgeschäft in die 
Wege zu leiten, oder der Auftrag, diese Ermächtigung zu 
übermitteln wurde wohl in der Regel noch an demselben 
läge erteilt, der den ersten Abschnitt des Rechtsgeschäftes 
zum Abschluß gebracht hatte.«) Diese, unter def Bezeich- 
nun K „Beurkundungsbefehl“ zusammengefaßten Anordnun¬ 
gen gingen aus vom Herrscher selbst oder von kommissa- 
nsch mit seiner Vertretung beauftragten Persönlichkeiten, 
vorzüglich den hohen Hofbeamten.«) Erlassen konnte sie 
nur, wer im Emzelfalle den erwähnten Abschluß herbeizu- 
fuhren berechtigt war. Mit ihrer Übermittlung dagegen konn¬ 
ten auch andere beauftragt werden, die sich gelegentlich 
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wieder Dritter bedienten. 17 ) Die Korruption der spätmittel¬ 
alterlichen Verwaltungsorgane endlich legte es mitunter 
den Empfängern nahe, die Übermittlung des Beurkungs- 
befehles in eigener Person zu erledigen oder von ihm ge¬ 
dungene Sollicitatoren wahrnehmen zu lassen. 18 ) 

Das Substrat der herzustellenden Urkunde kam der 
Kanzlei mit dem Beurkundungsbefehle zu. Die Art, in wel¬ 
cher dies geschah, Verlauf und Gegenstand der Verhand¬ 
lungen bestimmten seine jeweilige Beschaffenheit. Von die¬ 
ser wiederum hängt die im Einzelfalle verschiedene Aus¬ 
dehnung und Art der Kanzleitätigkeit 19 ) ab. Sie sei mit 
Rücksicht auf die unten erörterte Frage nach den Vorlagen 
der Registereinträge etwas breiter geschildert, als es für die 
hier verfolgten Zwecke erforderlich erscheint. Zur Ausarbei¬ 
tung von Protokollen, schriftlichen Anweisungen und Noti¬ 
zen mündlich erfolgter Beurkundungsbefehle stand das ein¬ 
schlägige Aktenmaterial zur Verfügung. Es war der Kanzlei 
in der Regel schon vertraut, da die Vorbereitung der Ver¬ 
handlungen, die Nachprüfung der Rechtstitel vorwiegend 
in ihrer Hand lag, und die Empfänger das Beweismaterial 
meist bei ihr einzureichen pflegten. 20 ) Bei Bestätigung oder 
Erneuerung älterer Urkunden beispielsweise konnte der Kon¬ 
zipist stets auf Vorurkunden zurückgreifen. Meist brauchten 
nur betreffs Empfänger, Datum und Zeugen neue Angaben 
eingesetzt zu werden. 2 *) Ihr Einfluß ist nicht selten über 
Jahrzehnte hinaus zu verfolgen. 22 ) Im übrigen arbeitete 
man nach bekannten Formen, 23 ) und der Kanzlei erschien 
diese Aufgabe nicht allzu schwierig. „Es ist gar schwer 
nicht“, bemerkt eine Glosse zu KO 1547, „nach den fornui- 
laren oder alten lehnnbrieffen neue zu machen“. 24 ) Ge¬ 
legentlich wurde die Reinschrift dann wohl in Angriff ge¬ 
nommen, ohne daß vorher ein Konzept entworfen war. 2 >) 
Stets konnte man davon absehen bei der Ingrossation sol¬ 
cher Urteile, die erst geöffnet wurden, nachdem sich die 
Verwaltung bei Hofe von einem Schöffenstuhle Rechts 
erholt hatte. Tenor und Begründung wurden wörtlich über¬ 
nommen, nur ein entsprechendes Protokoll und Eschatokoll 
hinzugefügt. 26 ) Abgesehen von den Fällen, in denen der 
Kurfürst selbst 27 ), hohe Hofbeamte oder Räte von Haus 
aus 28 ) die Entwürfe besorgten, lagen der Kanzlei bereits mit 
dem Beurkimdungsbefehle Konzepte dann vor, wenn die 
Natur des Rechtsgeschäftes eine Übereinkunft auf einen bis 
ins Einzelne festgelegten Wortlaut erforderte. Dabei ist zu 
unterscheiden zwischen Konzepten, mit deren Vorlegung 
Verhandlungen eröffnet wurden, 29 ) und solchen, die erst 
bei der Übereinkunft abgefaßt wurden. 30 ) In allen diesen 
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fehl'.«) Verschme,zen Beurkundungs- und Fertigungsbe- 

Der Fertigungsbefehl ordnet die Reinschrift des gehil 
l'gten Konzeptes an und ergeht von der stelle Ait •?T ' 
entsprechenden Kontrolle beauftragt ist Seine ReH ^ 

Rahmen des BeurkundungsgesdiMteVistdentnacR ^"doppelter 

Richtung bestimmt. Die Frage, welchen PersönliXden die 

Sr ndT deTiJeiten 0 " 26 ^ 68 ° b ' ag ’ hängt weni ^ns mittel- 

zu richten^Ltten t„ F ammen ’ T rauf diese ihre Prüfung 
d!« äÜ w j In Erwägung der rechtlichen Bedeutung 
des Abschlusses der Übereinkunft ist zu antworten daß die 

ÄS. F T + T ht dasSubstrat betreffen, sich demnach n^r 

fal e d ertdrteJ 6 Wd e " ier kanzl , ei S emäßen un<i den im Einzel- 
ie ei teilten Weisungen entsprechenden Abfassung des 

Konzeptes erstrecken konnte. Solange die Tät gkeft der 

Kanzlei „och nicht mit derjenigen kollegial orgLisierter 

regelmäßig und an bestimmtem Orte tätige? Organe eng ver’ 

d e P nh' St ’ - i' ege " dlC Verhältn 'sse nur dann anders wenn 
sehr“, ht reuist, mmung der Willenserklärungen infolge be- 
schrankter Testierfähigkeit des Ausstellers nur mit dg auf 

rnd e diet en „ B a e c d h ,n C g BiUi ^ er ^n konnte, 

Kursachsen ist dies nicht der Fallgewesen -) und 
zweitens wenn der Inhalt der Übereinkunft, sei es auf recl t 
hehern oder gewaltsamem Wege, einer Beschränk?,h? 

— "a usna!' g U n| rZ °f n i° der aber S'änzhch beseitigt ^vurde 
Ausnahmefalle, die bei einer begrifflichen Abgrenzung 
nicht zu berücksichtigen sind. 3 -*) ^ J ^ 

Konz^L^" u ei f n Auf e aben . di e mit der Prüfung des 

betreffend T f" TT’ konnte > rein technische Dinge 
effend die erste der Kanzlei selbst überlassen bleiben 

D e “rr“ vor Reinschrift S ",|eä«n 
Ui 5 a ei * e dagegen erforderte, wie die beträchtlirhp \ 
spatmittelälterlicher Kanzleifälschungen 33 ) erweist einen Ein 
griff m das Beurkundungsgeschäft SolLTr noch vor d"; 

Ingrossation erfolgen, so mußte er für dessen regelmäßige 
Abwicklung ein bedeutendes Hemmnis bilden. Die umfr- 
. •'? ?°‘ 1ze Pt e liefen auf, wurden dann auf einmal geneh- 

we?de n > i k Am T r , lan f am «grossiert und volfzogen 
v\ erden. 31 ) Am kursachsischen Hofe hat man denn auch 
sov.el ersichtlich von einer solchen Regelung abgesehen « 

D, e Kanzle, un angedeuteten Sinne zu überwachen genügte 
^ mit der Prüf»* der ReiSA't"v? ? 
hutiden war. 38 ) Diese wurde je nach der Wichtigkeit der 
betreffenden Urkunde von den Herrschern selbst oder ihren 
Raten, vor oder nach der Besiegelung vorgenommem Ei" 
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genauerer Einblick in diese Dinge läßt sich bei der Beschaf¬ 
fenheit des zur Verfügung stehenden Materiales leider nicht 
gewinnen. 39 ) Doch dürften die ältesten auf das Beurkun¬ 
dungsgeschäft bezüglichen Bestimmungen der wettinischen 
Ordnungen ein Bild bieten, das i. a. für die hier behandelte 
Zeit zutrifft. Die Prüfung des Konzeptes war der Kanzlei 
in jedem Falle überlassen, „vorbeschiedt ader sunst geringe 
Sachen" anlangend, stand ihr die Überwachung des ge¬ 
samten Beurkunduugsgcschäftes zu. Der Ausgang ist vor 
seiner Beförderung im Rate zu verlesen. «) 

Die Aushändigung der vollzogenen Originale wird wie 
in anderen Kanzleien Erlegung der Gebühren zur Bedingung 
gehabt haben, konnte jedoch gelegentlich auch vorher er¬ 
folgen.«) Für die Beförderung hatten die Empfänger selbst 
zu sorgen. Sache der am Hofe gehaltenen laufenden und 
reitenden Boten war nur die Übermittlung solcher Schrift¬ 
stücke, an deren rechtzeitiger Zustellung den Fürsten persön¬ 
lich oder der Verwaltung bei Hofe etwas gelegen war.«) 
ln Einzelfällen mögen die Boten für diesen oder jenen Emp¬ 
fänger Aufträge ausgeführt haben.«) Auslieferung über an 
drittem Orte ansässige Agenten«) kannte die kursächsische 
Kanzlei nicht. 


3. Datierung und Itinerar. 

Wird nicht das Urkunden- und Kanzleiwesen in seiner 
Gesamtheit, sondern nur die Kanzleitätigkeit in ihren Grund¬ 
zügen zu schildern beabsichtigt, so ist die Frage nach dem 
Verhältnis zwischen urkundlichem und tatsächlichem lti- 
nerar nur zu behandeln, soweit ihre Lösung die Bedingun¬ 
gen erkennen läßt, unter denen die Kanzlei zu arbeiten hatte. 
Zur Untersuchung steht demnach die Entwicklung, welche 
schließlich zur Herausbildung fester Amtssitze und einer un¬ 
abhängig von der Gegenwart des Landesherren in seinem 
Namen ausgeübten Regierungstätigkeit geführt hat. 

Vorerst ist die Bedeutung klarzustellen, welche die 
Kanzlei den Orts- und Zeitangaben der Urkunden beimaß. 
Es entspricht dem Zerfall der alten Datierungsformeln, deren 
einzelne Wendungen im Laufe der Zeit größtenteils ihre ur¬ 
sprüngliche Bedeutung verloren, daß die Datierung der spät¬ 
mittelalterlichen Urkunden weitgehend vereinfacht und ver¬ 
einheitlicht wurde. 1 ) Geschäfts- und Beweisurkunden fan¬ 
den wie erwähnt eine gleichmäßige Behandlung, man bezog 
die Orts- und Zeitangaben einer Urkunde nicht mehr auf 
verschiedene Vorgänge und verband „mit dem Datum einen 
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ganz festen Zeitpunkt in der Reihenfolge der Einzelacte 
welche das Gesamtgeschäft ausmachten“. Freilich um ein 
regelmäßiges, sorgfältig und folgerichtig durchgeführtes Ver- 
fahren handelt es sich nicht — aber an der Absicht kann bei 
aller Berücksichtigung von Willkür und Unregelmäßigkeit 
nicht gezweifelt werden. 2 ) s 

Am einfachsten wird der fragliche Zeitpunkt gefunden 
durch Ausschließung der verschiedenen Stufen des Beur- 
kundungsgeschäftes mit Hilfe solcher Schriftstücke, die nicht 
nachträglich datiert sind und nachweisbar den Niederschlag 
eines bestimmten seiner Abschnitte darstellen. 3 ) Auf die 
Datierung der ausgegebenen Originale (nie nachgetragen 
gelegentlich unvollständig), besiegelt oder unbesiegelt ver¬ 
bessert zurückbehaltener Ingrossaturen und der Konzepte 
naher einzugehen erübrigt sich. 1 ) Denn datierte Vorlagen 
der Konzepte erweisen, daß nur noch ein Zeitpunkt in Frage 
kommen kann, der vor dem Fertigungsbefehle liegt. Nieder¬ 
schriften von Beschlüssen, welche die Kanzlei durch Sende¬ 
briefe den Empfängern mitzuteilen hatte, sind datiert, mit 
Beurkundungsbefehl versehene Protokolle enthalten aus¬ 
drücklich eine Anweisung, wie der „brief darober“ zu da¬ 
tieren sei. Eigenhändigen Präsentationsverzeichnissen der 
Lehenträger wurde ein Datum beigefügt, das im Konzept 
wiederkehrt. 6 ) Die Reinschriften von Urkunden, die in lan¬ 
desherrlichem Interesse zu vollziehen waren, schickte die 
Kanzlei mit unvollständigem Eschatokoll und Angabe des 
einzusetzenden Datums an die betreffenden Stellen. 6 ) Bei 
einem Wechsel von Herrschaftsrechten endlich wurde eine 
so große Anzahl von Urkunden „gegeben“, 1 ) daß ihre 
gleichzeitige Herstellung und Vollziehung unmöglich er- 
scheint 8 ) Zwischen der Möglichkeit einer Beziehung auf 
die Übereinkunft, auf die Erteilung oder Übermittlung des 
Beurkundungsbefehles steht die Entscheidung allerdings häu- 
fig offen. Berücksichtigt man die rechtliche Bedeutung die¬ 
ser Vorgänge für den Eintritt des erstrebten Rechtserfolges 
so muß sie zu Gunsten der Übereinkunft getroffen werden! 
uelegentlich kann eine solche Beziehung einwandfrei nach- 
gevviesen werden. So z. B., wenn der Aussteller eine Urkunde 
unter demselben Datum vollzieht, unter welchem er dem 
Empfänger eben diese Vollziehung — naturgemäß wesentlich 
früher — urkundlich zugesichert hatte. 3 ) Da wenigstens die 
beiden ersten der soeben erwähnten Vorgänge meist am 
selben Tage erfolgten, vermag dies in begrifflicher Hin¬ 
sicht freilich nicht völlig befriedigende Ergebnis den prakti- 
schen Anforderungen i. a. zu genügen. In der eigentümlich 
gefaßten Datierung eines Registereintrages: „actum et com- 
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missum“ findet es einen treffenden Ausdruck. Die kur¬ 
sächsische Kanzlei pflegte die Orts- und Zeitangaben ihrer 
Urkunden in der Regel allein auf den Zeitpunkt zu be¬ 
ziehen, an welchem eine Einigung über das Substrat der 
Urkunde erzielt war, und der Aussteller in der Regel den 
ersten Schritt zur Vollziehung tat. 10 ) 

Da zur Kontrolle des urkundlichen Itinerars Material in 
genügendem Umfange zur Verfügung stellt, 11 ) kann die 
Frage, ob der tatsächliche Aufenthalt des Ausstellers den An¬ 
gaben der betreffenden Urkunde entspricht, grundsätzlich 
bejaht werden. 12 ) Selbst wenn er an einem. Tage mehrere 
Plätze berührte, folgt die Datierung der Urkunden, die über 
gleichzeitig eingegangene Rechtsgeschäfte ausgestellt sind, 
auf das genaueste dem tatsächlichen Itinerar. Festzustellen 
ist allerdings eine immerhin beträchtliche Zahl von Un¬ 
stimmigkeiten, 13 ) die sich nur mit einem Hinweis auf die 
erwähnten Mängel unserer Kenntnis über die Orts- und 
Zeitangaben oder der Annahme erklären lassen, daß im 
Einzelfalle objektiv unrichtige Angaben vorliegen. In deren 
Erklärung ist vor allem an Irrtiimer der Kanzleibeamten in¬ 
folge mündlicher oder schriftlicher, aber mangelhaft datierter 
Übermittlung des Beurkundungsbefehls zu denken. 14 ) Zu 
der Regel darf jedoch nicht an der Zuverlässigkeit des ur¬ 
kundlichen Itinerars gezweifelt werden. Denn sie wird nicht 
durch die Widersprüche beeinträchtigt, die eine Folge da¬ 
von sind, daß unabhängig von der Anwesenheit des Aus¬ 
stellers in mannigfachen Formen Übereinkünfte abgeschlos¬ 
sen, Beurkundungsbefehle erlassen werden konnten. 

Sollten Verträge am dritten Orte oder in der Heimat 
eines der Rechtsgegner abgeschlossen werden, so begnügte 
man sich unter Umständen mit der Entsendung bevollmäch¬ 
tigter Vertreter, die häufig Siegelstempel und Blankette mit 
sich führten. Nur von Fall zu Fall wird hier von dem Be¬ 
treffenden die Ermächtigung erteilt, seinen Namen in der 
intitulatio einer Urkunde aufzuführen und sie durch sein 
Siegel oder eine entsprechend erweiterte Fassung der Be¬ 
glaubigungsformel bekräftigen zu lassen. 15 ) Anders, wenn die 
rechtliche Entscheidung de iure nicht von einem einzelnen 
ausging. Neben demjenigen, der sie de facto traf, wurden 
alle Persönlichkeiten, die zu ihm in einem entsprechenden 
Verhältnisse standen, unbeschadet ihrer Abwesenheit und 
ohne daß in jedem Falle die Ermächtigung hierzu ergehen 
mußte, bei Beurkundung aller in Betracht kommender 
Rechtsgeschäfte an den erwähnten Stellen des Proto- und 
Eschatokolls berücksichtigt. 16 ) Eine nähere Besprechung dieser 
Fälle würde gute Einblicke in den Mechanismus des diplo¬ 
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matischen Verkehres und in solche staatsrechtliche Verhält¬ 
nisse gewähren, die sich auf anderem Wege nicht befriedi¬ 
gend klaren lassen”) — zum Verständnis der verwaltungs- 
geschichtlichen Reformen des ausgehenden Mittelalters je¬ 
doch nicht beizutragen vermögen. 

Es entspricht der verhältnismäßig niedrigen Stufe sozial- 
geschichtlicher Entwicklung, auf welcher sich die wettini- 
sclien Territorien im 12. und 13. Jahrhundert befanden daß 
che Landesherren mit ihrem nicht allzu umfangreichen Hofe 
vo !J zl \, z ' e hend auf ihren Schlössern und Klöstern 
zeitweilig ihr Lager aufschlugen und Regierungshändlun- 
gen Vornahmen. 18 ) Dabei geht eine Abneigung gegen mittel¬ 
bare Wahrnehmung nicht derivierter Regierungsbefugnisse 
Hand in Hand mit der Tatsache, daß ihre unmittelbare 
Ausübung tatsächlich noch durchzuführen war. Dies wiede¬ 
rum erforderte einen häufigen Aufenthaltswechsel der Lan¬ 
desherren, der andererseits durch die Unmöglichkeit bedingt 
wurde, eine größere Anzahl von reimen Konsumenten län¬ 
gere Zeit an einem Orte zu ernähren. Eine Folge der er¬ 
wähnten Anschauung aber war es, daß die Geschäfte ruh¬ 
ten, wenn Ereignisse kriegerischer oder friedlicher Natur 
den Landesherren in die Ferne führten. 19 ) 

Seit dem Ende des 13., allenthalben seit Mitte des 14. 
Jahrhunderts wird in den deutschen Territorien eine straf¬ 
fere Organisation der Verwaltung bemerkbar. Voran ging 
die Ausbildung der am Hofe konzentrierten Verwaltungs 
Tätigkeit, nicht minder wichtig war der Ausbau der ört¬ 
lichen Verwaltungsstellen. Ihn nahm man i.n Kursachsen 
erst nach den Stürmen der Hussitenkriege, und nachdem der 
Einfluß mächtiger Adelsgeschlechter gebrochen war in An¬ 
griff. Vor allem in Dingen der Justiz hatte die Durchführung 
eines festen Instanzenzuges freilich große Schwierigkeiten 
zu uberwinden. 20 ) Hier war das Bedürfnis, sich an den Für- 
sten persönlich zu wenden, noch lebendig. So sah sich 
der Landesherr, um den Bedürfnissen seiner verschiedenen 
Lander und Landesteile zu genügen, noch immer genötigt 
seine Tätigkeit von Ort zu Ort zu verlegen. ’ 

Mit der wirtschaftlichen und geistigen Entwicklung 
fortschreitend, hatte sich unterdeß das Hofleben auf breb 
terer Grundlage entfaltet. 2 *) Jetzt konnte der gesamte Hof 
nicht mehr den Fürsten auf Reisen außerhalb des Landes 
begleiten und verlor — dies ist das wichtigste — auch inner¬ 
halb der Territorien viel von seiner Beweglichkeit, die dem 
Landesherren selbst und seinen Räten 22 ) aus den angedeuteten 
Gründen noch unentbehrlich war. Die Hofhaltung ver- 
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schlang schon an und für sich weit größere Summen, als 
bei der Höhe der regelmäßigen Einkünfte zu ver¬ 
antworten war. Zur Zeit ihres größten Einflusses hatten 
die ständischen Kreise deshalb dem Landesherren schwer¬ 
wiegende Zugeständnisse in dieser Richtung abgenötigt. Der 
Kurfürst mußte die Aufnahme eines Artikels in den Cobur- 
ger Vertrag (1439 V.) verwilligen, der besagte, daß er 
„leger habin und hoff Halden“ solle „nach bequemlickeit... 
doch also, das er sal setczen lassen sinen u. siner gemaheln h'ofe 
nach erkentniss der... Rete u. wie die also gesaczt werden, 
dabey sal er es bliben lassen und nicht mer hofgesindes 
vfnemen, ubermessige koste v. zcerung zcu uermyden“. 28 ) 
Damit war freilich nur die eine Seite des Problems berührt. 
Auch in diesem Punkte hat Friedrich II. späterhin, als sich 
seine Stellung nach dem Bruderkriege bedeutend gefestigt 
hatte, den entscheidenden Schritt getan. Im Zusammen¬ 
hänge mit seiner Reform der Lokalverwaltung und des Hof¬ 
lebens — von ständischen Einflüssen ist hier nichts zu 
spüren — bestimmte er 1456 Torgau, Meißen und Leipzig 
auf je 17 Wochen jährlich zum Lagerplatze des Hofes 24 ) 
u. a. auch in der Absicht, die beträchtlichen Kosten ein¬ 
zuschränken, die eine allzu häufige Übersiedlung verursachte. 
Die Schwierigkeiten solcher Überführungen des Hofes und 
die vergleichsweis' geringen . Mittel, die der kurfürstlichen 
Verwaltung dafür zur Verfügung standen, erhellen deutlich 
aus dem 1463 II 21 an den Dresdener Rat erlassenen Befehl, 
seinen „bedackten wayn“ nach Torgau zu senden, um bei 
dem üblichen Frühjahrswechsel des Hoflagers die Hof¬ 
jungfrauen nach Meißen zu befördern. 25 ) Etwas durchaus. 
Neues brachte freilich diese Ordnung nicht. Der Winter¬ 
aufenthalt in Torgau ist zu den Jahren 1454 und 1455 be¬ 
legt, und auch damals schloß sich bereits das Meißener 
„Fastenlager“ an, von dem schon 1451 als etwas Bekanntem 
gesprochen wird. 26 ) Beweglicher ist der Hof aus nahelie¬ 
genden Gründen während des Bruderkrieges gewesen; von 
Weihnachten 1448 bis zum 18. Dezember 1449 zum Bei¬ 
spiel — für diese 12 Monate sind fast ununterbrochene Auf¬ 
zeichnungen erhalten — wechselte er sechsmal den Ort.- 7 ) 
Die Bestimmungen von 1456 sind in viel weitgehenderem 
Maße eingehalten worden, als man — wohl infolge ungenü¬ 
gender Unterscheidung zwischen Aufenthalten des Fürsten 
und des Hofes — bisher hat wahrhaben wollen. 28 ) In den 
Jahren 1458/63 wurde das Torgauer Winterlager regelmäßig; 
im November bezogen und um Aschermittwoch fast auf 
den Tag genau mit dem Meißener vertauscht. Nicht nach¬ 
weisbar sind dagegen Leipziger Aufenthalte des Hofes, der; 
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beispnelsweise 1461 statt dessen von Meißen (II 20—V ?5V 
nach Roch htz verlegt wurde, wo er mit Ausnahme eines 
einmonatlichen Aufenthaltes in Schellenberg (IX 9_X 2t 

(XI "6^ver ^ bS5. S ) gemäß ' , ' ^ T ° r e a “ er La ^ 

Unter Kurfürst Ernst verschwinden Torgau und Meißen 

er' seine Hoff'^ ^ Hof ' a & ers ' Tor g au hat späterhin, als 
seine Hofhaltung von der kurfürstlichen getrennt hatte 

Mft 0 Og f Albre £ ht z “ m Aufenthalte gewählt. Meißen wurde 
469 auf ge& e ben, der Umbau der (Albrechts)burg ist als 
einer der Beweggründe dafür zu nennen. *o) Bis zum Tode 
Herzog Wilhelms von Thüringen (1482 IX 17) war Dresden 
die Residenz des kurfürstlichen Hofes, dessen Anwesenheit 
für d, e zweite Hälfte des Jahres 1474 (seit Juli 9) und die* 
letzten fünf Jahre von Ende November 1477 bis Anfang- 
£entlirh r H82 b £ Cgt ' St ' 31) L*em entsprechend heißt es ge° 
2 1' h c T 5 ,. ku ™™ Schel 'enberger Aufenthalts von 
Juni bis September 1475 bereits: „wann wir dann zcur zcyt 
in vnssern gewonlichen hoff mit lager nicht waren“ m) Der 
Anfall Thüringens führte dann zu einer vorübergehenden 
Ubers.edlung des Hofes nach Weimar, das man im August 
1483 wieder verließ. 33 ) „Quasi in confinibus utriusque pro- 
provmciae 31 ) gelegen, erschien Leipzig, wo dann auch das 

technischen f r ,er - C d t tagte .’,T aUS hinerpolitisch-verwaltungs- 
technischen Cirunden weit besser geeignet. Hier weilte der 

e ,r, f e ^ de i ahr ? her c ’.. der Leipziger Rat notierte im 
Au g ust 1483 die Ausgabe für ein Ehrengeschenk zu der 
hauss haldung i. g. wessenlich hofes, den i. g. al’hier zu 
halden angefangen haben.“ ae) Unklar werden Verhält- 
nisse seit Aufgabe des Leipziger Lagers Ende Juli 1484 
Für diese letzte Zeit vor der Landesteilung sindnur zwei 
längere Aufenthalte in Dresden (1484 VIII 8 — IX 30) und 
Coburg (1484 X 17 — XI 23) zu belegen. ° 

So konnte sich seit den siebziger lahren der Begriff 
eines „gewöhnlichen“ oder „wesentlichen“ Hofes herfus- 
bilden. Sparsamkeitsgründe hatten den Anstoß gegeben Da¬ 
mit sich aus diesem ständigen Hoflager die spätere'feste 

C'i'tli/SC T'Tv, 'Ci SitZ sämtli ' her Zentralbehörden 
tu ickeln konnte bedurfte es noch weiterer Umstände. In 

Abwesenheit des Landesherrn hatte, wie bereits erwähnt in 

i/v rer iV-n e eM dle , Regieningstätigkcit geruht. So lagen 

Obw V nhl h H tn n Se v, a - ,Ch t. n0Ch Unter Friedrich dem Streitbaren. 
Obwohl die böhmischen Feldzüge, zahlreiche Reisen an den 

Böhme h n° f Vw l'! ld anderen Tagen ihn nach Schlesien, 

i n i° terr -x Ich ’ Un & arn und häufig nach Süddeutsch¬ 
land führten, seit 1417 kein Jahr verg-ino- «lq S ihn nicht auf 
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Monate aus seinen Ländern entfernte, hat er, soviel wir 
sehen können, Vertreter nie zurückgelassen. Die Vertretung 
lag in den Händen seiner tatkräftigen Gemahlin Katharina. 
Aber auch die Kurfürstin war nicht berechtigt, in Ab¬ 
wesenheit Friedrichs Rechtsgeschäfte abzuschließen, wie sie 
ausdrücklich in einem Antwortschreiben betont, das ihr 
Bedauern darüber ausdrückt, einem Gesuche um Erneuerung 
eines augenscheinlich von ihr ausgestellten Geleitbriefs nicht 
stattgeben zu können: „als habin wir das fürder hinder 
unserm hem nicht macht zcu thunde, sondern das wir sie 
vor geleitet haben, das habin wir durch uwir bethe u. uwern 
willen getan und können des fürder nicht gethun“. 31 ) Sie 
hat nur unbedingt erforderliche Mandate — und zwar in 
ihrem eigenen Namen — ausgehen lassen. 38 ) Im übrigen 
konnte nur eine einzige in Abwesenheit Friedrichs ausge¬ 
stellte Urkunde nachgewiesen werden: der Bestätigungsbrief 
für Herold Johann Meißnerland (von 1427 Vfll 7 Meißen). 39 ) 

Friedrich der Sanftmütige herrschte bis 1445 gemein¬ 
sam mit seinen Brüdern, von denen nur Herzog Wilhelm re¬ 
gierungsfähig wurde. Zu einer gegenseitigen Vertretung der 
Brüder, wie sie zur Zeit ihres Einvernehmens bei Kurfürst 
Ernst und Herzog Albrecht üblich war, ist es nicht gekom¬ 
men. Nach dem Tode seines Oheims Friedrich des Fried¬ 
fertigen (1440 V 4) wurde dem jungen Herzog die Verwal¬ 
tung Thüringens in verhältnismäßig selbständiger Stellung 
überlassen, 40 ) und seit dem Altenburger Vertrage von 1445 
war der Kurfürst wiederum ganz auf sich selbst angewiesen. 
Von 1430 an sind Urkunden erhalten, die während seiner 
Abwesenheit unter seinem Namen in der Heimat ausgestellt 
wurden. Dazu kann seit 1438 die Zurücklassung von Räten 
nachgewiesen werden, allein bis 1453 in neun Fällen. 41 ) 
Aber noch haben diese Vertreter keinen bestimmten Auf¬ 
enthaltsort — sie begegnen in Grimma, Leipzig, Meißen und 
Wittenberg — erst 1456 war ja das Flofleben einer festeren 
Regelung unterzogen worden, der Begriff eines wesentlichen 
Hofes kaum eben im Entstehen. 

Dies änderte sich unter Kurfürst Ernst. Des öfteren, 
etwa während seiner Romreise (1480 II—V), ist er von Her¬ 
zog Albrecht vertreten worden, der dann meistens in Dres¬ 
den weilte. 42 ) Seit 1475 aber hören wir es bei entsprechen¬ 
der Gelegenheit immer öfter ausgesprochen, daß der Landes¬ 
herr nicht in seinem gewöhnlichen Hofe mit Lager zu¬ 
gegen sei. Während der Quedlinburger Kämpfe im Sommer 
1477 entfalteten Georg v. Schleinitz und Johann v. Mergen- 
tal, besonders aber Graf Heinrich v. Gera und Hofmeister 
Dietrich v. Schönberg im Sommer 1481, als der Kurfürst 
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und Herzog Albrecht auf dem Nürnberger Tage weilten be- 
bere.ts eine rege: Tätigkeit. Dresden, wo seit Beg nn der 

Und u m r u H ° f “»Verbrochen lagerte, war Ihr Sitz 
Und bis November 1482 ist von den Anwälten ausschließl eh 

IHÄ n bÄ” d V W ? e "- S 

ment fest begrenzt. Von der sich jeweils ändernden Saeh 

läge, der mutmaßlichen Dauer der Entfernungen des Für 

, d S r , Wicl T isrkeit des Einzelfaltes, dem TS der Per 

Z I ■ ?"’ f S* "" den Hof »“deten, hing es ab ob 
die Anwälte auf Grund allgemeiner zurückgelassener Wei- 

konnten «7 Ents , ch ? idu "2 im Einzelfalle selbständig treffen 

ten die FinHuffd 6 " 16 ^ so " dere Anweisung ein holen muß- 
ten, die Einlaufe dem Fürsten zuschickten, sie gänzlich er- 

Riickknnft^üireT'Vf 1 den ’ d '" c , Angelegenheit werde bis zur 
Rückkunft ihres Herren ruhen. Ebenso steht es um die 

Tn den F,W emIa “ fende und ausgehende Korrespondenz 
an den Fürsten oder seine Vertreter adressiert unter 

od er ihren Namen und Siegeln ausgefertigt und 

intitul? 6 f htSg w S K ha - ftC l . n der ub,ichen Weise oder abweichend 
1 • 1 7 Und bcS ', ege te Erkunden ausgestellt wurden. 43 ) Bis 

gelangf und a ^ deu f <et . e Entwicklung noch nicht zum Ziele 
g langt und hat auf die Arbeitsbedingungen der Kanzlei 
noch keinen günstigen Einfluß auszuüben Vermocht Noch 
unter Herzog Moritz wußte die gemeine Kanzlei bitter 
genug über die unwürdigen und ihrer Tätigkeit so abträg¬ 
lichen Zustande Beschwerde zu führen. 44 ) g 

Während der Hof im Laufe der 70er Jahre einen höheren 
9 ad . Von Seßhaftigkeit erlangt hatte, mangelte diese der 
Kanzlei noch immer in beträchtlichem Maße. Nur selten 
.aren ihre Mitglieder vollzählig vereinigt. Da die Stelle 
eines dem Landesherren persönlich beigeordneten Sekretärs 
erst spater geschaffen wurde, brachte jede seiner Entfernun- 

hald T C ^ emunderun & der Arbeitskräfte mit sich. Und so¬ 
bald die Reise zu wichtigen Verhandlungen führte wurde 
der Kan zlei verband gänzlich gesprengt. Die tüchtigsten 
Schreiber und Sekretäre begleiteten mit den benötigten 
Aktenstücken den Fürsten, nur der Rest stand den zurück 
gelassenen Anwälten zur Verfügung.**) Deren Tätigkeit mußte 
dam, naturgemäß hinter der üblichen znriklrtrefen gTelcl 
gültig, wie groß im Einzelfalle der Umfang der ihnel ein- 

der ra Rür7keh efUg f niSSe u^f r : Um SO mehr mußte dann nadl 
^ tr R r n kehr - aUfgearbeitet werden - Die Sorgfalt ließ dabei 
eiklarlichervyerse nach. So wurde bald dieser, bald jener 

H°7nd E - r 7? ,ch< T Arbeit abgerufen, die beständig von einer 
» d,nd,e a '7 ere oft stockend, oft übereilt erledigt 
wurde. Der völlige Mangel inhaltlicher Arbeitsteilung 43 ) war 
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gleichermaßen Grundlage wie Folge dieser Verhältnisse und 
konnte erst mit ihnen zusammen überwunden werden. 
Folgte endlich die gesamte Kanzlei mit dem Hofe oder ohne 
diesen den Fürsten, so wurden die genannten Nachteile aller¬ 
dings vermieden. Aber in diesen Fällen mußte der gesamte 
schwerfällige Registraturapparat in Bewegung gesetzt wer¬ 
den. Die Wirkung war nicht minder schädlich. So standen 
einer ordnungsgemäßen Abwicklung der Kanzleigeschäfte 
Hindernisse gegenüber, die selbst angespannteste und pflicht¬ 
besorgteste Arbeit nicht beseitigen konnte, ln besonders 
hohem Maße mußte sich die Ungunst der Verhältnisse bei 
der Führung jener Geschäftsbücher auswirken, die ihrem 
Zwecke nur im Falle regelmäßiger, laufender Buchung völlig 
zu entsprechen vermochten. 
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II. Die Geschäftsbücher. 


1. Begriff und Übersicht. 

Bereits im 14. Jahrhundert hatte die wettinische Kanz¬ 
lei unter Konrad von Kirchberg jene Entwicklungsstufe er¬ 
reicht, als deren Kennzeichen eine bis zu laufender Buch- 
fuhrung gesteigerte Schriftlichkeit anzusehen ist. i) Die man- 
mg achen Gründe, die im Laufe der Zeit in dieser Richtung 

n S n d SC !r 0n d r es °j teren klargelegt, die Bedeutung 
dieser Quellctigättung für die Geschichte des politischen wie 
zustandhchen Lebens, für die historische Statistik und nicht 
zuletzt für den Gang der territorialen Verwaltungsgeschichte 
ist bereits genau erkannt und befriedigend dargestellt wor¬ 
den. Insbesondere ist Neudeggers zu gedenken, der auf 
Grund umfassender Behandlung des gesamten schriftlichen 
r i Ied x^ r ®f h agi V, eines bestimmten Verwaltungskreises die 
Identität von Registratur- und Behördenentwicklung klar for¬ 
muliert ins rechte Licht stellte und als erster den Versuch 
einer erschöpfenden Systematik unternahm, die alle Ver¬ 
treter dieser Quellengattung berücksichtigen sollte. 2 ) Frei¬ 
lich geschah dies auf Kosten der diplomatischen Begriffs- 
lldung mit deren Auflockerung, ja Aufhebung er über¬ 
raschenderweise mehrfach Anklang gefunden hat. Eine all¬ 
gemeine Erörterung dieser Frage ist deshalb auch bei Be¬ 
handlung einer territorial begrenzten Gruppe von Geschäfts¬ 
büchern — schon im Interesse eines reinlichen Sprachge¬ 
brauchs — nicht zu entbehren. 

Ars discernendi vera et falsa, bedarf die Urkundenlehre 
zu angemessener Begriffsbildung auch in diesem Punkte 
einer rein quellenkritischen Grundlage. Damit ist die Ein¬ 
teilung des gesamten Kreises der Abschriftsammlungen nach 
der Herkunft ihres Inhalts von selbst gegeben. Dabei wur- 
den unter „Register“ alle diejenigen zusammengefaßt, die 
auf Veranlassung des Ausstellers entstanden sind. Die vor¬ 
züglich von Bresslaus) unter eingehender Begründung nach¬ 
gewiesene Tatsache, daß — mit Ausnahme der auch in die 
Register aufgenommenen Kanzleifälschungen — hinsicht- 
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lieh der Glaubwürdigkeit der in ihnen enthaltenen Abschrif¬ 
ten nur den Registern völliges Vertrauen entgegengebracht 
werden darf, hat diese Hauptunterscheidung der Abschrift¬ 
sammlungen gerechtfertigt: „Register“ und „Kopial“ gegen¬ 
über ist tatsächlich eine verschiedene kritische Einstellung 
geboten. 4 ) In diesem Sinne fand Bresslaus Begriffsbestim¬ 
mung nahezu einstimmig Anerkennung. 5 ) Nur Redlich, der 
sie im übrigen besonders streng angewendet wissen wollte, 
entzog diesen auf rein diplomatischem Weg gewonnenen 
Begriffen ihre Grundlage, indem er auf einen methodischen 
Unterschied „kaum ein Gewicht“ glaubte legen zu sol¬ 
len. 5 ) Die Einwendungen kamen von anderer Seite. Einer 
von archivalischem und verwaltungsgeschichtlichem Stand¬ 
punkt aus angestrebten Gliederung schien sich diese Ter¬ 
minologie nicht fügen zu wollen. Mochte für die Urkunden¬ 
forschung der Ursprung der gebuchten Vorlagen das maß¬ 
gebende Kriterium bleiben — die Kanzleiforschung glaubte 
den Begriff der „Currentbenützung“ oder Eigenschaft als 
Kanzleimittel an dessen Stelle setzen zu müssen. 7 ) Gewiß 
war mit dem Begriff des „Kanzleimittels“ eine sehr wichtige 
Beobachtung in den Mittelpunkt gestellt, ohne die ein ge¬ 
nügendes Verständnis bestimmter Gruppen von Abschrift¬ 
sammlungen unmöglich ist. Diese erneut und in anderer 
Weise, als es seitens der Urkundenforschung geschehen ist 
und geschehen konnte, in zwei Hauptgruppen zu gliedern, 
war also ebenso berechtigt wie notwendig. Unberechtigt da¬ 
gegen und unbedingt abzulehnen ist die Benutzung der be¬ 
reits von der Urkundenlehre zur Bezeichnung eindeutig 
bestimmter Begriffe in Anspruch genommenen Wörter Regi¬ 
ster und Kopial zur Kennzeichnung einer Unterscheidung, 
die von ganz anderen Gesichtspunkten aus erfolgte. Die 
quellenkritisch-diplomatische und die verwaltungsgeschicht- 
lich-archivalische Einteilung decken sich keineswegs. Hier 
erscheint — um zur Veranschaulichung ein Beispiel anzu¬ 
führen — die Buchung des Einlaufs unter „(Einlaufs)-Regi- 
ster“ — dort unter „Kopial“. Wendungen wie diejenige 
Biers, man werde an der Grundlage von Bresslaus Be¬ 
stimmung „gleichwohl festlialten können, wenn man sich 
nur entschließt, ihr für die Zwecke der spezifischen Kanzlei- 
forschung... eine größere Dehnbarkeit zuzugestehen“, 8 ) 
können über den wahren Sachverhalt nicht hinwegtäuschen. 
Hier handelt es sich nicht um Ausdehnung, sondern Auf¬ 
hebung. Schon an sich bedenklich, ist dies Verfahren, mit 
' ein und demselben Wort zwei Begriffe zu verbinden, die 
sich so wenig decken, in dem vorliegenden Falle um so 
weniger zu rechtfertigen, als eine Nötigung dazu überhaupt 
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nicht besteht. Denn ohne jeden Mißbrauch des diplomati¬ 
schen Sprachgebrauchs können die als „Kanzleimittel“ die¬ 
nenden Abschriftsammlungen allen übrigen gegenüberge¬ 
stellt werden, wenn man sie unter der Bezeichnung „Ge¬ 
schäftsbücher“ zusammenfaßt. So wird den Bedürfnissen der 
Kanzleiforschung unter Vermeidung jeglicher Verwirrung 
vollauf Genüge getan. Versteht doch auch Richter, der sich 
Neudegger anschloß, unter „Register“ „die in der Kanzlei 
geführten Geschäftsbücher“. 9 ) Warum sie dann nicht einfach 
als solche bezeichnen? Auf die im einzelnen von einander 
abweichenden Ansichten der Gegner Bresslaus, die teils auf 
falschen Voraussetzungen beruhenden Einwände, auf Wider¬ 
sprüche und mancherlei Schwierigkeiten, zu denen ihre Stel¬ 
lung sie führt, kann hier nur kurz eingegaugen werden. All¬ 
gemein beruft man sich mit Neudegger auf den weitergehen¬ 
den Sprachgebrauch des Mittelalters, demzufolge unter „Re¬ 
gister“ jede Reihe zu verstehen ist. 10 ) Sollte für wissenschaft¬ 
liche Begriffsbildung heute wirklich der Sprachgebrauch 
einei Zeit maßgebend sein, welche gerade auf diesem Gebiet 
bekanntlich nur eine geringe Fähigkeit zu folgerichtiger 
Einteilung und Stoffbewältigung entwickelt hat? Dann müß¬ 
ten die wettinischen und brandenburgischen Geschäftsbücher 
des 15. Jahrhunderts Register, diejenigen des 16. Jahr¬ 
hunderts dagegen Kopiale heißen, obwohl sie in gleicher 
Weise als Kanzleimittel anzusprechen sind. 11 ) Gelegentlich 
hat man auch nach der Form der Buchung — Neudegger 
selbst legt hierauf mit recht keinen Wert — Register und 
Kopial unterscheiden wollen. In unglücklicher Vereinigung 
dieser bereits von Lechner abgewiesene-n Bestimmung mit 
derjenigen der Urkundenlehre will Hofmann unter „Copia- 
len im eigentlichen Sinne“ solche Bücher verstanden wis- 
sen, „in denen die Eingänge registriert oder die Ausgänge in 
vollständigen Copien zurückbehalten wurden“. 12 ) Ferner ist 
zu bemerken, daß sich nach seinem eigenen Zugeständnis 
Neudeggers Begriffe „Register“ und „Kanzleimittel“ keines¬ 
wegs decken. Auch „Codices epistolares und Formularien, 
Statuten, Gesetze, Rechte und Glossen, Annalen, Glossarien’ 
Titulaturbücher etc.“ haben, „obwohl sämtliche Kanzlei- 
mittel , „zum Register- oder Buchhaltungswesen keinerlei 
Beziehung“. 1 ») Demnach ist Neudeggers Registerbegriff 
nicht nur als demjenigen der Urkundenlehre widersprechend 
sondern außerdem auch deshalb abzulehnen, weil er gerade 
jene Gruppe der Abschriftsammlungen von den übrigen nicht 
abzutrennen vermag, dereii betonter Hervorhebung er an¬ 
geblich seine Berechtigung und jedenfalls seine Entstehung 
verdankt. Während die von Neudegger getroffene und, ab- 
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gesehen davon, daß sie durch seine Verwendung des Worts 
Register wieder verwischt wird, auch klar durchgeführte 
Einteilung mit der Bezeichnung „Geschäftsbuch“ einen Aus¬ 
druck gefunden hat, der sogleich Absicht und Inhalt dieser 
Bestimmung unzweideutig erkennen lassen dürfte, ist aller¬ 
dings zuzugeben, daß Bresslaus Bezeichnung der diplomati¬ 
schen Unterscheidung der Abschriftsammlungen dieses Vor¬ 
zugs ermangelt. Denn an sich erweckt das Wort „Register“ 
in uns freilich nicht die Vorstellung einer vom Aussteller 
veranlaßten Abschriftsammlung eigener Urkunden. Insofern 
müßte die Ersetzung dieses Wortes durch ein sprechenderes 
allerdings geraten erscheinen, so daß das „Register“ bei Be¬ 
zeichnung der einen wie der anderen der beiden besproche¬ 
nen Hauptunterscheidungen aus dem Spiele käme. — Es 
bleibt nur zu erwägen, ob der damit erreichte Gewinn nicht 
durch den Nachteil mehr als aufgewogen wird, der nun ein¬ 
mal mit jeder Ersetzung einer eingebürgerten Bezeichnung 
verbunden ist und um so schwerer dann ins Gewicht fallen 
muß, wenn sie sich wie das „Register“ im Sinne der Ur¬ 
kundenlehre auch abweichenden Ansichten gegenüber durch¬ 
gesetzt hat. 

Rein ausgeprägt begegnen in der kursächsischen Kanz¬ 
lei des 15. Jahrhunderts weder Register 14 ) noch Kopial, 
das Redlich als „übersichtliche Sammlung der Rechts- und 
Besitztitel eines Empfängers in Abschriften“ einleuchtend 
bestimmt hat. 15 ) Als mangelhafter Ersatz für solche Samm¬ 
lungen dienten neben gelegentlichen Zusammenstellungen 
die Registranden. Erst nach der Landesteilung von 1485 
wurden in dem Bande Copb. F 7 die Rechte der sächsischen 
Kur, in einem anderen vornehmlich Eheverträge zusammen¬ 
gestellt. Der Grad, in welchem in den übrigen Geschäfts¬ 
büchern Ein- und Ausgänge vermischt sind, ist durchaus 
kein zufälliger. Hierfür waren die bei Anlage der einzelnen 
Bände verfolgten Zwecke soweit bestimmend, daß für ge¬ 
wisse Geschäftsbücher das Überwiegen dieser oder jener 
Gruppe von Einträgen zum Merkmal wird. So bietet die 
Beobachtung dieses wechselnden Verhältnisses auch für eine 
Einteilung der Geschäftsbücher nach verwaltungsgeschicht¬ 
lichen Gesichtspunkten eine wichtige Handhabe. Es wird 
hierbei einmal an die allgemeinen Kanzleiregister und ande¬ 
rerseits an die unter bestimmten, meist politischen, Gesichts¬ 
punkten zusammengestellten Bände gedacht. Sie nahmen 
schon im System der gleichzeitigen Registratur — soweit 
von einem solchen gesprochen werden darf — eine ver¬ 
schiedene Stellung ein. Jene bildeten in der kurfürstlichen 
und in der herzoglich-thüringischen Kanzlei Wilhelms III. 
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j" Reih y, die fortlaufend mit Buchstaben 

r f 11 ’ a t bl ® “) signiert und von den kurfürstlichen Kanz- 
ern kurz als Lehnbucher«) bezeichnet wurden. Die andere 
ruppe fand keine entsprechende Behandlung. Sie liegt 
eilte nur noch in Resten vor, die nur zum Teil derselben 

h,S ra lren 1 T g r Wi F e 'i , si , nd wie die Register. Außer dem 
tm,R die Entstehung beide voneinander. Neben 

BlSern e und'^« 1 ™ Umfa " gS Und Formats aus einzelnen 
Blattern und Zetteln zusammengestellt, enthalten die ur¬ 
sprünglich unter bestimmten inhaltlichen Gesichtspunkten 
angelegten Bande außer Konzepten, eingegangenen Orieina- 

fohre UI K ZUrUckbeh t ltC " e " Reinschrif ten in bunter Redien- 
Ak f K ” P ' en Em . und Ausgängen an Urkunden und 
Akten vermischt mit Abschriften von Eingängen vergange¬ 
ner Jahrhunderte, die zur Zeit der Anlage wieder vvichfig 
km-mT"'«; S Rägt n stark beschmutzt, geknickt una ge 
sicl ft T P M Spt \ r , en der Entstehung oder des Gebrauchs an 
r l i T h u T C , es schon anderweit als im Rahmen eines 
Geschäftsbuchs benutzte Stücke, teils solche, die gelegent- 
hch d'esen wieder entnommen und auf Verhandlungen mit- 

nJt m* WUrd f f n ' 1 D ' ese einz elneii Bestandteile teil? älteren 
Datums wurden zusammengestellt, wenn das politische In¬ 
teresse ihre Sammlung erforderte, Gleichzeitiges dann liinzu- 
gefugt und der ursprüngliche Charakter durch Nachträge 
oder spatere Weiterführung allmählich mehr oder weniger 

akn^lT- 1 *' D°n laufcnd f r Buchführung kann nach alledem 
me . Rede s ^ n ‘ D ' es in Kürze der Charakter von 
Banden wie der „Copie literarum“ (C 1 ) oder Libri unio- 
num ‘ (C 1316, 1317).i8) Man wird sie kaum Register nennen 
urfen, die nach übereinstimmender Meinung bestimmt 
waten, „eine dauernde Übersicht über die Maßregeln der 
eigenen Verwaltung“ zu bieten.«») Denn die Aufgabe der 
Sammelbande wie diese Bücher im folgenden heißen mögen 
war es, über den Gang bestimmter Verhandlungen zu unter¬ 
richten, die mit auswärtigen Mächten oder von solchen 

hcl er m!rAh r f Ü T‘ den ’ Und darüber hinaiIS vornehm- 
pioipi/ n f Abschriften älterer Eingänge die Grundlage für 

eigene Entschließungen und Haltung auf „Tagen“ bereit- 

und te Verv^ff 1 hat de ! ha L b auch gfeiegrentlich „politische“ 
tind „Verwaltungsregister unterscheiden wollen 20 ) Dem 

wäre auch dann zu widersprechen, wenn die Sammelbände 
als Register bezeichnet werden dürften. Denn nur solange 
man sich mit allgemeineren, verschwommenen Vorstellun¬ 
gen begnügen will, könnte es vielleicht statthaft erscheinen 
bei der genannten Gegenüberstellung den Begriff Verwal¬ 
tung einzuführen. Im weitesten Sinne umfaßt er nach der 
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heute gültigen Bestimmung die Erledigung aller staatlichen 
Interessen: Rechtsprechung, Gesetzgebung, Verwaltung im 
engeren Sinne. Diese erstreckt sich auf Verwaltung des Aus¬ 
wärtigen, von Krieg, Justiz, Finanz und Innerem, Verwaltung 
im engsten Sinne auf die beiden letztgenannten Gebiete. 21 ) 
Demnach müßten also die „politischen Register“, d. i. die 
Sammelbände, wie die „Verwaltungsregister“ gleichermaßen 
„Verwaltungsregister im weitesten Sinne“ heißen; womit 
dieser Vorschlag sich erledigen dürfte. Vermutlich war er 
auch nur bestimmt, die zuerst von Morel formulierte Beob¬ 
achtung wiederzugeben, nach welcher die („Verwaltungs“) 
Register vornehmlich „des actes imteresant Ies particuliers, 
les villes, les communautes“ enthalten. 22 ) Sie trifft mit der 
Zeit fortschreitend auch für die kursächsischen Register in 
steigendem Maße zu. Das ist insofern von größerer Bedeu¬ 
tung, als diese Begrenzung von denselben Gesichtspunkten 
bestimmt wird, die späterhin bei Einengung der Kanzlei¬ 
befugnisse von entscheidendem Einflüsse waren. Schärfer 
kann das geschilderte Verhältnis zwischen Sammelband und 
Register, welche der Tat nach, wie bereits erwähnt, in der 
gleichzeitigen Kanzlei schon getrennt, sprachlich jedoch in¬ 
sofern gleichmäßig behandelt wurden, als sich auch für die 
Sammelbände — etwa die in den vierziger Jahren entstan¬ 
dene Sammlung von Akten vornehmlich kirchenpolitischer 
Natur — die Bezeichnung Register verwendet findet, 23 ) nur 
unter Berücksichtigung der Absicht gekennzeichnet werden, 
die von der Kanzlei bei Anlage dieser Bände verfolgt wurde. 
Hier ist nur Übersicht über die Maßregeln der eigenen, dort 
über die Maßregeln der eigenen wie der fremden Verwal¬ 
tungsstellen bezweckt. Damit aber findet zugleich das Ver¬ 
hältnis vom Ein- und Ausgang in beiden Fällen seinen 
schärfsten Ausdruck. Dort, wo es sich zu Gunsten des Aus¬ 
gangs gestaltet, Eingänge nur in geringer Zahl und meist 
nur unter besonderen Bedingungen auftreten, wird her¬ 
kömmlich von Registern gesprochen. Die Mehrzahl der in 
den kursächsischen Registern eingetragenen Urkunden frem¬ 
der Austeller ist in der kursächsischen Kanzlei selbst ent¬ 
standen. Es wurde bereits erwähnt, daß die Kurfürsten ihre 
Machtstellung dazu ausnutzten, von ihren Rechtsgegnern die 
Beurkundung vorteilhafter Rechtsgeschäfte zu erzwingen und 
um sicher zu gehen die Reinschrift in ihrer eigenen Kanzlei 
hersteilen zu lassen. Dies war besonders bei Urfehden, 
Dienst- und Schutzverträgen der Fall. Ähnlich liegen die 
Verhältnisse auch bei selbstschuldnerischen Verschreibungen, 
zu denen sich Räte und Städte im Interesse der Fürsten 
verstehen mußten, und bei Ausstellung der Lehnreverse. 
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Von geringerem Erfolg waren die landesherrlichen Bemü¬ 
hungen nur bezüglich der Lehnbriefe. 2 *) Endlich sind noch 
diejenigen Sprüche gütlicher oder rechtlicher Scheiduno- zu 
nennen, welche in landesherrlichem Aufträge gefällt wur¬ 
den. Sie sind von den Schiedsrichtern untersiegelt und nicht 
selten mit subjektiver intitulatio versehen worden. Damit ist 
die Reihe der Eingänge erschöpft, die regelmäßig in den 
Registern Aufnahme fanden. Nur gelegentlich wurden päpst¬ 
liche Bullen, wichtige zwischenstaatliche Verträge oder kai¬ 
serliche Privilegien und Mandate an dieser Stelle eingetra- 
gen. 2 - 1 ) Diese Mandate wurden häufig in Verbindung mit den 
kursächsischen Urkunden aufgenommen, die zu veranlassen 
sie ausgegangen waren. Damit ist die letzte Gruppe von Ein¬ 
gängen berührt, die sich in den Registern finden. Sie umfaßt 
neben den Mandaten Bitten und Anfragen verschiedener Art 
so etwa Beschwerdeschriften und an den Landesherrn ge¬ 
richtete Gesuche, in meist ausführlich dargelegten Fällen 
als Schiedsrichter einzugreifen. So findet sich etwa ein 
Schonburgscher Lehnbrief für Heinrich von Einsiedel in 
Verbindung mit einem objektiven Bericht über den Streit¬ 
fall eingetragen, der seine Aufnahme ins landesherrliche 
Register veranlaßte. An einer anderen Stelle fand Aufnahme 
die zugleich ajs Konzept der erbetenen Urkunde benutzte 
„demütige Bitte des Neustädter Rats um Genehmiguncr 
seiner Statuten. 2 «) Die Überschrift „Diese hernachgeschr ar- 
tickel habenn m. g. h. dem Rate... zu sagen lassen ge- 
scheen ... und der Schlußvermerk „die artickel der von... 
und was m. g. h. zugelassen“ (zu den einzelnen Artikeln ist 
der kurfürstliche Entscheid vermerkt) zeigen deutlich ge- 
nug, daß solche Stücke nicht unregelmäßigerweise im ihrer 
Eigenschaft als Eingänge, sondern ganz regulär als Konzepte 
m den Registern aufgenommen wurden. 

Dementsprechend bieten die Register einen wesentlich 
anderen Anblick als die Sammelbände. Sie bestehen aus 27 
bis 32 cm hohen Quartlagen von meistens sechs Bogen 
Umfang, die innerhalb eines Bandes fast ohne Ausnahme 
von gleichem Formate sind. Nur selten wurden einzelne 
Bogen, Blätter oder Zettel eingelegt. Zurückbehaltene In- 
grossaturen oder Originale finden sich in den Registern des 
14. Jahrhunderts, 28 ) während des 15. dagegen nur noch in 
einem Bande aus der thüringischen Kanzlei Friedrich des 
Friedfertigen. Wie überall, so wurden auch in den wettini- 
schen Kanzleien die einzelnen Lagen häufig beschrieben 
ehe sie zu einem Bande vereinigt waren. Abnutzung der 
äußersten Blätter, Verwendung von Pergament an diesen 
Stellen, als Hilfe für den Buchbinder gedachte Kustoden, 
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Verheftungen und der allzu beträchtliche Umfang mancher 
Bände erweisen das zur Genüge. Aber ebensowenig ist zu 
bezweifeln, daß sie von Anfang an als spätere Bestandteile 
ganzer Bücher behandelt wurden. Fast regelmäßig nämlich 
greifen die Einträge von einer Lage auf die nächste über, 
die Sonderabteilungen beginnen häufig mitten in einer Lage, 
die äußeren Blätter einer Lage sind nie geknickt. 29 ) Genau 
läßt sich der Zeitpunkt des Einbindens meist nicht angeben, 
doch liegt er wohl stets vor der Zeit, zu der alle Bände von 
Kunz Rumpf und Martin Rotlebe signiert wurden (Ausgang 
des 15. Jahrhunderts). 30 ) 

Schon hieraus wird ersichtlich, daß die Register regel¬ 
mäßiger als die Sammelbände geführt worden sind. Tat¬ 
sächlich ergibt die Untersuchung über den Zeitpunkt des 
Eintrageus, daß laufende Buchführung die kursächsischen 
Register des 15. Jahrhunderts kennzeichnet. So oft auch 
die Kanzlei infolge der damals sehr ungünstig liegenden Ar¬ 
beitsverhältnisse von diesem Grundsatz abw'eichen mochte: 
darüber, daß es sich um einen Grundsatz spätmittelalterlicher 
Verwaltung handelte, vermag dieser Befund nicht hinweg¬ 
zutäuschen. 31 ) So konnte Bresslau den Ergebnissen der bis¬ 
herigen Kanzleiforschung folgend Registrierung vor Aushän¬ 
digung der Urkunde als das in der Regel befolgte Verfahren 
bezeichnen. 32 ) So wichtig diese Feststellung in verwaltungs- 
oder genauer gesagt kanzleigeschichtlicher Hinsicht ist, für 
die quellenkritische Bewertung der Registereinträge bleibt 
sie, wie unten des Näheren auszuführen sein wird, durchaus 
unergiebig. Wenn Redlich mit seinem Versuche, „fortlau¬ 
fende und mit der Expedition im allgemeinen Schritt hal¬ 
tende Buchung des Auslaufs“ ausdrücklich zu den wesent¬ 
lichen Merkmalen der Register (im Sinne Bresslaus) zu rech¬ 
nen, allein blieb, so demnach aus gutem Grunde. 33 ) 

Die Register selbst werden in allgemeine und Sonder¬ 
register geschieden. Man zieht dabei üblicherweise nur die 
sachliche Zusammengehörigkeit der Einträge in Betracht. 
Sind für die räumliche Absonderung irgendwelcher Ab¬ 
schriftgruppen rein formale Gesichtspunkte wie Sprache und 
Besieglung der Urkunden oder — wie Bier diesen von See- 
liger genannten Gesichtspunkten treffend hinzugefügt 
deren geographische Einteilung von Einfluß, wird dagegen 
noch von allgemeinen Registern gesprochen. 34 ) Wenn mit 
dem Inhalt bestimmter Urkundenarten eine bestimmte Form 
wesentlich verbunden ist, so fallen bei ihrer gesonderten 
Buchung beide Gesichtspunkte zusammen. Nur in dieser 
Verbindung wurde in der kursächsischen Kanzlei die Form 
der Urkunde bei der Registrierung berücksichtigt. Es ge¬ 
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schah dies bei den Sendebriefen. Sie sind ursprünglich bei 
der Buchung kaum berücksichtigt worden. Nur ausnahms¬ 
weise begegnen sie in den allgemeinen Registern, ln den 
siebziger Jahren wurden sie dann zu besonderen Bänden, 
den Missivbüchern, vereinigt. 35 ) Da man im übrigen lediglich 
nach dem Inhalte einteilte, dürfte dies auch bei Anlage 
der Missivbücher in erster Linie beabsichtigt gewesen sein. 
Weitere Sonderregister fehlen. Einen Ersatz bot nur die 
Gliederung der allgemeinen Register. Hier wurden seit den 
dreißiger Jahren regelmäßig Lehn-, Leibgedings- und Gunst¬ 
briefabteilungen einer gemischten Abteilung gegenüberge¬ 
stellt, innerhalb deren nur die Schieds- und Rechtsprüche 
gelegentlich gesondert eingetragen wurden. 30 ) Reicher waren 
die Reihen der thüringischen Register unter den Herzogen 
Balthasar, Friedrich und Wilhelm gegliedert. In ihren Kanz¬ 
leien beschränkte man sich bei der Anlage der allgemeinen 
Register nicht auf die genannten drei Gruppen und verselb¬ 
ständigte außerdem diese in einzelnen Lagen gebuchten Ab¬ 
teilungen zu Sonderregistern. 37 ) 

Daneben schien Seeliger noch eine Trennung in Ur¬ 
kunden- und Aktregister geboten. 33 ) Es ist schon an dieser 
Stelle ausdrücklich hervorzuheben, daß ein in entsprechender 
Form gehaltener Registereintrag nur selten mit Sicherheit 
als Akt bezeichnet werden kann. Das Gegenteil ist häufig 
genug der Fall. 39 ) So besonders bei den Einträgen der er¬ 
wähnten drei Sonderabteilungen, welche den Hauptinhalt 
unserer sächsischen Register darstellen und irrtümlich als 
Aktregister angesprochen wurden. 40 ) Die kursächsische 
Kanzlei hat Rechtsgeschäfte, die keinen urkundlichen Nieder¬ 
schlag finden, nicht laufend gebucht. Akte wurden nur ge¬ 
legentlich in die Register aufgenommen. 41 ) Und wie diese 
mit fortschreitender Entwicklung der Verwaltungsorganisa¬ 
tion die letzten Spuren ihrer Eigenschaft als allgemeine 
Geschäftsbücher der Verwaltung bei Hofe ablegten, ver¬ 
schwinden auch jene im Verlaufe des hier behandelten Zeit¬ 
raumes fast gänzlich. 

Neben den Sammelbänden und den allgemeinen Re¬ 
gistern sind die spärlichen Bruchstücke einer Reihe von Hef¬ 
ten und Büchern erhalten, die innerhalb des weiteren Rah¬ 
mens der Registratur als der Kanzleiapparat im engeren 
Sinne erscheinen. Denn sie dienten in erster Linie dazu, den 
Betrieb der Kanzlei aufrecht zu erhalten. Als „Hilfsorgan 
der Centralverwaltung“ endlich hatte die Kanzlei übersicht¬ 
liche Aufstellungen der landesherrlichen Besitztitel, Ein¬ 
künfte und Verpfändungen, der wehrhaften Mannschaft u. 
a. m. anzufertigen, deren man vor allem bei Mutschierungen 


53 





und Teilungen bedurfte. 43 ) In derselben Eigenschaft führte 
sie auch die Rechnungsbücher der Amtleute. 43 ) 

2. Quellenbeschreibung. 

1. Die Register* 

Die Register Friedrichs I. (IV). 

Unter dem bewegten Regiment Friedrichs des Streit¬ 
baren ist es noch nicht zu einer regelmäßigen Buchführung 
gekommen. Neben zwei allgemeinen Kanzleiregistern (C 
15, 34) sind nur die Bruchstücke von zwei inhaltlich enger 
begrenzten Bänden (Copb. B 2, 15) erhalten. Diese dürftige 
Überlieferung 43 ) können verstreute Erwähnungen in der 
1437 angelegten Registrande des Weidaer Archivs nur un¬ 
wesentlich ergänzen. Denn von den vier an dieser Stelle 
genannten Registern scheinen drei, das „Registrum tempo¬ 
rale marchionum misnensium inceptum... (1409) et finitur 
anno ut supra... (1434)“, das ,,Registrum temporale mar¬ 
chionum misnensium inceptum... (1411) finitus (!) de anno 
... (1435)“ und „Ein register myns herren herezog Fride- 
riclis, wem er lehin getan hat, anczuhebin... (1423 VII 4)“ 
mit den erhaltenen identisch zu sein. 46 ) Es bleibt das „Regi¬ 
strum litterarum temporalium et perpetualium marchionum 
Missnensium inceptum... (1369) et finitur... (1436)... Diese 
Zeitangabe dürfte sich durch die Annahme gelegentlicher 
Nachtragungen erklären. Vermutlich wurde der Band nach 
1411 überhaupt nicht mehr zur regelmäßigen Buchführung 
benutzt. Darauf dürfte auch die Beobachtung hinweisen, 
daß man zu diesem bis 1436 reichenden Geschäftsbuche 
nicht wie zu zwei 1434, 1435 abgeschlossenen Bänden in 
in der Registrande bemerkte, es wäre seiner praktischen Be¬ 
deutung wegen noch in der Kanzlei zurückbehalten. Mit 
der Möglichkeit eines größeren Verlustes ist allerdings zu 
rechnen, da die Registrande nicht einmal alle erhaltenen 
Geschäftsbücher verzeichnet. 

C 15, ein Band von 162 Blatt Pergament, wurde um 
die Wende des 15. Jahrhunderts von einer Kanzleihand 
betitelt: „Register allerley verbuntnus confirmaciones Privi¬ 
legien leben gunst reverss und andere brive Sachssen und 
Meyssen, auch heyratbrive der fürsten und yrer gnaden 
gemahel vormechtniss“. Er reicht in seinen Anfängen über 
die Leipziger Oerterung (1411 VII 31) zurück und blieb, von 
Friedrich I. fortgeführt, in der Kanzlei seiner Söhne bis 
1435 in Gebrauch. Unter ihm beanspruchte die Buchfüh¬ 
rung nur die zwölf Blätter fol. 4b, 11—21. t7 ) 
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Ml" m h J ie rF en dle Verhältnisse in C 34, einem Band 
v°n 136 Bla« Pergament in zwölf Lagen. Sie wurden wohl 

i j ac V' Absctlluß des Registers, bestimmt aber noch vor 

14 4° durchgezählt. Dieser Foliierung zufolge sind die beiden 
ersten Blatter verloren,«) womit der Mangel irgend einer 
Eingangsnotiz erklärt ist. Von dem Originaleiinband erhielt 
sich nur ein Rest des Vorderdeckels mit dem Titel: Register 
dormnen oonfirmationen bestettigungen, eynungen’verbunt- 
nus ko. commissiones lehen gunst und ander brive anno X 
... Xll.. “. Er ist auf den Vorderdeckel des jetzigen 
Pappbandes geklebt. C. 34 wurde vermutlich schon bald 
nach der Leipziger Oerterung angelegt, deren Copie jetzt 
den ersten Eintrag darstellt. Der erwähnte Blattverlust 
und der für die ersten Jahre besonders dürftige Umfang der 
Buchungen «) verbieten eine genauere Angabe. In der Kanz¬ 
lei Friedrichs I. wurden die drei ersten und der Beginn der 
vierten Lage (fol. 1-45), in der Kanzlei seiner Söhne der 
Rest der vierten und die fünf letzten Lagen benutzt Da¬ 
gegen stammen die Lagen D, E, F aus der Kanzlei Wil- 
üelms B. Er hatte bis zur Leipziger Oerterung C 15 mit 
Friedrich gemeinsam benutzt und dann in seiner Kanzlei 
eigene Register führen lassen. Von 1411 bis Januar 1419 
lief C 37, M ) die genannten drei Lagen bilden die Fortset- 
zung. Die Einträge beginnen freilich erst im Juli, die Buch¬ 
führung der Monate Februar bis Juni dürfte verloren sein 
Auch ist das erste Blatt der Lage D (fol. 49) nicht abge¬ 
nutzt wie sonst zu erwarten wäre. Diese beiden Register ka¬ 
men nach dem Tode Wilhelms (1425 III 30) mit seinen 
Landen in den Besitz des Kurfürsten. C 37 erhielt in der 
kursächsischen Kanzlei den Vermerk „Registrum dom in i 

onu e oA P !' SSin . ie me ( morie ) defuncti“. Die jetzt als fol. 
80 b—84 b bezeichneten Blätter der ungebundenen Fortset¬ 
zung waren unter Fierzog Wilhelm nicht beschrieben wor- 
pf- , Hier fin den sich Einträge aus den letzten Jahren 
Friedrichs I. Diese Lagen wurden frühestens 1425 und 
nicht spater als 1440 mit den Lagen des kurfürstlichen Re- 
gisters vereinigt. Denn 1440 verwies man von einem späte- 
ren Register mit dem Vermerk: „... libro B folio 120“ auf 
einen Eintrag in C 34. »i) Entsprechend ist das letzte Blatt 
der Lage C stark abgenutzt. Dagegen sind einzelne Blätter 
oder geknickte Lagenschlüsse ebenso wie in C 15 nicht zu 
finden. Es handelt sich durchweg nur um solche Lagen 
die als spatere Registerbestandteile betrachtet wurden. Die 
Einträge folgen in beiden Bänden ohne jede sachliche 
Uhederung in lockerer chronologischer Reihe aufeinander. 
Die Register wurden gleichzeitig nebeneinander benutzt, für 
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Gliederung ist von dem von 1419 bis 1422 geführten aska- 
nischen Register Copb. B 4 übernommen. Der Rest läßt sich 
zwar auch in verschiedene Reihen zerlegen, doch sind sie 
nicht nach dern anfänglich gültigen Grundsatz gegliedert. 
Hinter vier Lehnbriefen für Grafen und Herren (fol. 17b— 
18b), sieben Lehnregesten (fol. 19), einem Leibgedings- 
und einem Lehnbriefe (fol. 19 b, 20) folgt noch eine geo¬ 
graphische Abteilung mit fünf Einträgen und der Überschrift 
„In Prettin“ (fol. 20b). Auf den nächsten Blättern (fol. 
33—37) wurden die „littere deposite in Wittenberg“, ,,dy 
huldunge der hern, prelatin und manne im lande zcu Sachs- 
sin“ und der Amtleute (fol. 39b, 40b) verzeichnet: R0 ) Die 
Mehrzahl der Einträge ist undatiert, sie reichen von 1423 
mit einigen Nachträgen bis in die erste Zeit Friedrichs II. 
(1428 I 15, 18). Vermutlich bezieht sich der erwähnte Ar¬ 
chivtitel „register myns herrn herezog Friderichs, wem 
er lehin getan hat anczuhebin ... (1423 VII 4)“ auf diesen 
Batid, wenn auch sein frühester Eintrag nicht 1423 VII. 4. 
solidem VII. 8. datiert ist. Man buchte hier nicht sorgfäl¬ 
tiger als in den übrigen Registern. Für die einzelnen Abtei¬ 
lungen war hinreichend Raum vorgesehen, um so die 
Sammlung durch Nachträge eine Reihe von Jahren hin¬ 
durch auf dem Laufenden erhalten zu können. Doch es blieb 
bei der Absicht, nicht einmal alle zur Zeit der Anlage des 
Registers abgeschlossenen Rechtsgeschäfte sind eingetragen 
worden. So weisen die einzelnen Abteilungen eine oft ver¬ 
schwindend geringe Anzahl von Einträgen auf, der frei- 
gelassene Raum blieb größtenteils leer. Mitten in der Arbeit 
wurde die Registrierung abgebrochen, noch heute liegen 
dem Bande die zur Weiterführung bestimmten Unterlagen 
zum Teil bei. Unter diesen Zetteln, die mit Ausnahme von 
drei Amtsbeschieden nur das Lehnwesen betreffen, finden 
sich 14 Konzepte, drei objektive Selbsterklärungen, deren 
einer die entsprechende Aktnotiz zugefügt wurde, zwei sub¬ 
jektive Präsentationsverzeichnisse, das eine mit dem hiernach 
abgefaßten Lehnbriefkonzept, eine Aktnotiz (Belehnung), 
ferner das Gesuch des Verkäufers eines Lehngutes, der 
Kurfürst möge den Käufer mit diesem belehnen, und zwei 
Rechnungszettel. 61 ) Damit hatte die Führung besonderer 
kurländischer Register vorläufig ein Ende. Unter Friedrich 1. 
wurde sie nicht von neuem aufgenommen. In dem ersten, 
unter seinen Söhnen neu angelegten Register wirkte dieser 
Gedanke noch insofern nach, als das Kurland durch Auf¬ 
nahme der Abteilungen „Turgow et Molberg“ und „Ducatus 
Saxonie“ in die Distrikte, welche man in diesem Bande 
unterschied, besonders berücksichtigt wurde. 62 ) Dann hat 
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man, wie bereits erwähnt, noch einmal 1440 in einem alten 
askan ischen Register gebucht. Im übrigen wurden die Sa- 
xomca ohne weiteres mit anderen Einträgen vermischt in 
die verschiedenen Registerteile aufgenommen. Erst nach 
der Landesteilung von 1485 zog man sie aus diesen Bänden 
aus^ und vereinigte die Abschriften in dem Register Copb. 

So zeigt die Buchführung unter Friedrich I. ein durch¬ 
aus ungünstiges Bild. Durch die Annahme größerer Ver¬ 
luste konnte ihre Spärlichkeit nicht mit Sicherheit erklärt 
werden. Dagegen ist daran zu erinnern, daß die Beurkun- 
dung damals in Abwesenheit des Landesherren noch fast 
gänzlich stockte, M ) also tatsächlich ein weit geringerer Stoff 
als späterhin vorlag. Doch daneben waren viele heute noch 
bekannte Stücke zu vermissen. Erst unter Friedrich II. be¬ 
gannen sich die allgemeinen Bedingungen zu bessern unter 
welchen sich eine gedeihlichere Kanzleitätigkeit entwickeln 
konnte. 


Die Register Friedrichs II. 

In acht Bänden liegt die ununterbrochene Reihe der Re¬ 
gister Friedrichs des Sanftmütigen vor. 6 *) Die ersten gleichen 
rn der Art ihrer Anlage noch stark den Büchern seines 
Vaters, in den späteren wurde jene Anordnung erreicht die 
man dann bis 1485 beibehalten hat. Wie auf anderen’Ge- 
bieten, so führte auch hier die Regierung Friedrichs IL, 
des Schülers Kaiser Sigmunds, aus verworrenen Zuständen 
heraus. Unter ihm wurde die übergroße Macht des Adels 
zuruckgedrängt, das Finanzwesen einer ersten Reform unter¬ 
zogen, dem allzuraschen Wechsel der Hofhaltung ein Ziel 
gesetzt. Und unter ihm begann die kursächsische Kanzlei 
als eine der ersten in Deutschland mit der Sammlung poli¬ 
tischer Aktenstücke. 65 ) 

Bis 1435 blieben die Register Friedrichs I. in Gebrauch, 
C 34 enthält darüber hinaus nur wenige 'Nachträge, seit 
1445 wurde es überhaupt nicht mehr zur Buchung benutzt. 66 ) 
In der Regel wurde mit einer neuen Regierung auch die 
Anlage eines neuen Registers begonnen, doch steht auch 
das Verfahren der kursächsischen Kanzlei nicht allein da. 67 ) 
Während diese Bände in der gewohnten Weise fortgeführt 
wurden, nahm man bei Anlage des nächsten den Grund¬ 
satz in erneuter und verbesserter Form auf, nach welchem 
man das kursächsische Register Copb. B 5 zu gliedern ver¬ 
sucht hatte. C 35 ist ein Band von 196 Blatt, der Titel steht 
auf der Außenseite des Hinterdeckels: „Lehen Register 
Sachssen Doringen und Meyssen als verbuntnus confirmation 
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Lehen Lepgedinge Gungstbriue (!) und anderes a°... (1436), 
Registrata Martinus Rotlebe, C. Rumpff“. 68 ) Der Vorder¬ 
deckel trägt einige verblaßte Aufschriften mit der zutreffen¬ 
den Angabe, der Band sei von 1436 bis 1438 zur laufenden 
Buchung benutzt worden. 69 ) Der Inhalt ist in zwei Haupt¬ 
gruppen getrennt. Man sonderte alle mit dem Lehn wesen 
zusammenhängenden Einträge ab und stellte sie den übrigen 
(fol. 1 —103 b) in einer zweiten Abteilung vereinigt gegen¬ 
über, die zudem nach Verwaltungsbezirken gegliedert ist. 
Folgende Distrikte, wie sie hier genannt werden, sind unter¬ 
schieden: „Lipczk (fol. 104—106b), Aldenburg (fol. 107 bis 
114b), Missnia (fol. 115—122b), Dresden (fol. 123—130b), 
Pirne, donyn (fol. 131 —142b), (Grossen)Hayn (fol. 143 bis 
148b), Oschatz (fol. 149—154b), Lissenig (fol. 155—157b), 
Turgow et Molberg (fol. 158—160b), Dobelyn (fol. 161 
bis 165 b), Friberg (fol. 166—168 b), Ducatus Saxonie (fol. 
169—174 b). Auch hier ist für jeden „districtus“ ein größe¬ 
rer, nie voll ausgenutzter Raum vorgesehen. 70 ) Die Eintei¬ 
lung wurde im allgemeinen genau befolgt. Nur vereinzelt 
begegnen Einträge der zweiten in der ersten Gruppe, und 
nur sechs unzugehörige 71 ) finden sich unter den 143 Ein¬ 
trägen der Distriktsabteilungen, die auch chronologisch auf¬ 
fällig gut geordnet sind. Die Vollständigkeit freilich läßt 
auch hier zu wünschen übrig. Endlich ist noch zu bemerken, 
daß diese Gliederung hier wie in allen folgenden Bänden 
nur in räumlicher Hinsicht auf die Buchführung ein wirkte. 
Die Schreiberhände wechseln von einer zu der anderen 
Hauptgruppe und von einem Distrikt zu dem anderen. 

Mit Anlage des nächsten Bandes (C 40) erreichte man 
1438 die nunmehr bis 1485 beibehaltene Anordnung. Die 
geographische Einteilung fiel hinweg, dafür vervollkomm- 
nete sich die Sonderung nach dem Rechtsinhalt der Ein¬ 
träge. Lehn-, Gunst- und Leibgedingsbriefe werden jetzt 
in je einer besonderen Abteilung zusammengefaßt. Freilich 
finden sich beispielsweise unter den Lehnbriefen (fol. 95 bis 
138 b) auch gelegentlich Einträge anderen Inhaltes, beson¬ 
ders Verschreibungen. Diese Sonderabteilungen füllen elf 
Lagen, der allgemeine Teil die ersten sechs und den Rest. 
Der gleichzeitige Pergamentband wird durch einen moder¬ 
nen Halbfranzband geschützt und ist auf der Außenseite des 
Vorderdecke!« betitelt: „Register doringen unnd missenischer 
briue vertrage und eynungen kouff lehenn gunst unnd leip- 
gedings briue a°. 1438, 39 und 40. Registrata per M. Rot¬ 
lebe, C. Rumpff“. Der äußerste und innerste Bogen jeder 
Lage, die meist sechs Doppelblätter (21,5x30 cm) umfassen, 
sind von Pergament, im übrigen ist hier schon Papier ver¬ 
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wendet. Die Schreibfläche wird auf den einzelnen Blättern 
allseitig abgegrenzt, Zeilen sind nicht gezogen. Die gleich¬ 
zeitige Blattzählung in lateinischen Ziffern stimmt mit einer 
modernen überein. Eine größere Anzahl von Blättern ist leer 
geblieben, ferner fehlt die Entsprechung zu dem nicht fo- 
liierten Blatte A, hinter fol. 136 b wird 139 weitergezählt. 
Der Tod Friedrichs des Friedfertigen (1440 V 4) brachte der 
Kurlinie den Anfall Thüringens und Thüringisches fand, 
wie der Titel ausdrücklich bemerkt, in C 40 Aufnahme. 
Doch ging man wie bei dem Erwerb der Kurwürde und 
später nach dem Tode Wilhelms des Tapferen bald zur An¬ 
lage eines besonderen Geschäftsbuches für das angefallene 
Gebiet über. 72 ) 1440 gestalteten sich die Verhältnisse nur 
insofern anders, als die thüringische Kanzlei unter Leitung 
ihres bisherigen Kanzlers neben der kurfürstlichen Haupt¬ 
kanzlei bestehen blieb. So liefen in den letzten Jahren der 
gemeinsamen Regierung Kurfürst Friedrichs und Herzog 
Wilhelms C 41 und C 42, jenes für das thüringische, dieses 
für das übrige Gebiet bestimmt, als zwei allgemeine Kanzlei¬ 
register nebeneinander her. Denn als allgemeines Register 
einer Nebenkanzlei, nicht als Sonderregister der Hauptkanz¬ 
lei ist C 41 zu bezeichnen. 73 ) 

Der ausgebesserte gleichzeitige Pergamentband dieses 
Buches trägt auf dem Vorderdeckel eine stark verblaßte Auf¬ 
schrift: „Alt Register bei herezogen... (Friedrich) und 
Wilhelmen gemacht der mernteil das laut zu doringen (an¬ 
gehend?)... mancherlei briue a°. dornini 1444 und 45. Re¬ 
gistrata m. Rotlebe, C. Rumpf“. Es wurde nicht in der oben 
erwähnten Registerreihe a—h mitgezählt, sondern bildete als 
„a“ — so ist der Vorderdeckel um die Mitte des 15. Jahr¬ 
hunderts signiert worden — den ersten Band der Register¬ 
reihe Herzog Wilhelms. — Die Traditionen der thüringi¬ 
schen Kanzlei unter Herzog Balthasar und Friedrich haben 
auf seine Einteilung wider Erwarten keinen Einfluß ausge¬ 
übt. Der Band besteht aus zwölf Lagen Papier mit 240 Blatt. 
Die erste Lage ist nicht foliiert. Sie enthält einen Index, der 
den gesamten Inhalt berücksichtigt, und wurde später, wohl 
noch in der Kanzlei Herzog Wilhelms, hinzugefügt. Ab¬ 
weichend von sämtlichen anderen allgemeinen Registern 
enthält C 41 in der zweiten Lage das Fragment eines „Liber 
terminorum“. Der in sorgfältiger Buchschrift — auch dies 
eine Seltenheit — geschriebene Eingangsvermerk „Liber ter- 
minorum inceptus dominica Jubilate a°. etc. XL primo“, läßt 
keinen Zweifel daran, daß es sich um eine ursprünglich um¬ 
fangreicher gedachte Anlage handelt. Doch schon vom 5. 
Blatte der ersten Lage an finden sich Einträge anderen In- 
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halts. Die „artickel terminorum“ wurden dann in den Hand¬ 
oder Memorialbüchern der thüringischen Kanzleien ge¬ 
bucht. 74 ) Die folgenden neun Lagen sind gemischten In¬ 
halts, welcher durch die durchstrichene Überschrift der vier¬ 
ten: „Copie litterarum gemeyner brieue bescheide der voyte 
und ampte und anlassbrieue“ deutlich gekennzeichnet wird. 
Eine Gunstbriefabteilung fehlt, die 10.—13. Lage enthalten 
vorwiegend Lehnbriefe, sind jedoch nicht wie die 14., wo 
die Leibgedinge stehen, entsprechend überschrieben. Es 
folgt eine Lage, die nur Anlässe enthält, der Rest ist wieder 
vermischten Inhaltes. 

Gleichzeitig wurden in der Hauptkanzlei von 1441 bis 
1444 C 42, von 1444 bis 1445 C 43 geführt. Während C 41 
lediglich Thüringisches betrifft, wurde dies in den eben¬ 
genannten Registern nicht völlig ausgeschlossen. Eine durch¬ 
aus reinliche Scheidung hat nicht stattgefunden. Das berück¬ 
sichtigen auch die Titel von C 41, der für die Zeit vor 1445 
auf den Kurfürst als Kanzleiherren hin weist, und C 42: ,, Re¬ 
gister über confirmacion vorbuntnus lehenbriue vorsatzungen 
lipgedinge und gunstbriue Sachssen meyssen doringen und 
francken a°. XIIIICXLI... (Rest verblichen)“. 77 ) Eine grö¬ 
ßere Anzahl von Einträgen ist in beiden Bänden gebucht 
worden, 711 ) in einigen seltenen Fällen haben die Thuringica 
aus C 42 in C 41 keine Entsprechung. C 42 umfaßt 278 
Blatt Papier. Die Lehnbriefe beginnen in der 11. Lage, doch 
trägt erst die 13. die entsprechende Überschrift: „diss sind 
lehenbriue u. gesampte lehen“. Die 18. bis 20. Lage ent¬ 
halten Dotalice, mitten in deren letzter Lage beginnt die 
Gunstbriefabteilung. Schon in der nächsten folgen von 
fol. 162 ab wieder Lelrnbriefe. Den letzten zehn Einträgen 
vermischten Inhaltes gehen zwölf Dotalice voran. 77 ) 

Schärfer gegliedert ist C 43, ein gleichzeitiger Perga¬ 
mentband in modernem Halbleinen. Er ist mit einem „f“ 
signiert und „Versatzunge unnd vorschreibung etlicher sum¬ 
men geldis uf etlichen stetin auch Quitantzien voremungen 
lehen und gunstbriefe Sachssen und Meyssen a°. domini 
1444 ut patet in registro. Registrata C. R., m. R.“ betitelt. 
Die Hervorhebung der erstgenannten Urkundengruppe 
wurde durch den Index veranlaßt. Er ist von einer Hand 
geschrieben, welche in diesem Bande viel gearbeitet hat und 
nur diese (fol. 6—29, 48, 65 etc.) berücksichtigte. Die Blatt¬ 
zählung in lateinischen Ziffern stammt wie der Einband noch 
aus dem 15. Jahrhundert und ist wohl vor 1452 entstanden. 
Zwischen fol. 131b und fol. 132 ist ein nicht mitgezählter 
Bogen eingeklebt, welcher den von fol. 131b auf fol. 132 
übergreifenden Eintrag — eine Verschreibung aus dem 
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Jahre 1452 — unterbricht. Er wurde dem Band bestimmt 
vor 1463 eingefügt, da noch Kanzler Haugwitz die Unter¬ 
brechung durch den eigenhändigen Vemerk: „verte duo 
folia et invenies“ behob. Auch heißt es 1464 in 'einem Ver¬ 
weis auf C 43 fol. 89: „... ut patet (in libro ff. folio 
LXXXIX“. 78 ) Die Entsprechungen der beiden letzten Blätter 
der Lage fol. 259—272 b fehlen bis auf einen Heftrand, 
was die Zählung nicht berücksichtigt hat. Hinter fol. 277b', 
dessen letzter Eintrag auf fol. 273 übergreift, ist eine un- 
foliierte Lage von 4 Blatt Schmalquart eingefügt, eine be¬ 
siegelte Amtsübergabe. Auf fol. 280 b folgt ein „CCLXXX...“ 
bezeiefmetes restauriertes Blatt, dessen Ecke oben abgerissen 
ist. Da mit fol. 280b eine Lage abschließt, ist es möglich, 
daß dieses Blatt nicht ein letztes einzelnes war, sondern 
den Rest einer verlorenen Lage darstellt. Außer der üb¬ 
lichen Trennung in die allgemeine und die drei Sonderabtei¬ 
lungen ist hier jede Gruppe zu dem nach Kanzellariatsperiö- 
den geordnet. Die allgemeine Abteilung wird fol. 122 durch 
den Vermerk „Secuntur (!) acta in Cancellariatu domini O. 
de Hugewitz“ geteilt, ebenso die Lehn-, Leibgedings- und 
Gunstbriefe (fol. 188, 233, 264). Damit nahm man einen 
Brauch des 14. Jahrhunderts wieder auf. 79 ) Nirgends begin¬ 
nen die Sonderabteilungen mit neuen Lagen, sie sind auch 
nicht ganz reinen Inhaltes. So begegnen etwa fol. 204 bis 
216 b Verpfändungen und Schuldbriefe. Die Lagen sind 
nicht abgenutzt, die Einträge greifen regelmäßig von einer 
auf die andere über. 

Diesen neuen Einteilungsgrundsatz beizubehalten bot 
der nächste, von 1451 bis 1457, also gänzlich unter Kanz¬ 
ler Haugwitz geführte Band C 44 keine Gelegenheit. Wie 
bei C 43 hebt der Titel auch hier eine bestimmte Gruppe 
der in der allgemeinen Abteilung enthaltenen Urkunden be¬ 
sonders hervor: „Ein Register dorinn vorczeichnet confir- 
maciones der Stett über die Jarmarkt auch ander vorschrei¬ 
bung lehen lipgedinge und gunstbriffe etc. Anno etc. LU 
bis ... LXXVIIten Jare .. .“. 80 ) Daneben die gleichzeitige 
Signatur „G“ und eine unzutreffende geographische Be¬ 
stimmung: „Saxssen missen doringen“, sie wurde erst um 
die Wende des Jahrhunderts geschrieben. Bereits 1457 
zitierte man C 44 als „über G.“, die Lagen waren also 
spätestens kurz nach Abschluß der laufenden Buchführung 
schon zu einem Bande vereinigt. 81 ) Der Originaleinband ist 
bis auf den pergamentenen Vorderdeckel mit dem Titel ver¬ 
loren, ein moderner Halbleinenband (25,5x29 cm) bietet 
Ersatz. Die 743 Einträge sind wie üblich in vier Abteilungen 
gegliedert. 82 ) Neben einer Lage unbeschriebenen modernen 
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Papiers geht auf einer gleichzeitigen unfoliierten von 12 
Blatt ein Inhaltsverzeichnis vorauf. Es stammt von einer 
Kanzleihand der 80er Jahre und berücksichtigt mit dem 
Vermerk: „Nu volgen Lehenbr. leipgedingsbriue anfeil unnd 
gunstbr.“ abbrechend, wie der Index in C 43 nur die allge¬ 
meine Abteilung. Eine größere foliierte und litiiierte Partie 
(fol. 232 b—241b) blieb leer, die letzten Blätter haben ur¬ 
sprünglich wohl nicht zu diesem Bande gehört. Der selb¬ 
ständige Bogen fol. 282—284 enthält 2 Abschriften des C 44 
fol. 109b/10 eingetragenen Leibgedingsbriefes für Anarg v. 
Waldenburgs Gemahlin aus dem Jahre 1457 — die zweite 
mit stilistischen Änderungen — und seine Erneuerung aus 
dem Jahre 1466, zu deren Abfassung man in dieser Weise 
auf die Vorurkunden zurückgriff. Ein deutliches Beispiel 
für die Benutzung bereits abgeschlossener Bände zu späte¬ 
rem Zeitpunkte. Das letzte Blatt (fol. 285) enthält Notizen 
über den Weinbau des Jahres 1451. Es ist nur fragmenta¬ 
risch erhalten, auf ein Papierblätt aufgeklebt und wie der 
Dotalicbogen nicht vor 1466, vermutlich erst nach Zerstö¬ 
rung des gleichzeitigen Einbandes eingefügt. Auch sind 
diese Blätter nicht von der gleichzeitigen Hand beziffert, 
welche die Foliierung im übrigen allein durchgeführt hat. 

C 45 endlich beschließt mit 986 Einträgen die Reihe der 
unter Friedrich II. geführten Register und enthält nur we¬ 
nige Zusätze aus der Zeit seiner Nachfolger. Der Original¬ 
einbaud ist verloren bis auf den Rest des vorderen Perga¬ 
mentdeckels mit dem Titel: „Register der lande Sachssen 
und Meissen Confi.rmaoion lehen verbuntnus gunst leib- 
geding und anders a°. XIIIIc... quinto“ und dem üblichen 
Registraturvermerk von Rumpf und Rotlebe. Zutreffender 
ist die Zeitangabe eines Eingangsvermerkes in sorgfältiger 
gebrochener Buchschrift auf der Innenseite dieses Deckels: 
^,Inceptus est Presens über anno domi.nL.. (1457)“. Hier 
notierte man ferner die Geburtstage der Herzogin Chri- 
stina und des nachmaligen Kurfürsten Friedrich. Der mo¬ 
derne Ganzleinenband (30,4x31,2 cm) enthält in 19 Lagen 
331 von fol. 105 an mit lateinischen, vorher mit arabischen 
Ziffern bis 321 gezählte Papierblätter. Häufig greifen die 
Einträge von einer Lage auf die nächste über. Nirgends 
fällt mit dem Lagenbeginn der Beginn der Sonderabteilungen 
zusammen, in welche der Inhalt wie in den vorhergehenden 
Bänden eingeteilt ist. Der Kanzlerwechsel von 1463 machte 
sich nicht wie früher 1449 geltend. Allgemeine Abteilung, 
Lehn-, Leibgedings- und Gunstbriefe folgen aufeinander 
(fol. 1, 145, 269, 294). Darauf nach einigen, zum Teil schon 
der letzten Lage angehörigen Blättern vermischten Inhalts 
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auf dieser ohne Überschrift zwölf Dotalice (fol. 316—318) 
dann unter dem Vermerke: „lenhbriue“ (!). Fol. 330/b be¬ 
richten drei verschiedene Hände, also jede wohl gleichzeitig 

Form ü,3er den »Winwachs“ der Jahre 1458 
bis 1460. Auf dem letzten Blatte wurden außer einer Ur¬ 
kunde von 1457 zwei mit ihr nicht zusammenhängende 
Briefe desselben Jahres abgeschrieben, in denen einige 
Mannen Verkaufe an Heinrich Reuß v. Plauen bekunden. 
Eine Reihe von Blättern, besonders dieser letzten Lage blie¬ 
ben leer. 83 ) Deutete schon die Stellung der Sonderabteilun¬ 
gen darauf hin, daß man in diesem Falle sogleich in ein 
Buch eintrug — die zur Zeit seiner Führung auf der Innen¬ 
seite des Vorderdeckels notierten Vermerke, vor allem aber 
der Inhalt der letzten Lage sichern diese Vermutung. Diese 
Lehnbriefe, Dotalice und Einträge allgemeineren Inhaltes 
sschneb man 1464, als der für sie vorgesehene Raum bereits 
gefüllt war, hier auf der letzten, bis auf fol. 330 f leer geblie- 
benen Lage nieder. Bei ungebundenem Zustande des Regi- 
sters hatte es näher gelegen, an den betreffenden Stellen 
einige Bogen em zu fügend) Zu erwähnen bleibt noch die 
mit historisch-geographischen Nachrichten vermischte Über- 

f C J d c. Un JX 1S r C, ! Cn Und siebenbürgischen Bistümer 

und Städte. Sie steht fol. 28/b zwischen Einträgen aus den 
Jahren 1457 und 58 und entstand wohl nach dem Ableben 
des Ladislaus Postumus (1457 XI 23). Alsbald begannen die 
Streitigkeiten um die Nachfolge in den beiden Königreichen 
des Verstorbenen, als dessen Schwager neben anderen auch 
Herzog Wilhelm III., freilich vergeblich, Ansprüche erhob 
Zeugnis der großen Anteilnahme, mit welcher man in der 
Kurfürstlichen Kanzlei seinen Bemühungen folgte. 85 ) 

Sonderregister wurden neben den besprochenen Bän¬ 
den unter Friedrich II. nicht geführt. Auch ein den Missiv- 
buchern des Kurfürsten Ernst vergleichbares „Befehlsbuch“ 
hat man damals noch nicht angelegt. Hofmann allerdings 
bezeichnet im Zusammenhänge mit deren Schilderung C 46 
als ein solches Buch, „worin man die eingegangenen Befehle 
wortheh eintrug bzw. ihr Konzept einheftete.“ Tatsächlich 
handelt es sich jedoch, wie schon Ermisch kurz festgestellt 
hatte, um eine „meist Originalschreiben“ — oder um den 
gleichzeitigeil Titel anzuführen: „Ausgegangene Befehle in 
Churfurst Friderici II. zu Sachsen Nahmen und andere 
Schreiben A°. 1425-1524“ enthaltende Sammlung. 88 ) Sie 
wurde, wie ohne weiteres ersichtlich, erst im 16. Jahr¬ 
hundert angelegt und in . einen grünen Pappband der Zeit 
eingebunden. Was das 15. Jahrhundert angeht, so finden 
sich fast ausschließlich besiegelte Original-Papierurkunden, 
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daneben nur ein einziges Konzept des Kanzlers Haugwitz 
(fol. 28), „Einträge“ aber fehlen überhaupt. Es sind an 
Vögte und andere Beamte der Bezirksverwaltung gerichtete 
Mandate, die man jedes als ein Blatt zählend, allerdings nicht 
ganz folgerichtig, nach ihren Empfängern ordnete.« 7 ) Die 
Verwaltung bei Hofe leistete für Unkosten, welche aus der 
Erledigung aller infolge des Anweisungssystems mittels die¬ 
ser Mandate aufgetragenen Geschäfte erwuchsen, nur dann 
eine Entschädigung, wenn die Empfänger diese Ausgaben 
der Rechnungskommission durch Vorweisung der Origi¬ 
nale belegen konnten. Entsprechend waren die Beamten 
verpflichtet, die Briefe umgehend der Verwaltung bei Hofe 
zurückzugeben, wenn sie aus bestimmten Gründen den be¬ 
treffenden landesherrlichen Auftrag auszuführen nicht im¬ 
stande waren. Dies wird in einem Mandat von 1439 aus¬ 
drücklich bestimmt: „ouch begem wir, was du uns nicht 
sendest, dar umb wir dir geschriben haben, das du 
uns dannen die briue widder sendest“. 88 ) Bei der Rech¬ 
nungslegung wurde die Höhe der Ausgaben dann des öfte¬ 
ren von der Kanzlei auf der Rückseite der Mandate ver¬ 
merkt. 88 ) Auch in den Originalamtsrechnungen, seltner in 
den Rechenbüchern der Amtleute, wurde zu einzelnen Posten 
vermerkt, auf wessen Antrag hin die Ausgabe geschehen 
war. 90 ) Auf diesen beiden Wegen kamen die Mandate in 
die Kanzlei zurück und mögen schon im 15. Jahrhundert 
irgendwie geordnet zu Faszikeln vereinigt worden sein. Neben 
der hier besprochenen Sammlung liegen einige Zusammen¬ 
stellungen vor, die vermutlich modernen Ursprungs sind. 91 ) 
Seinerzeit wurden die Mandate auch in größerer Zahl an 
den betreffenden Stellen in die Rechenbücher der Amtleute 
eingelegt. Ihre Buchung konnte die Kanzlei jedenfalls ohne 
Schaden entbehren, sie wurden in verhältnismäßig kurzer 
Zeit wieder zurückgeliefert. Das Interesse der Empfänger 
bot dafür die beste Gewähr. ... 

Während die Register Kurfürst Friedrichs II. selbst 
ohne merkliche Verluste überliefert sind, haben sich die¬ 
jenigen seiner Brüder nicht erhalten. Kaum eine Spur weist 
daraufhin, daß man für die Gebiete, welche nach dein Tode 
Herzog Heinrichs bis zur Resignation Herzog Sigmunds in 
dessen und Herzog Wilhelms Namen selbständig verwaltet 
wurden, Geschäftsbücher geführt hat. 92 ) Gleichwohl ist dies 
zweifellos der Fall gewesen, wurde doch sogar zur Zeit des 
gemeinsamen Regimentes von Friedrich und Wilhelm zwi¬ 
schen 1440 und 1445 für das thüringische Gebiet ein be¬ 
sonderes Register geführt. 
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Die Register Kurfürst Ernsts. 

Fünf Registerbände umfaßt die laufende Buchführung 
wahrend der gemeinsamen Regierung Kurfürst Ernsts und 
seines Bruders Herzog Albrechts. 99 ) Sie sind in ihren von 
Kunz Rumpf und Martin Rotlebe betitelten und schon zuvor 
l-n signierten Original-Pergamentbänden erhalten. Nur ge¬ 
ringe Abweichungen des unter Friedrich II. geschaffenen 
Typus treten hervor. Im allgemeinen bieten Bände wie C 44 
45 und C 58 ff. dasselbe Bild. Die Titel zeigen, daß die Re¬ 
gistratur je einer Kanzellariatsperiode einen Band umfaßte 
und erinnern somit an die Einrichtung von C 43, wo man 
ähnlich innerhalb eines Bandes schied. Doch wurde diese 
Trennung tatsächlich nur in C 58 und 59 beachtet. 

C 58, von Mergental als „lehenbuch, das ytzundt bey 
mynem gnedigen herrn regiment angehaben hat“, von Dr. 
Scheibe „sin (d. h. M/s) Lehenbuch“ bezeichnet, 91 ) trägt 
einen etwas verblaßten Titel: „Register bey Ern hansen von 
mergeiitalh gemacht anno... (1464) confirmation lehen ... 
Vereinung und leibgedings brieue doringen und Sachssen“. 
In diesem Falle begann man also mit der neuen Regierung 
auch ein neues Register. 98 ) Bi-s 1469 geführt, umfaßt die¬ 
ser Band 446 Blatt Papier in 39 Lagen. Davon beanspruchen 
die drei Sonderabteilungen mit 23 Lagen fast zwei Drittel. 98 ) 
Vorgeheftet sind vier Blatt in Schmalquart mit Anschlägen 
über die Gesamteinnahmen der Herrschaften Petzschau 
Neuharteristein und Königswart. Die erste Lage blieb bis auf 
ein Inhaltsverzeichnis leer, das die letzten 40 Blätter unbe¬ 
rücksichtigt läßt. Die nächsten vier werden von einem 
Pergamentbogen umschlossen. Die zweite Lage ist zwar 
fol. 11 und 11b mit Eingangstiteln: „anno domini 1465“, 
„Registrum primum privilegiorum“ versehen, doch folgt nur 
das Fragment einer älteren Inhaltsübersicht und ein Ver¬ 
zeichnis von der böhmischen Krone erhobener Iehnrecht- 
licher Ansprüche. Im ganzen reicht die allgemeine Abteilung 
bis zur neunten Lage. Eine größere Anzahl von Blättern 
blieb unbeschrieben, manches ist ausgeschnitten. 97 ) Die 
36. Lage (fol. 417/18b) besteht nur aus einem Bogen. Er 
gehörte nicht ursprünglich in das Register, war halb gebro¬ 
chen, ist auf der Rückseite stark beschmutzt und enthält die 
Abschrift einer objektiv gefaßten Teiding von 1435, dazu 
einen Registrierungsauftrag. Diesem kam man aber nur da¬ 
durch nach, daß man den Bogen einheftete. Die 38. Lage 
enthält Einträge vermischten Charakters. Sie reichen bis 
zum Jahre 1477 und wurden von drei Händen geschrieben 
Die gleichzeitige Beobachtung der losen chronologischen 
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Reihenfolge zeigt, daß es sich nicht um vereinzelte Nach¬ 
tragungen handelt, sondern diese Lage um 1477 entstand 
und erst später nachgeheftet wurde. Endlich liegt noch 
eine ungeheftete Lage bei, in der eine Hand eine Übersicht 
der von 1465—1475 ausgestellten Gunstbriefe anfertigte. 
Sie notierte in sehr summarischer Weise, die Form ist 
noch gedrängter als diejenige der übrigen Regeste. Tag, 
Ort, Kaufsumme werden nicht regelmäßig angegeben. 98 ) 

Von 1470 bis 1477, also während der Amtszeit Dr. Jo¬ 
hann Scheibes, wurde C 59 geführt. Entsprechend bezog 
sich der Kanzler mit dem Vermerk: „als vyl sich bey mir 
begeben hath“ auf diesen Band 99 ) und wurde der verblaßte 
Titel abgefaßt: „Eyn Register, so beym doctor Scheibe dem 
Cancler gemacht. Sind rnancherley briue registrirt, nemlich 
confirmacion verspruch Schiede lehen leipgedinge und gunst 
br(ief). Der Datum steht anno... und endet sich biss vf 
das LX ..Mit rund 1200 Einträgen auf 596 Blatt Papier 
in 51 Lagen ist dieser Band der umfangreichste von allen 
hier behandelten Registern. Aber auch' hier greifen die 
Einträge wie üblich von einer Lage auf die nächste über, 100 ) 
sind die ersten und letzten Blätter der einzelnen mit Aus¬ 
nahme des Beginns der achten Lage* (fol. 79) nicht ab¬ 
genutzt. Sie waren von vornherein zu Bestandteilen dieses 
Bandes bestimmt. Die Sonderabteilungen (Lage 27—41 
Lehn-, 42—46 Leibgedings-, 47—51 Gunstbriefe) umfassen 
25 Lagen und enthalten die überwiegende Zahl der Ein¬ 
träge. Vorgeheftet ist die erste, aus vier Blättern bestehende 
Lage mit zwei Abschriften aus dem Jahre 1479. Sie ist 
stark abgenutzt und gehörte ursprünglich nicht zu C 59. 
Das eigentliche Register beginnt erst mit der dritten Lage, 
auf den Blättern der zweiten steht neben einem Inhalts¬ 
verzeichnis über die allgemeine Abteilung (fol. 1—297) nur 
die damals gültige Fassung des Schreibereides und Maxi¬ 
milians Erzherzogtitel. Im übrigen blieben sie wie viele 
andere unbeschrieben, wurden jedoch von der Zählung des 
15. Jahrhunderts berücksichtigt. Mit einer wichtigen Neue¬ 
rung wurde während der Führung dieses Bandes begonnen, 
hier zuerst fügte man den Einträgen die Kollationsver¬ 
merke bei. 101 ) 

Der nächste Band (C 61) lief bis 1481. Er wurde also 
nicht mit Spiegels Resignation (1479) abgeschlossen, son¬ 
dern unter dem Kanzleiverweser Arnold weitergeführt. Spie¬ 
gel bezeichnete dieses Register in seinem Übergabeverzeich¬ 
nis als „ein naw buch, wass bey myr lehen gunst und 
ander briff gescheen“, 109 ) die Lagen waren demnach 1473 
schon zu einem Bande vereinigt. Man führte ihn aus Spar¬ 
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samkeit weiter, anstatt dem seit 10 Jahren eingebürgerten 
Brauche folgend, mit einer neuen Anlage zu beginnen. Unter 
Arnold wurde also bestimmt nicht auf losen Lagen, sondern 
in einem festgebundenen Register gebucht. Der etwas ver¬ 
blichene Titel steht wie üblich 1 auf dem Vorderdecke!: 
„Lehenregister bey doctor Spiegel und eyns teils bey meister 
petrus arnolt, wie das... verzceichnnedt is gemacht und. . 
gebunden ...“. Der Band zählt 290 Blatt Papier und enthält 
527 Einträge. Von den 25 Lagen, die von einem Pergament¬ 
bogen geschützt werden, nehmen die Sonderabteilungen die 
11 letzten ein. Die einzelnen Lagen sind unten rechts auf 
ihrem ersten, öfters zu dem auch auf ihrem letzten Blatte 
mit Kustoden, Buchstaben in alphabetischer Reihenfolge, 
versehen. Eine größere Anzahl von Blättern blieb leer, zum 
Teil sind es längere, zusammenhängende Partien, die von 
der Blattzählung in lateinischen Ziffern nicht berücksichtigt 
werden, so z. B. fol. 243—249 b, 281—290. Einige Blätter 
sind ausgeschnitten. Zwei Bogen wurden besonders einge¬ 
heftet, einer war vorher gefaltet (fol. 64—65b). Das Inhalts¬ 
verzeichnis umfaßt nicht einmal die gesamte allgemeine Ab¬ 
teilung, es reicht bis fol. 121 und steht auf der ersten Lage, 
die im übrigen nicht benutzt wurde. Die 11., 12. und 
die 13. Lage enthalten mit Ausnahme eines Lehnbriefes nur 
Schieds- und Rechtssprüche; insofern ist auch die allge¬ 
meine Abteilung nicht gänzlich willkürlich’ angeordnet. 

Nach dem Tode Herzog Wilhelms III. (1480 IX 17) 
wurde neben dem von 1481 an laufenden Register (C 62) 
1482 für das angefallene Gebiet ein Sonderregister (C 63) 
angelegt. Thüringen wurde auch diesmal nicht unmittel¬ 
bar angegliedert. Man setzte Dietrich von Witzleben als 
Landesverweser ein, wie solche auch für andere Gebiete be¬ 
stellt wurden, die eine selbständigere Verwaltung behielten, 
so etvva Sagan. 103 ) Einer Schreibstube konnte der Verweser 
natürlich nicht entraten, doch fehlt es an Zeugnissen für 
das Bestehen einer Nebenkanzlei mit besonderem Vorsteher 
und eigenem, fester abgegrenzten Wirkungskreise. Johann 
Sifridi, der letzte Kanzler Herzog Wilhelms, übernahm die 
Leitung der kurfürstlichen Kanzlei selbst, in welche jedoch 
keiner von den thüringischen Schreibern eingetreten ist. 
Hier entstanden beide Register, deren Hände mit Ausnahme 
einiger weniger, die nur in einem Bande arbeiteten, von 
einem zum andern wechseln. 10 *) 

C 62 war unter dem Kanzleiverweser Arnold angelegt 
worden. Auch hier weist der Titel auf die Kanzleivorsteher 
hin, unter denen das Buch entstand: „Register bey meyster 
peter Arnolt und eyns teyls bey Johann Syfriedi nach Ab- 
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gang herzog Wilhelms gemacht“. In dem Registraturver¬ 
zeichnisse wird es angeführt als: „ein register verzeichent 
mit dem m... eins teils noch abgang herezog Wilhelms ge¬ 
macht“. 105 ) Der Band enthält auf 214 Blatt Papier 476 Ein¬ 
träge. Die Sonderabteilungen beanspruchen mit 10 von 19 
Lagen mehr als die Hälfte des Gesamtumfanges. Die 
Schieds- und Rechtssprüche werden auch hier von der all¬ 
gemeinen Abteilung gesondert und nehmen eine Lage, die 
neunte, für sich ein. Mehrere Blätter sind ausgeschnitten, 
so vor allem fol. 40—45 b mit der Landesordnung von 1482, 
die nach einem modernen Archivvermerk (fol. 39b) „zu 
den gedruckten Landesgesetzen genommen“ ist. Manche 
Blätter blieben leer. 

Wesentlich umfangreicher ist C 63, das 321 Blatt Pa¬ 
pier und 700 Einträge enthält. Die Erklärung ist einfach 
genug. Infolge des Herrenfalls schwoll die Beurkundungs¬ 
tätigkeit, besonders die Ausstellung von Lehn- und Bestäti¬ 
gungsbriefen stark an. So machen denn die Sonderabteilun¬ 
gen mit 505 Einträgen in 16 Lagen über zwei Drittel des 
gesamten Umfanges aus, und unter ihnen wieder sind die 
Lehnbriefe mit fast 400 Nummern in 13 Lagen am stärksten 
vertreten. Für Gunst- und Leibgedingsbriefe wurde nur je 
eine Lage vorgesehen, sie enthalten 42 und 47 Einträge. 
Der Titel ist sehr ausführlich abgefaßt: „Sachsen doringen 
meißen und Franccen. Eyn Register bey Johannsen Sifride 
dem alten Cantzier und meister Petern Arnolt nach tode 
herezogen Wilhelms gemacht dorinn findt man keiser frid- 
richs Confirmation aber der fürsten priuilegia auch andern 
bestätigungen vorschreibung den Steten und Clostern darzu 
lehen Leipgedinge Gunstbrife und andere utt patet in Iibro 
angefangen anno MCCCC 0 LXXXII und beslossen im 
LXXXVten Jare“. Im Übergabeverzeichnis heißt es: „eyn 
register mit dem n verzeichent... das gantz nach abgang 
herezog Wilhelms gemacht“. 106 ) Die Foliierung ist nicht 
gleichzeitig und zählt die leeren Blätter mit. Die erste und 
die 21. Lage wurden überhaupt nicht beschrieben, auch 
die achte enthält nur wenig Einträge. Zwei Lagen (9, 10) 
mit Schieds- und Rechtssprüchen beschließen die allge¬ 
meine Abteilung; die eine besteht nur aus einem einzelnen 
Bogen. Die Lagen 28—30 wurden 1484/85 geschrieben, ent¬ 
halten vornehmlich Bestätigungsbriefe und sind dem ersten 
Hauptteile zuzurechnen. Einige Nachträge aus dem Jahre 
I486 107 ) zeigen, daß C 63 nach der Leipziger Teilung, wie 
zu erwarten, bei der kursächsischen Registratur blieb. 

Diese Übersicht zeigt, daß hinsichtlich der Stoffgliede¬ 
rung nur in dem einen, wenig ins Gewicht fallenden Punkte 
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der Behandlung der Schieds- und Rechtssprüche gegenüber 
der Buchführung unter Friedrich II. ein Fortschritt erreicht 
wurde. Er liegt auf anderem Gebiete: dem gesteigerter 
Sorgfalt. Sie wird vor allem durch Einführung der Kolla¬ 
tionsvermerke gekennzeichnet, tritt aber auch in dem An¬ 
schwellen des bewältigten Stoffes deutlich zutage. Immer 
seltener können ferner Originale nachgewiesen werden, die 
man nicht aufgenommen hat. Verluste sind nicht festzu¬ 
stellen, in lückenloser Reihe ist dieser wichtigste Bestandteil 
der kursächsischen Registratur erhalten. Die Register bil¬ 
den, will man diesen Ausdruck verwenden, ein System sich 
ablösender Kurrentregister. 

Anders stand es mit der Buchung der Missive oder 
Sendebriefe. Man nahm sie nur ausnahmsweise in die all¬ 
gemeinen Register auf. 10 «) Gegen Ende des Jahrhunderts 
wurden sie in besondere Bücher eingetragen, aus denen sich 
später die Kreiscopiale entwickelten. 100 ) Vor 1485 ist man 
freilich noch nicht zu einer regelmäßigen Buchung ge¬ 
kommen, nur zwei Bände sind erhalten. Der Befund zeigt 
deutlich, daß die Kanzlei der Führung solcher Register 
noch fremd gegenüberstand. Als Zeugnis für ihre hohe 
Entwicklung jedenfalls können gerade diese Bücher am 
wenigsten herangezogen werden. 110 ) Es fällt auf, daß weder 
die an den heutigen Beständen gemessen sorgfältigen Über¬ 
gabeverzeichnisse der Kanzler noch die 1464 angelegte und 
bis 1485 mit Zu- wie Abgangsvermerken versehene Archiv- 
registrande Missivbücher erwähnen, während sogar Convo- 
lute an diesen Stellen weitgehendst berücksichtigt sind. Die¬ 
ses dürfte den vorzüglich von dem Zustande des zweiten 
und der letzten Lage des ersten Bandes erweckten Eindruck 
bestätigen, daß es sich nicht um Fragmente einer größeren 
geschlossenen Reihe, 111 ) sondern die unversehrte Überliefe¬ 
rung unvollständiger oder unvollendeter Geschäftsbücher 
handelt. Nur für die zwischen beiden Bänden klaffende 
Lücke ist allenfalls mit einem Verluste zu rechnen. „Eyn 
Registrature der missiuen anno 1471“ wurde der erste Band 
von Rumpf und Rotlebe betitelt. Daneben steht eine ältere, 
stark verblaßte Aufschrift: „Liber Signat...“, welche nach 
derjenigen des folgenden: „Signatura missivarum 1475“ zu 
ergänzen sein wird. 113 ) Der Umfang beträgt 172 und 60 
Blatt Papier, gebunden sind beide Bücher in unbrauchbar 
gewordenen Pergamentingrossaturen. Der Einband von Re¬ 
gistratur wird als Konzept zu Orig. 8171 bezeichnet. Stoff 
und Schrift, besonders die Initialen der ersten Zeile lassen 
keinen Zweifel daran, daß es sich um eine zurückbehaltene 
Reinschrift handelt. Das Eschatokoll ist von einer zweiten 
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Hand nachgetragen, und es findet sich ein Bürge mehr als 
in dem Original, dessen Text die in der Reinschrift ange¬ 
brachten Korrekturen berücksichtigt. Der Einband von Sig- 
natura hat schon Presseischnitte, und der Bug ist bereits 
gebrochen. Die Korrekturen sind geringfügig. 1 ' 3 ) Die aus¬ 
führliche Fassung: „Anno LXX primo feria 4 post francisci 
zcu Dressden“ der ersten Datierung in Registratura dürfte 
als Ersatz eines ausführlicheren Eingangsvermerkes aufzufas¬ 
sen sein. Demnach scheint mit fol. 1 wirklich der Beginn 
des Bandes vorzuliegen, der mehr oder weniger regelmäßig 
geführt von 1471 X 9 bis 1472 XII 4 reicht. Es folgen 
21 Blätter (fol. 167—172). Sie sind bis auf einige Einträge 
eigentlich unzugehörigen Inhaltes (Protokoll einer Verhand¬ 
lung am kurs. Hof und Abschrift der „Werbung“ des Unter¬ 
händlers, dessen Beglaubigungsbri.ef im Original beigelegt 
ist; Protokolle einer weiteren Verhandlung und eines münd¬ 
lich vorgebrachten Gesuchs um Beleimung) nicht beschrie¬ 
ben. 111 ) Man darf deshalb wohl vermuten, daß selbst die 
Lücke zwischen Registratura und Signatura nicht auf einen 
Verlust, sondern auf Unterbrechung der Registrierung 
zurückzuführen ist. Blieb derartig viel Raum frei, so wird 
wie bei dem kurländischen Register Copb. B 5 eher an ein 
Stocken der Buchführung zu denken sein. Was hätte die 
Schreiber zur Anlage eines neuen Bandes bewegen sollen, 
wo weder Kanzleiherr noch Kanzleileiter wechselten? 

Erst nach einer Pause von 16 Monaten wurde 1475 IV 
16 die Buchung der Missive in einem neuen Bande wieder 
aufgenommen. Abgesehen von der Überschrift: „anno 
LXXto“ des ersten Blattes fehlt jeder Eingangsvermerk. Die 
Lagen waren verliebet; jetzt richtig geordnet, folgen auf 
die Blätter 49—60b die 1—48b bezifferten, fol. 48b ist 
VIII. 15., fol. 1 ist VIII. 19. datiert. Die Eintragungen laufen 
bis 1476 IV. 15., es folgen fol. 60b zwei von einer Hand nur 
mittels Tagesangabe datierte Regeste, der Rest des abge¬ 
nutzten letzten Blattes blieb leer. 

Den reinen Typus des „Schreibkalenders“, wie ihn die 
unter Herzog Georg geführten Missivbücher C 101, 102 dar¬ 
stellen, erreichte man vor 1485 noch nicht. Dort liefen die 
Buchungen ohne Unterbrechung von Tag zu Tag, und re¬ 
gistrierte man einmal nicht, so wurde dem Datum ein 
„vacat“ hinzugefügt. Davon war man unter Kurfürst Ernst 
noch weit entfernt. Nur zu einem einzigen Datum ohne 
Einträge findet sich der entsprechende Vermerk: „Mittwoch 
... vacat“. 113 ) Es fehlt neben solchen von mehreren Tagen 
nicht an größeren Buchungslücken, die nicht stets durch 
gleichzeitigen Ortswechsel des Ausstellers erklärt werden 
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könnend 1 * 1 ) Aber selbst wenn gebucht wurde, sind nicht in 

d ,e ^ an / e e , ines Ta e es ^"getragen wor- 
-a Sind * e £ iicher urkundlichen Form ent¬ 

kleidet ) datiert wird nicht das einzelne, sondern alle zu 
einem Tage gehörigen Einträge stehen unter dem betreffen¬ 
den Datum Die Ortsangaben sind äußerst spärlich. Es ist 
deshalb nicht stets das Richtige, für die zwischen zweien 
Zeitspanne die erste als die maßgebende anzuspre- 
cheri. ) Am Schluß der Einträge wird häufig auf Konzepte 
und Kopien m volfurkundlicher Form verwiesen und deren 
Lage mitunter genauer angegeben. Neben den Übergabe- 
vcrzeichmsscn der Kanzler sind es diese Vermerke die über 
einen wesentlichen Teil des Bestandes der nicht zu Büchern 
vereinigten täglichen Sachen unterrichten. Man hat sich 
demnach nicht mit dem kurzen Regest im Missivbuch be¬ 
gnügt sondern vorher Einzelblattkopien an ge fertigt die als 
coilecta oder convoluta in Säcken und mancherlei 'anderen 
Hullen und Behältnissen „loco suo“ nach Empfängern ge- 
ordiiet lagerten.> 20 ) So wird die seltene und dann nach¬ 
lässige Fuhrttng dieser Bücher verständlich. Die Ausgänge 
wurden nicht gebucht, um Abschriften zur Hand haben 
sondern Abschriften, nämlich die eben erwähnten Bestände’ 
bequemer übersehen zu können. Die zahlreichen Verweise 
zeigen deutlich, daß man bei Benutzung der Missivbücher 
von den Regesten auf die erwähnten Kopien zurückgriff 
hiei also nicht dasselbe wie in den Registern suchte. Die 
Schreiber scheinen diese Steigerung ihrer ohnehin nicht ge¬ 
ringen Arbeitslast als wenig zweckmäßig empfunden zu 
haben. Kamen sie doch trotz der ausgedehnten Arbeitszeit 
und der gelegentlichen Hinzuziehung von Hilfsschreibern 
nicht einmal stets dazu, die Register auf dem Laufenden zu 
halten Auch vermochte diese rein chronologisch geord- 

w C - L. UC . 1ll,1& ^ as Allffiildc ” anders geordneter Bestände 
tatsächlich nur unwesentlich zu erleichtern. 


2\ Sa/mmelbände. 

Während die Missivbücher trotz ihrer spärlichen und 
lückenhaften Überlieferung noch der regelmäßigen Buch¬ 
führung zuzurechnen waren, ist dies nicht bei jenen in ihrer 
Eigenart bereits oben gekennzeichneten Geschäftsbüchern 
cier t-all, die — um es mit einem 1 modernen Ausdrucke zu- 
sammenzufassen — Akten politischer Natur zu vereinigen 
bestimmt waren. Von einem „System“ dürfte hier höchstens 
insofern die Rede sein, als bestimmte politische Beziehun¬ 
gen und Ereignisse den Kern bilden, um den herum solche 
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Sammlungen entstehen konnten. Ob man aber zur Anlage 
eines Bandes schritt oder nicht, hing ebenso wie die Aus¬ 
wahl der aufzunehmenden Stücke von der Willkür des je¬ 
weiligen Interesses ab. In den Abteilungen des Wittenberger 
Archivs begegnen heute viele einzelne Lagen mit abgenutz¬ 
ten Außenblättern, die gelegentlich Titel- und Archivsig- 
uaturen tragen. So ist ein Konvolut von 18 Seiten „ver- 
czeichnunge der fyande im lande zu Behem item auch ecz- 
lich im laude zu lusicz von des girsickcu wegen“, ein anderes 
„Vermerckt dy underrichtung was sich die Rete und bot- 
schafft so ... dy kurfursten ... dem Babst anbringen und 
werben sullen“ betitelt. 131 ) Nie ist dann ersichtlich, warum 
sie nicht in größere Sammlungen aufgenommen wurden, 
oder solche um sie herum entstanden. Und noch häufiger 
bleibt die Frage offen, ob es sich überhaupt um Stücke 
handelte, die im 18. Jahrhundert ungebunden aufbewahrt 
wurden, oder nicht vielmehr um die Trümmer gleichzeitiger, 
jedoch im Laufe ihres archivalischen Daseins der Einbände 
beraubter und aufgelöster Sammlungen. Viele waren in er¬ 
ledigte Originale oder unbrauchbare Ingrossaturen gebun¬ 
den, die jetzt den Originalen oder den einschlägigen Abtei¬ 
lungen des Wittenberger Archivs zugewiesen sind. Der 
Inhalt dieser Bände wurde verteilt, und sie können heute 
nur noch aus den Titeln erschlossen werden, die sich auf 
der Rückseite der Einbände finden. Nur einige Beispiele 
seien angeführt: „Fehde unnde gefangenn Buch und was 
Zugriffe gescheen synt. Registrata“, „anlass zu Prag be- 
teidingt/Beybriff der Rete/Richtung u. h. u. hern Girzisks/ 
Karolina latunschyn weg gesant Nuwe reformation K. fri- 
derichs zeu franckfurt/Gulden Bulle latinischs u. deutsch 
hz. Ludwig u. niarggraf albrecht v. Brandenburg das sie 
gein Breslaw koin(men) wollen/Einung der Kurfursten zu 
frankfurt geschen/Verschribung König Sigmunds obir die 
Voitlande X Jahr/Copia littere Regis polonie latinisch u. 
deutzsch“, „Register uff tagen zeu Breslaw vnd wyen ge¬ 
habt etc. anno XIIII cLUIto. Registrata“, „Artikel das Con- 
cilium und die Kurfursten anlangende“ dazu die Archivsig¬ 
natur A. 122 ) Endlich werden auch in den Übergabeverzeich 1 - 
nissen der Kanzler eine ganze Reihe von Bänden genannt, 
die heute nicht mehr auffindbar sind. Unter diesen Umstän¬ 
den wird man auf den Versuch verzichten müssen, sich 
aus dem heutigen Bestände eine klare Vorstellung von dem 
ursprünglichen Umfange dieser Gruppe von Geschäfts¬ 
büchern zu bilden. Da ferner eine Entwicklung der bei ihrer 
Anlage maßgebenden Grundsätze 123 ) nicht festgestellt wer¬ 
den konnte, ein anschauliches Bild von ihrer Führung nur 
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auf dem Wege ausführlicher Wiedergabe des in formaler 
0 l ai l C1 m sachlicher Beziehung buntgemischten In- 
haltes Stuck um Stuck zu gewinnen ist, und eine Einzelbe- 
schreibung sämtlicher Bände sich allzu weitläufig gestalten 
mußte, wurde davon abgesehen, hier alle erhaltenen und 
erschlossenen Sammelbande vorzuführen und in derselben 
Weise wie.die Register zu beschreiben. 

„Als die erste uns erhaltene, in einer fürstlichen Kanz- 
Ici entstandene umfassendere Sammlung von Rcichstags- 
akten verdient eine in den 40er Jahren angelegte Samm¬ 
lung größere Beachtung. „In diesem Register findet man 
allerley merglühe und dapfer hendel den heyligen vater 
Babst engen ui m vpd ander bebste, Cardinal, die heyli(ge) 
cnstliche Kirche belangend und auch das R(oinische) Reich 
belangend dauon zu Basel und andern Concilien gehandelt 
worden ist ut patet in libro“. Der Band enthält jetzt 378 
Blatt, ist aber ursprünglich wohl von größerem Umfange 
gewesen. Die gleichzeitige Folii,erung der Lagen A B 
welche die ersten zwölf Blätter 47—58 beziffert dürfte auf 
einen größeren Verlust nach Abschluß der Sammlung hin- 
R er Band bietet das für diese Gruppe von Ge¬ 
schäftsbüchern charakteristische Bild. Die äußeren Blätter 
der Lagen El I, K, N, P, S sind schmutzig und geknickt 

SS g, "‘f' e f '" den , s,cl ' z - B - fo1 - 131-135, 176, 292-301 b, 

J74 376. Im übrigen sei auf Beckmanns Beschreibung- 

verwiesen. 121 ) Daneben ist vor allem eine Sammlung zu 
nennen, die im 15. Jahrhundert des öfteren als „liber 
unionum angeführt wurde. 1469 werden „etzliche sexterne 
mancherleys handeis, die ausgehegen syn ex libro vnionum“ 
erwähnt Der Umfang betrug etwa 800 Blatt. 12 *) Die Un- 
handlichkeit der schlechte Zustand des Einbandes veran- 
Iaßte die Kanzlei im 16. Jahrhundert, den gesamten Be¬ 
stand in zwei bequem benutzbare Bücher zu trennen Sie 
wurden noch vor der Zeit Jakob Krauses in schwarze jetzt 
stark beriebene Lederbände eingebunden. Reiche Preßarbeit 
schmückt die Deckel. An den Längsseiten übereinander, an 
den Schmalseiten nebeneinander gestellt, sind die Stempel 
zu Leisten angeordnet. Sie zeigen allegorische und biblische 
Füguren wie Justitia, Fides, Charitas, Spes, König David 
„’t der .Leier, Petrus mit dem Schwerte und ein Brustbild 
Petri mit Heiligenschein. Im Gegensatz zu anderen Sammel¬ 
banden wurden hier keine späteren Stücke hinzugefügt. Die 
Elauptmasse der Einträge und aufgenommenen Blätter 
stammt aus den 40er und 50er Jahren des 15. Jahrhunderts 

Sich Abschriften älterer Stücke, Die Lagen 
C 1317 C, D, E z. B. enthalten die wichtigsten, dem Kur- 
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hause von 1424 bis 1442 erteilten Privilegien und die mit 
König Albrecht abgeschlossenen Ehepakten. Bei der Tei¬ 
lung des Liber unionum beachtete man, freilich keineswegs 
folgerichtig, gewisse sachliche Gesichtspunkte. C 1316 
könnte am besten als ,,Böhmisches Buch“ bezeichnet wer¬ 
den. Hier ist alles vereinigt, was die böhmische Politik 
der Wettiner betrifft. Die Hauptrolle spielten neben ihren 
Plänen auf die böhmische Krone Auseinandersetzungen über 
die 1437 von Kaiser Sigmund erhobenen lehensrechtlichen 
Ansprüche, die erst auf dem Egerer Tage damit endeten, daß 
Herzog Albrecht Georg Podiebrads Tochtermann und Lehns¬ 
träger wurde. 12 ' 5 ) Bei diesen Verhandlungen hat man die 
Archive eifrig durchsucht und Kaiser- und Königsurkunden, 
vornehmlich des 14. Jahrhunderts, in größerer Zahl abge¬ 
schrieben. Lage f z. B. enthält 21 von Ludwig dem Bayern 
(2), Karl IV. (11), Wenzel (3) und Sigmund (5) ausge¬ 
stellte Urkunden. 127 ) In C 1317 dagegen findet man neben 
einigen älteren „uniones“ manches zu der Lausitzischen 
Fehde, die Friedrich II. während des Bruderkrieges ohne 
nennenswerten Erfolg mit Kurbrandenburg um das Polenz- 
sche Erbe führte, eine Reihe damals von ihm mit Lau¬ 
sitzer und böhmischen Herren abgeschlossene Dienst- und 
Mannschaftsverträge und andere den Bruderkrieg, jedoch 
nicht Bohemica betreffende Stücke, aber auch die bayrischen 
Ehepakten von 1450 sowie eine größere Zahl von Rats- und 
anderen Dienerschaftsverträgen bis in die 60er Jahre hinein. 
Der Urlaubsbrief Bernhard v. Kochbergs (1445), die Be¬ 
stallung des Obermarschalls Bebenburg (1446), der Urlaubs¬ 
brief und die Bestallung Johann Magdeburgs zum Rat von 
Haus aus (1449), die Resignation Heinrichs von Gera (1462) 
wären besonders hervorzuheben. 128 ) So ist dieser Band mit 
Recht als Liber unionum bezeichnet, sobald man hierunter 
nicht nur die großen Einungen mit Fürstenhäusern und 
Städten, sondern auch die kurz erwähnten Verträge mit Gra¬ 
fen und Herren und anderen „Dienern“ verstehen will, die 
den Charakter des Bandes allerdings in mancher Hinsicht 
eher demjenigen eines „Dienerbuches“ nähern. 


3. Hilfsbüehcr . 

Der Kanzleiapparat im engeren Sinne liegt nur noch in 
Bruchstücken vor; er war vermutlich von bedeutendem Um¬ 
fange. Am besten sind erklärlicherweise noch die Lager¬ 
register erhalten. Verzeichnisse der Archiv- und Registratur¬ 
bestände bildeten eines der wichtigsten Hilfsmittel für den 
täglichen Kanzleidienst und wurden auch bei wichtigen 
politischen Verhandlungen zu Rate gezogen. 129 ) Von selb' 
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ständigen Registrandeu sind melir oder weniger umfang- 
Aufstellungen zu unterscheiden, die man meist an¬ 
läßlich besonderer Gelegenheiten in die Register aufnahm. 
Ubergabeverzeichnisse, wie sie bei Amtswechseln aufge- 
stellt wurden, dienten wohl nicht unmittelbar denselben 
Zwecken. Heute erleichtern sie ebenso wie Depositionsver- 
^ en e * nze ^ neri Registereinträgen zu fügte, den 
inblick in die Verhältnisse ihrer Zeit. Die Depositionsver¬ 
merke geben keine Übersicht, sondern sind bestimmt im Be¬ 
darfsfälle das zugehörige Original schneller auffinden zu 
helfen. In den verschiedensten Behältnissen, in Schränken 
und Laden, ledernen und leinenen Säcken, in Schachteln, 
Buchsen und irdenen Gefäßen waren die Bestände an ein- 
gegangenen und zurückgegebenen Originalen an Entwürfen 
und Abschriften mancherlei Art sowie die Geschäftsbücher 
untergebracht wo) Ein großer Teil war ganz zerstreut der 
Obhut von Beamten der Bezirksverwaltung, von Stadträten 
und geistlichen Anstalten anvertraut, wie ein kurzer Über¬ 
blick erweisen mag. Altenburg: Probst und Kapitel der St. 
Georg (Schloß)Kirche; Arnshaug: (Vogt); Coburg: Schös¬ 
ser; Colditz, Delitzsch: Rat; Dresden: Vogt, Rat, Vogt und 
Rat; ^^burg: Vogt; Freiberg: Münzmeister; Leipzig: 
d ^ ,ß ^ n: Schösser; Merseburg: Bischof; Naumburg: 

Kat ■ ). Die Hauptmasse war in den festen Gewölben lan¬ 
desherrlicher Schlösser untergebracht und in Gotha und 
Weida, vielleicht auch auf der Wartburg, mit der Silber¬ 
kammer vereinigt. 132 ) Dagegen befand sich in der Dresdener 
Silberkammer nur die Finanzregistratur. Sie enthielt neben 
Rechenbüchern und Pertinenverzeichnissen nur solche Ur¬ 
kunden, welche unmitetlbar zu den Finanzsachen gehörten 
sie betrafen z. B. den Ankauf von Sagan und Prebus ,3:1 ) 
Erstrebte man ohnehin keine völlige Zusammenfassung: 
Mutschierungen und Teilungen, wie sie die Mitglieder des 
wettimschen Hauses häufig untereinander abgeschlossen 
haben führten zeitweilig zu weiterer Zersplitterung. Über 
Bestand und Sitz der einzelnen Archive ist leider kein klares 
Bild mehr zu gewinnen, manche Registrande dürfte ver¬ 
loren sein. Das älteste Archivverzeichnis entstand noch' vor 
der Chemnitzer Oerterung in der Kanzlei Friedrichs des 
Strengen. 1 «) Das Archiv Markgraf Wilhelms, dem 1382 
Meißen zugesprochen wurde, ist nicht bekannt. 133 ) Die 
Archivalien der thüringischen Linie werden gelegentlich in 
den Registern Herzog Friedrichs erwähnt. Copb. F 2 ent¬ 
halt eine „abeschriffte alder brieue vss der Trestel zeu wart- 
perg einen Sextern mit „lfttere antique concementes domi¬ 
num landgra(uium) Thuringie“. Und März 1439, „in eb- 
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domada post palmarum“ wurden hier „littere antique“ aus 
den Jahren 1384—1405 verzeichnet, die „prius fuerunt re- 
tente in Castro wartperg, nunc v(er)o reperiuntur in Castro 
Gotha“. 136 ) Dort befand sich unter Herzog Wilhelm in den 
40er Jahren die thüringische Kammer. 137 ) Ein Teil der Be¬ 
stände scheint freilich auf der Wartburg verblieben zu sein, 
wenigstens legte man zur Zeit der Launer Verhandlungen 
„usschrifte alder eynungis brieue zwischin dem Konigriche 
czu Behmen und marggrauenthum czu missin vss dem 
Trest(el) von wartperg“ an. 138 ) Unmittelbare Nachrichten 
über das Schicksal dieser Bestände nach dem Erlöschen der 
thüringischen Linie fehlen. Einige für Friedrich den Fried¬ 
fertigen ausgestellte Urkunden finden sich in der Meißner 
Registrande von 1440. 13fl ) Ebenso steht es um die Archiva¬ 
lien Herzog Wilhelms 11., die Friedrich der Streitbare 1427 
erbte. 110 ) 

Mit der Kurwürde hatte er einige Jahre vorher das 
Wittenberger Archiv des alten Kurhauses erworben. Februar 
1423 mußte es der Kurfürst von Brandenburg ihm überlas¬ 
sen. 1 ") Ein erstes Verzeichnis der „littere deposite in wit- 
temberg“ wurde wohl noch in diesem Jahre in Copb. B 5, 
dem damals für das Kurland eröffneten Register, in 10 Grup¬ 
pen angelegt. Auf 34, von Karl IV. (13), Ludwig dem 
Bayern (3), König Rudolph (2), Wenzel (6), und Sigmund 
(10) ausgestellte Kaiser- und Königsurkunden „secuntur 
littere principum (2), spiritualium principum (10), comitum 
(5), mil.itum et clientum (6), ciuitatum (1) und eine größere 
Anzahl „Treugarum“. 142 ) Wenig später nahm man den 
Hauptbestand auf, der Oktober 1437 nochmals gesichtet und 
neu geordnet wurde. Dieses Archiv war in dem von Kur¬ 
fürst Rudolph I. an der Wittenberger Schloßkirche gegrün¬ 
deten Allerheiligen-Sift untergebracht und unterstand dessen 
Probst. Der Zuwachs scheint gering gewesen zu sein, die 
Registrande von 1437 enthält nur wenige Nachträge, die 
letzten vom Jahre 1449. In den 30er Jahren wurden „lit¬ 
tere antique ducum Saxonum de ducatu invente“, und 
„alie littere concernentes ducatum Saxonie in Wittemberg 
invente“ mit anderen Urkunden nach Weida überführt. Dies 
sind wohl die Bestände, welche dann um 1440 nach Meißen 
kamen. Andere sind, wie schon Lippert vermutete, in Wit¬ 
tenberg verblieben. Sie waren anscheinend dem sächsischen 
Landvogt anvertraut, der 1 noch unter Dr. Scheibes Kanzel- 
lariat „eczlich aide briue ... heruff zu Hoff bracht“ hat, „die 
in der cappellen von wittenberg gelegen sind“. Auch wurden 
ihm die älteren askanischen Register „geantwortet“, also 
wohl in das Wittenberger Archiv zurückgeliefert. 113 ) 
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Die Hauptmasse der meißnisch-osterländischen Be¬ 
stände, darunter die alten Geschäftsbücher, lagerte wohl 
schon unter Friedrich dem Streitbaren in Weida, das er 
1410/11 erworben hatte. Noch in den 30er Jahren wurden 
dorthin, wo sich auch' eine Silberkammer befand, eine 
größere Zahl von Urkunden verbracht. April 1437 kam ein 
Teil des Weidaer Archivs nach Meißen, es ist dann gänz¬ 
lich in dem Meißener aufgegangen. 114 ) Hier sammelten die 
Söhne Friedrichs I. einen Teil ihrer Archivaliien. Eine Reihe 
von Depositionsvermerken, welche vor die Aufnahme des 
Meißener Archivs im Ordo litterarum zu setzen sind, erwei¬ 
sen, daß schon zu Beginn der 30er Jahre dort ein Urkunden¬ 
gewölbe eingerichtet war. So heißt es etwa: „Et littera 
deposita est in missin in testudine dominorum ubi alie 
littere reposite sunt“. Und in C 35 ist eine größere Zahl 
in Meißen eingelagerter Urkunden verzeichnet. 116 ) Auch auf 
dem Weißenfelser Schloße befand sich übrigens eine „te- 
studo“. Zu Urkunden von 1434 und 35 finden sich die ent¬ 
sprechenden Vermerke. Von dem weiteren Schicksal dieses 
Archivs verlautet nichts. 116 ) Nach dem Tode Herzog Hein¬ 
richs teilten die drei übrigen Brüder ihre Lande und Archi¬ 
valien, planten jedoch, für die „gemeynen Register und 
brieue“ in Rochlitz ein gemeinschaftliches Archiv anzu¬ 
legen; es scheint allerdings dazu nicht gekommen zu sein. 
Der einzige Beweis dafür, daß in Rochlitz Urkunden ge¬ 
lagert haben, ist eine kurze Notiz von Kanzler Haugwitz. 
Auf ein „eigentliches landesherrliches Archiv“ kann des¬ 
halb noch nicht geschlossen werden. 147 ) Über die Vertei¬ 
lung dieser Archivalien unterrichten eine Reihe von Ver¬ 
merken in C 34. Hier ist von fol. 20 b ab zu den einzelnen 
Einträgen notiert, wessen Gebiet sie betrafen, d. h. wer 
Abschriften anfertigen zu lassen oder die Originale (Ur¬ 
fehden, Reverse) an sich zu nehmen berechtigt war. Man 
hatte mit flüchtiger Hand den einzelnen Einträgen kurz 
die Namen der Brüder hinzugefügt. Die Bedeutung dieser 
Zusätze geht daraus hervor, daß die geographische Züge¬ 
hörigkeit der Einträge den Wechsel der Namen bedingt und 
hierbei die Bestimmungen des Teilungsvertrages berück¬ 
sichtigt wurden. Bald trat Herzog; Sigmund von der Regie¬ 
rung zurück und versprach, seinen Brüdern „alle Briue 
und Register ir lande und lute anlangende, wo und an 
weichin enden die legin, sie wann vorsigelt oder nicht,, 
ungehindert... antworten und folgen lassen“ zu wollen, 
„an widderrede“. Man wird demnach nicht sagen können, 
daß seihe Resignation „zunächst einen Aufschub der Ar¬ 
chivzerteilung bedingte“. 148 ) Diese war vielmehr zuvor er- 





folgt, und Herzog Sigmund tatsächlich in den Besitz von 
Archivalien gelangt, die er nunmehr herauszugeben hatte. 
Sein Hauptsitz war von Januar 1436 bis Februar 1437 
Weida, wo er auch seine Kleinodien und Wertsachen i,n 
mehreren Kisten aufbewahrte. 149 ) Vielleicht ist in den C 15 
verzeichneten „littere deportate... in Wyda“ der Sigmund 
zugefallene Teil des bis 1436 gemeinsamen Archivs zu 
sehen. 150 ) Auch ist zu berücksichtigen, daß die Überfüh¬ 
rung der Weidaer Bestände nach Meißen erst nach Sig¬ 
munds Resignation erfolgte. Mit Herzog Wilhelm aber ver¬ 
einbarte der Kurfürst, das Regiment vorläufig 3 Jahre 
gemeinsam zu führen. Vermutlich hat die damit verbundene 
Wiedervereinigung aller Archivalien der Kurlinie zur Um¬ 
lagerung der Weidaer Bestände und der Neuordnung der 
Wittenberger geführt. Völlig dürften sich diese Verhältnisse 
nicht aufklären lassen. 151 ) Die Meißener Bestände sind nach 
Lipperts Untersuchungen erst 1440 im Zusammenhang mit 
dem Anfall Thüringens verzeichnet worden. 152 ) Freilich ent¬ 
hält die Meißener Registrande nur ganz vereinzelt Urkunden, 
die aus dem thüringischen Archiv stammen könnten. Denkt 
man an die Selbständigkeit, welche der thüringischen Kanz¬ 
lei unter Thomas v. Buttelstedt belassen wurde, 153 ) so geht 
nian vielleicht nicht mit der Vermutung fehl, daß das thürin¬ 
gische Archiv im wesentlichen an seinen bisherigen Aufbe¬ 
wahrungsorten, auf der Wartburg und in der Gothaer Kam¬ 
mer blieb. Die späteren Teilungsverträge zwischen Fried¬ 
rich II. und Herzog Wilhelm lassen Archivalien unerwähnt, 
obgleich zu dem Teile, das Herzog Wilhelm wählte, auch 
Gebiete gehörten, die Friedrich der Friedfertige nicht be¬ 
sessen hatte. Er muß also neben dem thüringischen Archiv 
auch Bestände aus dem osterländischen erhalten haben. 
In der Meißener und Weidaer Registrande sind jedoch ent¬ 
sprechende Abgangsvermerke zu vermissen. 

Der Hauptsitz für die Archivalien der Kurlinie war 
hinfort in Meißen. Bis 1464 führte man die alte Registrande 
weiter. 151 ) Noch irn selben Jahre sind „vff entpfelnis des 
hochgebornnen fürsten hern friderichs... vnnd bestellen 
Johannsen von Mergental Cantzlers ... alle Priuilegia, hant- 
festen im gewelbe zcu missen obersehen, abegeczeichent 
vnd nacheinander in laden gelegt“ 1 worden, „in massen 
diss“ eine neu angelegte Registrande „usswyset“. 155 ) Sie 
sieht 36 Abteilungen vor, die nach Person des Ausstellers 
und Inhalt der verzeichneten Urkunden gegliedert sind. Auf 
die Papsturkunden, Kardinalsbullen „und andere Kirchen an¬ 
langende“ Briefe (a, b) folgen die Kaiser- und Königsurkun¬ 
den, die anfangs (c—f) nach Ausstellern, dann aber nach 
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Sachbetreffen (Kurfürstentum Sachsen, Pleißnerland) geord- 
net und dementsprechend auch mit den Urkunden änderet 
Aussteller gemischt sind Drei „Laden“ (1-0) betreffen die 
Kurfurstenpohtik, die beiden nächsten das Erzbistum Magde- 
burg (und Halle) und das Bistum Würzburg (nebst Stift) 
Die Abteilung „hertzog Sigmunt“ schließt sich hier sinn- 
gemaß an. Die Erbeinungen mit Brandenburg und Hessen 
bilden eine Abteilung für sich, es folgen 4 Laden mit thürin¬ 
gischen Bnefen (t, v, x, y). Die Urkunden der drei Bis- 
tumer Meißen, Naumburg, Merseburg (mit Stiftern und Ka¬ 
piteln) .sind m der Lade g vereinigt. Mit Erwerb des Burg¬ 
grafentums Meißen ins Archiv gekommene, „den von pla* 
wen , „die fürsten czu Anhalt und Grauen zcu Swartz 1 
purg anlangende Urkunden (z, q) bilden den Beschluß, 
Ein zweiter Teil enthält die Urkunden geringerer Aussteller 
sie sind in 12 Abteilungen (aa-m) sachlich geordnet. Quit’ 
tun gen Urfehden, Verschreibungen, Münz- und Schuldbriefe 
(ii-m) seien als Beispiele genannt. Dies „Register ober die 
vJidetnmge der brieue im gewelbe czu missen“ u>ß) stellte 
mit 74, von zwei gleichzeitigen Händen mit römischen Zif- 
tein 1 62 gezählten Blättern den ursprünglichen Bestand 

ron"oi| anZ T2 08 ,. Blatt Papier umfa ssenden Quartbandes 
(20x34,5 cm) Copb. F. 9 dar. Auf dem Vorderdeckel steht 
neben dem älteren zutreffenden Titel „Ordo litterarum“ von 
spaterer Hand der Vermerk „ein alt Register, so Johan v. 
Mergenthal Johann scheybenn b(ei?) annehmung des Can- 
cellanates über die handel und sachin in gewelben (?) zu- 
gesteJIet ao 1469 Jar“. 157 ) Damit bezog man sich einer be¬ 
kannten Gewohnheit folgend auf den ersten Titel, den man 
innerhalb des Bandes fand. 1 Hier sind vorne die Verzeieln 
v. S i Se , ^rjenigen Bestände eingelegt, welche Mergental 1469 
T. Scheibe, dieser (1477) seinem Nachfolger und 

': , | Spiegel 1479 II 26 dem Känzleiverweser Peter Ar¬ 
nold übergab. 158 ) Die beiden ersten stehen auf einer Schmal¬ 
quartlage. Es folgt dann unter dem Titel „dise nachuob 
gende register sind nicht verzeichent gewest“ fol- 12 eine 
kurze Aufstellung aus den 80er Jahren und dieser ohne 
Überschrift eine zweite Registrande (fol. 13-23), die wohl 
unter Arnold angelegt wurde. Sie ist in 26, ebenfalls mit 
Buchstaben (a—t, v, x, y, aa—dd) bezeichnete Gruppen 
gegliedert, die nicht betitelt sind. Eine feste Einteilung 
ist nicht erstrebt. Ohne daß hierbei ordnende Gesichts- 
punkte erkennbar würden, folgen die einzelnen, meist wenig 
umfänglichen Abteilungen aufeinander. Endlich gehen der 
Registrande Von 1464 noch *wei kleinere Gruppen - her- 
nachuolgend behemische bfiiie der Erbeyiiung mit den Koe- 
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nigen zu behem“, „hiernoch folget, was lehen ein mark¬ 
eraue zu missen vom Riehe entpfah(en) sal“ (fol. 28/b, 29 bis 
30) vorauf. 159 ) Zahlreiche Vermerke zeigen, daß diese Ver¬ 
zeichnisse später als Grundlage für die Aufteilung der ge¬ 
samten Bestände unter Herzog Albrecht und Kurfürst Fried¬ 
rich dienten, die 1486 im Naumburger Vertrage und Leip¬ 
ziger Schiede, wenn auch noch nicht endgültig, geregelt 
wurde. 160 ) 

Bei dem unregelmäßigen, bald schleppenden, bald über¬ 
eilten Gang der Geschäfte, dem Mangel einer inhaltlichen 
Arbeitsteilung, der dazu führte, daß die Schreiber die ver¬ 
schiedensten gerade anhängigen Sachen nebeneinander zu 
erledigen hatten, bedurfte man in der Kanzlei vor allem in 
ausreichendem Umfange flüchtiger Aufzeichnungen für die 
täglichen Sachen, die man zu Schmalquartheftchen ver¬ 
einigte oder auf lose Zettel schrieb. Hier ist ohne Zweifel 
der größte Verlust am ursprünglichen Bestände der Ge¬ 
schäftsbücher zu bedauern. Mit Ausnahme der Vorladungen, 
die zu den Sendebriefen gerechnet und deshalb in den all¬ 
gemeinen Registern nur vereinzelt gebucht wurden, hatten 
ja die meisten Geschäfte ordnungsgemäß an dieser Stelle 
einen anderen Niederschlag gefunden. Da erübrigte es sich, 
die früheren Notizen länger aufzubewahren. Es ist kaum 
mehr als ein Zufall, daß einige dieser Heftchen nicht mit 
der Masse der übrigen vernichtet wurden. 161 ) Sie sind zum 
größten Teil unter Thomas v. Buttelstedt während der 
Jahre 1440—47 in der thüringischen Nebenkanzlei entstan¬ 
den (Copb. F 19, 19a). Schon der äußere Befund läßt über 
ihren Charakter keinen Zweifel zu. Beide Hefte waren ur¬ 
sprünglich nicht gebunden, F 19 hat einen modernen Ein¬ 
band erhalten, F 19 a wurde nur in einen Papprücken ge¬ 
heftet. F 19 besteht aus 45 Blatt Papier in vier Lagen ver¬ 
schiedenen Formates, unter den 42 Blatt des anderen Heftes 
finden sich mehrere Zettel. Einige Blätter sind stark be¬ 
schädigt, die Schrift ist des öfteren — so etwa auf der 
oberen Hälfte von fol. 20 bis zur Unleserlichkeit verblaßt. 
F 19 wurde von 1441 bis 1447, F 19a 1441 bis 1445 be¬ 
nutzt. Der Inhalt zerfällt in zwei Hauptgruppen. F 19 a ent¬ 
hält im wesentlichen Notizen über Schuld- und Soldzahlun¬ 
gen, ,,Vergnügungen“ für Pferdeschäden und andere meist 
während der fränkischen und luxemburgischen Kämpfe in 
landesherrlichen Diensten erlittene Verluste. Zum Ersatz 
wurden Verschreibungen ausgestellt, welche den größten 
Raum (fol. 1 — 12 b, 20—42, darunter auch die Soldzahlun¬ 
gen) des Heftes einnehmen. Auch die dritte Lage von F 19 
ist „pferdeschulde“ überschrieben, doch buchte man hier 
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SfelfeiklS 13 d ",gM lnl ’H ,eS J", l ,,a s(eh “ !■» 

ha n H er i+ Ch,e< ^ n t5 Ta g satzi,n S?en betreffen. 163 ) In der Hauptsache 
andelt es sich um die sogen. Vorbesch’iede Mandate mit 

Fntri^r man ,^ e Pa r te ! en rechtliche?’oder gütliche; 

Entrichtung vorlud. Häufig sind die< 5 p FiWrörr« ^ 
denken« überschrieben: die^vSrMu^ ÄS aS'- 

schiedf e " ’ da " ebe " s,ehe " Nodzen über abgeschiekte Be- 
Bei dem beträchtlichen Umfange jener persönlichen 

Ausübung der landesherrlichen Rechtspflege schienen die« 
* “ wichtig genug, um £ iem besonderen 

^ cgister termmortim in der immerhin sorgfältigeren Art 

man “h "t R .^' sterfüfmin g gebucht zu werden 6 Weit ist 

Vorladungen, darug^e' Nonett™ u^^SrfsMe Be" 
urkundungsbefehle, auch einige andere das Gerichtswesen 

Gegenreden tn gewissen Zeiträumen in die Kanzlei ein 
legten. >■) Zumal solange noch die Zahl gelehrter Räte eine 
geringere war beschlossen Landesherr und Rat %Su£ Xh 
Rechts zu erholen. Sie schickten die Schriftsätze vorzno-c 

™ ^ L pT 2igC t r Schöff enstuh1e ein und öffneten e^st 
nach dessen Erkenntnis den Parteien ihren Spruch Oher 

Vhmal !r Ve / kehr , fÜhrfe man Bl,c!l - e£ Heftchen ^ 
Schmalqnart ist noch erhalten.’ 61 ) Es enthält 42 Blatt Papier 

Datum 1449 ?V 2 7 m ! R P^enturkunde mit dem 
um IV 27 Meißen eingebunden, die auf der Rück- 

seite den Titel tragt: „Vorzceichnung Schult und Antwort 

ÜbSrittfolT Sh? Can , CZl A e - VC "- Eingehender ist die 
uoerschnft fol. 1 Schulde und Antwort in die Canccllarie 

g m Ltpczk u. Widder in die Canccllarie geschicket u ne 
antwort.“ Die erste Lage enthält bis fol. 6b d e Eintrag 

fZZ" l 1 43 - 1 1 49 ' *>*■ 7-11 sind anderen Inhakes 
folgenden Lagen haben keinen Titel, sie sind von 1449 bis 
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1470, 1470 bis 1476 und 1475/76 geführt. Hier notierte die 
Kanzlei, wann die einzelnen Schriftsätze eingeliefert, den 
Gegnern zugestellt und von den Parteien abgeholt wurden, 
ferner ihre Versendung an die Schöffenstühle und deren 
Honorierung. Weiter wurde häufig vermerkt, ob die be¬ 
treffende Angelegenheit „gütlichen bericht“ oder „ussgc- 
:sprechen“, d. h. durch' Rechtsspruch erledigt wurde. Noti¬ 
zen wie „dauon ist nichts wurdn, dauon ist nichts gefallen“, 
„und haben bcczahlt“ gedachten der Kanzlcigefälle. Übri¬ 
gens finden sich auch in Copb. F 19 einige auf die Scllöffen- 
-sprüche bezügliche Einträge. So z. B. fol. 28 b: „item 
Spruchgeld in die Camera gesand fürder gein Liptz zu 

sch_ (den Schöffen zu senden)“. Damit aber ist auch 

der heutige Bestand dieser Gruppe von Geschäftsbüchern 
fast gänzlich erschöpft, Neben den unten behandelten Notiz¬ 
büchern, die auf einem Umritte geführt wurden, ist nur 
noch ein kleines Konvolut von 3 Bogen Papier,zu nennen. 
Sie. sind zu Schmalquart gebrochen, ein Titel fehlt. Man 
vermerkte hier die Daten von Gerichtstagen, ferner auch die 
Einlegung von Klagen und Widerreden. 10 ”) 

3. Technik der Buchführung. 

In zwei Richtungen ist das Wesen der Buchführung zu 
bestimmen. Ehe über ihre praktische Bedeutung für deri 
gleichzeitigen Verwaltungsdienst geurteilt werden kann-, muß 
das Verfahren von der rein technischen Seite her erkannt 
werden. Dabei stehen die Register naturgemäß im Vorder¬ 
gründe der Betrachtungen. Sie allein sind Erzeugnisse der 
laufenden Buchführung und teilen sich nicht etwa mit den 
Sammelbändcn in die Aufgabe, regelmäßig und in gewissen 
Grenzen vollständig über den Auslauf als solchen zu unter¬ 
richten. Die Sanimelbände sind nicht Nebenregister, denen 
die Ausgänge politischen Inhalts Vorbehalten waren, son¬ 
dern Zusammenstellungen, deren ursprünglicher Bestand 
meist bei einer bestimmten Gelegenheit auf einmal unter 
gewissen Gesichtspunkten gesammelt und dann, allmählich, 
aber unregelmäßig erweitert wurde. 1 ) Dementsprechend sind 
an sie teils anders geartete, teils geringere Forderungen als 
an die Register zu stellen. 

Um die laufende Buchführung in den allgemeinen' Gang 
des Beurkundungsgeschäftes einfügen und die Frage nach 
ihren Vorlagen entscheiden zu können, gilt es zuerst das 
formale Verhältnis der Originale zu den einzelnen Einträgen 
zu bestimmen, das auch für die Aufklärung änderet Fragen 
von Bedeutung ist. Der volle Wortlaut der Originale, wird 
in den Registern in mehrfacher Hinsicht ungenau wieder- 
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gegeben. Kaum einer: Erwähnung bedarf es, daß aus Be¬ 
quemlichkeit 'oder: in .der Absicht, Raum zu sparen und 
schnellere Übersicht- gewährleisten' zu können, die immer 
wiederkehrenden Formeln des Protokolls im weiteren Sinne 
in der Regel nur stark gekürzt abgeschrieben wurden. 2 ) 
Wesentlicher ist die Frage, ob dem Wechsel zwischen sub¬ 
jektiv gefaßten Kopien und objektiv gehaltenen Regesten 
etwa ein Unterschied der Vprlagen entspricht, und dieser 
durch die : Eigenart gewisser Rechtsgeschäfte bestimmt 
wird. ; 

Einen sicheren Rückschluß auf die Form der Vorlagen 
erlaubt die Form der Einträge nicht. Häufig finden sich 
in objektiv gefaßten Regesten Wendungen, die nur von einer 
subjektiv gehaltenen Vorlage stammen können. Diese Ver¬ 
sehen beweisen,, daß die Schreiber ihre Vorlagen oft um¬ 
stilisierten. Der Rechtsinhalt spielt dabei keine Rolle. Sende- 
briefe, Privilegien, besonders ihre Bestätigungen und Er¬ 
neuerungen, Sprüche, Gelöbnisse, Urfehden, Dienstverträge, 
Verschreibungen verschiedenster Art und Verpfändungen, 
Lelm-, Gunst-, und Leibgedingsbriefe wurden in dieser 
Weise gebucht. 3 ) Die wettinrschen Kanzlisten bevorzugten 
also, wie auch aus dem bereits erwähnten Kürzungsverfah¬ 
ren hervorgeht, nicht die Form der vollen Kopie, behielten 
die Form des Regests nicht den Aktaufzeichnungen vor. 1 ) 
Liegt ein völlig objektives Regest vor, so sind stets beide 
Möglichkeiten, fehlerlose Umstilisierung oder objektive Fas¬ 
sung der Vorlage, zu berücksichtigen. Eine grundsätzliche 
Entscheidung bleibt versagt. Dies Ergebnis erschwert die 
Feststellung, ob zur Konstituierung bestimmter Rechtsge¬ 
schäfte die Buchung an die Stelle der Beurkundung trat. 
Denn die Regestform wird zwar vorzugsweise bei der Ein-, 
tragung gewisser Rechtsgeschäfte verwendet, aber dies hat 
seinen Grund nur darin, daß auf die Wiedergabe der starren 
Formen, in welchen deren urkundliche Abfassung erfolgte, 
kein Gewicht gelegt zu werden brauchte, ja sogar stets alle 
Formeln enthaltende Konzepte anzufertigen überflüssig er¬ 
schien. 5 ) Ebensowenig wie das Verhältnis der Form von 
Eintrag und Vorlage kann im allgemeinen ein Vergleich des 
Wortlautes von Eintrag und Original die Untersuchung der. 
Registervorlagen fördern. Sollen Unstimmigkeiten, die häu¬ 
fig genug begegnen, richtig beurteilt werden, ist die Zuver¬ 
lässigkeit aller Kanzleiabschriften nachzuprüfen. Während 
Bresslau Flüchtigkeitsfehler von bewußt, jedoch ohne Fäl¬ 
schungsabsicht zwecks orthographischer, grammatischer und 
stilistischer Verbesserung der Vorlage vorgenommenen Ver¬ 
änderungen unterscheidend annimmt, daß den Registratur- 
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beamten selbst solche nicht, sondern nur stillschweigende 
Beseitigung zweifelloser Schreibfehler als erlaubt gegolten 
habe, 6 ) wurde schon des öfteren durch eingehendere Ver¬ 
gleiche nachgewiesen, daß die Schreiber — gleichviel, ob 
sie ingrossierten oder registrierten — mit großer Willkür zu 
Werke gingen. 7 ) Die Sorgfalt der wettinischen Kanzlisten 
war nicht größer. Überall weichen die Abschriften von 
ihren Vorlagen ab, gleichgültig, ob eingegangene oder aus¬ 
gehende Originale, Reinschriften oder Konzepte registriert 
oder Entwürfe ingrossiert wurden. Und dies Verhältnis hat 
sich im Laufe des hier behandelten Zeitraumes nicht ge¬ 
bessert. In den ältesten Registern übertrugen die Schreiber 
niederdeutsche Formen fast ausnahmslos in ihren Dialekt, 
gaben, da die Diphtongierung ihnen noch' nicht geläufig 
war, das „ei“ der Reichskanzlei stets mit „i“ wieder, und 
verbesserten — wie sie glaubten — die ihnen ebenfalls un¬ 
bekannte oberdeutsche Tagesbezeichnung „eritag“ irrig in 
„fritage“. Auffällig häufen sich die Übertragungen in fol¬ 
gender Abschrift: 

Orig. 6396: sunnenwalde, brefe dy sehen noch Sachsen 
C 35 fol. 11b: sonnenwalde brieue die sehin nach Sachssin 

langgrafe marggrafe meyssen libir synez hat meyn siener 
lantgraue marcgraue missin über synem had myn syner 

alle vinden vyende volgen helfen noch gots geburth 
allin fyanden fiande folgin helffin nach Christs gebürte 

In einer anderen ließ man mehrere Stellen aus und 
vertauschte „vor“ mit „uff“. In den achtziger Jahren 
enthielten die Register kaum noch Eingänge, diese weni¬ 
gen aber sind nicht sorgfältiger als die früheren ein¬ 
getragen : 

Orig. 8511: gottes genaden kunig Steyr kernnden Crayin 
C63 fol. 1 ff: gots gnaden konig Steyer kernden Crayn 

her Orafe Tyrol marggrafe oder yegliche 

herre graue Tyroll markgraue ader igliche 

Die Vorlagen aus der eigenen Kanzlei wurden nicht 
wesentlich besser behandelt, obwohl hierbei wenigstens die 
eine Fehlerquelle hinwegfiel. Selbst dann fehlt es nicht an 
Abweichungen, wenn von einer Urkunde mehrere Rein¬ 
schriften hergestellt wurden. So zeigen z. B. die beiden Aus¬ 
fertigungen des Leipziger Teilungsvertrages folgende Un¬ 
stimmigkeiten: 
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Or f' S ^H C ° gUnn ^ m - e,SSen vff g^rbt fürstentum 
Ung. 8579: hertzog unnde m.ssen aufgeerbt furstenthumen 

weilent vettern sust eynikeit redlichin luten pleib- 
— vedtern sunst eynickeit redlicher lewten bleib- 
hchen ufs worden uff ...tum uss... Gegeben leiptzk 
liehen uffs wurden auf ...tumb aus... Gebin Liptzk 
fritag F 

freytag 

Sind aber Original und Konzept der im Register einee 
ragenem Urkunde erhalten, dann stimmen bald Konzept und 
und Original Konzept und Eintrag oder Eintrag und Origi¬ 
nal uberem, bald steht jede der drei Fassungen für sich? g 

Chuerfurst duringen unnd miessen hochgebornne 

uT. Sf rf r rS ? dur . in e e " und misse "" hochlebome 

g.. Churfurst duringen und meissenn hochgeborne 

Ä vom, 


Vormacht desselben geruwelich notd...~ —von 
Vormacht desselbigen gerwlich nodt. — von 


, ° ° .. —von 

genadenn ...gynn Sachsen Landgrafynn in wevlend 

genaden ...gynn Sachsen Landgrafynn in weyland 

ge,,adern ...gm Saehssen LanlgraffÜ, in weiland 

Byligen 

Byligen 

Beilegen 

Aber nicht nur Dialekt und Orthographie wurden von 
dieser Nachlässigkeit betroffen. Zu de? Seltenheiten alter” 
dings gehört es, daß in einem Einträge vier Zeilen des Ori¬ 
ginals mit wichtigen Bestimmungen über gegenseitige Hilfe- 

Städteif die' K°” trahe " te “ ”" d Z^eiJung v^ifschlösfern und 
cinH h--c T -, no ch zu erobern waren, zu vermissen 
sind. Häufiger sind stilistische Unterschiede. So heißt es 
etwa m dem soeben erwähnten Falle statt: ... sa | ahir 
und darumb“ im Register etwas breiter: „ ...” sal wir und 
umb soll,chen synen dienst“.«) Nur ausnahmsweise wurde 

'" rs,änd " isi ° s *»- 
cSÄ dÄS £ SzS'en ,UrleW,e “■ Vyl " r dldl 

beystrassen suchen unde dieselben unser Stadt nicht ruren 
biestrassen das sie dieselben unnserStat nicht ruren 
sundern von denselben vorhalden unde enezogen werden 
vorhalden und enezogen werden. 
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„Auf genaue Wiedergabe des Wortlautes kam es eben 
nicht an, nur insoweit dieser den Rechtsinhalt betraf, ward 
er besonders berücksichtigte Selbst dies wurde, wie soeben 
gezeigt, wenigstens nicht durchaus vermieden. Für die Be¬ 
stimmung der Registervorlagen aber kommen auch inhalt¬ 
liche Abweichungen vom Original nur dann in Betracht, 
wenn sie zweifelsfrei nicht auf Versehen und Irrtürner 
zurückzuführen sind. 

Die Bekenntnis des zeitlichen Verhältnisses von Bu¬ 
chung und Beurkundungsgeschäft dient nicht allein zur 
quellenkritischen Beurteilung des einzelnen Eintrages. Sie 
bietet vielmehr den besten Einblick in das Wesen der Buch¬ 
führung überhaupt und verhalt bereits durch Abgrenzung 
verschiedener Arten von Geschäftsbüchern zu einer be¬ 
stimmteren Vorstellung von der Eigenart der Register. Denn 
in k an zl ei geschichtlich er Hinsicht wurde eine im wesent¬ 
lichen mit der Expedition Schritt haltende laufende Buchung 
als eines ihrer wichtigsten Merkmale erkannt. Allein diese 
regelmäßige Führung konnte die Erfüllung jener Anfor¬ 
derungen gewährleisten, welche die spätmittelalterliche Ver¬ 
waltung selbst an diesen Teil ihrer Registratur stellen 
mußte/’) Eine genaue Einfügung der Buchung in das Be¬ 
urkundungsgeschäft war eine der wesentlichsten Forderun¬ 
gen, mit denen ständische Kreise, und in den geistlichen 
Territorien die Kapitel, eine Beaufsichtigung der landes¬ 
herrlichen Regierung zu erreichen suchten. Besonders in 
geistlichen Verwaltungskreisen war der Ausgang einer Ur¬ 
kunde häufig an deren Registrierung gebunden. 

So bestimmen z. B. die Constitutiones des Leipziger 
Thomaskloster von 1455 IX 10: „nulla quoque littera sigillo 
capituli sigilletur nec cuiquam praesentetur, nisi prius Iecta 
coram capitulo fuerit et copia ipsius in registro sive inven- 
tario monasterii fideliter registrata.“ Wenn die Praxis frei¬ 
lich selbst im Widerspruche mit solchen und ähnlichen Be¬ 
stimmungen oft genug ein anderes Bild zeigte, 10 ) so wird in 
den Registern aller Aussteller, die sich wie die Wettiner 
einer solchen Beaufsichtigung zu erwehren gewußt hatten, 
ein entsprechender Befund von vornherein anzunehmen sein. 
Und man wird nicht allein daraufhin auch an der Absicht, 
eine regelmäßige Buchführung durchzusetzen, zweifeln dür¬ 
fen. Allzusehr mußten die ungünstigen Bedingungen, unter 
denen damals in den Kanzleien gearbeitet wurde, den natür¬ 
lichen Abstand zwischen Verordnung und Ausführung ver¬ 
größern. Tatsächlich führen denn auch die Kanzleiordnun¬ 
gen solcher Regierungen, wie z. B. diejenigen Maximilians, 
die Registrierung dem Urkundungsgeschäft dergestalt ein, 
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daß sie teils vor die Beglaubigung, teils danach, in jedem 
Falle abet vor die Aushändigung des Originals zu stehen 
kommt. Diesen Maßregeln ist die Reichskanzlei schon im 
ri U » , J a hrhlindert im wesentlichen - gefolgt Und 

allem Anschein nach sind sie auch in anderen Kanzleien 
zu beobachten. 11 ) 

Dagegen ging Posse von dem tatsächlichen Befunde 
aus, der ja oft genug eine Durchbrechung dieser Grund- 
sa ze erkennen laßt und faßte die Buchung als Abschluß 
dei Beurkundung auf. Seiner Ansicht nach erfolgte sie in 
den '^ethnischen Kanzleien „erst Tage, Wochen, Monate, 
Jahie spater In,dieser Form trifft die genannte Annahme 
nicht zu. Auch ist sie mellt nachgeprüft worden. Lippert be¬ 
zeichn ete die Frage nach dem Zeitpunkt der Registrierung 
nnt Recht als die wichtigste, stellte sie aber zurück, bei 
trmisch fand sie naturgemäß keine systematische Erledi- 
gung, und Hofmann hat Posses Ansicht unbedenklich über- 
nommen. 12 ) Die vvettinischen Ordnungen geben in dieser 
Frage nur zum Teil den gewünschten Aufschluß. Allein die 
ernestuiische Hofordnung von 1499 schreibt ausdrücklich 
eine laufende Buchführung vor. Lehnbriefe, Bestätigun¬ 
gen, Rezesse, Schiede, Missive „und andere Händel“ sollen 
„ehe dann sie ausgehen“ durch' einen nur mit dieser Arbeit 
betrauten Registrator „registriert und aufgeschrieben wer- 
den . WH; eng im Sinne dieser Verordnung Expedition und 
Registrierung der Urkunden verbunden war, erhellt aus der 
Art, in welcher sie die Forderung regelmäßiger Entnahme 
von Lehnbriefen begründete: „auf daß unsere Lehn regist- 
riert und unverändert im Wesen bleiben mögen.“ 1 *) Moch- 
teil diese Bestimmungen schon früher ungeschrieben Gül¬ 
tigkeit gehabt haben oder nicht, bis zur Leipziger Teilung 
sind sie jedenfalls nicht streng eingehalten worden. Und 
diese Unregelmäßigkeiten beschränkten sich nicht auf den 
Zeitpunkt der Eintragung. Ohne dabei irgendwelchen Aus¬ 
wahlen,nzipien zu folgen, 11 ) ließ man bei der Buchung die 
Ausgange in großer Zahl gänzlich unberücksichtigt. Meist 
n ifM leSe Luckenllaft 'gkeit ihren Grund darin, daß die 
Buchführung mit dem Gang des Beurkundungsgeschäftes 
nicht Schritt gehalten hatte. Sei es, daß man die Vorlagen 
nicht sorgfältig genug aufbewahrte oder bei nachträglicher 
Registrierung größerer Mengen liegen gebliebener Stücke 
einzelne ubersäh. Manche Registerpartien sind auf diese 
weise, als nachträgliche Zusammenfassung unerledigter Vor- 
m?? 11 e * ltstanden - 16 ) Man nahm sich dann nicht stets die 
Muhe diese zeitlich genau zu ordnen. So folgen die von 
einer Hand geschriebenen Einträge in chronologisch bunter 
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Reihe aufeinander. Als Merkmal verspäteter Buchung frei¬ 
lich ist diese Unordnung, selbst unter Berücksichtigung des 
paläographischen Befundes, 16 ) nicht ohne weiteres zu be¬ 
werten. Fast in allen Registern findet sich eine größere Zahl 
leer gebliebener Blätter. Solche Seiten wurden in der Kanz¬ 
lei hin und wieder mit zeitlich Unzugehörigem, aber unter 
Umständen zum richtigen Zeitpunkte beschrieben. 17 ) Man 
wollte dabei Raum sparen oder an sachlich zutreffender 
Stelle einzelnes nachtragen. Hiermit ist am zwanglosesten 
die Entstehung von Reihen erklärt, die von mehreren Hän¬ 
den geschrieben sind. 18 ) Gelegentlich aber vereinigte wohl 
auch eine Hand nur sachlich, nicht zugleich zeitlich Zu¬ 
sammengehöriges an einer Stelle. Ferner ist selbst bei ein¬ 
heitlicher Niederschrift nicht zu übersehen, daß eine chrono¬ 
logisch einwandfreie Abfolge der Einträge oft gerade dann 
nicht möglich war, wenn die Buchführung mit der Expedi¬ 
tion genau Schritt hielt. 19 ) Die kursächsische Kanzlei da¬ 
tierte die Urkunden nach dem Zeitpunkte, zu welchem die 
Rechtsgegner sich über ihr Substrat geeinigt hatten, nicht 
nach ihrer Expedition. 20 ) Ingrossation, Vollziehung und Aus¬ 
händigung aber ließen bekanntlich selbst dann, wenn kein 
böser Wille hemmend wirkte, in vielen Fällen lange genug 
auf sich warten. Diese Verzögerungen aber und die Will¬ 
fährigkeit, welche die Kanzlei einflußreichen und freigebigen 
Empfängern nur zu gern erwies, brachten es mit sich, daß 
die Urkunden die Kanzlei nicht in derselben Reihenfolge ver¬ 
ließen, in welcher man die entsprechenden Rechtsgeschäfte 
eingegangen war. Posse führte selbst Beispiele „jahre¬ 
lang verzögerter Beurkundung“ an. Mindestens aber dann, 
wenn die Reihe der Einträge Unstimmigkeiten von Tagen, 
Wochen oder Monaten aufweist, ist rnit der Möglichkeit zu 
rechnen, daß sie der Expedition genau folgte. Wenn sich die 
Schreiber dagegen, wie es des öfteren geschah, einer Jahr¬ 
zahl, häufiger noch des Tages oder Ortes nicht mehr zu ent¬ 
sinnen und die Lücken ungenauer Vorlagen bei der Regist¬ 
rierung gar nicht oder nur ungenügend zu ergänzen ver¬ 
mochten, 21 ) dann dürfte diese in der Regel erst längere Zeit 
nach Aushändigung der Urkunde erfolgt sein. Ebenso steht 
es mit gewissen Irrtiimern, die den Kanzlisten dadurch unter¬ 
liefen, daß sie versehentlich Verhältnisse berücksichtigten, 
die zwar zur Zeit der Eintragung bestanden, aber erst nach 
der Expedition eingetreten waren. 32 ) So ist in der Zeugen¬ 
reihe einer Urkunde von 1462 VII 25 „Johann Statschriber 
Canc. Küchenmeister“ zu lesen. Dieser Irrtum war frühe¬ 
stens Herbst 1463 möglich. Der Schreiber hat ihn sofort 
bemerkt und, ehe er weiterschrieb, sofort getilgt. 23 ) Da man 
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es häufig unterließ, auf benutzten Vorlagen die erfolgte 

unerÄ* ZU ecT^"’ gerieten diese gelegentlich zu den 
unerledigten Stucken zurück und wurden mit diesen ein 

zweites Mal und nun wohl bestimmt erst nachträglich re- 

S \ r i"!? 1 Yü rde man sich des Sachverhaltes 
bewußt unterbrach die Abschrift und verwies auf die Stelle 

wo der Eintrag aufgenommen war. So wurde etwa von der¬ 
selben Hand und Tinte zu dem abgebrochenen Einträge 
„item dominus promisit“ der Vermerk hinzugefügt: , litteram 
habes supra im secundo folio secundi quaterni a principio 
huius libn.w) In manchen Fällen ist allerdings eine andere 
Erklärung der Doppelbuchung geboten. So konnte eine Ur¬ 
kunde an falscher Stelle oder so fehlerhaft eingetragen sein 
daß sie nochmals gebucht werden mußte. Man vermerkte 
dann etwa: „Similiter predicta littera est in registro com- 
mum, ubi melius quam hic debuit registrari.“ *«) Dann aber 
if G . e g ented erwiesen, daß der erste Eintrag vor der 
Expeditom gebucht wurde.«) Dies ist tatsächlich viel häu- 
n ge u Fa " g ewesen > als nach den bisher angeführten 
Beobachtungen zu vermuten wäre. Ausdrücklich notierten 
die Schreiber zu manchen Einträgen, daß die betreffende 
Urkunde nicht ausgegangen ist. Neben einfacher Feststel¬ 
lung der Tatsache: „Hec presens littera licet sit registrata 
non tarnen est data“ wurde angedeutet, daß sich die Aus¬ 
gabe verzögert habe: „non habent (!) progressum ista lit- 
tera und damit wohl auch ein Vorwurf verbunden: ,non 
habent htteras und sind im doch versprochen.“ In anderen 
Fallen bemerkte man nachträglich die Expedition: „proce- 
dens littera expedita est et sigillata sigillo ...“ oder im Mis- 
sivbuch zu einem Einträge vom V. 30 1472: „Solchn brieff 
habm m (dem Empfänger) m. g. h. am... (VI. 1.) von 
missen us bey... (Name des Boten) zcugeschichkt“. 28 ) In 
Einzelfallen kann die Buchung in eine nähere Beziehung zu 
bestimmten Stufen des Beurkundungsgeschäftes gesetzt wer¬ 
den. Wurden bei der Registrierung Vorlagen benutzt, deren 
Fassung noch nicht endgültig gebilligt war, oder — wie 
schon kurz erwähnt — mit oder ohne Zustimmung des 
Rechtsgegners am Substrate der betreffenden Urkunde vor 
ihrer Vollziehung, aber nach der Eintragung Änderungen 
vorgenommen,s») dann mußten bei sorgfältiger Buchführung 
die Registereinträge entsprechend verbessert werden. Alle* 
dmgs ist auch bei Verwertung dieser Korrekturen und Zu¬ 
satze Vorsicht geboten. Nicht jeder auf Veränderung und 
Erneuerung der Einträge bezügliche Vermerk kann in die- 
sem Zusammenhänge als Beweis herangezogen werden 
Wenigstens in den wettinischen Kanzleien deutet ein derarti- 
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ges „der Brief ist gewandilt“ 30 ) in der Rege! nicht auf die 
soeben erwähnten Umstände sondern auf den Abschluß 
eines neuen Rechtsgeschäftes, das mit dem ursprünglich ein¬ 
getragenen zwar in sachlicher Beziehung steht, aber meist 
erst nach dem Ableben des Rechtsgegners zwischen des¬ 
sen Rechtsnachfolger und dem Aussteller oder dessen Erben 
zustande kam. Dabei wurde die erste Urkunde und entspre¬ 
chend auch der betreffende Eintrag „vor nuwet und umbge- 
schrieben“. 31 ) Mit dieser Möglichkeit aber ist selbst dann zu 
rechnen, wenn das Datum nicht verändert wurde. So erhielt 
ein Eintrag von 1446 den Zusatz: „discr brif ist vernuwet 
und doch bic dissen dato bliben ... actum Torgau 1457“. 33 ) 
Nach der Prüfung des Konzeptes wurden Einträge gebucht, 
deren fortlaufender Wortlaut die Zusätze und Korrekturen 
des Entwurfes berücksichtigten.™) Vor der Reinschrift wurde 
registriert, wenn die Vorlage den Vermerk „non est grossa- 
tum“ trägt.’ 1 ) Vor Prüfung der Reinschrift wurde einge¬ 
tragen, wenn im Register Zusätze stehen, die sich im lau¬ 
fenden Texte der Ingrossatur wieder finden,™) der fortlau¬ 
fende Wortlaut des Eintrages einen dem Original eingefüg¬ 
ten Zusatz nicht berücksichtigt,™) oder im Register die 
Siegelangabe geändert wurde.™) Hiernach wäre die Spanne 
zwischen Prüfung und Ingrossation des Konzeptes als Zeit¬ 
punkt der Buchung zu betrachten. Dies würde auch dem Ergeb¬ 
nis der folgenden Untersuchung nach den Vorlagen der Ein¬ 
träge am besten entsprechen. Nur ausnahmsweise jedoch er¬ 
möglicht besondere Gunst der Überlieferung eine so enge Be¬ 
grenzung. In der Regel bleibt die Frage offen, ob die hierher 
gehörigen Korrekturen der Registereinträge 3S ) mit Buchung 
ungeprüfter Konzepte oder Reinschriften zu erklären sind. 

So stehen sich die widersprechendsten Beobachtungen 
gegenüber. Neben Merkmalen späterer, vom Beurkundungs¬ 
geschäft völlig losgelöster Eintragung fanden sich Spuren, 
die auf verschiedene seiner Stufen, jedoch nicht aus seinem 
Kreise herausführen. Folgte „nicht einmal ein- und dieselbe 
Kanzlei innerhalb eines beschränkten Zeitraumes einer be¬ 
stimmten Übung“, „war die Registrierung... an einen be¬ 
stimmten Zeitpunkt überhaupt nicht gebunden“? 39 ) Gewiß, 
so wie sie tatsächlich von Fall zu Fall erfolgte, war sie es 
allerdings nicht. Sobald man jedoch die Sammelbände neben 
die Register stellt, muß deren Führung als eine wenigstens 
vergleichsweise regelmäßige erscheinen. Darüber besteht 
kein Zweifel, daß die kursächsische Kanzlei diese beiden 
Gruppen von Geschäftsbüchern bewußt in verschiedener 
Weise behandelte. 10 ) Was sollte ihr hierbei anderes vorschwe¬ 
ben als die Absicht, die Register so gleichmäßig zu führen, 
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w ie nur eben möglich? 41 ) Und die zuletzt genannten Beobach¬ 
tungen dürften klar erweisen, daß mindestens Ansätze hierzu 
vorhanden waren. Ferner ist zu berücksichtigen, daß es der 
Kanzlei selbst bei bestem Willen unmöglich war, regelmäßig 
zu arbeiten. Und die Nachteile einer so mangelhaften Buch 
fuhrung mußten wie der gesamten Verwaltung bei Hofe so 
Vornehmheit ihr täglich vör Äugen treten. 43 ) Unter solchen 
Umständen därf die Linie von diesen ersten Ansätzen zu 
der Verordnung von 1499 gezogen werden. Tatsächlich ge¬ 
schah noc4i Unter Kurfürst Ernst mit'Einfügung einer zweb 
ten, der Eintragung folgenden Registrierungshandlung, der 
Vergleichung von Reinschrift und Registereintrag *») 'der 
nächste Schritt in dieser Richtung. Etwa seit 1470 Unter¬ 
zeichnete man; Wohl unter dem Einflüsse der Reichskanzlei, 14 ) 
die Registereiin träge anfangs vereinzelt, später in ziinehmen- 
dehi Maße mit einem „collationäta“. ln der Reichskanzlei 
tähd dieselbe Häridlüng ihren Niederschlag in Gestalt des auf 
den Originalen verzelchnCten Vermerkes „Registrata“, Die 
■kursächsische Kanzlei brächte diesen Vermerk nur auf sol¬ 
chen Reinschriften oder Originalen an, die sie als Konzepte 
benutztet) Es handelt sich dabei einmal tim RcinschriE 
teil, die man zahlreicher Korrekturen 'wegen nicht aus geben 
w ° ,lte > äls Konzept der neuen Ingrossatur behutzte und erst 
liäcll dieser Prüfung ini Register buchte. 40 ) Häufiger noch 
Wären Ts Originale, welche die Empfänger oder deren 
Rechtsnachfolger der Kanzlei zwecks Erneuerung einreichten. 
Dann notierte man bisweilen die notwendig gewordenen 
Veränderungen gleich auf diesen Stücken, verwendete sie 
als Konzept der Neuanfertigung öder Bestätigung und als 
Vorlage des Rdgistereintrages. in beiden Fällen'wird mit 
“ eiT ' „Registratä^ hür die erfolgte •Buchüng, nicht etwa die 
Vergleichung deä -Ertrags mit seiner Vorlage auf dem Kom 
zepte vermerkt. 47 ) Folgerichtig ist allerdings auch die Kolla- 
•tionierung nicht dufchgeführt worden. In den Registern 
G 59, 62 und 63 stehen 1126, 176 und rund. 700'Einträgen 
Hur 97, 146 riiid 104 Vermerke gegenüber. Die Durchsicht 
scheint aJsp nicht regelmäßig, sondern willkürlich' vorgenorm 
men zu sein lind ganz dem BefufldC in cleih früheren Bänden 
zil entsprechen, wo sich besonders bei der Datierung häufig 
unaiisgefülltö Lücken und ünverbesserte Iritümer finden.«) 
Irgendwelche Grundsätze würden bei diesem Wechsel unter- 
zeichneter und nicht Unterzeichneter Einträge nicht beobachtet. 
Auch ist dieser Wechsel viel zü 1 unregelmäßig, um mit der 
yermutiing erklärt Werden zu können, daß Sieh jeder Ven 
Nachprüfung sö' vieler Einträge bezieht als 
zwischen ihm und dem vorhergehenden ohne Unterzeichn 
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nung aufeinander folgen. Ein Einführung dieser neuen Re¬ 
gistrierungshandlung mußte nicht nur die Sorgfalt der Schrei¬ 
ber steigern: sie hatte zur Voraussetzung, daß die Buch¬ 
führung mit der Expedition Schritt hielt. Darin liegt in 
dem hier behandelten Zusammenhang die Bedeutung dieser 
Neuerung, aber gerade daran mußte sie auch scheitern. 
Wurde der Eintrag erst nach dem Ausgang der betreffenden 
Urkunde gebucht, so war eine Kollation nicht mehr mög¬ 
lich. Wenn auch daneben die ungünstigen Arbeitsbedingun¬ 
gen der Kanzlei und der allgemeine Charakter ihrer in kei¬ 
nem Punkte folgerichtigen und regelmäßigen Tätigkeit ge¬ 
wiß zu berücksichtigen sind: Häufig wird das Fehlen der 
Vermerke in dem genannten Umstande seinen Grund haben. 
Dann aber gibt das Verhältnis Unterzeichneter und über¬ 
gangener Einträge zugleich wenigstens eine annähernde 
Vorstellung von dem Maße, bis zu welchem um 1485 die 
laufende Buchführung durchgeführt war. Die ersten Regi¬ 
ster waren auf dem Wege einer in keinerlei Hinsicht regel¬ 
mäßigen Buchung entstanden, allmählich besserten sich die 
Zustände, bis durch die Kollationsvermerke die Registrierung 
fester in den Ablauf des Beurkundungsgeschäftes eingefügt 
wurde und laufende Buchführung sich wenigstens als vor¬ 
herrschender Brauch durchsetzte, dessen Befolgung die Hof¬ 
ordnung von 1499 nur wenig später vorschrieb. Grundsätz¬ 
lich wird demnach Buchung vor der Expedition als Regel 
gegolten haben, die man sich bewußt, aber nicht mit völ¬ 
ligem Erfolge einzuhalten bemühte. 

Bei diesem Ergebnis bleibt die Frage nach den Vor¬ 
lagen der Einträge offen. Denn in dem Falle laufender, mit 
der Expedition schritthaltender Buchführung kann keine 
der denkbaren Möglichkeiten ausgeschlossen werden. An 
sich kommen sämtliche Formen, in denen das Substrat fest¬ 
gelegt oder bearbeitet wurde, in Betracht. 49 ) Für Quellenkritik 
und Beurteilung der Kanzleitechnik ist die wichtigste Frage, 
ob gebilligte oder ungeprüfte Niederschriften zur Vorlage 
dienten. Die Nachteile dieses zweiten Brauches erhellen 
ohne weiteres und wurden schon kurz gekennzeichnet. Selbst 
gebilligte Entwürfe, wie sie die ältesten Ordnungen der 
Reichskanzlei zur Vorlage bestimmten, 50 ) boten noch nicht 
die genügende Sicherheit. „Absurdum enim esset“, so führt 
Vigilius van Zwichem, der mutmaßliche Verfasser des 1550 
entworfenen Conceptum einer neuen Kanzleiordnung in 
längerer Auseinandersetzung mit der „Ordinatio domini Mer- 
curini“ treffend aus, „id registrare quod postea vel corrigi 
vel mutari vel differi vel reici contingeret.“ „Ut registratio 
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fiat ex literis iam admissis et sigiilatis“ wurde dementspre¬ 
chend der betreffende Artikel (38) formuliert.«) 

Auch die kursächsische Kanzlei, war im 15. Jahrhundert 
noch nicht bis 211 dieser Erkenntnis vorgeschritten Zahl- 

ihnen 6 ^' i age T rd , en erst ,,ach der Expedition gebucht 
ihnen konnte weder Ingrossatur noch Original zur Vorlage 

gedient haben. Wie aber stand es bei Registrierung vor Atfs- 
gang der Urkunde? Die Form des Eintrages erlaubt nur aus¬ 
nahmsweise einen Rückschluß auf ihre Vorlage.«“) Ebenso 

Or£in7V inem V "F le L Ch des Worf!autes von Eintrag und 
Original keine entscheidende Antwort zu erwarten sein ■«> 

stillen It™’ W T S i Ch dabei Unstimmigkeiten heraus- 
»,IS h F. C f verbieten > das Original als Vorlage des 
betreffender, Eintrages zu betrachten, bleibt grundsätzlich 

narh^S. 8 ' IChk "** , 7U be [Nichtigen, daß in diesem Falle 
nach einer späterhin nicht gebilligten Reinschrift oder einem 
zurückgezogenen Original gebucht wurde«) Mit Sicherheit 

niriTt ers 1 ? ieSem W T d r e QueIle des Registereintrages 
nicht erschlossen werden. Den gewünschten Aufschluß gibt 

vielmehr ein Brauch der kursachsischen Kanzlei.«) Man 
Ä nam ,Ch d, e ™ Vorlagen bestimmten Stücke mittels 
eines Registnerungsbefehles ausdrücklich als solche zu be¬ 
zeichnen und daneben die erfolgte Buchung, bisweilen unter 

SuTreihf r“ ausfub ™ d ?. n Beamten - zu vermerken. Die 

v- Wedebach, Johannes, Matthias und Ni- 

ReSheiRt deS °/ teren dlre Namen beigvfügt-«) In der 
’f gel heißt es nur kurz „Registranda". Gelegentlich finden 

Sieb ausführlichere Anweisungen wie: „et debet registrari 

vileHa » Ul,m ^ V**' ~t efwa durdl dpJ1 Zusatz: 
ämreneKpn ,7 d ' p einschlägige Registerabteilung 

Kfm rv s ' ch de ; Eintrag dann tatsächlich wieder 
e ' ) Diese Vermerke aber hegegnen weder auf In- 
grossaturen noch Originalen.^) Als Registervorlagen kom- 
men demnach in erster Linie die Konzepte in Betracht. Frei- 
! ausnahmslos tragen sie weder Registrierungsbetebl 
7 \ Yf r n nerk . f rf olgter Ruchung. Dieser Befund könnte 
narir Rni! ß c "7 » eg a n ’ ^7- ™ a " vvcni £ sfens '"i diesen Fällen 

SSirt^lrh , " tt d 0d |f r °* r 7! Mal pintru &- Di «e Vermutung 
ledigt sich jedoch mit der Beobachtung, daß manche 

Konzepte nur den zweiten Vermerk aufweisen, also gebucht 
wurden, ohne daß eine besondere Notiz die Anweisung dazu 
gegeben hatte.-*) Eine Reihe weiterer Beobachtungen ver- 
mag dies Ergebnis nur zu stützen und zu ergänzen ln den 
Registern finden sich viele Bemerkungen, die es zur Voraus- 

Wnob? i daß den Schreibern Konzepte Vorlagen. 

Wurde m verkürzter Form gebucht, so wiesen Vermerke 
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wie „nach lute des brieues... als die nottel usswieset“, 
„ut patet in nötula“ auf den vollen Wortlaut. 60 ) Und diese 
Bezeichnung ,,notula“ ging besonders in der Kanzlei Fried¬ 
richs des Friedfertigen von ihren Vorlagen auf die Ein¬ 
träge selbst über. 61 ) Des öfteren erwähnte man den Kon¬ 
zipisten, 62 ) äußerte Zweifel an den Angaben der Konzepte 
und entschuldigte mit ihren Lücken Mängel des Eintrages 6 ") 
oder übernahm den Registrierüngsbefeh! von dem Entwurf 
ins Register. 61 ) Gelegentlich hat man die Vorlagen über¬ 
haupt nicht abgeschrieben, sondern einfach an der betreffen¬ 
den Stelle beigelegt oder eingeheftet, wo sie noch heute 
in manchem Bande aufzufinden sind. 65 ) Das unvollendete 
kurländische Register aber enthält als Unterlagen für die 
ursprünglich .geplante Weiterführung neben Konzepten auch 
objektiv und subjektiv gefaßte Präsentationsverzeichnisse 
sowie einige Aktvermerke. 66 ) In anderen Fällen tragen auch 
diese das „Registranda“ und „Registrata“, auch würden sie 
hin und wieder im Register wörtlich abgeschrieben. 67 ) End¬ 
lich . behälf man sich bei der Eintragung noch mit einem 
schriftlich erteilten Beurkundungsbefehl oder der Nieder¬ 
schrift einer mündlichen Weisung. Dafür sind Notizen wie; 
,,Nota in ista forma fiet al-ia litterc dotalicii predicte ... super 
... in eodem dato et testibus prescriptis“ und Einträge fol¬ 
gender Art kennzeichnend: „item des... (NN) wegen zu 
bescheiden, den die bezeichend sind an der Zediln hIrin 
gestackt“. 68 ) . • 

Als Vorlage der Registereinträge verwendete also die 
kursächsische Kanzlei, gleichgültig, ob die Buchung vor 
oder nach Aushändigung des Originals erfolgte, jeden 
schriftlichen Niederschlag des Substrates und die übrigen 
Konzepte. Da vor wie nach der Billigung von Konzept und 
Reinschrift gebucht wurde, war Übereinstimmung von Ein¬ 
trag und ausgegebener Urkunde nicht grundsätzlich gewähr¬ 
leistet. Dieser Gefahr konnte bei der mangelnden Rücksicht 
auf das Verhältnis der Vorlage zu den verschiedenen Stufen 
des Beurkundungsgeschäftes nur dann wirksam gesteuert 
werden, wenn eine stets mit der Expedition schritthaltende 
Buchführung den häufig unzuverlässigen Wortlaut des Ein-' 
träges mit der endgültigen Fassung der besiegelten Urkunde 
zu kollationieren erlaubte. Dies ist jedoch nicht in vollem 
Umfange der Fall gewesen. Die quellenkritische Frage ist 
mit dieser Feststellung ohne weiteres beantwortet. Auch, 
für die kursächsischen Geschäftsbücher gilt Brcsslaus Urteil' 
über die Zuverlässigkeit der Registereinträge. 60 ) Wie weit 
aber wurde diese Buchführung den Bedürfnissen der spät-' 
mittelalterlichen Verwaltung selbst gerecht? 


4. Praktischer Wert der Buchfühtung. 

. A " die Register war die Aufgabe gestellt über die 
ÄJ*" „Wllensärrßenmgerf soweit AuÄt t 
gebe i! 1 !f i da • Sie bei Erledigung der täglichen Verwaltuncr«- 
geschafte ein brauehbares Hilfsmittel abgeben konnten Hat 
VV Kanz l ei dies ? r Anforderung entsprochen? Bei Unter¬ 
suchung der Registervorlagen und des Zeitpunktes der Ein 

Äf«H maCh J en rH diC Män ^ eI der Buchführung bereds 
rt L Ä bemerkbar. In diesem Abschnitt sollen kn “ 
d e Folgerungen der bisherigen Ergebnisse gezogen und , 
gleich gefragt werden, rn welcher Weise die Geschäftsbücher 

»rÄsr. aie *** d - *• - 

chung erfolgte vor allem in den ersten Jahrzehnten des 15 

lÄlT* me u! stoß ) veise > volle Regelmäßigkeit ist bis 
1485 nicht erreicht worden. Die Folge hiervon waren zum 

Teil recht bedeutende Lücken. Die ersten, unter Friedrich 
dem Streitbaren geführten Register verzeichnen auf fünf 

DieJe Vf h 'u ” a ft £ J er ,leute noch ' bekannten Ausgänge. 

|anu^ V 142R ^m e habe " s,cb ' " ur langsam geändert Bis 
J nuar 1428 kamen im Durchschnitt auf ein fahr 10 Ein- 

Rn ag Rt h 1S 1445 h °. b S ' ch der Jahresdurchschnitt um knapp 
30 Buchungen und stieg erst unter Mergental auf 13 ini 

n on , at; ., A “^ b diese Za,d erscheint heute dürftig genug 
Doch ubertrifft sie immerhin den 50 Jahre früher erreichte*’ 

off 1 zifri^k” hS hr "k f Um em v e Summe - hinter der man damals 
oft zurückgeblieben war.™) Dieser auffällige Unterschied _ 

es sind in beiden Fällen nur die laufenden HauptregSer be¬ 
rücksichtigt — kann nicht allein mit einer Zunahme der 
Rechtsgeschäfte erklärt werden. Ohne Zweifel hatte die 
Kanzlei einen großen Fortschritt errungen, den zu erreichen 
wohl m erster Linie die Reformen Friedrichs des Sanft 

Sef' n» , ,feb"” eS , KanZ ; er i ° e0rs v - Ha “f!' vitz beigetm“ „ 
haben. Daneben ist auch der Einfluß der Registerkollation 

nicht zu verkennen. Die Arbeitsbedingungen hatten skh we 
nigstens soweit gebessert, daß Nachträge größeren Um- 
fanges, bei welchen den Schreibern die meisten Auslassim 
gen unterliefen, auf ein erträglicheres Maßherabged SSt 

hältnhsQ n"- n ° Ch hel,e,em Lichte würden d ^e Ver- 
lei/i „ , ersche ! nen > wenn a "ch' für die knrsächsische Kanz- 
Lil , . nachz uweisen wäre, daß sie innerhalb der regelmäßig 
f, ! c,t . en . yrkundengruppen bewußt nur die wichtigeren 
Stucke bei der Registrierung berücksichtigte. Dies aber ist 
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nicht der Fall, wie ein Vergleich des Inhaltes der eingetra¬ 
genen und übergangenen Urkunden auf den ersten Blick 
lehrt. Da ferner auch solche Konzepte gebucht wurden, die 
keinen Registrierungsbefehl trugen, und die Tilgung dieses 
Auftrages auf dem Konzepte 12 ) zwanglos damit erklärt 
werden kann, daß mangelhafte Stilisierung oder Aufhebung 
und Veränderung des Inhaltes seines Substrates den be¬ 
treffenden Entwurf konnten untauglich erscheinen lassen, 
wird jede in dieser Richtung gehende Vermutung hin¬ 
fällig. So ist im Ganzen doch festzustellen, daß die Register 
in dieser Hinsicht ihrer Hauptaufgabe nicht völlig gerecht 
wurden. Sei es, daß der betreffende Eintrag im Augenblick 
noch nicht gebucht war — gelegentlich hat sich dies um 
]ahre verzögert — oder überhaupt nicht berücksichtigt 
wurde: zu keinem Zeitpunkte konnten die Register auch nur 
in dem Maße über die landesherrlichen Willensäußerungen 
Auskunft geben, das der gleichzeitigen Verwaltung er¬ 
wünscht scheinen mußte. Günstiger kann von quellenklitisch 
unbefangenem Gesichtspunkte aus die Zuverlässigkeit des 
einzelnen Eintrages beurteilt werden. Bei der großen Masse 
der in den Registern gebuchten Rechtsgeschäfte kam es 
tatsächlich selbst auf den Wortlaut nicht in jedem Falle so 
genau an. Und die Mängel der Orts- und Zeitangaben dürf¬ 
ten seinerzeit ebenfalls weniger ins Gewicht gefallen sein. 
Schwerer wiegen freilich sorglose Behandlung der Zeugen¬ 
zeile und Verderbnis rechtserheblicher Stellen des Kon¬ 
textes, wenn etwa der Wohnort des Verkäufers und die 
Höhe der Hauptsumme, welche er durch die Veräußerung 
von Jahrzinsen erzielte, zu vermissen ist. 13 ) Doch gehören 
solche Fälle zu den Seltenheiten. Auch lassen kleinere Lük- 
ken häufig eher auf die Sorgfalt der Schreiber schließen. 
Wenn ihnen unzureichende Stücke Vorlagen — so ist z. B. 
ein großer Teil der Konzepte nicht datiert und auf Aktver¬ 
merken häufig die Zeugenreihe zu vermissen — dann ließen 
sie lieber eine Lücke stehen, als daß sie willkürliche Angaben 
einsetzten oder unleserliche Stellen nach Gutdünken abge¬ 
faßt eiutrugen. Diese Mängel wurden des öfteren besonders 
hervorgehoben. Alle Möglichkeiten werden dabei erschöpft. 
Fehlte die gesamte Datierung, so hieß es: „datum non est 
hic“, „annus dies et locus nescitur“ oder mit deutlichem Vor¬ 
wurf :'„walsee grossauit et datum obmisit“. 14 ) In anderen 
Fällen'vermißte man nur die Jahresangaben: „anno quo 
nescitur“ oder: „anno domini etc.... (62) vel 63“ oder den 
Tag: „diem dati non reperi in registranda“, „actum missen 

anno domini etc_ (67) umb wynachten addir nach wy- 

nachten, dubium fuit in registranda“. 15 ) Auch die Zeugen 
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fehlten gelegentlich: „Testes copia non exp(re)ssit“.™)' Seit 
den '4°er Jahren begegnen diese Vermerke in steigender 

falt dTr if l" • ebe p fa ! Is , eiin , BiId von der wachsenden Sorg- 
lt der Kanzlei. Freilich blieb noch immer Fehlerhaftes 

ste i . en ’ und selbst der kontrollierenden Hand von 
m 1Z '" Un , d - Bebretar ent ghig «och manches, so stark auch 
re . a tigkeit fast Blatt für Blatt hervortreten mag Be¬ 
sonders Kanzler Hangwitz hat viel verbessert, nachgetragen 
oder mit Überschriften versehen. Seine Hand begegnetem 
den Hauptregistern, der Registrande Ordo litterarum den 
Rechenbüchern der Amtleute, den Sammelbänden, gelegent- 
ch mit besonderem Vermerk: „I s ta Copia est correda ex 
ueio onginali per me Georg(ius) etc. 1444 dominica nost 
|uc, e v,rg ,n i s -M , ) Um 1444 l,W ma„ daher eiZ' ÜrslS 
\ 0 I 1485 nicht wiederholten Anlauf genommen die Kauz’ 
hsten zu größerer Sorgfalt anzuhalten. Drei Schreiber haben 
m diesen Jahren die von ihnen verfertigten Einträge unter 
Nennung ihres Namens mit einem „scripsit“ unterzeichnet 1 «) 
Vermutlich sollte auf diese Weise ihr Verantwortungsgefühl 
: -T?T De " n a " dcrs a,s ai ' f die Eintragung 
cu t ,. ;i' g ' < i' h ka ", n dleses » scri P s >t“ nicht zu verstehen 

Sendehfiu? 16 k ', ,rsachs,scIieri Originale mit Ausnahme der 
Sendebnefe und einiger weniger in den 30er Jahren von 
Heinrich Leubing Unterzeichneter Urkunden keine Kanzlei- 

|T"i' kC l ". ld ; unterfert, gungen aufweisen. 15 ) Man ist davon 
jedoch nach kurzein abgekommen. Erst in den Missiv- 
buchern Herzog Georgs hat sich diese Gewohnheit zu 
einem ständigen Brauche gefestigt. Hier wird regelmäßig 
Eintrag für Eintrag neben den Relatoren der Schreiber des 
Regests genannt so) Vor der Landesteilung versuchte inan 
es nunmehr imt Kontrollvermerken. Im 14. Jahrhundert 
waren die vvettinischen Register den Markgrafen selbst vor 
gelegt woiden. 81 ) In einem unmittelbaren Interesse an sorg¬ 
fältiger Buchführung dürfte dies Verfahren freilich nicht 
seinen Grund haben. Vermutlich ließ den gemeinsam re¬ 
gierenden Brüdern Friedrich und Balthasar eben ihr gegen¬ 
seitiges Verhältnis eine abwechselnde Durchsicht der lau¬ 
enden Geschäftsbücher geboten erscheinen. Im 15 |ahr- 
hundert ist auch unter gleichen Umständen etwas ähnliches 
licht der Fall gewesen. In größerem Umfange treten ledig¬ 
lich die erwähnten Kollationsvermerke auf. Sie lassen nur 
wenige Hände unterscheiden. Wahrscheinlich waren also 
mit dieser neuen Kontrolle, deren Bedeutung schon ein 

fraut An 0rt d rt W “ rde ’- I nur die Oberkanzle«Schreiber be- 
m - . A dlese Bemullltn gen beweisen, daß man die 
Mangel der Buchführung in der Kanzlei klar erkannt hatte 
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und bewußt danach strebte, sie zu beseitigen. Man griff zu 
Maßnahmen, die an sich recht wohl einen vollen Erfolg 
hätten verbürgen können. Vor allem die Kollationierung war 
zweckmäßig erdacht oder wenigstens in richtiger Einsicht 
von der Reichskanzlei übernommen worden, hätte man 
doch mit ihrer Durchführung zugleich eine sorgfältige und 
eine regelmäßig vor der Expedition erfolgende Buchung 
erreichen müssen! Gerade an dieser Verbindung aber mußte, 
wie oben erwähnt, der Versuch scheitern. Aber dafür kann 
die Kanzlei nicht voll verantwortlich gemacht werden. So¬ 
lange es an einer inhaltlichen Arbeitsteilung fehlte, und 
eine feste Arbeitsstätte günstigsten Falles doch nur für 
Monate gefunden wurde, ließ sich auch in diesem Punkte 
eine ununterbrochene, regelmäßige Tätigkeit trotz aller Ver¬ 
suche nicht durchsetzen. 

Freiere Hand hatte die Kanzlei bei Anordnung des Stof¬ 
fes. Und in diesem Punkte hat sie auch Bedeutendes ge¬ 
leistet. Die Gedanken, welche erst mit den großen Ord¬ 
nungen von 1499 und 1547/48 ihren Ausdruck zu finden 
scheinen, hier sind sie im wesentlichen vorausgenommen. 
Die Gegenüberstellung der Sammelbände und Register, der 
verschiedenen Abteilungen dieser Bände entspricht im gan¬ 
zen dem späteren Verhältnis zwischen den Räten, welche 
im Hofrat kollegial organisiert waren, und den übrigen, die 
in engerer Beziehung zu den Landesherren verblieben, zwi¬ 
schen der gemeinen Kanzlei und den Vorläufern der Res¬ 
sort-Büros, den Spezialsekretariaten. 82 ) ln der Stoffverteilung 
des 15. Jahrhunderts — es sei nur noch nebenbei auf die 
abgesonderte und in sich geschlossene Reihe der Rechen¬ 
bücher der Amtleute verwiesen — ist die Arbeitsteilung des 
16. Jahrhunderts vorgebildet. Und dieser erste Niederschlag 
moderner Gedanken dürfte ihre Anwendung auf das ge¬ 
samte Verwaltungsleben beim Hofe sicherlich gefördert 
haben. Die Grundsätze hatte die Kanzlei erkannt, ehe sie 
völlig durchzuführen möglich war. 83 ) Daß sie danach ge¬ 
strebt hat, dies zeigt sich hier besonders deutlich, daran 
kann nicht gezweifelt werden. So freilich, wie die Frage 
im Zusammenhänge dieses Abschnittes des genaueren zu 
stellen ist, wird nähere Betrachtung im wesentlichen auch 
hier zu einem negativen Ergebnis führen. Nur in einem sehr 
geringen Maße entsprach die Verteilung des Stoffes auf die 
verschiedenen Gruppen von Geschäftsbüchern und die ver¬ 
schiedenen Teile des einzelnen Bandes ihren Zwecken, den 
Benutzer schnell und zuverlässig Ln einer bestimmten Ange¬ 
legenheit zu unterrichten. Lediglich solche Einträge, die 
den regelmäßigen Inhalt der Register und Rechenbücher 
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der Amtleute ausmachten, konnten mit einiger Sicherheit 
aufgefunden werden. Doch wurde auch in die Register 
manches aufgenommen, was ebensogut in diejenigen Sam¬ 
melbände hätte eingetragen werden können, welche wie 
beispielsweise die Libri unionum zwar ursprünglich unter 
bestimmteren politischen Gesichtspunkten angelegt, jedoch 
im Laufe der Niederschrift durch die Art ihrer Führung 
zu Bänden allgemeineren Charakters geworden waren. Aber 
selbst solche Einträge, nach denen man nur in den Regi¬ 
stern zu suchen brauchte, waren nicht schnell zu finden. 
Denn wenn das einzelne Register auch zeitlich begrenzt 
war, infolge der ungenügenden Buchführung enthielt jedes 
Einträge — und zwar nicht nur aus den Grenzjahren zweier 
Bände — die man der Zeit nach zuerst und vergeblich im 
vorhergehenden Bande suchen mußte. 83 ) Und die durch¬ 
gehende Signierung der Registerreihe konnte nur dort zu 
einer wirksamen Unterstützung ausgebildet werden, wo 
man darüber hinaus wie in der thüringischen Kanzlei Wil¬ 
helms III. den Inhalt aller benutzten Bände in einem sum¬ 
marischen, nach Sachbetreffen geordneten Gesamtverzeich¬ 
nisse vereinigte. 8 «) Daneben stand die große Menge an 
sachlich fest begrenzten Konvoluten, die teils zu Bänden 
zusammengestellt, teils in Säcken und anderen Behältnissen 
oder auch als Einzelblattkopien aufbewahrt wurden. Das 
Fehlen einer Spezialregistrande erschwerte ihre Benutzung 
um so mehr, als sie sich, naturgemäß der Kanzleiregistratur 
zugerechnet, in den Archivregistranden nicht verzeichnet 
finden. Aus diesem Grunde verwiesen die Missivbücher des 
öfteren auf solche Abschriften, doch war auch damit wenig 
getan. 

Die Benutzung des einzelnen Bandes erleichterten sy¬ 
stematische Gliederung und summarische Verzeichnung sei¬ 
nes Inhaltes. Die Kanzlei konnte oft genug kaum die lau¬ 
fenden Geschäfte erledigen. Selten blieb ihr zu eingehen¬ 
derer Beschäftigung mit den abgeschlossenen Bänden so¬ 
viel Zeit, wie sie die Anlage von Indices erforderte. So 
stammen nur wenige Inhaltsverzeichnisse von Händen, die 
an der Führung des betreffenden Registers beteiligt waren. 
Für manche Bände wurde das Versäumte gegen Ausgang 
des 15. Jahrhunderts nachgeholt. 87 ) Man verzeichnete den 
Inhalt genau in der Reihenfolge der Einträge mit kurzen, oft 
deren Überschriften an geglichenen Vermerken; die Blatt¬ 
zahlen stehen rechts am Rande. Da meistens Abschriften 
gesucht wurden, die bestimmte Empfänger oder Gegen¬ 
stände betrafen, hätten alphabetisch-systematische Übersich¬ 
ten ein besseres Hilfsmittel abgegeben. Aber dies zweck- 
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entsprechende Verfahren hat erst ein Olossator der Kanz- 
leiordnung von 1547 vorgeschlagen. 88 ) Im wesentlichen war 
man bei Benutzung der Register also auf ihre Einteilung an¬ 
gewiesen, der deshalb eine große Bedeutung zukam. Dem 
hat die Kanzlei auch Rechnung getragen. Erst nach län¬ 
geren Versuchen entschied sie sich um 1440 auf die Dauer 
für ein bestimmtes System. In drei Sonderabteilungen zu¬ 
sammengefaßt, folgen Lehn-, Gunst- und Leibgedingsbriefe 
einer allgemeineren mit den übrigen Einträgen, den „ge¬ 
meinen Briefen“. In einem Bande ist sie „Registrum primum 
privilegiorum“ betitelt, Verweise wie „reperitur circa pri- 
vilegiis“ bedienen sich ebenfalls dieser nicht völlig zutref¬ 
fenden Bezeichnung. 89 ) Seit 1477 wurden die Schieds- und 
Rechtssprüche aus diesem allgemeineren Verbände gelöst 
und als besondere Abteilung zwischen diese beiden Haupt¬ 
gruppen gestellt. Im großen ganzen hat man sich bei der 
Buchung an diese Gliederung gehalten. Daneben fehlt es 
freilich nicht an Abweichungen. Des öfteren wurde „umb 
vorsehens willen“ in einer falschen Sonderabteilung einge¬ 
tragen, und mancher Brief, „der versatzt ist worden“, „re¬ 
peritur circa privilegiis“, während das umgekehrte Verhält¬ 
nis seltener ist. 90 ) Nur gelegentlich bemerkte man das Ver¬ 
sehen gleich bei der Niederschrift, die man dann abbrach 
oder tilgte. Häufiger wurde bei Nachprüfung der Bände 
mit einem „quere... ibi invenies“ von der Stelle, wo man 
den betreffenden Eintrag zuerst und vergeblich suchen 
mußte, auf das betreffende Blatt verwiesen. Noch größer 
war die Zahl der lrrtümer, die unverbessert stehen blie¬ 
ben. 91 ) Man hatte sie übersehen, oder keine Zeit gefunden, 
sie zu beheben; denn an sich wurden sie, wie die eben an¬ 
geführten Vermerke zeigen, als unzulässig empfunden. Inner¬ 
halb der einzelnen Registerabteilungen folgen die Einträge 
ohne eine andere als jene lockere chronologische Ordnung 
aufeinander, in welcher die Buchung vor sich ging. Über¬ 
schriften erleichterten die Orientierung, wurden jedoch eben¬ 
sowenig regelmäßig angebracht wie Randbemerkungen, die 
über den artikelweis kurz zusammengefaßten Inhalt umfäng¬ 
licherer Stücke bequeme Auskunft gaben. 92 ) Am sorgfältig¬ 
sten ist in dieser Beziehung das thüringische „Register im- 
pignorationum“ (C 39) behandelt. Zu jedem Einträge steht 
am Rande das verpfändete Objekt: „r(ente) u , „c(astrum)“ 
und der Zinsfuß vermerkt: „die stehn 13... umb eynen“. 

Damit sind bereits die einfachsten Maßnahmen ge¬ 
nannt, mit welchen die Kanzlei über die Verteilung des 
Stoffes auf die verschiedenen Reihen der Geschäftsbücher 
und Abteilungen des einzelnen Bandes hinaus die Benutzung 
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der Register unmittelbar zu erleichtern strebte. Weiter sind 
Korrekturen, Zusätze und Verweise zu nennen, mit welchen 
die Übersichtlichkeit des Buches und die Zuverlässigkeit des 
Eintrages durch sinnstörende Fehler oder Buchung an fal¬ 
scher Stelle gefährdende lrrtümer nach Möglichkeit behoben 
wurden. Dann heißt es: „aliter registrata in vera forma“, 
oder genauer „die Copie ist nicht recht noch' dem houpt- 
brieue gleich, suche im C und XCIII blate hir nach, da ist 
che rechte copie“, „Quere alia et vera copia folio C XXIII1“, 
„Die Copie ist nicht die rechte Sunde(rn) folio C XCIII fin¬ 
det man eyn rechte copie“.»») Der Eintrag sollte aber nicht 
nur ein möglichst getreues Bild von dem betreffenden 
Rechtsgeschäft bieten, sondern mußte auch mit dessen 
weiterem Schicksal in Übereinstimmung gesetzt Werden. 
Auch in dieser Beziehung waren die Register auf dem lau¬ 
fenden zu halten. Die größte Aufmerksamkeit widmete man 
der Löschung hinfällig gewordener Aufzeichnungen. Meist 
genügte einfaches Durchkreuzen, oder eis wurde ein „ex- 
piravit“, „vacat“, 94 ) seltener ein längerer Vermerk hinzuge¬ 
fügt, der etwa den Tod des Empfängers betraf. 9 ' 1 ) Bei Ver¬ 
schreibungen oder Gunstbriefen — hier behielt sich der 
Landesherr den Wiederkauf stets selber vor — steht häufi¬ 
ger „solutum“, „redempta“, „gelost“ oder ausführlicher: „der 
brieff ist gelost und uf... (Datum) in die Canczlie zu missen 
geantwort“. 99 ) Diese Vermerke waren besonders wichtig, 
wenn Bestimmungen älterer Urkunden, vornehmlich solcher 
politischen Inhalts, durch jüngere in Mitleidenschaft gezogen 
wurden. Einem „ista littera litteras prius datas non debent 
(!) impedire“ steht das häufigere „et est cassata ut patet 
ex copiis proxime sequentibus“ gegenüber. 97 ) Auf der ande¬ 
ren Seite wurde bei Erneuerung abgelaufener Verträge, 
Veränderung am Besitzstände eines Empfängers oder Über¬ 
gang der Objekte in andere Hände der betreffende Eintrag 
mit oder ohne Datum des neuen Abschlusses entsprechend 
verändert, meist ohne besondere Zusätze. Fand sich Platz 
genug, so vermerkte man diese mit Einleitungen wie „dysser 
brieff ist wyder vornuwet und volczogn mit dissen nach- 
geschribn artickeln und bürgen“, oder kürzer „litera est con- 
firmata... (Datum)“; gelegentlich wurde auch die neue Ur¬ 
kunde nachgetragen. 9 «) Das Aufsuchen des Eintrages wurde 
freilich auf diesem Wege sehr erschwert. Nur ausnahms- , 
weise findet man beides: das Regest an der zeitlich, die 
Korrektur an der sachlich zugehörigen Stelle. 99 ) Derselbe 
Einwand gilt dem verwandten Verfahren, ohne Rücksicht 
auf den Inhalt der Rechtsgeschäfte Einträge zusammenzu¬ 
stellen, die einen Empfänger betreffen. So steht z. B. ein 
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Leibgedingsbrief für Scholastika von Sagan in einer Reihe 
anderer, sagansche Händel betreffender Stücke, einem Anfall, 
der sich nicht in der Lehnbriefabteilung findet, geht ein 
Schied zwischen Empfänger und Aussteller (Kurfürst Fried¬ 
rich II.) unmittelbar voraus. 100 ) Hier wird die Bequemlich¬ 
keit im Einzelfalle ebenfalls mit einer weiteren Beeinträchti¬ 
gung der Übersichtlichkeit im ganzen erkauft. Entsprechend 
wurden auch die Archivregistranden durch Verzeichnung 
der neu eingeordneten Bestände und Vermerke bei Ent¬ 
nahme oder Rücklieferung bestimmter Stücke auf dem lau¬ 
fenden gehalten. So heißt es in der Registrande von 1464 
u. a. „die tot und vnnutze sind“, „ ... (der Kurfürst) hat 
d. br. mitte kein lantshut genommen, als s. g. keyn Rome 
reyt anno 1480 ultima januarii“, „... obermarschal had 
dissen br. uss d. gewelbe genomen 1464“, „ist dem Bis- 
schoue geantwurt vnd alles gesehen... (1481) als Bisschoff 
Rudulff die leezthe beczalung an den 32 m fl. beczalt hat“, 
„et reperitur registrata in libro feodali h — nicht funden“, 
„ist darin nicht funden sundern in der Schatteln G“. 101 ) 
Im Anschluß hieran kann am passendsten auch der Archiv¬ 
benutzung gedacht werden. Das beste Beispiel für erfolg¬ 
reiche Benutzung bieten die wettinischen Bemühungen, den 
böhmischen Ansprüchen mit Hilfe älterer Urkunden zu be¬ 
gegnen. Otto Spiegel brachte ein Verzeichnis der von Kaiser 
Sigmund erhobenen Forderungen: „das ist der Grone erbe 
als verczeichent gegeben ist“, „das sind Slosse u. Stete die 
der Cron leben sind u. d. herren Ritter u. Knecht gehabt 
haben, die alle (nämlich von den Wettinern) empfremdet 
sind“ nach Coburg zum Kurfürsten. Dort berieten sich die 
kursächsischen Räte, reisten dann nach Meißen, und haben 
hier „für sich genomen alle briue und orkunde, die man 
zeu der zcyt obir sulch Sachen gehaben mocht“. Darauf¬ 
hin wurde die Instruktion für die kursächsische Gesandt¬ 
schaft abgeschickt. Sie führte wohl auch noch das zweite 
Verzeichnis derselben Ortschaften mit sich, in dem zu jedem 
Punkte die entsprechenden wettinischen Rechtstitel vermerkt 
sind. Die Abgeordneten trafen 1437 IV 27 in Prag ein, wo 
sie IV. 28. mit dem Kaiser über „briue vrkunde u.’ ge- 
rechtigkeit“ der Wettiner über die Schlösser und Städte ver¬ 
handelten, die nach Sigmunds Ansicht „zu der Cronen zeit 
Behmen gehören solden“. In ähnlicher Weise wurden auf 
dem Lauuer Tage vor König Ladislaus 4 Urkunden von 1332, 
1354, 1358 durch einige Räte Herzog Wilhelms von Thü¬ 
ringen 1454 II. 1. produziert. „Vf die gehörten buntniss vss 
dem Register gelesen“ hin wurde der Beschluß gefaßt. 
Auch zu diesen Verhandlungen findet sich ein Verzeichnis 


104 


S?lllf=3|S£ES 
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hln, hatten die Landes!, J nj Brl ? e “ d e fe' n'rf V“ ' 
w der zu geben“, „verloren ödir verleg 
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1 * 1 * ß ,n der Canczley vor oren worden wissent 
hcl dem Cancz er und apeln (A. Vitztum)“ Da eT dem 
Canz er wissentlich, das der brieff vorlorn und was der 
Inhalte gewyss sey“, wurde der Empfänger demütige bete 
vom Nuvves czu confirmirn“ erfüllt. 101 ) Und als nadi dem 
Tode Herzog Wilhelms III. gelegentlich L 1J, 

KÄ £ sefe "“Ä 

WU es also funden wirdet“, soll der Spruch demgemäß ne 
öffnet, andernfalls aber von den Parteien aufs S Schuld 
und Antwort emgereicht werden. 10 «) l n anderen Fällen da- 
gegen war nicht nur ein Zeitverlust zu beklagen. Die Un- 

Im u ^r C u IVe > VeiSa ^ e des öfteren den gewünschten 
WlC 111 b , C £ C ,ende Rechtsverhältnisse. Auf der Rückkehr 
von seiner italienischen Reise berührte Kurfürst Ernst auch 

um AusfunJ^d bd Gelegenheit sein« bÄ 

urn Auskunft darüber, wie es sich mit n i 

Bischol zu Lehen rüWnden rth VXlte”H^gT. r 

absärifTdl! e | a |' <WO H*' n: ” daS wir gar i:,ln,!l 

abschnft der lehn ad.r reuerss briue im gewelbe zu Missen 
noch m unser Cantzlei finden“. Audi von dem letzten 
bischöflichen Lehn- und kurfürstlichen Gegenbriefe welche 
Ernst zu geben und zu nehmen seiner Zeit verwi lip? 

einf£ sei ” wl(br der bnue noch abschrift funden“. 10 «) Bleibt 
solche Anfrage unbeantwortet, so kann doch wohl 
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nicht bezweifelt werden, daß auch „den von der Verwaltung 
gestellten Anforderungen“ nicht Genüge getan wurde. Buch¬ 
führung und Ordnung von Registratur wie Archiv stellten 
ihre Benutzung nicht in erwünschtem Maße sicher. 

Kaum weniger günstig werden die Verhältnisse er¬ 
scheinen, wenn man fragt, in welcher Weise diese Registra¬ 
tur benutzt wurde. 

Es lag nahe, daß die Schreiber bei ihrer dauernden Be¬ 
schäftigung mit den Registern diese auch für ihre eigensten 
Zwecke benutzten, in erster Linie bestimmt, als Gedächtnis¬ 
hilfen der Aufrechterhaltung des Kanzleibetriebes im eng¬ 
sten Sinne, der Urkundenausstellung, mehr oder weniger 
mittelbar zu dienen. Vor allem ersetzten die Register die 
fehlenden Formelbücher. Sie boten für sämtliche Urkunden¬ 
arten in reichster Zahl Vorlagen. Ferner notierte man Titel- 
und Adressenverzeichnisse, als Formel oder Muster bezeich- 
nete Urkunden. 107 ) Und griff man in beschriebener Weise 
auf ältere, mit dem Rechtsgeschäfte, über das eine Urkunde 
ausgestellt werden sollte, in sachlichem Zusammenhänge 
stehende Einträge zurück, so war zugleich eine Vorurkunde 
gefunden, an die man sich eng anschließen konnte. Auch 
erübrigte sich dann ein neuer Eintrag, einige entsprechende 
Verbesserungen und Zusätze genügten. In anderen Fällen 
begnügte man sich damit, ein Konzept im Register einzu¬ 
legen, und ersparte auf diese Weise die Registrierung. 108 ) 
Auch fanden die Schreiber hier den Platz, was aus diesen 
oder jenen Gründen wissenswert erscheinen mochten, fest¬ 
zuhalten. Das Schicksal des Fürstenhauses und ein bis¬ 
weilen etwas verworrenes gelehrtes Interesse stehen dabei 
im Vordergründe. Neben den Geburts- und Sterbedaten der 
fürstlichen Familie 109 ) wurde der „Victoria domini friderici 
ducis Saxonie contra Bohemos“, 110 ) aber auch der „gravis- 
sima bella intestina“, des Bruderkrieges, gedacht. Im Zu¬ 
sammenhänge mit den Plänen, die Herzog Wilhelm nach 
Ableben von König Ladislaus verfolgte, notierte man sich 
in der kursächsischen Kanzlei das wichtigste über die un¬ 
garischen Bistümer und die siebenbürgischen Verhältnisse, 
fügte phantastische, bis in die Römerzeit zurückgehende 
Nachrichten übet Balkanvölkerschaften bei. 111 ) Und ein thü¬ 
ringischer Schreiber ließ eine Probe seiner abstrusen Ge¬ 
lehrsamkeit einem Verzeichnis der 7 Kurfürsten folgen, 
„die keiser karl bestetigt had vor Constaninopel das ist 
bey ... (800) jaren und ein wenig mer.“ 112 ) Endlich schrie¬ 
ben die Kanzlisten auch Berichte über fernerliegende Tages¬ 
ereignisse wie das „ingens (!) bellum ante opidum (!) cuncz 
inter dominos Cruciferos et Regem Polonie“ neben ihrer all¬ 
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täglichen Arbeit nieder, die sie müßig mit krausen Feder¬ 
proben und lateinischen Wendungen, Stilübungen oder eige¬ 
nen poetischen Versuchen bisweilen unterbrachen. 5 53 ) 

Für rein kanzleitechnische Zwecke also mochten die 
Register vvohl genügen. Welche Dienste aber leisteten sie 
darüber hinaus der Verwaltung bei Hofe und der Kanzlei 
als ihrem Organ? Solange die Register noch einer entspre- 
SteUung der Kanzlei gemäß als allgemeine Ge¬ 
schäftsbücher benutzt wurden, enthielten sie manche Ein¬ 
träge, die mit der Expedition in keinerlei Zusammenhang 
a ■?!?;„ ten , VOn Kriegsmannschaften, von 70 Junkern 

die 1438 vor dem Siege bei Brüx von Herzog Wilhelm von 
Braunschweig den Ritterschlag erhielten, und der im selben 
Jahre zur Erhebung der Akzise ernannten Steuermeister — 
unter ihnen auch Johann v. Magdeburg 55 *) — Abrechnungs- 
ergebnisse verschiedener Art, Steuernschläge, 553 ) Amts- und 
Nachlaßinventare, 116 ) Schuld- und Urkundenverzeichnisse 55 7 ) 
iur politische Verhandlungen zusammengestellte Notizen' 558 ) 
waren etwa zu nennen. Als ein Fortschritt zu strafferer 
Ordnung ist es aufzufassen, daß solche Verzeichnisse in 
den spateren Registern immer seltner werden. Über Ertrag 
und Verbrauch der Weinernten der 50er Jahre allerdings 
konnte man sich noch an dieser Stelle unterrichten. 

Wollte man sich am Hofe bei Mutschirung und Teilung 
oder J?. 6 . 1 eines Gebietes über dessen Zustand ein kla- 

mr u ° der dl ? £ enauen Unterlagen für eine bestimmte 
Maßnahme verschaffen, sich beispielsweise darüber unter- 
nchten, wieviel landesherrliche Gefälle und Gerechtsame 
verpfändet waren, wieviel „Erbar mannen“ „zeum ernste ge¬ 
schickt weren so konnte man sich nicht mit Übersichten 
begnügen, welche auf Grund der Registratur zusammen¬ 
gestellt waren. 558 ) Unzuverlässigkeit der Buchführung zwang 
in diesen Fallen i2o) die Verwaltung bei Hofe dazu, Berichte 
der Bezirksverwaltung und der Selbstverwaltungskörper ein¬ 
zufordern. Die Mängel der Geschäftsbücher führten auf 
einen langwierigen und nicht immer erfolgreichen Weg wie 
gelegentlich eine resignierende Bemerkung erkennen läßt* 
„es hat abir keyn geistlich nichts verzeichnt auch gar vvi 
werntlicher nichts geschickt“. 5 - 15 ) 

Wie wurden nun aber die Register, genauer gesagt d e 

einzelnen Einträge im täglichen Verwaltungsdienste benutzt? 
ts wurde schon in anderem Zusammenhänge erwähnt daß 
die Kanzlei bei Abschluß eines Rechtsgeschäftes auf' Ein- 

t ag n zu ™ ck ?" ff ’ welche mit diesem in engerer Beziehung 
standen. 1 - 2 ) Dies geschah jedoch nicht allein aus kanzlei- 
techmschen Gründen, sondern zugleich in der Absicht, die 
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Forderungen, welche die Empfänger an den Landesherren 
stellten, einer möglichst genauen Prüfung zu unterziehen. 
Besonders bei Mutung der Lehen wurden die eingereichten 
Präsentationsverzeichnisse und Lehenbriefe sorgfältig unter¬ 
sucht. Viele Korrekturen von Kanzleihand, Notizen wie: 
,,non ingrossetur, donec audiater(eturP), unde et quot bona 
ad eos devolusa sit (!)“, „... lipgedinge, et legatur ilii; pri- 
rnum antequam ingrossetur quaeratur qualiter (?) post obi- 
tum uxoris de pecunia servandum (?)“, „... lehen brifs, 
wie... semptlich belehent sind gewest. Bitten sie... m. g. 

h_also zu belehnen, man findet aber nicht, daß sie hetten 

lehen entpfangen“ zeugen von großer Sorgfalt. 123 ) Aus dem 
letztgenannten Vermerke geht klar hervor, daß man die 
Registratur für diese Zwecke eifrig durchforschte. Ähnlich 
stand es bei Erneuerung und Bestätigung von Privilegien. 
Sie erfolgte nach Prüfung des vorgelegten Originals, welche 
nie in den Arengen und nur selten in den narrationes der 
betreffenden Urkunden erwähnt wurde: „als wir denn sul¬ 
chen brief an schrifften Pergament und Sigil volstendig 
gemerkt und erfunden“. 121 ) Eingehender unterrichten Vidi¬ 
mationsinstrumente und gewisse Schuldbriefklauseln über 
diese Kriterien: „gebrechin... daz were an buchstaben an 
Worten an Artikeln an bresseln adir an Sigillin“, „ab die schrifft 
eczwas vorblichen begossen adir vormakelt werde, adir ab die 
Sigil allis addir eynmal czu brechin addir die buchstaben addir 
zceichen darynne vorgangen“. 125 ) Daneben wurden auch die 
Register zu Rate gezogen. Sie weisen manche Spuren die¬ 
ses Verfahrens auf. So bricht in dem Bande C 58 etwa 
ein Eintrag mit folgendem Verweis auf die Vorurkunde ab, 
deren Abschrift man in einem älteren Register (C 43) ein¬ 
gesehen hatte: „nach Inhalt desselben briefes von Worte 
czu Worte also lutende: Wir... etc. ut patet in libro ff. 
volio 99“. 129 ) Von größter Wichtigkeit aber wurden die 
Register bei Neuausstellung abhanden gekommener Urkun¬ 
den. 127 ) Einem solchen Ersuchen kamen die Landesherren 
nach, wenn die Empfänger „uns abeschrifft desselben ver- 
torben briues vorgelegt“ hatten, „die wir auch also in unsern 
registern registriret finden und wol wissen, das wir yn für 
jaren sulche baue gegeben habin“. In anderen Fällen be¬ 
gnügte man sich damit, daß sie die Verwaltung „glaublich 
unterricht“ und „für uns in warlicher zcusagung kuntlich 
gemacht“ haben, daß ihnen die betreffenden Rechtstitel zu¬ 
standen. 128 ) Von Eidesleistung des Petenten und Beiziehung 
von Zeugenaussagen seiner Umsassen dagegen verlautet in 
den kursächsischen Urkunden nichts. Ebenso bezogen sich 
die Prüfungskommissionen, welchen die Beamten der Be¬ 
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zirksverwaltung Rechenschaft abzulegen hatten, bei ihrer 
Kontrolle häufig auf die Ergebnisse früherer Abrechnung 
zurück, wie sie in den Rechenbüchern der Amtleute fest¬ 
gelegt waren. So wurde die Behauptung eines Vogtes, er 
sei das letzte Mal weit weniger „als man findet“ schuldig 
geblieben, „Ursachen das das in dem Rechenbuche anders 
geschrieben ist“ glatt abgewiesen. Und als die Landesherren 
in einem anderen Falle die „rechriung nicht haben vor volle 
wollen vff nemenn“, wurde sie „dor vmb... yn das rechte 
rechennbuch nicht gesatzt“. Mergental hat sie nur „yn 
dem (betreffenden) sexter(m)gen angehafft also stehen las¬ 
sen“. 129 ) Demzufolge war der Eintrag im Geschäftsbuche 
von bindender Kraft. Sein Inhalt gab bei Meinungsverschie¬ 
denheiten über den Inhalt eines Rechtsgeschäftes für die 
landesherrliche Regierung den Ausschlag. 139 ) Auf dieser 
Grundlage befand sie über die Ansprüche der Empfänger. 
Und je höher sie den praktischen Wert der Buchführung in 
dieser Hinsicht schätzen mußte, desto stärker mußte sie 
auch hier deren Unzulänglichkeit empfinden. Oft genug 
konnte eine Nachprüfung in der beschriebenen Weise nicht 
durchgeführt werden: die Unterlagen waren nicht aufzu¬ 
finden. Dann hieß es, sich mit Versicherungen zu begnügen, 
deren Glaubwürdigkeit nicht selten dahinstehen mochte. 
Demgegenüber will es nichts besagen, wenn Seeliger als 
Hauptpunkt seiner „gleichsam historischen Rechtfertigung“ 
der mannigfachen Mängel der Register hervorhob, daß es 
Sache der Empfänger war, die Berechtigung ihrer An¬ 
sprüche bei Hofe mit dem Nachweise der entsprechenden 
Rechtstitel zu erhärten. Gewiß, dem war so: aber eben die 
Zuverlässigkeit dieses Nachweises zu ermessen, war die 
Kanzlei besagter Umstände halber oft außerstande gesetzt. 131 ) 

Auf der anderen Seite waren mit diesen Mängeln für 
die Empfänger manche Nachteile verbunden, die zusammen¬ 
fassend als Erschwerung der Beweislast bezeichnet wer¬ 
den können. Nur unter der Voraussetzung, daß auch ihnen 
die Registrierung von Nutzen war, ist es zu erklären, daß 
sie in manchen Kanzleien hierfür eine besondere Taxe zu 
erlegen hatten, die in Anhalt mit der Hälfte der Urkunden¬ 
taxe berechnet wurde. 132 ) Die Empfänger erlangten auf diese 
Weise die Möglichkeit, sich im Verlustfalle nach der „copie 
officielle“ im Register eine Urkunde ersetzen zu lassen. 
Auch vermieden sie die Kosten eines notariellen Vidima¬ 
tionsinstrumentes, wenn die Schreiber im Bedarfsfälle die 
Übereinstimmung ihnen vorgelegter oder von ihnen ange¬ 
fertigter Kopien mit dem Registereintrag in notarieller Form 
bestätigten, wie dies in Cleve üblich war. 133 ) Diese Um- 
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stände führten in Verbindung rnit der, wie oben erwähnt, 
auch für die kursächsische Kanzlei zutreffenden Beobach¬ 
tung, daß die Register vorzugsweise „des actes . interessant 
les particuliers, les villes, les communautes“ enthalten, Morel 
zu der Anschauung: „L’enregistrement... a simplement 
pour but de conserver copie officielle des actes, de facon 
ä pouvoir suppleer, les cas echeant aux originaux perdus ou 
deteriores“. Dies ist auf Ansuchen der Empfänger durch 
Ausstellung der „extraits des registres de la chancellerie“ 
häufig geschehen. Diese, auch von Erben übernommene 
Ansicht trieb v. Heckei auf die Spitze. Seiner Meinung nach 
kam es auf den Interessenten an, „ob er um der ständigen 
Erinnerung willen einen Eintrag ins Register machen lassen, 
und ob er dafür Geld ausgeben wollte“. 131 ) Wie schon ein¬ 
gehend nachgewiesen, hatte die Verwaltung bei Hofe ganz 
unabhängig von etwa vorhandener Rücksicht auf die 
Wünsche der Empfänger ein lebhaftes Interesse an möglichst 
sorgfältiger Buchführung. Hier sei nur noch das Eschatokoll 
einer von Herzog Wilhelm der Stadt Eisenach erteilten Rats¬ 
und Stadtordnung angeführt, das ausnahmsweise dieser Be¬ 
deutung der Registereinträge ausführlich gedenkt: „und das 
ir diess also allis ernstlichen und gestrenglichen halden 
sullet, haben wir diesse awere bestetigungsbrieff und diese 
zcedeln zeu gedengniss, ab ir das also nicht halden wurdet, 
in unser eigentlich Register und Buch schriben lassen, uch 
wissen darnach zeu richten, das also zeu halden nicht zeu 
uergessen“. Auch in der kursächsischen Kanzlei wurde ge¬ 
legentlich die „ausschrift“ eines in zwei Kerbzetteln beurkun¬ 
deten Schiedes einbehalten und „von entphel u. g. h. in 
i. g. Canczlei geregistrirt, das man des ein wissen 
habe“. 135 ) In derselben Absicht wachte auch die Zentrale 
darüber, daß die lokalen Verwaltungsstellen über den Immo¬ 
biliarverkehr ihres Bezirkes Buch führten. Friedrich der 
Sanftmütige hatte 1450 als Obervormund bestimmt, in wel¬ 
cher Weise eine Witwe die Summe verwenden sollte, welche 
sie als Vormund ihres Sohnes durch Verkauf eines ihm ge¬ 
hörenden Gutes erzielt hatte. „Das also czu halden“ hat sie 
sich den zuständigen Stellen, Vogt, Richter und Schöffen 
gegenüber eidlich zu verpflichten: „die sullen das in m. h. 
register und scheppfenbuch doselbs schribn zeu eynen ewi¬ 
gen gedechtenisse“. Als die Landesherren 1482 IV 9 die 
Umwandlung eines in der Pflege Leisuig gelegenen, von 
ihrer Mutter zu Lehen rührenden Vorwerkes in ein freies 
Erbgut gestatteten, mußte der Besitzer auch „solche Ver¬ 
erbung in das amtbuch zeu Lissenigk eigentlich einschreiben 
und vorczei(c)hnen lassen“. 130 ) 


Endlich ist noch zu fragen, ob dem Eintrag über diese 
Beweiskraft hinaus rechtliche Bedeutung zukant, wie man 
dies im Hinblick auf die deutschen Stadtbücher wohl 
vermuten könnte. 131 ) Daran freilich ist von vornherein 
nicht zu denken, daß irgendein Rechtsgeschäft schon „al¬ 
lein“ durch die Registrierung konstituiert wurde. 138 ) Die 
Frage ist lediglich; ob die Buchung entweder in Verbindung 
mit der Beurkundung oder allein neben den übrigen konsti¬ 
tutiven Merkmalen zur Erfüllung bestimmter Tatbestände 
erforderlich war. Sie ist jedoch auch' in dieser Form zu 
verneinen. Denn unter der genannten Voraussetzung müßte 
die Untersuchung der Geschäftsbücher einen wesentlich 
anderen als den hier aufgezeigten Befund ergeben. Hätten 
am kursächsischen Hofe entsprechende Forderungen ge¬ 
golten: die zahlreichen Lücken der Register wären auch 
bei Berücksichtigung einer örtlichen Buchführung seitens 
der Bezirksverwaltung nicht zu verstehen, da diese ebenfalls 
auf rein administrative Erwägungen zurückzuführen ist. Diese 
Feststellung gilt in gleicher Weise für Rechtsgeschäfte, 
welche der Beurkundung bedurften oder ermangeln konn¬ 
ten. Beide sind gleich nachlässig gebucht worden. Ein 
rechtserheblicher Unterschied der Registrierung dieser oder 
jener Gruppe von Rechtsgeschäften ist nicht vorhanden. 
Richtig ist nur soviel, daß Aussteller und Empfänger auf die 
Eintragung solcher Rechtsgeschäfte, die im übrigen keinen 
schriftlichen Niederschlag fanden, naturgemäß einen beson¬ 
deren Wert legten. Dies mußte ausdrücklich hervorgehoben 
werden, da Hofmann denjenigen Registerteilen, die er irrig 
als Aktregister anspricht, im Gegensätze zu den Urkunden¬ 
registern eine derartige Bedeutung zuerkennt. 133 ) Nur in 
einem einzigen Falle tritt in der kursächsischen Kanzlei die 
Eintragung unverkennbar an Stelle der Beurkundung. An¬ 
statt jeder der entrichteten Parteien ein Exemplar des Schie¬ 
fes zu übergeben, begnügte man sieh mit Verkündung des 
in urkundlicher Form gehaltenen Spruches und hob diese 
Ausnahme im Eschatokoll besonders hervor: „Sollich schiet 
ist beiden Feilen gelesen aber nicli obirgeben under myns 
herrcu sigil, sunder m. g. h. hat befolcn, solliclien schiet in 
s. g. buch zu schreiben zu gedechtenis des ergannen han¬ 
deis“. H0 ) 

Trotz aller dieser Mängel waren die Geschäftsbücher 
insgesamt und vor allem die Register der Verwaltung bei 
Hofe unentbehrlich. Die Kanzlei vermochte ohne die Re¬ 
gistratur überhaupt nicht zu arbeiten. Sie behielt deshalb, 
wie die Archivregistrande von 1437 ausdrücklich hervorhebt’ 
die abgeschlossenen Bände zurück; sie mußten jederzeit 
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schnell zur Hand sein. Hätten sich die Register unter den 
lagernden Beständen in den Archivgewölben befunden, von 
denen die Kanzlei räumlich meist weiter entfernt war, sie 
wären ihr nur selten bequem erreichbar gewesen. 141 ) Eben¬ 
so brachte Mergental — früher bestand eine solche noch 
nicht — die Finanzregistratur für Rent- und Kammeramt 
stets greifbar in der Silberkammer unter. An diese Stellen 
gehörten auf Jahre hinaus die Geschäftsbücher, nur die älte¬ 
ren verschwanden ins Archiv. Zur Finanzregistatur z, B. 
gehörten noch 1478 drei unter Friedrich dem Sanftmütigen 
geführte Bände. „Habe ich vnterweilen vorholunge inne 
gehabt, so mirs nott gewest ist“, fügt Mergental erläuternd 
hin. 142 ) Entsprechend hat man die Registratur in Resigna- 
tions- und Teilungsverträgen regelmäßig neben den Archiv¬ 
beständen berücksichtigt. Und bei Teilungen ließ man sich 
von den Bänden, die einem anderen zugefallen waren, Ab¬ 
schriften anfertigen. So heißt es etwa im Leipziger Schiede 
von 1486 XII 23: „die... Register, die eynen iglichen be- 
nanten fürsten allein zusteen, mag ydr vur sich nemen u. 
dem andern wäre abschriften, ob er die haben wil, dauon 
geben.“ Von den ungeteilten, „an ein gemein end gelegten“ 
Registern aber darf „ein yder furst Copien nemen so vil er 
der wil und notdürftig ist, doch mit des andern wissen, das 
dannen also ungeweigert gestat und bewilligt werden 
soll“, 143 ) 

Blickt man auf das Bild zurück, daß von den kursächsi¬ 
schen Geschäftsbüchern hier in einzelnen Zügen wieder¬ 
zugeben versucht wurde, so tritt zweierlei klar hervor. Während 
des gesamten Zeitraumes vermochte die Buchführung in 
keinem Punkte ihren Aufgaben gänzlich gerecht zu werden. 
Aber diese Verhältnisse haben sich unabhängig von der 
äußeren Lage der Wettinischen Lande zusehends gebessert. 
Und dieser Wandel war die Folge eines bewußten Strebens. 
Mit zweckentsprechenden Mitteln hat sich die Kanzlei be¬ 
müht, die Mängel zu beseitigen, die sie lästig empfand und 
in ihren schädlichen Wirkungen richtig erkannte. Der beste 
Beweis dafür, daß die Buchführung „den von der Verwal¬ 
tung gestellten Anforderungen“ nicht genügte. Ein voller 
Erfolg blieb der Kanzlei allerdings versagt, solange die mo¬ 
dernen Gedanken, welche sie zuerst durchzufüh’ren ver¬ 
suchte, nicht die gesamte Regierung ergriffen. Insofern ist 
die „lückenreiche Registrierung“ als „Ausdruck der in vieler 
Hinsicht noch unvollkommenen Verwaltung“ aufzufassen. 144 ) 
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Exkurse. 


t. Lehnbriefe und Aktregister. 

Schon unter Kurfürst Friedrich II. wurden alle mit dem 
Lehnwesen in Zusammenhang stehenden Rechtsgeschäfte 
die früher von den Einträgen anderen Inhaltes nicht ge-’ 
schieden waren, in drei Sonderabteihingen der allgemeinen 
Register gebucht. Lehen und Anfälle, Leibgedings- und 
Ounstbnefe, in denen der Landesherr den Lehnsträgern wei¬ 
tere Dispositionen über den von ihm zu Lehn rührenden Be- 
sitz gestattete, waren voneinander getrennt. Diese Sonder- 
abteilungen bezeichnet Hofmann als Aktregister. Er kennt 
sie noch im Jahre 1471 und sieht ihre Umwandlung in 
Urkundenregister erst mit jener Entwicklung der Lehnregi¬ 
ster zu „dicken Copialen“ gegeben, die bis 1485 noch nicht 
emgetreten ward) Tatsächlich kann jedoch den genannten 
Sondergruppen diese Eigenschaft nicht zugesprochen wer¬ 
den. Ehe die einzelnen Einträge hieraufhin untersucht wer¬ 
den sollen, sei versucht, von der Entwicklung der Lehnbrief¬ 
ausstellung aus anderen Quellen eine Anschauung zu ge¬ 
winnen. 

Lipperts grundlegenden Ausführungen zufolge nahm 
dieser Brauch schon im 14. Jahrhundert zu, ist jedoch an¬ 
fangs nur in einer Reihe von Sonderfällen festzustellen. 
Hieibei spielten die Interessen der Lehnsträger eine wesent¬ 
liche Rolle. Andererseits wurde ein von landesherrlicher 
Seite ausgehendes Bestreben beobachtet, der Entnahme von 
Lehnbriefen als einem der konstitutiven Momente der Beleh¬ 
nung Anerkennung zu verschaffen. 2 ) Ein Vorgehen, das 
Lippert durch Schilderung der Maßnahmen beispielsweise 
und kurz erläutert, welche man seit 1580 in Kursachsen 
ergriffen hat. 3 ) Sie führten erst 1820 zu einem vollen Er¬ 
folge, andererseits reichen diese Bemühungen bis in das 
15. Jahrhundert zurück. i 

Die Kanzleiordnung von 1547 nimmt zu dieser Frage 
nicht ausdrücklich Stellung. Immerhin deuten Errichtung 
eines besonderen Lehnsekretariates und eingehende Berück- 
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sichtigung der Lehnbriefe in der Taxordnung daraufhin, daß 
deren Ausstellung bereits einen beträchtlichen Umfang er¬ 
reicht haben mußte. 1 ) Dagegen wird in der ernestinischcn 
Hofordnung von 1499 die Belehnung von der Produktion 
älterer und neuerer Lehn- und Kaufbriefe vor dem Hofrat 
abhängig gemacht, der Besitz von Lehnbriefen also schon 
vorausgesetzt. Freilich konnten sich auch die Verfasser die¬ 
ser Ordnung nicht der Einsicht verschließen, daß die Ver¬ 
hältnisse tatsächlich doch etwas anders lagen. Die Lehen 
konnten auch ohne Vorlage der eigentlich erforderlichen 
Dokumente gemutet werden, doch mußten die Angaben der 
Selbsterklärungen, die dann einzureichen waren, auf Ver¬ 
langen der prüfenden Behörde gegebenenfalls durch Zeugen¬ 
aussagen von Amtmann und Umsassen des Lehnsuchenden 
bekräftigt werden. Wurde im Gegensatz zu vorgelegten 
Lehnbriefen der Selbsterklärung öffentlicher Glaube nur 
bedingungsweise zuerkannt, so darf man darin wohl mit 
Recht den Versuch sehen, die Entnahme von Lehnbriefen 
zu fördern. So bestimmt die Hofordnung auch weiterhin: 
„es werden denn alsbald Lehnbriefe darüber genommen, auf 
daß unsere Lehn registriert und unverändert im Wesen blei¬ 
ben mögen“. 5 ) 

Mit dieser Begründung ist das Ziel der landesherrlichen 
Absichten treffend gekennzeichnet. Der Widerstand der Va¬ 
sallen jedoch richtete sich wohl weniger gegen die auf 
diesem Wege erstrebte Beseitigung einer für sie selbst unter 
allen Umständen zweischneidigen Unsicherheit der Lehns¬ 
verhältnisse, als vielmehr gegen die ihnen mit Ausstellung 
der Lehnbriefe erwachsenden Zuschläge auf die Lehnware. 
Kanzleigebühren für Ausstellung von Lelmbriefen oder Ein¬ 
tragungen in Lehnbücher 6 ) sind von der Erlegung der Lelm- 
ware streng zu scheiden. Hierauf weist schon die Tatsache 
hin, daß die Lehnware in den wettinischen Gebieten nicht 
unmittelbar vom Lehnträger in die Kammer oder Kanzlei ein¬ 
gezahlt, sondern von den lokalen Verwaltungsstellen einge¬ 
hoben wurde, in deren Rechnungen die Lehn wäre, wenn 
auch nicht regelmäßig verrechnet wird. 7 ) Auf diese Stim¬ 
mung der Lehnträger dürften die zahlreichen Klagen über 
unberechtigt hohe Forderungen der Kanzleimitglieder bei 
Ausstellung von Lehn- und Leibgedingsbriefen hin weisen, 
w elche die Landesherren in einem besonderen, stets wieder¬ 
holten Artikel der großen Ständeprivilegien und den ein¬ 
leitenden Worten zur Taxordnung von 1547 berücksichtigt 
haben. 6 ) All dies war nur bei einem verhältnismäßig weiten 
Fortschritt der geschilderten Entwicklung möglich. Zwei 
bisher übersehene Weimarer Aktenstücke zeigen, daß auch 
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u der ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts die Vorlage von 
Lehnbriefcn bei der Mutung schon von rechts wegen ge¬ 
fordert wurde Als 1440 Kurfürst Friedrich II. und sein Brl 

n u? < Ell u lhr f S ?! ie,ms traten und in Thüringen ihren 
Umritt hielten, Huldigungen entgegen- und Belehnungen 
Vornahmen, als Herzog Wilhelm III. 1445/46 zu demselben 
Zwecke das ihm zugeteilte Gebiet bereiste, notierten die bc~ 
begleitenden Kanzleibeamten die Huldigungen und Beleh- 

XfZm S ' e Während d 1 S Umrittes aufeinander folgten. 
Uni n ßt flu " zwe,maI ; Die Herren „haben... leint 

gethan diesen nachgeschrebin mannen alle der gute der 
sie bnefe han und von rechtes wegen habin sullen. v’ssge- 
slossen kng gut und anefall, das sal iglicher bynnen 14 tagen 
sin gut beczeichind geben", und an einer anderen Stelle 
uic i genaue! :„... mit alle den guttern (die sie von Fried¬ 
lich dem Friedfertigen zu Lehn hatten) und dess auch briefe 
habin und sust anders nicht." Im Gegensatz zu Lipperts Er¬ 
gebnis weiden hier also gerade diejenigen Lehnträger allein 
von Traduktion der Lehnbriefe befreit, die ihr Besitztum 
nicht auf dem Wege der Deszendenzerbfolge erlangt hat- 
ten Die Einreichung von Selbsterklärungen, nur in diesen 
allen „von rechtes wegen" zulässig, erscheint bereits deut- 
hch als Ausnahme, die Vorlegung von Lehnbriefen dagegen 
Aussetzung der Belehnung, oder doch mindestens 
als eine Forderung der Verwaltung bei Hofe. Auch bei Be¬ 
lehnung der fränkischen Bürger, welche Wilhelm III. 1446 
Kobuig vornahm, wurde die Produktion der Lehnbriefe 
auf gewisse Besitzstandsformen beschränkt. Denjenigen 
W hatten > „sagete... (Wilhelm III.) 
V lel en a, 7 n 7 gemWertigkeit zcu". Von Bedingungen 
ist erst „n folgenden die Rede: „darüber liss... (der Her- 
zog) Lagen und vorlegen die borger yre bri-eue obir frihe 
lehen gutere und auch frihe erbguter". 9 ) Gelegentlich wird 
F 1 Cn - ” a ‘T at,,onc j s der Vorlage älterer Lehnbriefe gedacht 

Briefe^IimXi h ^ E . mpfan ? er ” nach ,a ut ihrer alten 
Briefe um Belehnung nachgesucht haben, und diese , nach 

Hut ihrer alten Briefe und anderes nicht" erfolgt sei l0 ) 

reicht 1 de ° ngi,,a J e ! die V0 " dcn Lchnsuchcndcn einge’ 
i eicht der neuen Belehnung entsprechend umgeschrieben 

dir del ' Ka, , 1Z ) cl a,s Konzepte des neu auszustellcn- 

Und ?! !! verwendet wurden, in großer Zahl erhaltend 9 ) 
Und Konzeptvermerke wie „non ingrossetur donec antique 
Iitteie presententur“, „sal nicht gefertigt werden er hrino- 
denn Kundschaft ubir die obirgericht, der er sich 1 anmast 
lauts des concepts“«) beweisen ebenfalls, daß die erhobe¬ 
nen Ansprüche sorgfältig geprüft wurden, und man wenig- 
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stens mitunter die Vorlage der älteren Lehnbriefe ernstlich 
als aufschiebende Bedingung der Belehnung betrachtete. 
Schon im letzten Drittel des 15. Jahrhunderts wurde dieser 
Forderung verhältnismäßig weitgehend entsprochen, und 
man schritt, vermutlich nach der Leipziger Teilung, zur 
Anlage einer neuen Gruppe von Geschäftsbüchern. 11 ) Sie 
enthalten neben älteren und neu an gefertigten Konzepten, 
gelegentlichen Aktnotizen und Präsentationsverzciclmisscn 
Originale 15 ) und von öffentlichen Notaren beglaubigte Ko¬ 
pien der Lelmbriefe, die man vorzugsweise im der letztge¬ 
nannten Form einzugeben pflegte. 1 «) Eine Reihe verstreuter 
Beobachtungen und im einzelnen nicht durchaus überein¬ 
stimmender Tatsachen. Doch wie ihre schon 1441 als Rechts¬ 
zustand hin gestellten und 1499 auf dem Verordnungswege 
eingehender festgesetzten Ziele wurden auch die trotz aller 
widerstrebender Haltung der Stände erreichten Fortschritte 
der geschilderten landesherrlichen Bemühungen deutlich 

erkannt. ... , 

Bei diesem Ergebnis muß ohne Rücksicht auf die Be- 
schaffenheit der betreffenden Einträge von vornherein be¬ 
zweifelt werden, ob Hofmann den erwähnten Register¬ 
abschnitten mit Recht die Eigenschaft von Aktregistern zu¬ 
gesprochen hat. Hierzu kommt, daß die Einträge nicht in 
Lehnbüchern, sondern in bestimmten Teilen der allgemeinen 
Urkundenregister stehen, „bei deren Regesten also“ nach 
der übereinstimmenden Ansicht von Seeliger und Lippert 
„jeder Eintrag a priori die Annahme einer Verbriefung für 
sich hat“. Während des 15. Jahrhunderts aber finden sich, 
wie schon Lippert feststellte, „nur allgemeine territoriale 
Kanzleiregister und Kopialbiicher, worin Lehnbriefe neben 
Leibgedings- u. a. Verbriefungen gebucht sind.“ 17 ) Schon 
hiernach erscheint Hofmanns Bestimmung wenig verständ¬ 
lich. Es bleibt nur noch zu prüfen, inwieweit die genannte 
Annahme im Einzelfalle der kursächsischen Buchführung 
zutrifft. 

Da fällt soglei'ch auf, daß die fraglichen Sonderabtei¬ 
lungen seit 1439 regelmäßig mit den feststehenden Über¬ 
schriften „Lehn-, Gunst-, Leibgedingsbriefe“ eingeleitet 
werden. Die Einträge selbst sind in zwei Formen abgefaßt 
und müssen in vier Gruppen getrennt werden. Ohne wei¬ 
teres scheiden mehr oder weniger ausführliche, subjektiv 
gehaltene Kopien aus. Soweit wie die thüringische Kanz¬ 
lei, welche in dem 1452—1460 geführten Register C 49 die 
betreffenden Einträge ausnahmslos in Form verkürzter sub¬ 
jektiver Kopien faßte, ging die kursächsische Kanzlei aller¬ 
dings nicht. Aber auch in den vermeintlichen Aktregistern 
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ihrer Geschäftsbücher finden sich solche Einträge immer¬ 
hin häufig genug, um deren Bestimmung beeinflussen zu 
können, ln dem hier behandelten Zusammenhänge sind 
diesen Kopien alle diejenigen Einträge gleiichzusetzen, 
welche nach subjektiven Vorlagen gebucht und zu objektiven 
Regesten nur umgearbeitet wurden. Dieses Verfahren wurde 
oben bereits für die Büchung der verschiedensten Rechts¬ 
geschäfte nachgewiesen. 18 ) Der Anschaulichkeit halber seien 
auch hier noch ein paar Beispiele angeführt. Mitunter ge¬ 
rieten die Schreiber versehentlich in die subjektive Form 
ihrer Vorlage zurück. Dann heißt es: „diy h'erczogen habin 
vorsaezt... die wile wir... nach uzwisunge unsseres briues 
yn darüber gegebin“. 10 ) Und es begegnen manche Wendun¬ 
gen aus dem entsprechenden Urkundenformular: „czu rech¬ 
ten manlehn gereicht u. gelihen“, „als lchen guter recht 
und gewohnheit ist“, „als erbguter reicht und gewohnheit ist 
an geuerde“, auch Pertinenz- und Eschatokollformeln wären 
zu nennen. 20 ) Dasselbe gilt für die Leibgedingsregesten, hier 
findet man besonders die Tutoremformel häufig wieder. 
Und wie bei den Regesten anderen Inhaltes fehlt es auch 
bei den hier besprochenen nicht an Vermerken, welche den 
objektiven Eintrag ausdrücklich als „littera“ bezeichnen. 
So ist etwa das Regest „Disse nachgeschriben guter... 
haben m. h. der Stad Kael zeu stadtgute gelihen.“ „Lra 
civitatis de Kael“ überschrieben, zu dem Regest, „domini 
duces saxonie contulerunt in feodum“ „ut patet in littera“, 
zu anderen „habet litte ras eiusdem tenoris“ oder „diser brief 
ist vernuwet“ ergänzend bemerkt. 21 ) Gelegentlich wurde 
auch dieselbe Vorlage in objektiver und zugleich an anderer 
Stelle in subjektiver Form gebucht. Zu dem wenig umgear¬ 
beiteten Präsentationsverzeichnisse „Diisse nachgeschrieben 
dorffer u. guter sint gelihen dem Rate czu Erffurt“, folgt 
ein objektives Verzeichnis ohne verbindenden Text, der 
„und waste man darober icht, das wulte man gerne nennen“ 
schließt, findet sich z. B. auf dem vorhergehenden Blatte 
in voller urkundlicher Form die Kopie des Lehnbriefs mit 
denselben Objekten in derselben Reihenfolge. 22 ) Dement¬ 
sprechend sind auch zu vielen Regesten noch die Konzepte 
oder Originale erhalten. 23 ) 

Eingehender waren nur die Vermerke „non habet lit- 
teram“, „habet litteram“ zu berücksichtigen, da man mit 
ihrer Hilfe Unterlassung oder Seltenheit der Beurkundung 
hat nachweisen wollen. Heißt es statt „non habet lit¬ 
teram“ ausführlicher „de quo non adhuc habet litteram“, 24 ) 
so wird die Bedeutung der verneinenden Wendung klarer 
verständlich: „Der Brief ist noch nicht ausgeliefert“. Ent- 
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weder hat der Empfänger die Annahme verweigert, oder 
die Verwaltung bei Hofe die Aushändigung verzögert. „Non 
habet litteras und sind im doch versprochen“, „den brieff 
haben d. v. Ende nicht genommen“, „noluit habere lit¬ 
teram“ 20 ) wurde dann ausdrücklich vermerkt. Die Gründe 
sind im Einzelfalle nicht mehr stets zu erkennen, im allge- 
nen wurden sie bereits oben erörtert. 20 ) Wenn sich auch 
gelegentlich Ausfolgung der Urkunde vor Erlegung der 
Kanzleigebühren nachwcisen ließ, im Zusammenhänge mit 
dem Lehmvesen ist vor allem an verzögerter Abholung, d.h. 
aber Bezahlung der Briefe zu denken. Denn dies war gerade 
bei Lehnbriefen nicht selten der Fall. In einer solchen pas¬ 
siven Resistenz mag sich der geschilderte ständische Unmut 
oft geäußert haben. Die Kanzlei hatte in solchen Fällen um¬ 
sonst gearbeitet. Kein Wunder, wenn dann ein mainzischer 
Kanzlist unmutsvoll vermerkte: „Nota quod ... rccepit bona 
predicta... in feoduin et prestitit desuper iuramentum... 
Non tarnen dedit... litteram reversalem neque redemit litte- 
rain domini desuper prestandam de cancellaria“. 37 ) „Der 
schon ausgestellte Brief ist noch nicht bezahlt worden“, 
will „non habet litteram“ also besagen, nicht etwa... „der 
Eintrag hat zur Konstituierung des Rechtsgeschäftes ge¬ 
nügt.“ Nunmehr rücken die sonst für sich allein betrachteten 
Notizen „habet litteram“ ins rechte Licht. Sie sind fast 
durchweg nachgetragen: 28 ) „erst jetzt ist der z. Zeit der 
Eintragung noch nicht ausgegebene Brief endlich abgeholt 
und bezahlt worden“, ist ihre Bedeutung. Folgerichtig hat 
die brandeuburgiische Kanzlei eine derartige Nachprüfung 
der Entnahme und Bezahlung von Lehnbriefen, und zwar der 
über Bürgerlehen ausgestellten, unter Albrecht Achilles 
durchgeführt. 30 ) Auch Wagner nimmt an, daß in diesen 
Fällen „ein Lehnbrief an den Vasallen noch nicht gegeben 
war, sondern erst einige Zeit später verabreicht wurde“. 
Aber die Folgerung „Es kann also der Lehnbrief oder eine 
Vorlage nicht Vorlage für das Regest gewesen sein“ ist 
unschlüssig. 80 ) Gerade dies war ja der Sinn des Vermerkes: 
die Kanzlei hatte vergeblich auf Bezahlung der bereits aus¬ 
gestellten Urkunde gewartet. Aber auch dann, wenn der Ex¬ 
pedition im weiteren oder engeren Sinne seitens der Ver¬ 
waltung bei Hofe ein Hindernis erwuchs, oder angenommen 
werden sollte, daß die Ingrossation noch nicht erfolgt sei, 
läßt sich mit Hilfe dieser Vermerke nicht die Annahme 
bestreiten, daß ursprünglich die Aushändigung beabsichtigt 
war, der eintragende Schreiber also mindestens eine Vor¬ 
lage in urkundlicher Form benutzt haben konnte. Lipperts 
Erklärung, der Vermerk besage, „in diesem Falle wurde aus¬ 
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nahmsweise eine Urkunde ausgestellt“, ist aus Quellen des 
14. Jahrhunderts gewonnen und hat für das 15. keine Geh 
tung. 31 ) Findet sich doch ein ,,et habet litteram desuper“ 
auch bei Urkunden anderen Inhaltes, etwa einer Verschrei¬ 
bung auf das Leipziger Geleitsamt. Einen Ausnahmefall 
hervorzuheben konnte hier nicht die Absicht des Schreibers 
gewesen sein, da es sich um ein regelmäßig beurkundetes 
Rechtsgeschäft handelt. 33 ) Und dazu hatte die Verbriefung 
doch auch auf dem Gebiete des Lehnwesens bereits zu weit 
Platz gegriffen, als daß sie im 15. Jahrhundert in solchen 
Fällen hätte nahelicgen können. So geben auch diese No¬ 
tizen Aufschluß über die Reibungen, unter denen sich die 
Entwicklung zu regelmäßiger Entnahme der Lehnbriefe voll¬ 
zog, und das reim persönliche Interesse der Kanzlei an 
Begleichung der Gebühren, das sie nach Ansicht der Emp¬ 
fänger sogar in unberechtigt starkem Maße an den lag 
legte. Und nur so viel lassen sie erkennen, daß trotz der 
besprochenen landesherrlichen Bemühungen die Entnahme 
der Lehnbriefe mindestens oft über Gebühr verzögert wurde, 
die Neubelehnung also nicht immer von dieser, wenn auch 
meist von der Vorlage älterer Urkunden abhängig ge¬ 
wesen ist. 

Den eben besprochenen stehen solche Regeste gegen¬ 
über, die bestimmt als Aktnotizen zu betrachten sind. Eine 
Sonderstellung nehmen die schon erwähnten beiden Wei¬ 
marer Geschäftsbücher ein. Sie entstanden nicht im Rahmen 
der laufenden Buchführung, sondern enthalten fast aus¬ 
schließlich reine Gedenknotizen über die Fluldigungen und 
Belehnungen während der Umritte von 1441 — 1446. Sie 
sollten der zukünftigen Ausstellung von Urkunden und ihrer 
Buchung, wie sie sich in den gleichzeitig laufenden Registern 
findet, zur Unterlage dienen. In den allgemeinen Kanzlei¬ 
registern dagegen finden sich nur wenige Einträge, die 
gleichgeartet sind oder ähnliche Niederschriften mit Sicher¬ 
heit als ihre Vorlage erkennen lassen. Lehrbriefe, Leibge- 
dings- u. a. Verschreibungen gehörten zu jenen Urkunden, 
bei deren Abfassung man häufig auf den Entwurf eines 
Konzeptes verzichtete. Bei der Reinschrift und der Buchung 
wurden dann die verschiedenen oben erwähnten Formen des 
Substrates als Vorlage benutzt. 33 ) Hier kommen besonders 
objektiv oder vom Empfänger aus gesehen subjektiv gefaßte 
Präsentationsverzeichnisse und kurze Handlungsnotizen in 
Betracht, welche man diesen Aufstellungen oder eingereich¬ 
ten älteren Originalen bzw. deren beglaubigten Abschriften 
beifügte. 33 ) Aber selbst in den ältesten kursächsischen Re¬ 
gistern beeinflußten diese Vorlagen nur selten die Form des 
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Eintrages in heute noch erkennbarer Weise. Gelegentlich 
geriet ein Schreiber in die (vorn Empfänger aus gesehen) 
subjektive Form seiner Vorlage: subscripta bona receperunt 
... in feodurn a domino. Prinio ... item daz gud ... daz ich 
... habe abe gekoufft, daz m. g. h. mynen wibe.. .“. 3G ) 
Dies ist insofern wichtig, als daraus deutlich hervorgeht, 
daß in der wethnischen Kanzlei Vorlagen jeder Art mit 
Vorliebe in eine objektive Form gebracht wurden, die in den 
späteren Registern zu einem festen Schema erstarrt ist. Hier 
ist noch einmal klar zu ersehen, daß eine bestimmte Ent¬ 
scheidung über das Wesen eines Regests nur dann zulässig 
ist, wenn besondere Umstände einen näheren Einblick und 
damit die Wahl zwischen den beiden Möglichkeiten gestat¬ 
ten, die in jedem anderen Falle grundsätzlich offen bleiben 
muß, solange nicht weitere Kriterien hinzutraten. 37 ) Zu 
welcher man sich in bezug auf die kursächsischen Register 
neigen wird, kann nach dem Vorhergehenden nicht be¬ 
zweifelt werden. Berücksichtigt man das Fortschreiten der 
landesherrlichen Bemühungen, die große Zahl der ,,Akt- 
register“einträge, welche den beiden ersten der hier unter¬ 
schiedenen vier Gruppen angehören, so dürfte von den Re¬ 
gesten zweifelhaften Charakters nur ein geringer Bruchteil 
jenen wenigen zugerechnet werden, die bestimmt nicht nach' 
urkundlichen Vorlagen gebucht wurden. 

Aber selbst dann, wenn deren Zahl eine weitaus grö¬ 
ßere wäre, könnte dies das Schlußurteil nur wenig beein¬ 
flussen, denn es fehlt ebensowenig an Konzepten wie an 
Reinschriften, die nachweislich 1 auf Grund der zuletzt ge¬ 
nannten Substrate abgefaßt wurden. 38 ) Das Regest wurde vor 
der Konzipierung oder Ingrossation der Urkunde einge¬ 
tragen. Nach Erledigung aller Forderungen und Abschluß 
der Belehnung wurde diese alsbald aufgezeichnet, der Lehn¬ 
brief erst danach ausgestellt. 33 ) Ebenso war es infolge der 
unregelmäßigen Buchführung möglich 1 , daß das Regest lange 
nach der Expedition der zugehörigen Urkunde auf Grund 
aufbewahrter objektiver Vorlagen oder gar nach dem Ge¬ 
dächtnis eingetragen wurde. Die Fassung mancher Einträge 
läßt dies deutlich erkennen: „zcu mercken... haben von 
m. g. h. zcu Liptzk lehn abir etzliche guter entpfangen anno 
quo nescitur. Item... had auch lehn entpfangen, wu ader 
wenn ist man vergessen“. 40 ) Das Regest war nach objektiver 
Vorlage gebucht, aber nach derselben Vorlage wurde auch 
die Urkunde hergestellt. Selbst eine unzweifelhafte Akt¬ 
notiz beweist nicht den Mangel des Lehnbriefes. 41 ) 
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2. Das Verhältnis Herzog Wilhelms zu Kurfürst Friedrich II. 
seit dem Ableben Friedrichs des Friedfertigen. 

Die Jugendgeschichte Herzog Wilhelms ist auch in 
den neueren Darstellungen der wettiinischen Geschichte des 
15. Jahrhunderts und selbst der Schilderung, die Koch von 
der Vorgeschichte des Bruderkrieges gab, nicht genügend 
geklart worden.«) Zu einem ersten Vertrage zwischen den 
Söhnen Friedrichs des Streitbaren war es 1436 nach dem 
lode Herzog Heinrichs gekommen. Als dann Herzog Sig¬ 
mund 1437 resignierte, hatte sich der Kurfürst nur noch' mit 
zwölfjährigen Bruder Wilhelm auseinanderzusetzen 
Die Bestimmungen der Mutschierungen wurden aufgehoben,’ 
Friedrich leitete die gesamte Regierung in beider Namen’ 
den jungen Wilhelm vertraute mau dem Oberhaupte der 
Familie zur Erziehung an. Denn von „Kaltstellung und Ent¬ 
hebung von allen Regierungsgeschäften“, welche Wilhelm 
nach Kochs Ansicht „ohne Murren“ soll ertragen haben 
kann man bei einem Knaben von zwölf Jahren wohl doch’ 
nicht gut sprechen. Der Vertrag wurde noch’ in demselben 
Monate wie Sigmunds Verzichtleistung, am 25. Februar 
auf drei Jahre abgeschlossen und vollzogen. Schön im 
nächsten Jahre kam es zu Unstimmigkeiten, doch wurde 
der Vertrag durch Vermittlung des Landgrafen Ludwig von 
Hessen von neuem bestätigt. Er lief Februar 1439 ab, und 
im Mai einigte man sich unter starkem Einflüsse des Adels 
zu Coburg über eine neue Regelung der Verhältnisse. Auch 
weiterhin sollen die Brüder „vf beiderteil wol gefallen alle 
ire lannde u. lute, schulde u. gulde... sampt ungesuudert 

u. ungeteilt mitteinander haben u. besitzen.“ Alljährlich sind 
vier von beiden Teilen gestellten Räten, dem Marschall Curt 

v. Stein, Apel Vitzthum, Heinrich v. Schleinitz und Bernhard 
v. Kochberg die gesamten Rechnungen des vergangenen 
Jahres von kurfürstlichen Räten vorzulegen. Die vier haben 
dabei die Interessen Herzog Wilhelms zu wahren. Sein Auf¬ 
enthalt am thüringischen Hofe wurde nicht länger aus¬ 
gedehnt, vermutlich hat man nunmehr die Erziehung des 
Fünfzehnjährigen als vollendet angesehen. Das Jahr zuvor 
war seine Verlobung mit Anna, der Tochter König Albrechts 
abgeschlossen worden. An seinem Hofe sollte auf Wunsch 
des Königs — wenigstens nach der offiziellen Darstellung 
welche der Eingang des Coburger Vertrages gibt, war dieser 
Wunsch der einzige Beweggrund für die gesamte Neu¬ 
ordnung — Herzog Wilhelm die nächsten drei Jahre seinen 
wesentlichen Aufenthalt nehmen. Es wurde ihm ein täg¬ 
liches Hofgesinde von 60 Pferden zugestanden, für die 
Kosten kam Kurfürst Friedrich auf. Würde Wilhelm aber 
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früher als vorgesehen vom Königshofe zurückkehren, so 
sollen die Brüder „einen vngesonderten hof fruntlichen u. 
brüderlichen halden nach Rate irer Rete“. 43 ) Fünf Monate 
später fiel der König dem ungarischen Klima zum Opfer, 
nach einem Jahre, am 4. Mai 1440 verschied Herzog Fried¬ 
rich. Der vorgesehene Fall trat ein, Herzog Wilhelm weilte 
in den wettinischcn Landen. Aber der Anfall Thüringens 
brachte eine neue Verwicklung der ohnehin nicht unge¬ 
trübten Verhältnisse hervor. Sie konnten weder durch die 
1444 wiederholte Leipziger Erklärung, drei weitere Jahre 
das Regiment wie bisher gemeinsam führen zu wollen, be¬ 
friedigend gelöst, noch durch die im nächsten Jahre erfolgte 
Laudesteilung endgültig geklärt werden. 

Wie stellten sich die Brüder in diesen Jahren zwischen 
dem Anfall Thüringens und der Landesteilung von 1445 
zueinander? Der Coburger Vertrag lief 1442 ab, doch kam 
es auffälligerweise erst 1444 zu neuen Abmachungen. Dem 
Stande des kursächsischen Kanzlciwescns dieser Zeit ent¬ 
sprechend ist wohl kaum mit dem Verluste zu mindest einer 
Abschrift jenes Vertrages zu rechnen, dessen Abschluß für 
1442 zu erwarten wäre. Demnach hätten die Bestimmungen 
von 1439 auch weiterhin Geltung behalten, und Herzog 
Wilhelm seinen Aufenthalt am kurfürstlichen Hof genom¬ 
men. Dies ist aber tatsächlich nicht der Fall gewesen. Wie 
die Dinge lagen, mochte dieser Gebietszuwachs von vorn¬ 
herein die Möglichkeit einer neuen Lösung haben ins Auge 
fassen lassen. Hier zeigte sich der Weg, auf welchem dem 
jungen Herzog ein Betätigungsfeld und seinem Unabhängig¬ 
keitsbedürfnis wenigstens eine gewisse Befriedigung ver¬ 
schafft werden konnte, die um so dringender gesucht wer¬ 
den mußte, als seit dem Hinscheiden des Königs eine Ablen¬ 
kung seiner Interessen in anderer Richtung nicht mehr mög¬ 
lich war. So wurde die Kanzlei Herzog Friedrichs nicht auf¬ 
gelöst, und unter seinem Kanzler Thomas v. Buttelstedt, 
der nunmehr als „Oberschreiber in Thüringen“ fungierte, 
blieb die Hauptstelle der thüringischen Verwaltung erhal¬ 
ten, mit deren Leitung man Herzog Wilhelm betraute. 

Freilich, daß dies ausdrücklich geschehen, läßt sich nicht 
belegen, noch 1444 sprach man nur von dem gemein¬ 
samen Regiment, das wie bisher weitergefiihrt werden solle. 
Auch könnte die genannte Vermutung nicht allein durch 
die Tatsache gestützt werden, daß für das angefallene Gebiet 
alsbald ein besonderes Register neben den in fast unver¬ 
änderter Weise fortgeführten Bänden der kurfürstlichen 
Kanzlei angelegt wurde; dies ist auch 1482 unter anderen 
Umständen der Fall gewesen. 44 ) Den gewünschten Auf- 
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sch ,uß bot eine nähere Untersuchung der Eintragungen in 
diesen Registern, die mit Feststellungen ihrer geographi¬ 
schen fazw.ycrwäJtungsrechtiichen Zugehörigkeit eine Be¬ 
obachtung der ungleichmäßigen Berücksichtigung des Kur¬ 
fürsten und Herzog Wilhelms in Intitulation und Siegel- 
foiniel der betreffenden Urkunden verband. Hierbei ergab 
sich zweierlei. Unter den Thuringica, welche in den Re- 

hSndh d - r | <UrUrS , t I ,i ?' CU 1 Ka,,zlci »«genommen wurden, 
befindet sich keine Urkunde, die Herzog Wilhelm — gleich- 

gidtig ob unter Erwähnung seines Bruders oder nicht — 
allein besiegelt hat. Umgekehrt ist das Verhältnis in dem 
thüringischen Register. Von den 254 hier eingetragenen 
U.künden ist die Mehrzahl (209) allein von Herzog Wilhelm 
nur ein geringer Bruchteil, von beiden gemeinsam, weniges 
vom Kui fürsten allem besiegelt worden.'-) Und nur die 
Orts- und Zeitangaben dieser letztgenannten Gruppe ent- 
sprechen dem kurfürstlichen Itinerar. Es wurde also von 

fm \Y/m' 0,1 T ^“ricundet. Herzog Wilhelm trennte sich 
im W'derspruche mit den Coburger Bestimmungen vom kur- 
uisflidien Hofe und nahm bis 1445 seinen dauernden Auf¬ 
enthalt in Hi u rin gen. Emen eigenen Marschall und Kanz- 
, , er allerdings nicht ernannt."«) Aber die Stände hatten 

gleichwohl die gefürchteten Kosten einer doppelten Hof- 
haltung zu tragen,_ die einzuschränken sie 1439 ihren gro¬ 
ßen Einfluß mit Erfolg genutzt hatten.' 7 ) Da ihre Macht¬ 
stellung zu Beginn der 40er Jahre unerschüttert blieb wäre 
ihnen dies auch ein zweites Mal geglückt. Aber das lag gar 
nicht mehr in ihrer Absicht. Den leicht beeinflußbaren 
jugendlichen Herzog von seinem bedachten Bruder zu tren¬ 
nen bot ungeahnte Möglichkeiten, der drohenden Ausbil¬ 
dung landesherrlicher Gewalt Widerpart zu halten, ja sich 
auf llne Kosten um so mehr zu bereichern, je weiter den 
Befugnissen Wilhelms die Grenzen gesteckt wurden. Waren 
es doch eben diese Kreise, die später von einer endgültigen 
Teilung der vollen Selbständigkeit des damals noch von 
ihnen beherrschten jungen Herzogs das Beste glaubten er- 
hoffen zu dürfen. So mußte allen Beteiligten, dem Ehrgeize 
Vtilhehns und den Besorgnissen des Kurfürsten ebenso wie 
den Wünschen der herrschenden ständischen Gruppe eine 
Revision des Coburger Vertrages als die vorläufig beste 
Losung erscheinen. Herzog Wilhelm wurde mit der Ver¬ 
waltung des thüringischen Erbes eine freilich’ insofern ein- 
seitig beschrankte Verfügungsgewalt eingeräumt, als der 
Kurfürst, der sich die tatsächliche Gewalt über das Ge- 
samtgebiet Vorbehalten hatte, auf einen gelegentlichen Ein¬ 
griff nicht verzichtete. 
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Beilagen. 

I. Liste der Kanzler und Kanzleiniitglieder. 

Die folgende Aufstellung soll nur einen kurzen Über¬ 
blick geben, die Schilderung des ersten Abschnittes hier zu 
ergänzen und zu belegen ist nicht bezweckt. Auf Mitteilung 
der Regeste, leider auch der Quellenbelege mußte verzichtet 
werden. Einen gewissen Ersatz bietet die Angabe älterer 
Zusammenstellungen. Auch die Begründung von den bis¬ 
herigen abweichender Ergebnisse wurde auf das Notwen¬ 
digste, die Streichung dreier irrtümlich als solcher ange¬ 
sprochener Kanzler eingeschränkt. Im übrigen sind die 
älteren Listen nur dort angeführt, wo sich andere Belege 
als ihre Angaben nicht fanden. Die vor Posse angelegten 
Verzeichnisse bei Stuß oder Miscellanea VIII gehen mit 
Ausnahme der Liste v. Langenns ohne bemerkenswerte 
Erweiterungen auf Horns ,,Zuverlässiges Verzeichnis.. “ 
NH VI S. 571 ff. zurück. Posse bringt für die Kanzlei des 
15. Jahrhunderts leider kaum noch Belege und übernimmt 
öfters v. Langenns allerdings vorsichtiger gefaßte Angaben. 
Die Untersuchungen von H. B. Meyer und W. Lippert brach¬ 
ten für das 14. Jahrhundert die erwünschten Ergänzungen 
und stellten manches richtig. Hofmann hat Posses Listen 
ohne die erforderliche Kritik benutzt; dies führte gelegent¬ 
lich zu irrigen Ansichten, z. B. einer falschen Begründung 
seiner unzutreffenden Ansicht über die Stellung der kleri¬ 
kalen Schreiber bis in das 15. Jahrhundert hinein. 1 ) — 
Zur Einrichtung des vorliegenden Verzeichnisses ist folgen¬ 
des zu bemerken. Genaue Bestimmung von Beginn und 
Ende des Kanzleidienstes und der Lebenszeit (erste, letzte 
Zeile) wird durch Hervorhebung im Druck oder besondere 
Bemerkung angedeutet. In allen anderen Fällen handelt es 
sich nur um die früheste und späteste der aufgefundenen 
Erwähnungen. Sind die Zeitangaben unvollständig, so fehlt 
im Original, häufiger im Register, meist in einem Rech¬ 
nungsbuche die genaue Angabe. Die Eigennamen sind z. T. 
— so etwa bei Kanzler 8 — modernisiert. Die übrigen An¬ 
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gaben sind in vier Gruppen geteilt: Abstammung — landes¬ 
herrliche Dienste vor der Kanzleitätigkeit; in der Kanzlei; 
nach Austritt aus ihrem Verbände — Ausbildung — Tätig¬ 
keit ohne (oder oh ne unmittelbaren) Zusa m m e n h an g m i t 
der kursächsischen Verwaltung; geistliche Würden. 

Die Kanzler. 

1. 1406 VIII 31 — 1411 X Nikolaus Lubich 

Aus Eisenach (Ratsfamilie) — Prokurator der Wettiner 
bei der Kurie; Protouotar (oberster Schreiber, Kanzler) 
— 1376 (77) imm. Wien, 1378 IV 1 bacc. art., ■— mag. 
Prag (... Lic. in Leg.) — 1389—1398, 1401 Prokurator 
(u. a. auch der Wettiner) in Rom; Probst zu Dorla, 
Dekan an der ULF. Kirche zu Erfurt, Pfarrer zu Öls¬ 
nitz, 1411 X 27 Bischof zu Merseburg'. (Oeb. um) 
1360—1431 V 25. 

Monogr. und Regeste: Schmiedel. 

2. 1414 VIII 29 — 1418 Konrad Wolfhain 

1404 IV 8 Notar (Schreiber); Kanzler (Schreiber) — 
1407 W/S imm. Erfurt — Pfarrer zu Orlamünde, Dom¬ 
herr zu Naumburg. 1404 IV 8 — 1425 I 16. 

3. 1422 XI 1 — 1425 I 16 Hermann Wolfhain 
Oberster Schreiber (Kanzler) — Domherr zu Wurzen. 
1422 XI 1 — 1425 I 16. 

4. 1428 VII 10 — 1431 VI 15 Gregor Nebeltau 

Aus Leisnig — Kanzler (oberster Schreiber) — 1409 
W/S imm. 1410 S/S bacc. art. Leipzig, 1416 imm., 1418 
procurator nat. germ. Bologna, 1423 W/S arc. mag., 
decr. dr., Rektor Leipzig — Öffentlicher Notar; Meißner 
Kanoniker. 1409 — (gest. vor) 1434 X 13. 

, Regeste: Knod 2512. 

5. 1432 IX 3 — 1436 VII 13 Heinrich Leubing 

Aus Nordhausen — 1426 IX 10 (Schreiber?), 1428 II 3 
oberster Schreiber; Kanzler; 1440 I. 31. Rat. — 1420 
S/S. imm. Leipzig; 1434 I. 3. lic. decr.; 1435 W/S imm. 
Erfurt; 1436 imm., 1437 procurator nat. germ., dr. leg. 
Bologna. — 1439 kurrhainzischer Kanzler; 1441 Proto- 
notar in der Reichskanzlei; 1442 wieder in der kurm. 
Kanzlei; 1444 in nürnbergischen Diensten; 1446 päpst¬ 
licher Titularprotonotar. Zahlreiche Pfründen. 1420 — 
(gest.) 1472 VIII. 8. 

Monogr.: Loose, Regeste: Kirn D Kanzler 21. 

6. 1436 XL 18 — 1441 VII 18., 1449 X 6. — 1463 
VI 13 Georg v. Haugwitz 
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Meißnisches Adelsgeschlecht. — Kanzler („oberster 
Kanzler“), Rat; Kanzler. — 1409 W/S imtn. Leipzig, 
1437 imm. Bologna. Probst zu Großenhain und Zeitz, 
Domher, Dekan zu Meißen, Obedienziar der Obedienz 
Niederfähre, (1463 IX 29 erwählt, nicht mehr be¬ 
stätigt) Bischof zu Naumburg. 1409 — (gest.) 1463X.il. 
Regeste: Knod 1351, Familiengesch.: Kneschke IV S. 
S. 43 ff. 

7. 1441 VII 18 — 1449 VIII 21 Johann Magdeburg 
1418—1438 Schösser zu Koburg, 1438 1 20 Zisemei- 
ster in Franken und (neben 3 anderen) oberster Zise- 
meister des Gesamtgebietes, — Kanzler; Rat, „antiquus 
Cancellarius. — 1428 IX 29 imm. Erfurt. — Naumbur- 
burger Kanoniker, „primarias preces dornini regis ad 
cauonicatus et prebendas eccl. metropolitane magdebur- 
gensis“, „prim, preces pro J. d. M. Consiliano... ad 
collationem Praepositi, Decani et Capituli Merscburgen- 
sis“, Meißner Kanoniker, Dompropst zu Naumburg. 
1418—1451 XI 16. 

8. 1463 XI 25 — 1465 Johann Stadtschreiber 

1447—4449 Schösser in Rochlitz, 1448—1450 Vogt zu 
Lochau, Schließen, Schweinitz, 1449—1452 zu Torgau, 
1451/52 Küchenamt Herzberg; 1457 IX 1 — 1463 IV 

26 Küchenmeister; Kanzler. 1447—1465. 

9. 1465 VI 22 — 1469 XII 13 Johann v. Mergental 
Zwickau er Bürgergeschlecht, 1465 VI 22 geadelt. — 
1463 (nach IV 26, vor XI 25) — 14 (64? 20) 65 V 19 
Küchenmeister, 1465 VI 22 — 1469 XII 13 (20) Kanz¬ 
ler; 1469 XII 13 (20) — 1478 III 8 Laindrentmeister, 
zugleich — 1477 vor XI 23 Kammermeister. Vita: AdB. 21. 

10. 1470 I 5 — 1467 X 18 Johann Scheibe 

Aus Leipzig (Ratsfamilie). — 1464 Rat; Kanzler; Rat. 
1437 S/S imm., 1440 II 13 bacc. art. lib., 1442 XII 31 
mag. art. Leipzig; 1451 X 19 „art, lib. mag., in dccr. 
bacc. et procurator proconsulum ac totius communitatis 
oppidi lipezensis“ (Stadt- und Schöffenschreiber), 1465 
XI 2 dr. (leg.), Ordinarius der Juristenfakultät Leipzig. 
1437—1479 VI 14. 

Familiengesch.: Kneschke VIII S. 561. 

1L 1477 XI 3 — 1479 II 26 Otto Spiegel 

Meißnisches Adelsgeschlecht. — 1476 vor XI 10 kurs. 
Geschäftsträger am Kaiserhof; Kanzler; Rat, 1482 VI 
25 (Bestallung) Hofmeister; 1493 kurs. Beisitzer am 
ernestiuisch-aibertinischen Oberhofgericht. — 1455 

W/S imm., 1460 IX 15 bacc. art. lib. Leipzig, 1476 
vor XI 10 dr. (leg.). 1455—1493. 
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12. 1482 IX 17 - 1485 VIII 26 Johann Siffridi 

? e, m ~ In thüringischen Kanzlei Her- 
nfs^n m i •, V0,, i Thüringen: 1446 Hofschreiber, 
1448 Oberschreiber, 1452 Kanzler. 1446—1485. 

Irrtümlich wurden als Kanzler bezeichnet: 

1. 1464 Nikolaus Pflug 

Posse PU S. 182 - Für 1464 II—V, X-XII ist Johann 
Stadtschreiber als Kanzler bezeugt. Pflug ein außer 
ordentlich geschäftstüchtiger kurs. Rat, zeitweilig Amt- 

hauot 2% ?m^ BOrna , Un 1 , Pe » au < v « 1 z ‘ B ‘ Dre ^- 
haupt 2 S. 501 ff), erscheint bis 1478 häufig in den 

Zeugen reihen ; so auch 1464. Doch wird er nie als 

Ü 7- be 7' d 'r 7; r ’° sscs A »gabe ist vermutlich mit 
"'Vh! El g e » tu nilichkeit der damaligen Zeugenreihen zu 
crklaien. Sie fuhren den Kanzler häufig ohne Namens- 
nennung nur mit seiner Amtsbezeichnung auf. 2 ) So 
heißt es auch m einer Freiberger Eingabe an die Ver¬ 
waltung bei Hofe: „Euwer erbar wirdigen rethe als 
mit nanien der canczeler, er Caspar v. Schonberg.. “ n 
Eine entsprechende Reihe mag Posse Vorgelegen haben. 

- 58 findet sich allerdings nur eine solche zu 1465 
(Obermarschall, v. Maltitz, Nickel Pflug, Kanzler). 

2. 1465 Hans v. Miltitz 

L"f", n He^og Albrecht S. 559 („wird ein Mai aufge- 
fuh t als Canzler ), Posse PU S. 182. Hier dürfte der 
Fall ebenso wie bei Nikolaus Pflug liegen. 

3. 1485 Georg v. Helle 

146 f 7 ,a, 14 So'i, 231 ' — °u V - H - 8 cnannt Pfeffer, war 
Ii .u 48 ? kurmainzisc her Kanzler (Kirn D Kanzler 
41, Literaturangaben ebenda S. 62 a). Er stand zum 
kurs. Hofe im Verhältnis eines Rates von Haus aus. 
Der Dienstyertrag spricht ihm 50 fl. Jahrgeld (zahl¬ 
bar in Frankfurt) zu, der Kurfürst darf im Bedarfsfälle 
nach ihm senden. Helles Bedenken, es sei keine Klausel 
darüber aufgestellt worden, daß er „zuuor verwandt 
zl !. , ™ lz se1 ’ zer streuen Kurfürst Ernst und Herzog 
Alb,echt 1481 IV 6 Dresden mit entsprechenden S 

?t g o’n L° 1 e , le ^ entl,ch Zeu K e in kurs. Urkunden.''.) 1485 
IX 29 . Helle bestätigt den Empfang von 100 fl., also 
des doppelten Jahrgeldes, welches er als Rat von Haus 
aus bezog Diese Quittung des kurmainzischen Kanz¬ 
lers spricht Hofmann als „sicheren“ Beweis dafür an 

daß , Um n . 85 die bursächsischen Kanzler bereits eine 
regelmäßige Barabfindung erhielten. 
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1 . 


Die Schreiber. 

1404 IV 8 — 1406 I 2 Konrad Wolfhain 
vgl. Kanzler 2. 

2. — — — Lamprecht Wacker 

Aus Seehausen. — „Dinste in der canzlei“. — 1392, 
1402 imm. Erfurt, 1411 imm., procurator nat. germ., lic. 
decr. Bologna; 1424 X 28 „magister“; 1433 dr. decr. 
Bologna. — Wurzner, Bautzner Kanoniker, Dekan zu 
Wurzen, Domherr zu Meißen, Archidiaconus Nisicensis, 
Probst zu Bautzen. 1392 — (gest.) 1457 XII 15. 
Regeste: Knod 3471. 

3. 1426 IX 10 — 1428 II 3 Heinrich Leubing 
vgl. Kanzler 5. 

4. 1428 — — Heinrich Siezt 

Aus Eisenach. — Schreiber. — 1431 —1441 Bergschrei¬ 
ber, 1442 Ratsmitglied, 1445 Stadtschreiber in Freiberg. 
1428—1445 VI 7. 

5. 1433 ,,in estate“ — 1449 VII — Heinrich Engelhardi 
Nacio Misnensis. — Oberster Schreiber (Oberschreiber, 
Protonotar, Schreiber) und Rat. — 1426 S/S imm. Leip¬ 
zig, 1428 II 17 bacc. Leipzig; 1433 „in estate“ „mei- 
ster“. — 1445 IV — notarius publicus. — Kleriker der 
Meißner Diözese, Besitzer mehrerer Altarlchen der Bel- 
ziger Pfarrkirche, Meißner Kanoniker. 1426 — (gest. 
vor) 1453 II 2. 

6. 1434 X 13 — (vor 1436) — — — Nikolaus Czyne (5 ) 
Schreiber und Rat. — Besitzer eines Altarlehens auf 
dem Altenburger Schlosse. 

7. 1438 III 19 Caspar (v. Schönberg?) 7 ) 

Schreiber. 

8. 1440 V 4 — 1445 VIII Thomas v. Buttelstedt 

Aus Weißensee. — Oberschreiber in Thüringen und 
Rat. — In der thüringischen Kanzlei Herzog Friedrichs: 
1424 IX 29. Geschworener Schreiber, 1425 VIII 17 
Oberschreiber (Kanzler); Herzog Wilhelms: 1445 bis 
1449 Kanzler — Domherr zu Gotha. 14241X 24 — 1449. 

9. 1440 V 4 — 1442 IV 30 Caspar König 

Schreiber (Notar, Protonotar) und Rat. — In der thürin¬ 
gischen Kanzlei Herzog Friedrichs: 1424 IX 29 ge¬ 
schworener Schreiber, 1429 IV 3 Oberschreiber — 
Scholastikus ULF. Kapitel zu Gotha, ,,primariae pre- 
ces pro... Notario... ad collationem praepositi, decani 
et Capituli ecclesiae Nuemburgensis“, Domherr zu Mei¬ 
ßen. 1424 IX 29 — 1442 IV 3. 

10. 1440 V 4 — 1444 — — Johann Müller 8 ) 

Aus Gotha (Vater: Zimmermann). — Oberschreiber 
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(Schreiber) und Rat. — In der thüringischen Kanzlei 
Herzog Friedrichs: 1435 Schreiber —■ „Primariae preces 
pro... secretario... ad oollationem praepositi et Capi¬ 
tuli ecclesiae collegiatae sancti crucis in Nordhusen“, 
Kaplanatsbrief für... secretario..., Inhaber des St! 
Elisabeth-Altars der Wartburger Schloßkapelle. 1435 bis 
1444. 

11. 1441—1442 Hans Amsdorf 
Schreiber und Rat. 

12. 1442 VIII Stephan 
Schreiber. 

13. 1445 — N. Kün 
(Schreiber). 9 ) 

14. 1445—1458 VII 27 Georg Beyer 

Schreiber. — Besitzt zwei Altäre der Rochlitzer Pfarr¬ 
kirche. 

15. 1445—1449 Simon Tref 
Schreiber. 

16. 1452 VII 23 Nikolaus Walsee 
(Schreiber). 

17. 1456 V — 1474 Hieronymus Amsdorf 
Kanzleischreiber, 1465 VII 11 Oberkanzleischreiber und 
Rat. — 1476 VII — Vogt zu Torgau. 1456 V — 1482. 

18. 1456 V — 1470 (72) Caspar Freiberger 
Kanzleischreiber, 1464 V 28 Oberkanzleischreiber und 
Rat. 

19. 1458—1461 Johannes. 

20. 1458—1464 VIII 30 Friedrich 
Kanzleischreiber. — Pfarrer zu Dohna. 

21 . 1458 — Bertold Gruuings 
(Schreiber?) 

22 . 1461 — 1485 Martin Rotlebe 10 ) 

Kanzleischreiber. 

23. 1466 — Marckus 
Kanzleischreiber (notarius) — magister. 

24. 1468 IV 30 — 1472 Hieronymus Beyer 
Kanzleischreiber. 

25. 1469—1470 „Baccalaureus in der Cantzly“. 

26. 1470 XII 27 — 1485 Peter Arnold 
Kanzleischreiber, 1479 VI 18 Kanzleiverweser, 1479 
VII 24 Sekretär, 1480 VII Oberkanzleischreiber, 1470 
XII 27 Meister. 1470—1491/ u ) 

27. 1470—1485 Lorenz Stumpf: 

Kanzleischreiber, 1483 Oberkanzleischreiber, 1485 XI 
Sekretär; 1480 Hofkaplan. — 1484—1512 Pfarrer zu 
Dresden. 1470—1512. 
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28. 1472—1477 Georg v. Wedebach 
Kanzleischreiber. 

29. 1475 Paulus 
(Kanzleischreiber). 

30. 1477—1484 IX Johannes 12 ) 

(Kanzleischreiber). 

31. 1477—1481 VII Matthias (Formberger?) 13 ) 
Kanzleischreiber. 

32. 1477—1481 Nikolaus 14 ) 

(Kanzleischreiber). 

33. 1477 „Schonbergk“ 

(Kanzleischreiber). 

34. 1477—1483 Michel (Vogeler?) 15 ) 

(Kanzleischreiber) 1477—1486. 

35. 1479—1485 Kuntz Rumpf 1ß ) 

(Aus „henckemvalde“?). — (Kanzleischreiber), 1483 VII 
Oberkanzleischreiber. 1479—1500. 

36. 1479—1483 „Franzchen“ n ) 

(Kanzleischreiber?) 

37. 1483 Thomas 
Kanzleischreiber. 

II. Kurfürst Friedrich II. entbindet Johann Magdeburg des 
Kanzleramtes und nimmt ihn zum Rat auf. 

1449 VIII 21 Rochlitz. 
Gleichzeitige Abschrift: C. 1317 fol. 50. 

Wir... thun kutit... Nachdem wir unserm Rate und 
lieben getruwen dem wirdigen ern johanse magdeburg tum- 
probste zu numburg umb siner flissigen bete willen einen 
gnedigen orloub, von vnsern Canczlieampte zu körnen, ge¬ 
geben haben, doran er uns dannen gedienet hat, das wir ym 
dancken, vnd als er sich gein vns vorschriben hat, glich- 
wol unser Rat und diener [zu] bliben, noch clerlicher be- 
sagunge des brieffs, uns von ym doruber gegebin, bekennen 
wir an dissem selben brife, das wir darumb denselben ern 
Johanse mit sinen lehen gut und habe in unsern sunder¬ 
lichen schucz, schirm und vorteiding genommen und empfan¬ 
gen haben, nemen und entfallen yn daryn also gegenwer- 
tiglichen und wollen auch yn, sin lehen, gut und habe gein 
eynen ydermann, wo wir sin zu gliche und rechte mechtig 
sind, handhaben, schuczen, schirmen und vorteidingen glich 
andern unsern Reten. Und gebieten hier uff allen und ig- 
lichen unsern amptluten ernstlichen begernde, das sie den 
gnanten ern Johann, sine lehen, gute und habe schuczen 
und vorteidingen sollen, glich andern vnsern landen, luten 
und den unsern alles ane geuerde.... 


130 


Gegenbrief des Kanzlers Johann Magdeburg. 

1449 VIII 21 Rochlitz. 

Hdschr.: Orig. 7101.. Or. Perg., grünes Wachssiegel in natur¬ 
farbener Wachsschüssel an Pergamentpresseln. Auf der 
Rückseite kurzes Regest von Hand des Kanzlers Haugwitz, 
daneben ist zwei Mal „expirauit“ vermerkt. Gleichzeitige 
Abschrift: C. 1317 fol. 50. 

Ich, Johannes Magdeburg, Thumprobst zcu Numburg 
bekenne und thu kunt mit dissem mynen brieue... als der 
milchte hochgeborene fürste und herre... (Friedrich II ) 
mir eyn gnedigen orloub gegeben hat, des ich sinen fürst¬ 
lichen gnaden demutichchen dancke, das ich darumb dem- 
selben m. g. h. gerett und globt habe, geredc und globc bev 
myner pristerlichen wirdikeit mit krafft disses brieffs das 
ich siner gnaden Rat und diener bliben, s. g. und siner erben 
bests mit Worten und wercken werben, yrer gnaden er- 
gistes und schaden, wo ich kan, warnen und mich sust 
zcu keynem andern fürsten thun noch wenden, auch keynem 
andern fürsten wider s. g. und sine erben raten noch helffen 
wil, an alles geuerde. Des zcu orkunde gebe ich s. g. dissen 

mynen biiff mit mynem anhangenden insigel wissentlichen 
versigelt. 

Gescheen ... 


III. Schreibereid. 

„diss ist der Schreiber in der Cantzley eidt etc, 
den sie getan haben und zukunfftiglich tun sollen. 

Ich globe u. gerede m. g. h. (Kurfürst Ernst, Herzog! 
Albrecht) u. yrer gn. erben, auch yrer gn. Canczler getruw 
gewehr u. gehorsam zu sein, yrer gn. schaden zu warnen, 
yr bestis zu werbin nach mynem vormogen, alle u. iczliche 
m. g. h. heymlich'e saclie, die ich in mynem schreibn lesen 
ader vorsagen erkunde, durch Registerbucher oder vorschrei- 
bung erlerne und erfare, das allis vorsweigen, keinem men- 
schen bis an mein ende nicht offen nach sagen; als mir got 
helft u. d. big.“ — C. 59 fol. 5 b. 


147. Einteilung des thüringischen Gesamtverzeichnisses. 

Copb. F. 31 wurde unter Herzog Wilhelm III. in der 
thüringischen Kanzlei als Gesamtverzeichnis über die seit 
dem Tode Herzog Friedrichs des Friedfertigen geführten 
» a< bis „h“ bezeichneten Register C. 41, 48, 47, 49 51 50 ’ 
3, 52 angelegt. ’ ’ 


9 * 
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Thüringen Lehnbriefe 

der Grafen und Herren f. 2 

der übrigen Empfänger f. 4 

Gesamtlehnbriefe f. 9 

Leibgedingsbriefe 

für Grafen und Herren f. 14 

für die übrigen „mannen“ f. 15 

„bekentenis u. verwillunge“ 

der Grafen und Herren f. 19 

der übrigen Empfänger f. 20 

Osterland „bekentenis“ 

ohne nähere Einteilung f. 31 

Lehnbriefe 

ohne ständische Einteilung f. 33 

Gesamtlehnbriefe f. 35 

Leibgedingsbriefe 

ohne nähere Einteilung f. 38 

Thüringen und Osterland 

„Bestetigunge u. Freiung“ f. 39 

„versatzunge u. vcrschr.“ 

„Slosser, Jahrzinse u. a.“ f. 41 

„Jahrzinse ad reepcionem“ f. 43 

„mangelt“ u. a. f. 44 

„Jarrente u. Zinse“ f. 44 

„Schuldbriue“ f. 46 

„Einung u. Richtungen“ f. 48 

Schriften, den Freiberg-Burgauer Wechsel 
betreffend, „anlass, sprüche u. verteyding“ f. 49 

„Schied ordenunge u. a. verschribung“ f. 57 

„Etlich ander gemeine verschribung“ f. 59 

„Etlich verschribung m. g. h. forder ge- 
mahel betr.“ f. 59 

„Aber etlich verschribung“ f. 60 

„anfelle u. Bergwerksverschriebung“ f. 60 

Franken Lelmbriefe f. 63 

Leibgedingsbriefe f. 68 

„Besteigungen, Freiung u. a. m. 

verschriebung“ f. 69 

Bekenntnisbriefe f. 70 

„allerlei verschriebung“ f. 71 
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Anmerkungen, 

Literatur- und Quellennachweise. 

*) Verzeichnet wird nur die angeführte Literatur. Über 
die Anführung der einzelnen Titel unterrichtet die Hervor¬ 
hebung im Druck. Die Siglen sind die üblichen, (N) Archiv 
= (Neues) Archiv für sächsische Geschichte und Altertums¬ 
kunde. 

2 ) Es fehlen: Kap. 16—19 des 1. (einzigen) Bandes der 
1. Aufl. Leipzig 1889. 

3 ) Teil 1 und 2 unter dem Titel: „Studien über die 
wettinische Kanzlei und ihre ältesten Register im 14. Jahr¬ 
hundert“, Teil 3: „Die ältesten wettinischen Archive im 
14. und 15. Jahrhundert“. 

4 ) Eingeteilt in einzelne, nach ihren Titeln („Absterben“ 
u. s. f.) alphabetisch geordnete Gruppen; „Cammersachen“ 
und „Hof- und Haussachen“ sind die wichtigsten. Diese ent¬ 
halten in der Untergruppe B die meisten Rechnungen Mer- 
gentals und einige Gunterrodes (der größere Teil davon 
in Weimar), jene die Rechenbücher der Amtleute und ande¬ 
res, bereits im 15. Jahrhundert zu Bänden vereinigtes Mate¬ 
rial zur Ämterverfassung und Landesverwaltung. Oie Gruppe 
„Regierungssachen“ enthält neben den u. S. 71 ff. bespro¬ 
chenen kurs. Missivbüchern ein thüringisches, das wäh¬ 
rend Herzog Wilhelms Pilgerreise von den zu seiner Ver¬ 
tretung bestimmten Räten geführt wurde. — Die einzelnen 
Gruppen sind in Abteilungen (A, B), häufiger in Kapseln 
(I, II) eingeteilt. 

fi ) Benutzt wurden die jetzt zur I. Abt. genommenen,* 

jedoch nicht „Orig-sondern „Depositum (Oschatz o. 

ä.)“ bezeichneten Originalurkunden. 

G ) Die einzelnen Bände werden unbeschadet der älte¬ 
ren Kapiteleinteilung (I, II u. s. f.) fortlaufend durchgezählt. 
Benutzt wurden: Originalamtsrechnungen (III) = 281 ff., 
Rechnungen der fürstlichen Schatulle (IX) = 4093 ff., fürst¬ 
liche Küchenbücher (X) = 5110 ff., Reisebücher (IX) = 
5478 ff., und Lagerbücher (XIII) = 5655 ff„ Küchenmeister- 
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re ^ en (XIV) = 5736 ff., Hofgewandrechnungen (XVIII) 

7 ) Benutzt wurden die Reihen B, D, F. Der einzelne 
Band wird als Copialbuch B 1 usf. angeführt. 

8 ) Weder auf Reg. F (Originalurkunden) noch die in 
anderen Abteilungen untergebrachten Originalurkunden be¬ 
schränkt, ist dieses Verzeichnis grundsätzlich auf alle Re- 
gistrandcn — natürlich mit Ausnahme der Rechnungen — 
ausgedehnt, jedoch noch nicht abgeschlossen. Die Registran- 
den A, C—G, Q—U (H—P kommen hier zeitlich nicht 
in Betracht) sind nur hiernach sowie nach den z. T. in dem 
Literaturverzeichnis genannten Ausgaben (bes. FA II 42—46, 
RTh, Priebatsch) u. z. fast ausschließlich nur für das Iti- 
nerar benutzt. 

9 ) Dagegen werden die vorhergehenden Quellen ohne 
Angabe des Archivs angeführt. Da selbst die Copialia deut¬ 
lich unterschieden werden können: C 1 — Copb. B 1 — 
schienen Unklarheiten nicht befürchtet werden zu müssen. 
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Einleitung. 

') Vgl. L. M. Hartmann: Ein Kapitel vom spätantiken 
und frühmittelalterlichen Staat. Berlin u. Leipzig 1913. 

2 ) Von bahnbrechendem Einflüsse waren die Unter¬ 
suchungen Stölzels, nächstdem die bekannten Ausführungen 
Schmollers. Rosenthal stellte für die österreichische Behör¬ 
dengeschichte 3 „Fundamentalprinzipien“ auf, Wlntterlin 
wendete sie auf die der deutschen Territorien an. Am klar¬ 
sten und zugleich am knappesten A. Walther S. 337 ff. Die 
Literatur ist zuletzt bei Neudegger Beitr. V und Schröder S. 
528, 535 f., 637 ff., 898, 926 ff. zusammengestellt. 

3 ) Kaser S. 259 ff. 

4 ) Eine klare Scheidung zwischen den Aufgaben beider 
Disziplinen besteht nicht. Der engeren Auffassung Seeli- 
gers (K. I S. 1), der sich Bauer (S. 246 ff.) im wesentlichen 
anschloß, stehen Brandi, Bresslau und Tangl (AuF I, Brandi 
Urkundenforschung), A. Walther und Redlich (Allgem. UL) 
gegenüber. 

5 ) Läge seine Arbeit gedruckt vor, so wäre eine er¬ 
neute Darstellung nur bei einer eingehenderen Auseinander¬ 
setzung zu rechtfertigen, als sie der Absicht der folgenden 
Schilderung gemäß geboten werden kann. Zur Kritik vgl. 
u. a. unten S. 26f. Anm. 21 ff., 47, 65f., 110 Anm. 139 f., 
113 ff. 

s ) S. 208—234. 

7 ) CDS IBIS. XIV, Studien IS. 1 f. Neben ihren 
Untersuchungen und dem kleinen Aufsatze von Wenk ist 
die Arbeit von H. B. Meyer zu nennen (zu ihrer Kritik vgl. 
das Urteil des Verf. selbst a. a. O. S. 29, Lippert a. a. O. 
S. 2, Grosse S. 1 und die Einleitung Hofmanns). 

R ) Die Einseitigkeiten seiner Lehre von den Privat¬ 
urkunden sind zu bekannt, als daß sie hier des Näheren her- 
Yorgehoben weiden müßten. Auf seinem eigensten Gebiete, 
der Siegelkunde, hat Posse auch für das 15. Jahrhundert 
nahezu Abschließendes geboten (zur Kritik vgl. u. a. Lip- 
perts Besprechung MIÖü XVII, Ermisch: Kurfürstin Katha¬ 
rina S. 49 Anm. 1 oder die SW nicht erwähnte gelegent¬ 
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liehe Verwendung von schwarzem Wachs: Orig. 6338 WA 
Hof- und Haussachen fol. 2.) Als einzige Sammlung von 
Faksimilien wettinischer Urkunden sind die „Hausgesetze“ 
l? 1 ] ® e 5j ei ^ un S- Hier und unter den PU beigegebenen 
lafeln finden sich auch einige Blätter aus den Geschäfts¬ 
büchern des 14. und 15. Jh. wiedergegeben. Daneben sind 
nur die Schriftproben bei Lippert-Beschorner zu nennen. 

9 ) Ferner ist H. B. Meyer weitgehend verwertet Bei 
der Übertragung ihrer Ergebnisse auf späterliegende Ver¬ 
hältnisse müssen diese natürlich in falscher Beleuchtung er¬ 
scheinen. Erkauft hat P. mit diesen Mängeln die Möglich¬ 
keit seine Darstellung bis in das 18. Jahrhundert zü führen. 

i!\ . . sser s ^ e ht es um Finanz- und Rechtsgeschichte. 

) Lippert Studien I S. 1., Ermisch und Lippert haben 

V /^!,c eit l e o Z l lsammenhän 8 :enden Darstellung leider abgesehen 
(CdS IBIS. XIV, Studien II S. 229 Anm. 1). 

12 ) Als Beispiele seien neben den bereits erwähnten 
die Arbeiten von Küster und Radioff genannt. K. beschränkt 
SlC1 ausdrücklich darauf, „die Beamten der Kanzlei und 
ihre Wirksamkeit festzustellen, soweit das Urkundenbuch 
gestattet . Uber ihre „eigentliche Tätigkeit“ ist dem und 
der Anlage dieser Quellensammlung entsprechend so gut 
vyie nichts zu ersehen (S. 34 Anm. 120, S. 39) Nicht 
viel aufschlußreicher ist Radloffs Darstellung. — Als das 
Geratenste lassen diese Verhältnisse eine Arbeitsteilung er¬ 
scheinen, wie sie bei Erforschung der brandenburgischen 
Geschieht stattgehabt hat. Neben Arbeiten wie etwa den- 
jenigen von Isaaksohn, Stölzel, Spangenberg u. a. m. stehen 
die Untersuchungen von Bier, Lewinski, K. Wagner und 
Pnebatsch. 

13 ) S. o. S. 12. 

in in ?L K ( Öt ^. llk o N ’ Archiv XX S ‘ 342 f > Redlich 
ul in b. 232 f., Bier S. 8. 

15 ) Immerhin konnte Posses Itinerar (PU S. 192 ff.: 

,* 471 r 1 ,f 73) um 576 > das j en 'ge Kochs (Bruderkrieg An¬ 
hang) allem für Kurfürst Friedrich II. um 402 Ortsangaben 
e . rWe ,' t /, r , t werden - Bei Ermisch CDS I B 3 ist die Benutzung 
der 1414—1415 geführten Bornaer Amtsreclmungen zu ver¬ 
missen und festzustellen, daß der nächste Band nicht 1417 
bis 1418, sondern 1416—1417 gefühlt wurde (Reg. Bb 626 
627). Auch bei Koch finden sich Mißverständnisse in gro¬ 
ßer Zahl, die richtig zu stellen hier nicht der Ort ist 
Vgl. im übrigen unten S. 38 Anm. 11. 

. * 6 ) Gersdorf ( CDS 11 I—4): Nativitätsstil. Posern-Kiett 

\ u- 11 5 T hrs .£- von Posse — 8, 9): Nst., jedoch irrige 
Auflösung der mit „Neujahr“ gebildeten Daten (Njahr ist 


137 





summarischen Schlußrechnungen mit den fraglichen Einträ¬ 
gen hätte die gen. Ansicht wenigstens in der Grosse S. 52 
geäußerten Form nicht ausgedrückt werden können, zumal 
außerdem der Wechsel der Kanzleihände und Prüfungs¬ 
termine oft nicht übereinstimmt. 

?) Vgl. z. B. WA Ca 11: C 40, WA Ca 16 fol. 526: C 45 
fol. 306b. — So z. B. Haugwitz im WA Ca 10 fol. 68 b, 
71b, 111b, 122, WA Ca 16 fol. 322 b, 451 u. ö. 

s ) Entsprechende Arengen begegnen schon vor 1423, 
überwiegen jedoch die älteren geistlichen Inhalts erst unter 
Kurfürst Ernst. Diese, in den übrigen Territorien ähnlich 
verlaufene Bewegung (vgl. z. B. Busch S. 75 f.) kann hier 
leider nicht näher berücksichtigt werden. 

9 ) Lippert Studien II S. 209 ff. Im übrigen sei für das 
Folgende auf die Listen unten S. 125 ff. verwiesen; Belege 
anzuführen wurde nach Möglichkeit vermieden. 

u) S. u. S. 40. 

n ) WA Ca 15 fol. 33 ff., 37; ebenda auch die übrigen 
Erlasse von 1456. Die Bedeutung dieser Reform hat erst 
Grosse erkannt. Zu bemerken ist nur, daß Grosse den 
„Ussatz“ nicht berücksichtigt und so zu einer einseitigen 
Interpretation der Lagerordnung kommt. Regelmäßige Rech¬ 
nungslegung, Beseitigung der Anweisungen sind nicht die 
einzigen Ziele, die zu erreichen sie erlassen wurde. Sie sollte 
der Landesverwaltung überhaupt zugute kommen, anderseits 
auch unmittelbare Ersparnisse durch Neuordnung des Hof¬ 
lebens (s. u. S. 40) ermöglichen. 

12 ) Ähnlich wie Joh. Stadtschreiber ist auch G. v. Haug¬ 
witz neben der allerdings überragenden Gestalt Mergentals 
übersehen worden. In WA Ca 15 ist seine Hand oft zu 
finden. 

n ) WA Ca 17 fol. 213b f., die Ausgaben sind leider 
nur ganz summarisch notiert. — WA Ca 16 fol. 253 b, 476 f. 
die Küchenmeisterrechnungen. 

u ) WA Ca 17 fol. 281/b die Küchen-, ebenda fol. 273 b 
die Marktrechnungen. 

Orig. 7806. 

16 ) Womit sich die AdB 21 S. 421 gen. Vermutung be¬ 
stätigt. Unvollständiger Druck: Chmel Reg. F III 4209. Für 
andere Kanzleien vgl. ebenda 4321, 4380, Seyler S. 341, 
Richter S. 106. Zur Bedeutung des Dr.-Titels sei nur auf 
Spangenberg Zv. S. 43 verwiesen. 

”) S. u. S. 80. 

1S ) Die Marktrechnungen WA Ca 17 fol. 280/b, 286 bf., 
die folgenden sind im die größeren Abrechnungen ebenda 
fol. 351 ff., 442—464, WA Ca 18 fol. 101 — 154 gezogen. 
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19 ) Vgl. Friedberg S. 13ff.; zu Boxdorff unten S. 34 
Anm. 28; Scheibes Tätigkeit ist auch in 5 weniger wichtigen 
Fällen zu belegen. 

20 ) Er schrieb u. a. die Konzepte Orig. 7120, WA Gra¬ 
fen u. Herren K. I fol. 71, C 1316 fol. 239, 240, 242, 243 
244, 245 c, d, 253, 328, 330, 354; von Mergentals Hand u.a! 
Orig. 7989 (3 Stück). Beteiligung an der Buchführung: s. o. 
S. 21 Anm. 7, unten S. 99 Anm.' 77. 

21 ) Dies hob auch Hofmann mit Recht hervor, ver¬ 
kannte allerdings im übrigen die Sachlage völlig. Die Schrei¬ 
ber waren auch „für ihre Zeit“ (H. sieht die geschilderte 
Entwicklungsstufe irrigerweise als um 1432 im wesentlichen 
abgeschlossen an) keine „hochgebildeten und gelehrten 
Leute, die ihre Ausbildung an den ersten Univer¬ 
sitäten genossen hatten“ (S. 211, auch S. 181). Für das 14, 
Jahrhundert ist nur der Protonotar K. v. Kirchberg zu nen¬ 
nen, studierte Schreiber können erst im 15. Jahrhundert 
nachgewiesen werden. Gerade die niedrige Stufe der Bil¬ 
dung glich Schreiber und Protonotar einander an. Solange 
diese Elementarbildung in Laienkreisen nicht weiter verbrei¬ 
tet war, verdankten die Kleriker ihr Ansehen u. a. allerdings 
auch ihrem Bildungsmonopol. Ihr Verschwinden aus der 
Kanzlei aber ist nur mit dieser weiteren Verbreitung elemen¬ 
tarer Bildung zu erklären. Dies wiederum hing von densel¬ 
ben Bedingungen ab, die, wie bereits angedeutet, eine Um¬ 
wandlung des Schreiberstandes herbeiführten. Hofmann hat 
den zeitlichen Zusammenhang irrig für einen kausalen aus- 
gegeben. Davor hätte schon die Tatsache warnen sollen, 
daß die Kleriker bis ca. 1445 in der Kanzlei überwiegen, ver¬ 
einzelt noch bis 1485 hier zu finden sind. Nach' speziellen 
Gründen für das Eindringen der Laien zu fragen, führt nur 
zu so abwegigen Vermutungen wie Hofmanns Annahme, 
es hätten weltliche Kanzler als erste weltliche Schreiber in 
größerer Zahl herangezogen. Das Gegenteil ist der Fall: 
unter Magdeburg und Haugwitz beginnen die Laien in grö¬ 
ßerer Zahl aufzutreten. Ebensowenig kann „der Verlust der 
Ratsstellung zur Erklärung benutzt werden. Auch Schreiber 
weltlichen Standes waren Räte. 

22 ) Auch in dieser Frage muß Hofmann widersprochen 
werden. Es ist zumindest nicht „selbstverständlich“, daß 
„die Kanzleibeamte.ii“ ihrer „hohen Bildung wegen“ , all¬ 
gemein“ „zu des Fürsten Ratgebung gehörten“ (S. 2H f.). 
Noch im 14. Jahrhundert sind uns die Schreiber fast aus¬ 
schließlich nur aus den Zeugenreihen bekannt. Daß ihre 
Zahl eine höhere ist, wird nicht bezweifelt (s. u. S. 27 
Anm. 26). Selbst wenn sich die auch von Spangenberg Zv. 
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aufgenoitimene Ansicht H. B. Meyers, der sich Hofmann im 
Gegensätze zu Posse anschließt, nicht nur in der hier, son¬ 
dern der von den genannten Autoren vertretenen Form be¬ 
stätigen sollte, also wirklich jeder Zeuge als Rat anzu¬ 
sprechen wäre, so ist Hofmanns Annahme damit noch' 
keineswegs bewiesen (in den von ihm S. 212 f. angef. Bei¬ 
spielen sind meistens Protonotare — sogar Kilchberg wird 
genannt — aber keine Schreiber zu finden). Mindestens so 
viel Kanzlisten, als die Zahl der bekannten Hände die der 
bekannten Namen übersteigt, und sie ist in der Regel ziem¬ 
lich beträchtlich, haben nicht zu den Räten gehört. Weiter 
wäre auch, unbeschadet der gen. Gleichsetzung zu fragen, 
ob denn mit der Zeugenschaft eines Schreibers bewiesen 
ist, daß er in dem betreffenden Falle zur ,,rechtlichen Be¬ 
gutachtung“ (Hofmann S. 218) herangezogen wurde. Vgl. 
zur Kritik der gen. Ans. auch Jänicke S. 335, Radloff S. 28, 
Schottmüller S. 3. 

23 ) Die Kanzleitätigkeit der Schreiber im Ausgang des 
14. und im 15. Jahrhundert kann wohl als eine Nebenfunk¬ 
tion ihrer Stellung als Hofkaplan, kaum noch ihrer allge¬ 
meinen geistlichen Tätigkeit (Dispense, praebendae exem- 
tae; diese wurden schon mit dein Hofkaplauat verknüpft: 
Richter S. 5 f), keinesfalls aber ihrer Ratsstellung (so Hof¬ 
mann S. 218 f) betrachtet werden. 

2i ) Kanzleilisten sind zu 1470, 1474, 1477, 1479—81, 
1483 erhalten. 

25 ) Es war dies keine Ausnahme. Für 1445—1478 fan¬ 
den sich 13 Belege, sie würden sich leicht vermehren 
lassen; vgl. auch Seeliger K. I S. 24. 

26 ) Natürlich bleibt Lipperts Bemerkung, daß die Kanz¬ 
leilisten nicht mit den uns namentlich bekannten Schreibern 
erschöpft sind, bis zum Auftreten der erwähnten Aufstellun¬ 
gen gültig. Nur darf der erwähnte Gesichtspunkt daneben 
nicht übersehen werden. — So arbeiteten am Lehnbuche 
Friedrichs des Strengen gleichzeitig 7 Hände. Es ist un¬ 
denkbar, daß die Zahl des Kanzleipersonals im Laufe der 
100 Jahre nicht gestiegen wäre. 

2i) CDS II 3: 1035. 

2S ) Ferner begegnen: Czyne am Kaiserhofe, C. König 
am polnischen, Joh. Müller am kaiserlichen, am herzoglich 
schlesischen und böhmischen, C. Freiberger am branden- 
burgischen Hofe, Hieronymus Amsdorf auf einem Jüter- 
boger Tage, Arnold in verschiedenen Angelegenheiten (u.a. 
in dem bekannten Ehrenstreite mit dem kurs. Obermarschall) 
bei Albrecht Achilles, Matthias an den Höfen von Magde¬ 
burg und Mainz, Rumpf wiederum am Kaiserhofe. 
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2f> ) 1438—1464 (7 Belege). 

so) Schreiber 17, 25, 26, 27, 35. So auch in anderen 
Kanzleien ; vgl. z. B. A. Walther S. 345 ff., F. Wagner S. 26 ff. 

31 ) Völlig zuverlässig sind diese Bezeichnungen (sie 
begegnen seit 1458) allerdings nicht. Hieronymus Amsdorf 
Z. B. wird 1465 in 2 Urkunden, die am selben Tage für ihn 
ausgestellt wurden, das eine Mal Kanzlei-, das andere Mal 
Uberkanzleischreiber genannt (C. 58 fol. 233 172). 

32 ) Richter S. 26. 

33 ) Von 37 Schreibern kann nur 16 (2 weitere Fälle sind 
zweifelhaft) eine bestimmte fiand zugewiesen werden. Nur 
von 7 dieser 16 Schreiber ist der Titel überliefert. — Von 
Leubmgs, nicht zweifelsfrei bestimmbarer Fiand abgesehen 
sind von den Händen der 12 Kanzler nur die der 4 ersten 
unbekannt. 

* 4 ) Vgl. bes. Art. 22 24, 32, 44, 77 des 1550 für die 

Reichskanzlei entworfenen Conceptum (A. Walther S 396ff) 
und einige Bestimmungen der 1553 in Pfalz-Zweibrücken 
erlassenen Ordnung (Eid S. 186). 

8B ) Rosse PU S. 215 Anm. 1. 

3(; ) S. u. S. 35 Anm. 32. 

”) Außer einem Siegeleide des Kanzlers (Posse PU 
S 175 Anm. 7, 14. Jahrhundert) i.st nur ein kurs. Schreiber¬ 
eid und allenfalls der Urlaubsbrief für Kanzler Johann 
Magdeburg zu nennen; er ist mit einer Bestallung zum Rat 
von Haus aus verbunden (beide sind u. S. 130 ff. mitgeteilt). 
Bestallungen, wie sie sich für Astronomen, Ärzte, Wagen¬ 
führer, Werkmeister und andere Räte und Hofdiener mehr 
m großer Menge finden, sind nicht erhalten. Dies ist an 
sich kein Beweis dafür, daß sie nicht ausgestellt wurden 
(so Hofmann S. 227 ff., 322). So fehlen z. B. die Urlaubs¬ 
briefe aller übrigen Kanzler, die mit geringen Ausnahmen 
nach ihrer Resignation wie Magdeburg als Räte weiterhin 
im kurs. Dienste verblieben. Die kurs. Kanzlei hat diesen 
Dingen eine auffallend geringe Aufmerksamkeit geschenkt. 
(Anders z. B. die brandenburgische: Bier S. 36). Ebenso 
wie eine Erörterung der finanziellen Lage der Kanzlei mußte 
auch diese Frage hier zurückgestellt werden. Aus anderen 
Kanzleien der Zeit liegen Bestallungen und ausführlicher ge¬ 
faßte Eide vor (Kirn D S. 74, F. Wagner S. 21 ff.). 

38 ) Vgl. die Übergabeverzeichnisse, die bei Mergentals 
und bei seines Vorgängers Erasmus Orensing Rücktritt 
angelegt wurden. In diesem (WA Ca 20 fol. 50) ist noch 
nichts von einer Fimanzregistratur zu bemerken. In den 
Rechnungsbüchern der Amtleute begegnen jetzt die Hände 
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der Kamin erknechte. Die Hände von Nikolaus und Jorge 
können bestimmt werden (WA Ca 20, 27). 

39 ) S. o. S. 28 Anm. 29 f.; WA Ca 20 fol. 57. 

) CDS II 6: 280. 

2. Das Beurkundungsgeschäft. 

0 Seeliger K. 1 S. 25. 

2 ) Entsprechend sind die im Laufe des Beurkundungs¬ 
geschäfts erfolgenden „Befehle“ in 2 Gruppen zu trennen: 
solche, die sich auf rein Technisches beziehen, und solche 
allgemeinerer Natur. Diese Befehle betreffende Vermerke 
wurden seit dem 14. Jahrhundert unter französischem Ein¬ 
fluß (Erben UL I S. 263, Bresslau II 1 S. 99) auf Proto¬ 
kollen, Konzepten, Reinschriften und Originalen angebracht, 
die sogen. Kanzleivermerke. Es ist Stowassers Verdienst, 
daß heute von ihrer einheitlichen Beziehung auf einen 
dieser Befehle keine Rede mehr sein kann (die an¬ 
scheinend unbeachtet gebliebenen Vermerke bei Schottmüller 
S. 55 hätten freilich schon längst zu dieser Einsicht führen 
sollen). Es wäre angebracht, auch sprachlich zwischen die¬ 
sen Vermerken und den Unterfertigungen älteren Ursprungs 
zu unterscheiden. Wendungen wie: „Diese Unterfertigung 
ist der Beurkundungsbefehl“ (Hofmann S. 272) sind unzu¬ 
lässig. 

3 ) Schottmüller S. 84 f., 88 ff., 92 f., 7 ff.; — ausdrücklich 
betont diesen Gesichtspunkt bes. Kirn. 

4 ) Die rechtliche Bedeutung der Beurkundung ist m. E. 
am besten auf Grund des geltenden bürgerlichen Rechtes 
klarzustellem. Die Urkunden lehre geht statt dessen auch 
heute noch von dem Begriffe „Handlung“ aus. Damit ist, 
soviel ich sehen kann, nichts erreicht, als daß dieselben Ver¬ 
hältnisse in einer zweiten — abweichenden, aber keineswegs 
besseren Weise gefaßt werden. Im Gegenteil, die UL 
hat es der Benutzung dieses Begriffes zu verdanken, wenn 
sie es bis heute weder zu einer einwandfreien noch auch nur 
einer einheitlichen Formulierung gebracht hat. Will sich 
die UL in diesem Punkte nicht einfach mit Anwendung der 
juristischen Begriffsbildung begnügen — und dieser Vor¬ 
schlag dürfte ihr aus mehreren Gründen indiskutabel er¬ 
scheinen — so bedarf sie noch einer Vereinheitlichung und 
Säuberung der eigenen. Dies zu versuchen aber konnte nicht 
Aufgabe der folgenden Zeilen sein, welche nur zum Ver¬ 
ständnis der Buchführung eine kurze Skizze dieser Verhält¬ 
nisse zu bieten bestimmt ist. 

■ r >) Bresslau I (1. Auf!.) S. 872, Seeliger K. I S. 25 ff., 
Kirn D S. 26 f., Lewinski S. 99 ff., unten S. 36 f. 
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6 ) Redlich Geschäfts- und Beweisurkunde S. 14 ff., UL 
III S. 121 ff., Bresslau II 1 S. 78 ff. Da hier nicht eine Schil¬ 
derung des kurs. Urkundenwesens bezweckt ist, wurde auf 
eine Darstellung dieser Entwicklung verzichtet. Als Beispiel 
genüge die Untersuchung des Lehnbriefwesens unten 
S. 113 ff. 

’) Enneccerus Allgem. Teil S. 417 f. — Die Einleitung 
der Rechtsgeschäfte erfolgte am kurs. Hofe in der von ande¬ 
ren Höfen der Zeit her wohlbekannten Weise. Auch ist 
eine Schilderung dieser Verhältnisse nicht zur Erfüllung 
der hier verfolgten Zwecke erforderlich. 

8 ) Darunter wird hier verstanden, was Seeliger K. I als 
Expedition im weiteren Sinne bezeichnete: Unterfertigung 
Besiegelung und Aushändigung. 

'*) Wir d die Geltung des Rechtserfolges in einer Ur¬ 
kunde befristet, so geschieht seines Eintrittes ausnahmslos 
mit Wendungen wie: von, nach, gebunge, gift, datum dieses 
Briefes (C. 32 fol. 75, C 34 fol. 3, 5, 8) Erwähnung. Da 
„Datum“ seiner ursprünglichen Bedeutung entkleidet, bereits 
in unserem Sinne als „Datum“ gebraucht werden konnte, 
und es sich mindestens nicht widerlegen läßt, daß den ent¬ 
sprechenden deutschen VForten dieselbe Bedeutung beige- 
legt werden konnte, das „Datum“ aber sich auf den Ab¬ 
schluß der vorläufigen Übereinkunft, bzw. den Beurkun- 
dungsbefehl bezieht, und es sich endlich bei den erwähnten 
Urkunden nicht um Beweisurkunden handelt, scheint der 
Eintritt des Rechtserfolges bereits vor die Expedition zu 
setzen sein. Diese Vermutung trifft jedoch selbst dann nicht 
zu, wenn die gen. Voraussetzungen zu Recht bestehen. 
Auch in diesem Falle tritt der Rechtserfolg erst nach der 
Expedition und der Annahme der Urkunde, jedoch mit rück¬ 
wirkender Kraft bis zur Übereinkunft ein. 

10 ) F. Wilhelm S. 56ff. Im folgenden wird unter „Subst¬ 
rat“ Inhalt und Form der Urkunde verstanden, soweit sie als 
rechtserheblich bei der Übereinkunft festgelegt sein mußten. 
Von „materieller Fertigung“ zu sprechen erscheint dem¬ 
gemäß wenig empfehlenswert. 

u ) Der Landesherr z. B. Copb. F 1 fol. 98: „eynen sol- 
lichen versigilten brieff (Schuldverschreibung) sal... m. h. 
schicken bynnen virczen tagen, dauor haben gelobt “ 
seine Rechtsgegner: Kurfürst Friedrich II. verspricht einem 
Gläubiger, für die Schuldsumme „unsern genuglichen briff 
geben“ zu wollen. Hofmeister und Kanzler „gereden und 
geloben“, „daran und darob sien“ zu wollen, „daß der briff 
niit ordenliehe punkten und Clausein ubir solch summa gol- 
dis sal gegeben werden“. 
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12 ) Vor allem in Copb. F 19 begegnen daher Vermerke 
wie „noluit litteram“. 

13) Kennzeichnend sind die z. T. zutreffenden Beschwer¬ 
den Kunz v. Kauffungens gegen die Schiedsrichter, die in 
seinen gegen Kurfürst Friedrich II. geführten Prozessen 
tätig waren, oder die Klage eines anderen Rechtsgegners, 
niemanden finden zu können, der ihm die gegen den Kur¬ 
fürsten gerichteten Prozeßschriften aufsetzen wollte (C 43 
fol. 62). Ferner ließen die Kurfürsten als Empfänger die Ori¬ 
ginale meist in ihrer Kanzlei herstellen und zwangen die 
Aussteller zur Vollziehung. 

u) Besonders bei Urfehden und schuldrechtlichen Be¬ 
urkundungen. 

iS) Ein gutes Beispiel bei Windecke Hist. iinp. Sigis- 
mundi Cap. 31 (Mencke I Sp. 1182). 

iß) Des näheren unterrichteten hierüber die auf den 
Beurkundungsbefehl bezüglichen Kanzleivermerke. Die kurs. 
Kanzlei war in ihrer Verwendung sehr sparsam. Nach 
Aufgabe unter Kanzler Leubing bemerkbarer Versuche, die 
Vermerke der Reichskanzlei einzuführen, wurde nur die 
Commissionsformel (Lit. bei Stowasser Beiträge I und Kanz¬ 
leivermerke, wo ebenso wie Erben UL I S. 265 und Lech- 
ner Register S. 58 f. die abweichende Ansicht Lindners 
Beiträge S. 186 unberücksichtigt blieb), u. z. lediglich bei 
Missiven benutzt (vgl. dazu unten S. 66). 

17 ) Es würde sich empfehlen, auch sprachlich stets 
trennend nur von Erteilung (oder Ermächtigung) und Über¬ 
mittlung zu reden, da diese Unterscheidung für eine erfolg¬ 
reiche Auswertung der (auf den Beurkundungsbefehl be¬ 
züglichen) Kanzleivermerke in verfassungs- und verwaltungs- 
geschichtlichen Fragen von grundsätzlicher Bedeutung ist. 
Der tatsächliche Anteil des Herrschers an der Ausübung 
der Regierungstätigkeit kann nur festgestellt werden, wenn 
untersucht wird: ob die genannten Persönlichkeiten als Er- 
teiler oder nur als Übermittler auftreten, d. h. rechtliche Ent¬ 
scheidungen zu treffen berechtigt waren oder nicht. Glaubt 
man mit Erben (UL I S. 269 Anm. 2) und (Bresslau II 1 
S. 101 Anm. 2) von diesen Vermerken ihrer Natur gemäß 
darüber keine Auskunft erwarten zu dürfen, da der Kanzlei 
entsprechende Kenntnisse nicht zuzutrauen seien, so ist der 
Quellenwert der Vermerke wesentlich beeinträchtigt. M. E. 
trifft die gen. Ansicht nicht zu. Vernierke wie: „relator... 
promotor causae... e commissione dotnini ut asseruerunt 
zeigen, daß der Kanzlei entsprechende Kenntnisse recht 
wohl zuzutrauen sind, und auf welch einfachem Wege sie 
zu ihnen gelangen konnte (Lewinski S. 116f., 139 ff.). Ein- 
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gellendere Erörterungen, bis zu welchem Grade die Über- 
mittler an den betreffenden .Handlungen“ wohl haben fei 

Belang" k °" nen (S ° beS ‘ Lewinski S. 76 ff.), sind ohne 

18 ) Über Sollicitatoren vgl. Seelmer v I <; ia. r,u 
niittcluiig durch Intervenient ’ mT 

Stowasser Kauz eivermerke S. 65 (dort ist auch Kürsclt'.crs 
Ansicht besprochen). Für die kurs. Verhältnisse kann nur 

annUülwrwe m i erk WA Rcgien,n ^ ssadi en Registratur fol. 71 
S werden „cormssio marschalci superioris sollici 
tator schosserus de Zwickau“. s ’ SüllIcl 

M ) Diejenige Kanzleitätigkeit, welche die UL bei ihrer 
Unterscheidung; von Handlung“ und Beurkundung im W 
,at - ka " n einfachsten von jeder anderen Art der Kanzlei 
tat,g k e,t unterschieden werden, wem, man sie bezeichnet 
S ' ai ' f Beaibeit ung des Substrates gerichtet. 
v J . & utes Beispiel bieten 3 von Nickel Pfünz zu 

Hfo“ 231 e 233r1 C 9 hte f e V (W ( A Grafetl und Herren K. 
u toi. 231 233). 1,2: subjektiv gefaßte, nicht in der Kanzlei 

mit C sachhchen Rr ^ cntat,Vjnsvcr ^'chni:sse, von Kanzleihänd 
mit sachlichen Verbesserungen, Angabe des Datums und der 

Zeugen versehen. 3: in der Kanzlei geschriebene e"nfache 
Aufzahlung von Lehnsobjekten mit Angabe der Thutores“ 

VIS ° a SitTsirn 10 ' 0105 d r von^erselbe^HÄr 

/M j* * jjdits sal man ... wibe zu lipffedinize sclirihpn u 

(Noüz mündlich übermittelten Beurkundungsbffehles) Die 
e.folgte Konzipierung ist auf allen 3 Zetteln vermerkt- con 
rzu m "l* PC Ü m/< SchriftIiche >- Beurkundungsbefeld z B • 

,,Czu merkin, das m. g. h-das datum des briffis darobir 

fo 8i m WpV Verd ' n ü' Presentes...“ (WA Oerter Zörbig 
fol. 8). Weiteres über Einreichung und Nachprüfung des 
Beweismatenales s. u. S. 107 ff., 115 f. K Qes 

21 ) Die Veränderungen wurden auf den eingereichten 
Oiigmalen (oder Abschriften): vermerkt, diese g dann als 

b Z Zt h , S0 ' V “ rde rv 1 ' B - * Üriginalausfert'igung 

eines 1445 abgeschlossenen Dienstvertrages 1465 bei dessen 
Erneuerung vorgelegt, in der Kanzlei mit den entsprechen 
den Änderungen versehen und als Vorlage der neuen U - 
kunde benutzt (Orig. 7859). Weitere Beispiele: Lelmbrief 
fui Lorenz Ziegelheim, Or.-Perg., umgebrochener Blid- 
Presseleinschnitte; Presse! und Siegel fehlen. Von den 
Rechtsnachfolgern bei der Mutung an Stelle eines Präseil- 
tahonsverzeichnisses vorgelegt (Vermerk auf der Rückseite: 
„a. u. B Z. gebrudere lehens vorzeichnuss“), auf dem Blin¬ 
der Beurkundungsbefehl: „augustin, Bastian Zcigelheym pc- 
brudere diesen Brme zu verfertigen“ (Orig. 8515). Vgl. 
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fernerhin WA Oerter Kötzschau fol. 1, späterhin in der 
Kanzlei als Konvolutumschlag benutzt, WA Oerter Witten¬ 
berger Pflege fol. 1 u. a. m. Auch ältere aufbewahrte Kon¬ 
zepte wurden in der gleichen Weise verwendet (C. 10 fol. 25, 
33, 77, 98). Entsprechende Änderungen der Registereimträge 
sind unten S. 103 f., 107 ff., 115f. erwähnt. Wurden vom Emp¬ 
fänger keine Urkunden eingereicht, waren auch die älteren 
Konzepte nicht zur Hand, wird man auf die Register zurück¬ 
gegriffen haben. 

22 ) Vgl. z. B. folgende Stelle aus den Ständeprivilegien 


von 

1428: 
und 1460: 


„... ouch habin unsser hern, Ritterschaft und 

yy • * • » yy yy r> yy yy yy yy 

Stete vor uns bracht, wie das sie unsern Schri- 


yy yy >» yy yy yy yy yy » yy yy 

bern gross unmogelich gelt gebin müssen von 


yy yy >y yy yy yy yy 

iren lehen briuen ader von sulichin briuen, da 

yy yy yy yy yy yy yy yy >» j» )> yy yy das 

sy iren wyben lipgedinge irmachen. 

„ „ „ „ obir ir „ „ „ „ irmachen lassen, 

Also sullen unsser Schribere fur- 


geben müssen. „ „ „ „ „ „ „ „ „ 

der hinfurder von iczlichem nemen das da 


mer 


einem 


yy yy yy 


gewonlichin und mogelichin ist, 


als das 


yy yy yy yy yy 


yy yy yy yy 


vor alder gewest ist, und darüber die unsern 


yy yy yy yy yy » » yy yy yy 

damitte nicht mer beswerh.“ 
mer furderr „ „„ „ „ „ 

Die orthographischen Differenzen (vgl. dazu unten S. 84 ff.) 
sind nicht berücksichtigt. 

Formelsammlungen sind nicht erhalten, gelegent¬ 
lich schrieb mau eine ,,forma“ ins Geschäftsbuch. So die 
„forma creationis Johannis dich Missenland in eraldum“, 
eine „forma rccessus Racionum“, „Wie man einen Salcz- 
greueu zcu halle bestctigen sal“, oder vermerkte zu einem 
Einträge: „Das ist ein Copia, wie ein lehenbrief sein sal“ 
(C 34 fol. 123, gedr. Posse SW 2 S. 3 Anm. 4, WA Ca 
Innenseite des Vorderdeckels, C 15 fol. 33, C 58 fol. 435). 
Im übrigen kann die Benutzung solcher Hilfsmittel nur aus 
der starken Kürzung von Protokoll und Eschatokoll bei 
Niederschrift von Konzepten und Registereinträgen ent¬ 
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nommen werden. Besonders in den Registern der thüringi- 
scheu Kanzlei sind an Stelle, z. B. der Tutoresformel der 
Leibgedingsbriefe Wendungen wie: „etc. ut in forma“ zu 
finden (C 32 fol. 112 u. ö.); sie können hier nicht alle 
aufgezählt werden. Erwähnenswert sind noch folgende: 
„secundum formam prout moris“, „ut est modus dotalicio- 
rum“, „in eadem forma sicut circa alias plures litteras com- 
muniter continetur“, „ut iin forma communi“, „in forma 
sohta datum“ (C 33 fol. 22, C 38 fol. 92 b, C 39 fol. 56, C 45 
fol. 24, WA Regierungssachen Registratura fol. 92 b). 

2i ) Posse PU S. 215 Anm. 3; vgl. auch Lindner UW 
S. 148. 

2S ) Jaenickes Annahme, es müsse in diesen Fällen die 
Reinschrift nach Diktat erfolgt sein, bestätigt sich für die 
kurs. Kanzlei nicht. 

2fi ) Distel S. 121; vgl. auch unten S. 83. 

31 ) Herzog Albrecht schrieb gelegentlich an Kurfürst 
Ernst, er der Kurfürst — fasse ja die Briefe nicht alle in 
Worte (Haerisch S. 86f.). Eigenhändige Schreiben der Kur¬ 
fürsten: CDS II 5 Dresden: 279, Beschorner S. 90, 98 101 
105, 106 f., 109, DI 563 ff. 

28 ) Unter diesen begegnet bes. der Leipziger Ordinarius 
der Juristenfakultät und spätere Bischof zu Naumburg Dr. 
jur. Dietrich v. Bocksdorf (vgl. Philipp S. 203, AdB 2 S. 
791 f. und die Friedberg S. 114 angeführte Lit.). Er verfaßte 
die kurf. Äußerung zu der unten S. 35 Anm. 35 angeführ¬ 
ten Verfälschung eines Lehnbriefes (C 45 fol. 90 mit dem 
Vermerk: „conceptum per doctorem Buxstorff) und das von 
Distel ZRO IV S. 234 mitgeteilte Rechtsgutachten. Ein 
von Gregor Heimburg entworfenes Rechtsgutachten be¬ 
nutzte die kurs. Kanzlei wörtlich bei Abfassung einer an den 
Papst gerichteten Appellation (Joachimsohn S .48). 

2!l ) Es lag dies bei Gesuchen um Ausstellung von Emp¬ 
fehlungsbriefen (CDS II 3: 1115, Priebatsch II Anm. 3 zu 
485) oder Genehmigung von Ordnungen besonders nahe. 
Vgl. z. B. CDS II 6 : 205: Zu dem Originale (A) ist der von 
den Chemnitzer Tuchmachern eingereichte, in der kurs. 
Kanzlei nur an einigen Stellen, meist lediglich stilistisch ge¬ 
änderte Entwurf ihrer Handwerksordnung (Bb) und das in 
der Kanzlei entworfene Konzept von Proto- und Eschatokoll 
(Ba) erhalten. Ähnlich die „demütige“ Bitte des Neustädter 
Rates um Genehmigung seiner Statuten und Kopie der¬ 
selben. Der kurf. Entscheid ist zu den einzelnen Artikeln 
(zum ersten z. B. „fiat“) vermerkt. Dann als Konzept und 
Vorlage des Registereintrages C 63 fol. 13 b benutzt, dort 
ist das Datum der Genehmigung hinzugefügt. Zu dem 
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Eintrag C 58 fol. 207b ff. (Gesamtlehnbrief) ist vermerkt: 
„Item diss obingeschr. concept ist nicht in der Canczley 
begriffen.“ — Empfängerkonzepte der kurs. Kanzlei z. B. 
C 1317 fol. 225 f.; eine für Gregor Heimburg — der unter 
kurs. Schutze stand — vom Bischof zu Meißen auszustel¬ 
lende Urkunde wurde diesem im Konzept von Kurfürst 
Ernst zugeschickt. 

30 ) Ausführlich erzählt Spittendorf den Verlauf einer 
Unterhandlung zwischen den Hallensern und Kurfürst Ernst 
im Kloster zu Chemnitz (GPS XI S. 374 ff.). Sie begann 
am 3. IX. 1478, am 4. billigte der Kurfürst endlich einen 
Vorschlag der Bürger und ließ ihnen sagen, er werde dar¬ 
über ein Konzept entwerfen und ihnen zuschicken lassen. 
Am Morgen des 5. wurde es den Hallensern verlesen und 
mit den von ihnen gewünschten Zusätzen dem Kurfürsten 
wieder vorgelegt. Er erklärt den „darnach kurtz“ vorge¬ 
ladenen Bürgern sein Einverständnis. Am 3. Orte — der 
Kurfürst weilte damals mit Hofe in Schellenberg — war 
es nicht möglich, die Reinschrift sofort hersteilen und voll¬ 
ziehen zu lassen. Man versprach also, das Original nach 
Halle nachsenden zu wollen. Der Obermarschall ersuchte 
die Bürger, das Konzept zu unterschreiben, „uff das ihr 
sehet, so euch der recess mit der copie zugeschicket wirdt, 
das dar nichts ist verendert worden, u. das ir dem doctor be¬ 
fohlen habt, auch mit darzu gesatzt worden“. Im Vertrauen 
auf die Zuverlässigkeit des kurs. Hofes verzichteten sie 
jedoch hierauf. Am 10. IX traf der Recess in Halle ein. 
Nebenbei sei die Datierung erwähnt: „... der geben ist zu 
Kempnitz am Sonnabend nach Egidy (5. IX.)...“ (nach dem 
sprachlich sehr verderbten Abdruck bei Dreyhaupt 1 
S. 171 ff.): sie nennt Ort und Zeit der Übereinkunft. — In 
anderen Fällen wurden die Verhandlungskonzepte besiegelt. 
Vgl. die Erwähnung in dem Einträge C 43 fol. 4 oder den 
grün — also von Vertretern — untersiegelten Entwurf Orig. 
7644 c mit der ausdrücklichen Bestimmung: „Nach lute diser 
abeschrift sullen die hauptbriue gefertiget, volzcogen und 
obirgeben werden...“. Häufig jedoch konnten die Ver¬ 
treter nur vorbehaltlich der Zustimmung ihrer Herren sich 
einigen. Vgl. z. B. den undatierten lateinischen Entwurf WA 
Französische Sachen fol. 32 mit dem Vermerke: „hec mi- 
nuta tractata et concepta est ad relationem ambobus prin- 
cipibus (den Ausstellern) faciendam, et si amboruni bene- 
placitum super hiis afficitur etc.“. 

31 ) Redlich faßt UL III S. 168 den Begriff des Ferti¬ 
gungsbefehl s so weit, daß er auch in diesem Falle einfach 
von einem solchen sprechen kann. 
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32 ) Dies aber ist in allen deutschen Territorien erst seit 
Ende des 15. Jahrhunderts der Fall. Auf völliger Verken¬ 
nung dieser Sachlage, unbesorgter Übertragung der „moder¬ 
nen“ Verhältnisse auf das 14. und 15. Jahrhundert beruht 
Stowassers irrige Ansicht über die Bedeutung des Ferti¬ 
gungsbefehls (s. u. S. 36 Anm. 40). — Die spätere Ordnung 
des Beurkundungsgeschäftes an langend, so genügt hier ein 
kurzer Überblick. HO 1499 sieht folgenden Geschäftsgang 
vor. Auf Grund des Einlaufes oder des Protokolls mündlich 
vorgebrachter Anliegen verhandelt die vom Hofmeister ge¬ 
leitete Ratssitzung. Ein protokollierender Sekretär verfaßt 
— nach dem Wortlaute zu schließen in der Sitzung selbst — 
auf der Stelle das Konzept. Es wird verlesen und dann ge¬ 
fragt, ob diese Fassung als Ausdruck des Majoritätsbeschlus¬ 
ses zu betrachten sei, also eine erneute sachliche Erwägung. 
Nunmehr wird das also genehmigte Konzept „in der Canz- 
lei zu fertigen im Rate befohlen“. Von der Beteiligung des 
Protokollanten abgesehen, erhält die Kanzlei mit der An¬ 
weisung, eine Beurkundung vorzunehmen, sogleich das ge¬ 
billigte Konzept. Beurkundungs- und Fertigungsbefehl fallen 
zusammen. — KO 1547 trifft nur für die Erledigung der 
Suppliken sowie der Verhöre nähere Bestimmungen, die 
eine ähnlich enge Verbindung der Beurkundung mit dem Ge¬ 
schäftsgänge des Hofrates vorsehen. Aus dieser Beschrän¬ 
kung dürfte hinsichtlich aller übrigen Urkunden auf einen 
wesentlich geringeren Anteil von Herrscher und Räten an 
dem Beurkundungsgeschäfte geschlossen Werden. Daß all¬ 
gemeinere Bestimmungen fehlen, ist nicht mit einer entspre¬ 
chenden Beschränkung der Zuständigkeit des Hofrates — 
sie erstreckte sich viel weiter — sondern wohl damit zu er¬ 
klären, daß in diesem Punkte nur die Neuerungen in der 
KO festzulegen erforderlich schien. — Ein Unterschied zu 
HO 1499 besteht insofern, als der Kreiseinteilung gemäß 
jeder Kreiissekretär bei Bearbeitung der Sachen seines Krei¬ 
ses zu protokollieren hatte und — was damit zusammen- 
hängt — die Konzepte außerhalb der Ratssitzung verfaßte, 
während dort die Angelegenheiten der übrigen Kreise ver¬ 
handelt wurden. Er legt das Konzept dann den Räten vor, 
„das sie sehen, ob es dem rathschlage gemess, unnd alss- 
dann sollen die briefe umbgeschrieben und gefertigt wer¬ 
den“. Zweimal am Tage hatte der Kanzler zusammen mit 
einem zweiten Rate die bis früh 8 Uhr, nachmittags bis 
4 Uhr gefertigten (besiegelten oder unbesiegelteii?) Briefe, 
soweit nötig, dem Herrscher vorzulegen. Weitere Bestim¬ 
mungen über die Prüfungen der Reinschriften fehlen (Posse 
PU S. 214 ff.). 
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33 ) Anders z. B. in Mainz; s. o. S. 32 Anm. 3. 

3*) S. o. S. 33. 

35 ) Über den Begriff vgl. Bresslau I S. 80 f. Der kurs. 
Kanzlei läßt sich nur eine Verfälschung uachweisen. Kur¬ 
fürst Friedrich II. erklärte 12 Jahre nach erfolgter Beleh¬ 
nung, den Empfängern nur „nach laut ihrer alten Briefe und 
anders nicht“ die Lehen gereicht zu haben. Auch hätten sie 
bei der Mutung das strittige Objekt nicht genannt, doch es 
„nachmals daselbs ader in eyner ander bclelmung,..mit 
namen setzen lassen“. Sollte auf diese Weise eine Beleh¬ 
nung mit dem betreffenden Objekte zustande gekommen 
sein: „das were heymlichen mit Unwahrheit erwürben, das 
sie in die Canczley vorbracht hetten ane unsern willen und 
wissen“. Er habe „dorm nicht gefolwort“, diese Beleh¬ 
nung nie vorgenommen (C 45 fol. 90). 

36) Vgl. A. Walther S. 399. 

37 ) Wenigstens läßt sich nicht nacliweisen, daß die 
Korrekturen nach dem Beurkundungsbefehl in der Kanzlei 
entstandener Konzepte nicht von deren Mitgliedern stammen. 
Sto wasser Kanzlei vermerke S. 73 benutzt das Material mit 
kurzsichtiger Einseitigkeit. — Ficker spricht von Fertigungs¬ 
befehl auch dann, wenn die Prüfung des Konzeptes ein rein 
interner Kanzleivorgang war; nur wenn dies nicht der Fall 
ist dagegen Bresslau II 1 S. 159. 

38 ) Daneben besorgte die Kanzlei natürlich eine rein 
technische Prüfung der Reinschrift. Man ging dabei i. a. 
sehr sorgfältig vor, nur die Sendebriefe wurden auch stark 
korrigiert ausgegeben. 

39 ) Ein Zeichen letzter persönlicher Kontrolle des Aus¬ 
stellers, Unterschrift oder Sekretierung (vgl. Seeliger K. I 
S. 35 und RTli 2 S. 761) tragen die kurs. Urkunden nicht. 
Dagegen ließ Herzog Wilhelm III. von Thüringen in 
die Rückseite der Siegelschüsseln von Majestätssiegeln das 
Vierpaßsiegel, von Vierpaßsiegeln ein Gemmen- oder Wap¬ 
pensekret eindrücken. Vollziellungsbefehl vor der Besiege¬ 
lung ist nur zu 1494 (C 105 fol. 105), Verlesung des voll¬ 
zogenen Originales nur einmal im 14. Jahrhundert belegt. 
Auf diesen Zeitpunkt ist wohl auch Herzog Albrechts Be¬ 
merkung zu beziehen, sein Bruder lasse keinen Brief „un- 
verhört... ausgehen“ (Hänsch S. 86 f.). Dem Zusammen¬ 
hänge nach kann es sich dabei übrigens nur um Sendebriefe, 
u. z. nur um die private und — soweit von Wichtigkeit — 
die politische Korrespondenz handeln. 

i0 ) Posse PU S. 212. — Eingehend wurden diese 
Fragen zuletzt (1920) erörtert zwischen Stowasser und F. 
Wilhelm, dessen Auffassung ich mich anschließe. Gleich- 
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gültig- wem hinsichtlich der Spezialfragen des österreichi- 
d C ,v ™ a fJnL WeS r enS z “ zustimme " ist (Stowassers Benutzung 
Pf' KO 498 ! S mcht einwan dfrei) - Wilhelms Darsteh 
" g V naC 1 • welc l ,e '' die Prüfung auf Anweisungen hin in 
der Kanzlei verfaßter Konzepte nur als „formelle Revi 
sion und sachliche Kollationierung“ aufzufassen sei, ent¬ 
spricht der allgemeinen Ansicht über den Gang des Beur¬ 
kundungsgeschäftes dieser Zeit weit besser afs-dieienige Sto- 
wassers, der — vor allem Ficker verkennenden (vgl. BzU 2 
, , ’ ! ’ £2) ~ slch bei, seiner Überschätzung der Be¬ 

deutung des Fertigungsbefehles für den gesamten Geschäfts- 
gang auf die angeblich in seinem Sinne übereinstimmende 
Meinung der UL glaubt berufen zu dürfen. 

_) den Mahnbrief des Oberkanzleischreibers Lo- 

io» Z %T pi CDS 11 6: 280, ferner RA Dresden XV b 7 fol. 
128 (Erlegung „hinderstelliger“ Gebühren), C 54 fol. 42 
(„tenetur prius V fl. alder schulde“). 

c 9 oJ? (P ? SSC PU ’ Posthörner, Pischel) bei Hofmann 
, , ’ „, r , ner L >ppert Briefbeförderung und Schäfer S. 5 ff. 

ln dem ältesten Hofstaatsverzeichnis von 1456 sind 3 rei¬ 
tende und 3 laufende Boten aufgeführt. Botenjournale, wie 
sie aus der frankisch-hohenzollerschen und der kurtrierischen 
Kanzlei bekannt sind (F. Wagner S. 52, P. Richter S. 16) 
wurden m der kurs. anscheinend nicht gehalten. 

. 43) VSL 11 6: 280 erwähnt - Fü r andere Kanzleien vgl. 

Janssen I 837 u. a. m. s 

u ) Vgl. Seeliger K. I S. 35. 

3. Datierung und Itinerar. 

Zellp'inHS.'.jV’wdchl; "'ich D.,t Sei,"“Ml 
E,8ebnis schiM 

c nP c? ss< r a ' a> Dindner UW S. 197f- Seeliper K 1 

kmfdli ehern tnd^te""?? 7°” I V nstimm « keit eii zwischen ur! 
Kunaucnem und tatsächlichen Itinerar sind diese Feststellnn 

/ ersuche - sie 

n t S fef l t T ” HandIun g“> bald zu den verschiede- 

mittet d„er' S k ^“ rku ' ldun g s & eschä « es zurückzuführen oder 
mittels einer künstlichen Trennung von Orts- und 7eit 

angaben beheben zu wollen, haben sich damit erledigt 2 

3 ) Vgl. Lewinski S. 99 ff., Kirn D S. 19 ff 
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4 ) Bemerkt sei nur, daß die Datierungen der Konzepte 
nur selten (Lewinski, Kirn) die gewünschte Lösung bieten. 
In der österreichischen und der fränkisch-hohen zoll ersehen 
Kanzlei entstanden sie vorwiegend erst nach der Korrektur 
(Lechner Register S. 60, F. Wagner Kanzlei S. 48). In der 
kursächsischen Kanzlei machen überhaupt nicht oder nur 
unvollständig datierte, und dann auch regelmäßig verbes¬ 
serte Konzepte einen beträchtlichen Teil aller Entwürfe aus. 

5 ) Beispiele sind oben S. 34 Anm. 29 angeführt. 

6 ) Ein solches Eschatokoll endet: „... und das uff 
Sontag Trinitatis zcu setczen anno etc. 71°“ (WA Ca 
22 fol. 152 f.). 

7 ) Nach dem Tode ihres Vaters weilten Kurfürst Ernst 
und Herzog Albrecht auf ihrem „Umritte“ (vgl. dazu Lip- 
pert Lehnbücher S. 51 ff.). 1464 X 22, 23 in Oelsnitz. Von 
diesem Aufenthalte sind datiert Orig. 7818—7824 und 24 
Regeste bei Raab. — 1474 III reiste Herzog Albrecht nach 
Sagan und nahm dort am 16. „rechte Erbhuldung“ entgegen. 
Zu diesem Tage enthält C 59 (fol. 399 ff., vgl. auch C 10 fol. 
178, 180, WA Sagansche Sachen K. I fol. 407) 45, „lehin- 
brief“ überschriebene Einträge. 

8 ) Unmöglichkeit der Ausstellung betont auch Lippert 
Lehnbücher S. 54, läßt jedoch die Möglichkeit nachträg¬ 
licher Ausstellung unter dem Datum der vorausgegangenen 
„Handlung“ außer Acht. Bresslau II 1 S. 78 Anm. 1 nimmt 
an, daß z. B. die auf den Krönungstag der deutschen Könige 
datierten „Handlungen“ gar nicht alle an diesem selbst vor¬ 
genommen, sondern die betreffenden Urkunden zurückdatiert 
wurden. 

9) C 43 fol. 210b. 

10 ) U. U. ist einer willkürlichen Vor- oder Zurückdatie¬ 
rung Rechnung zu tragen, die bald den Empfänger zu täu¬ 
schen vom Aussteller vorgenommen, bald von jenem erbeten 
werden konnte. Vgl. z. B. C 1317 fol. 225: „das datum sal 
halden ... das irschyne, das deser briff mitd den erstn breucn 
obir... von s. kgl. gn. geben und ussgangen am dato obir 
eyns halden“, ein ebd. fol. 226 wiederholter Vermerk zu 
einem kursächsischen (Empfänger)entwurf einer Kaiserur¬ 
kunde. Vgl. auch Anm. 8. 

u ) Küchen-, Lager- und Reise büch er, Amts- und Stadt- 
rechnungen sind in sehr großer Zahl erhalten. So konnte 
das hier benutzteitinerar (s. o. S. 17 Anm. 15) in drei Rubri¬ 
ken angelegt werden: tatsächlicher Aufenthalt des Hofes, 
tatsächlicher Aufenthalt des Fürsten, urkundliches Itinerar. 
Die im folgenden nachdrücklich betonte Trennung des Für¬ 
sten vom Hofe wird am klarsten ersichtlich, wenn neben- 
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erTn de M la « fe r de / Ü ä e,1 ' i (Lager -) U,ld Reisebücher (zum 
ersten Male für die Monate 1448 XII 24 — 1449 VIII 171 

bH a Hnf P S1 H d ' d t S T unterbricht des Fürsten Aufenthalt 
f -* d,e t Redie « der Ewiträ S e — seine Ankünfte, Ab- 
; Z?rT P tCr a "^' SCme Qe S enwart vermerkend, läuft 
jenes lückenlos von Tag zu Tag. Küchenbucheinträge dieser 
A t und Lucken in den Reisebüchern aber stimmen auf den 
Tag genau uberein. — Eine Beschreibung dieser Bände, eine 
Erörterung der Fragen, die sich bei ihrer Benutzung er¬ 
geben wurde hier zu weit führen. Vgl. hierzu oben S. 12 
Anm. 5 und Ermisch Kurfürstin Katharina 

, 12 ) Posse kam PU S. 194 ff, „für das. 15. Jahrhundert" 
zu demselben Ergebnisse. Die Begründung ist unzureichend. 

fphlrn f' e . durfte ” W °!' 1 , keinem urkundlichen Itinerar 
fehlen. Allein auf Grund der von Kirn D S. 23 ff. (die wäh- 

rend eines Umrittes ausgestellten Urkunden) und Posse (vgl 
Anm 12) beigebrachten Belege kann die von Ficker aufge¬ 
stellte und vor allem von Lindner (UW S. 197) aufgenom- 
me i e Ansicht, „daß die Richtigkeit des Itinerars im allge- 
meinen noch nicht die Richtigkeit im Einzelfall erweist“ 
nicht angefochten werden. 
w ) Seeliger K. I S. 26 

c ■ t Er , V y ahnt , sei nur ein eiinz 'ges Beispiel. Kurfürst 
Friedrich II. verließ 1438 III 19 die Frankfurter Verhand¬ 
lungen (anwesend ab III 9), ließ jedoch „etlich seiner rethe 

1438 TA fo aS 9 n r 9 i in F m ^ hr f iber ] LI » d ^in insigel“ zurück. 
f 8 , 1 '?’ 20 2! p raHkfurt Slnd dat . ert . RJA xm ]( 3?> 

38, 63, 103 138, 140—146, Jannsen I 794, 803, WA Sa¬ 
gansche Sachen fol. 122. — Zu bemerken bleibt, daß man 
daneben auch das Mundum zur Beglaubigung an die Mit¬ 
aussteller verschickte, die es dann besiegelt zurücksandten. 
So schrieb Herzog Wilhelm III. seinen Neffen: „senden uns 
auch den breif... auf pergamen reingeschrieben bittende 
unser msigel doran hengen zu lassen ... schicken euch den 
bnef lurbey mit unserm angehangen insigel versigelt wi- 
dei ... (1474 XI 14 Weimar). Ausnahmsweise wird einer 

entsprechenden Lage im. Protokoll gedacht: „uf... ist durch 
..., die denn uf demselbigen persönlichen waren und dor- 
zu durch herrn Friederichen, hertzoge zu Sachssen... Rete 
geratslaget...“ (RTh I S. 554). 

. 1r .y. So wurde von 1464 bis 1485 in der intitulatio der 
kursachsischen Urkunden neben dem Kurfürsten sein Bru¬ 
der, Herzog Albrecht, aufgeführt. 

17 ) S. u. S. 121 ff. 

1S ) Posse PU S. 169 
w ) S. u.S. 41 t 
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) Vgl. HO 1499, Rosenthal S. 132 f., v. Betow Quel¬ 
len S. 98 f. 

21 ) Neben den allgemeinen Gründen, die für diese an 
allen Fürstenhöfen der Zeit zu beobachtende Entwicklung 
bestimmend waren, ist bei dem wettinischen die Erwerbung 
der Kurfürstenwürde und der erneute Segen des Metallberg¬ 
baues zu nennen. 

22 ) Die mit Ortswechsel verbundene Tätigkeit des Für¬ 
sten allein konnte nicht mehr genügen. Deshalb wurden die 
Räte wie im politischen so auch im Landesdienste ver¬ 
schickt — ein in den Bestallungen häufig besonders fest¬ 
gesetzter Vertragspunkt. Auch diese Maßnahme mußte ge¬ 
legentlich zu Unzuträglichkeiten führen. Die Abwesenheit 
von Räten, die in bestimmte Angelegenheiten besonders 
eingearbeitet waren, und von denen der Kurfürst deshalb 
mit Recht schrieb: „die wir dabie gerne hetten“ (CDS II 5 
Dresden: 245), ließ es ihrn geraten erscheinen, solche bis 
zu ihrer Rückkunft anstehen zu lassen (vgl. auch GDS a. a. 
O.: 235), oder er glaubte mindestens, sich durch schrift¬ 
liche Anfrage ihres brieflichen Rates vergewissern zu sol¬ 
len (vgl. u. a. WA Brandenburgische Sachen K. I fol. 261, 
Regierungssachen Signatura fol. 10b). Zur Rechnungs¬ 
legung bestellt, mußten die Amtleute des öfteren auf die 
Rückkehr von Marschall und Kanzler warten, die an den 
Prüfungen regelmäßig beteiligt waren: „do ich m. h. reche- 
riunge tad, do was der Kenczler nicht do, do rnuste ich XI 
tage do legen, ehir (ich) fertig wart“ (Reg. Bb. 712 fol. 39 b, 
ebenso auch fol. 51b). 

23 ) C 35 fol. 33b f., vgl. unten S. 121 ff. 

u ) Meißen: von Aschermittwoch bis Sonntag nach der 
Fronleichnamsoktav; Leipzig: die nächsten 17 Wochen; Tor¬ 
gau: wiederum bis Aschermittwoch; vgl. auch o. S. 22f. 

2») CDS II 5 Dresden: 208, RA Dresden XVb 7 fol. 364. 

26) CDS II 5 Dresden: 245. 

») 1448 XII 24 — 1449 III 1 Wittenberg; III 1—26 Mei¬ 
ßen; VI 21 — VIII 30 Rochlitz; VIII 31 — X 2 Schellen¬ 
berg; X 3—27 Altenburg; X 28 — XII 18 Rochlitz. 

»8) Posse PU S. 187. 

22 ) Reg. Bb. 5116. 

so) Gersdorf CDS II 4 S. 90 Anm. 1 zu Urk. 139. 

31) Reg. Bb. 5120, 5121, 4104—4111, 5122, 4112—4129, 
5124. 

32 ) WA Ca 18; C 59 fol. 215. 

33) 1482 XII 12 — 1483 VIII 24: Reg. Bb. 5125, 4129 
bis 4133. 

u ) Chron. Terr. Saxon. bei Mencke II Sp. 370. 
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3Ö ) A. Lobe S. 28 ff. 

:U 48 IP! 13 - 1484 VH 30: Reg. Bb. 5125, 4129 
VH 19 Leipzig Stadtkassenrechnungen unter 1483 

37 ) Grimma o. J. Sonnabend vor Invocavit — vor 1428 

•L V °^ < ?, er Kurfürstin ausgestellte Geleitsbrief ist leider 
nicht erhalten. 

i \r*P R 8: 141, 142, 145, 150—156; ausgestellt 1426 

Krocker und Ermisch: Zur Geschichte der 
Schlacht bei Außig S. 8, 11 

89 ) Posse SW 2 S. 3 Anm. 4. 

40 ) S. u. S. 121. 

«) Reg. Bb. 1738 fol. 31b, 76; 428 fol. 47b; CDS II 5 
Dresden- 220; WA Ca 12 fol. 136 ff.; WA Hh A fol. 218; 
R ^- Bb. 429 fol. 44, 44 b; RA Dresden XV b 7 fol. 68 
) Reisebuch verloren, Regeste fast vollständig bei 
Turnhofer. Von Herzog Albrecht unterdes mit üblicher In- 
titulatio 14, nur unter seinem Namen, 5 Urkunden ausgestellt 
Sie sind mit Ausnahme von Raab 969 (II 6 Knauthain) alle 
„Dresden“ datiert (II 17 — IV 27). 7 

«) Eine ausführliche Schilderung dieser Tätigkeit kann 
hier nicht geboten werden. Die verschiedenen Möglichkei- 
ten sind den zahlreichen - vierzig - Belegen entnommen. 

) Langenn Herzog Moritz S. 34, Hofmann S. 233 ff. 

Vgl. Hänsch S. 89, FA II 44: 75. Über die je¬ 
weilige Zahl der begleitenden Kanzlisten unterrichten die 
Reisebucher. 

46 ) Vgl. o. S. 30. 
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II. Die Geschäftsbücher. 


1. Begriff und Übersicht. 

*) Literatur über die wettmischen Geschäftsbücher des 
14. Jahrhunderts zusammen gestellt bei Hofmann. — All¬ 
gemeines: Bresslau I S. 101, Redlich UL III S. 153 ff., Lip- 
pert Lehnbücher S. 3 ff., Studien III S. 71, Bier S. 1 ff. 
und die an diesen Stellen gen. Lit.; — Entwicklung: Bress¬ 
lau I S. 101 ff., die hier gen. Lit., bes. v. Heckei. 

2 ) Neudegger System. 

3 ) Bresslau I S. 86 ff., 146 Anm. 2. 

4 ) Bresslau I S. 93. Ebenso Erben Oberpfälz. Register 
S. 59ff.; auffällig ist nur, daß er von der verschieden gro¬ 
ßen Zuverlässigkeit als dem „wesentlichsten methodischen 
Unterschiede“ spricht, andere aber nicht anführt. 

r> ) Bauer S. 215 ohne weitere Erörterung und mit aus¬ 
drücklicher Beschränkung auf die Reichskanzlei; Wagner 
S. 13 Anm. 12 mit Bezug auf Bier S. 11 ff.; dort die weitere 
Lit. 

e) Redlich UL I S. 33, III S. 162, MIÖG XI S. 134. 

7 ) Neudegger System S. 122, 125; Bier a. a. O. 

8 ) Bier S. 13 Änm. 7, K. Wagner S. 12 schließt sich 
dem an. 

9 ) Richter S. 53 f., vgl. auch Bier S. 13 Anm. 7, S. 15. 

10 ) Neudegger a. a. O. S. 124 f., K. Wagner S. 15f., 
Richter S. 53 f. 

11) K. Wagner S. 17 Anm. 20. 

12 ) Lippert Lehnbücher S. 122, Lechner MIÖG XXVII, 
Hofmann S. 268. 

13 ) Neudegger a. a. O. S. 128 Anm. 2. 

14 ) Vgl. Seeliger Registerführung S. 49; zustimmend 
unter Ablehnung der überstrengen Ausdrucksweise Lech- 
ners Erben Oberpfälz. Register S. 49. Auch Neudegger 
System S. 19 sieht in dem gelegentlichen Vorkommen von 
Eingängen in den „Auslaufsregistern“ keinen Grund, diese 
Bezeichnung fallen zu lassen. 
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i ^ 33. Aus dem 14. Jahrhundert ist ein Kopial 

erhalten; es ist mit der ältesten Registrande zu dem Band 
L 6 vereinigt. 

«) Copb F 9 fol. 1 ff., s. u. S. 66 ff. Auch in anderen 
Kanzleien wurde das Wort in diesem weiten Sinne benutzt: 
Richter S. 98 f. 

n ) S. o. S. 43 Anm. 45. 

«) Gegenstücke in den Hohetizollerischen Kanzleien- 

K '7 7ag ?* e - r S f ! 9f > F ‘ Wa & ner S- 46 ff.; Ausgaben von Höfer 
und v. Minutoh. 

m) Erben Oberpfälz. Register S. 48, v. Heckei S. 371, 
Lechner Register S. 508, Redlich UL I S. 33, III S 166 
Seehger Registerführung S. 223 f ’ 

20 ) K. Wagner S. 19. 

21 ) Flein er S. 4 ff. 

22 ) S. u. S. 110. 

23 ) S. u. S. 74 ff. 

2i ) S. u. S. 113 ff. 

») So z. B C 58 fol. 66, 68; C 34 fol., 112ff.; besonders 
gering ist die Zahl solcher Einträge in C 63. 

2e ) c 58 fol. 216 b; C 63 fol. 13 b f. 
i 7 ) Ebenso in der Reichskanzlei], der österreichischen 
Landeskanzlei, in Brandenburg und Cleve-Mark (Bauer D 
252 Lechner Register S. 54, K. Wagner S. 19, Schottmüller 
S. 98, Ilgen S. 18 ff.). 

2R ) Neben den Lippert WW S. 253, 60 genannten Ur¬ 
kunden sind noch aus C 25, 26 je 8 anzuführen. 

29 ) Beispiele bietet die eingehende Beschreibung der 
einzelnen Bände u. S. 54 ff. 

30 ) Vgl. die Einzelbeschreibung. Für das 14. Jahrhundert 
vgl. z. B. C 26 fol. 48 b, wo während der Führung'dieses 
Bandes auf fol. 9 als „secundum folium secundi quaterni a 
pnncipio huius libri“ verwiesen wird 

81 ) S. u. S. 94. 

2 j S t! a i U } (Anm. 2 mit Literaturangabe). 

-31 C 1 Fedhch 1,1 s - 162 - Auc h in dieser (schon MIÖG 
pu lv,- V y ar ” m üssen“ durch „in der Regel» ersetzt), auf 
Erbens Widerspruch hin gemilderten Fassung ist diese An¬ 
sicht nicht zu halten. Erben Oberpfälz. Register S. 52ff. 
wendet vor allem ein, daß unter dieser Voraussetzung- alle 
Ausgangsbände mit gelegentlicher späterer Registrierung 
als Kopiale zu bezeichnen wären. Dies ist nicht nur von 
deren begrifflicher Bestimmung aus abzulehnen. Ebenso wie 
er selbst Seelugers erweiterte Bezeichnung „Register“ gegen 
Lechners- Ausdrucksweise anerkennt (s. o. S. 48 Anm. 14) 
ist auch in diesem Falle die allzustrenge Bestimmung zu ver- 
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meiden. Vgl. auch Nettdeggers Begriff „Kurrent-Benützung“ 
(System S. 125) und Bier S. 15. 

34 ) Bier S. 32 Anm. 12. Anders Heuberger S. 61: „als 
Sonderregister für Ausfertigungen bestimmten Inhalts oder 
bestimmter Ausstattung“. Beispiele: Bauer S. 251; Ilgen a. 
a. O.; A. A. S. XXXVII, A. Walther S. 388, 399 (Status 
cancellariae von 1522, Art. 39 des Conceptum von 1550). 

35 ) s. u. S. 71 ff. 

36 ) S. u. S. 102. 

37 ) Da die thüringische Registratur in der unten folgen¬ 
den Quellenbeschreibung nicht berücksichtigt wird, mag ein 
kurzer Überblick diese Verhältnisse etwas näher veran¬ 
schaulichen. Der 1430/40 geführte Band Copb. F. 2 sieht 
auch für ,,Expectanicia“ (fol. 130), „Verwarnungs“- und 
„vehedisbriefe“ (fol. 140), „littere communes feudarum“ (fol. 
160) besondere, ursprünglich selbständige „Sexterni“ ver¬ 
schiedenen Formates vor. Die Überschriften der einzelnen 
Abteilungen: „consensus debent hic registrari (fol. 70b), 
„in isto Sexterno signantur et registrantur..(fol. 160, 
vgl. auch fol. 118, 151), erweisen, daß die Einteilung von 
den einzelnen Lagen ausging. C 38 ist weniger streng 
gegliedert. Nur einzelne Lagen sind näher bezeichnet: C 
„littere appropriacionum et confirmacionum etc.“, ff „Littere 
feudorum, Dotalic(iorum), expectanc(ium), Recognitio(num), 
consens(uum)“, G „appropriaciones“, h „Feodalia coniuncta 
et hereditaria“ (f. 25, 61, 73, 85). Dagegen enthält der 
„Liber impignoracionum domini friderici Lantgravii (C 39) 
in seinen „primus“ bis „decimus sextilius impognoracionum“ 
bezeichneten Lagen tatsächlich fast ausnahmslos Einträge 
des im Titel angedeuteten Inhalts. Die Lagen B—E z. B. 
weisen kein einziges unzugehöriges Stück auf, wie sie in den 
anderen allerdings zu finden sind. Von den acht Bänden, 
die unter Herzog Wilhelm geführt wurden, befinden sich 
zwei Sonderregister. Das eine (C 3) enthält nur „Schied 
Richtigung und Spruch das laut und Inwoner zu doringen 
belangend“. Es wurde 1452 angelegt und ist bis 1482 folge¬ 
richtig weitergeführt worden. Das zweite (C 51) ist den 
Lehn-, Gunst- und Leibgcdingsbriefen Vorbehalten. Ent¬ 
sprechend fehlen diese Abteilungen in den gleichzeitigen 
Hauptregistern C 48 und C 52, nur C 18 fol. 78 ist ein 
Dotalic eingetragen. Die übrigen Bände (C 41, 47, 49, 50) 
weichen in ihrer Anlage von den kurfürstlichen nur dadurch 
ab, daß sie zugleich nach geographischen Gesichtspunkten 
eingeteilt sind. Thüringisches, Osterländisches und Fränki¬ 
sches wird regelmäßig unterschieden. In C 50 ist noch eine 
Abteilung „Missenisch“ (fol. 319ff.) beigefügt; sextiliimis- 


160 


nenses kannte man auch in der Kanzlei Friedrichs des Fried- 
crt.gen, nachweisbar ist allerdings nur einer. Den gesamten 
Inhalt dieser acht Bände faßte die Kanzlei in einem General- 
verzeichms zusammen; vgl. unten S. 131 f. 

38 ) Sediger Registerführung S. 225. Im übrigen (Bress- 
berückStigt USf ) Wird diese Unterscheidung nicht 

3fl ) S. u. S. 85. 

40 ) S. u. S. 113 ff. 

41 ) S. u. S. 119. 

42 ) S. u. S. 107 Anm. 119. 

43 ) S. o. S. 20. ; 


2. Quellenbeschreibung. 

n o/ ,) T lm8e i n tlfe , dieser Zeit stammende Nachträge in 
D 24 (Lippert-Beschorner Lehnbuch S. CLXVII 18 136) 
fallen nicht ins Gewicht. ’ ’ ' 

4C ) Lippeit Studien I Beil. 3 zusammengestellt Vnl 
d,e s fo ^| ende Einzelbeschreibung. Zu der Registrande vgk 

«) Üer Band ist CDS I B 3 S. IX von Ermisch ein¬ 
gehend beschrieben, C 34 an derselben Stelle nur kurz be- 
spröchen. 

48 ) S. u. S. 55 Anm. 51; sie bezeichnet das Blatt, bei 
welchem eine zweite Zählung in arabischen Ziffern (1 — 136) 
beginnt, als drittes. v ' 

4n ) S. u. S. 97 Anm. 70. 

6 °) Vgl. Ermischs Beschreibung CDS. I B 3. 

51 ) c 40 fol. 62 b von gleichzeitiger Hand zu einem 
Einträge mit nachgetragenem Datum. 

52 ) C 15 fol. 24, C 34 fol. 85 b. 

® 3 ) V ß l z - B - C 15 fol. 24, 157ff.; C 34 fol. 88b, 124b. 
M ) Uber die Bedeutung dieser Unterscheidung im 14 
Jahrhundert vgl. Bresslau I S. 145 Anm 2 3 
M ) CDS. I B 3 S. X. ’ 

r,B ) CDS - * B 3: 240, 241, 250, 260, 261, 268 281- 284 
f'- 302, 313, 32,; 329.’ 33«,; 342’-«: 348! K3, 

358; 366, 375, 400, 402, 406; 428, 432, 451, 455 457 

VgI 4 ’u 6 S tuf’ 505 ’ 518 ’ 518 ’ 529> 538> 543 ’ 54? ’ 552 ’ 555;> 

•”) Cpb. F 9 fol. 2, vgl. unten S. 78. 

5S ) Es sind die „Blätter“ 5—9, 15—17 20—23 26 
27, 30, 45, 46, 63, 64. ’ ’ 26 ’ 
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M ) Beschrieben sind nur fol. 1 a, b, 6 b—7 (oben), 
10, 12b (je ein Eintrag); die Anm. 58 genannten Zettel sind 
bei dieser Angabe natürlich nicht berücksichtigt. 

so) Die dazwischen liegenden Blätter und Seiten sind 
leer. Die restlichen Einträge sind ganz ungeordnet, auch 
hier ist viel leer geblieben. 

ei) Der eine enthält Namen (von Empfängern?) mit (als 
Briefkosten zu betrachtenden?) Summen (4 fl., 4 fl., 2 fl., 
14 ß 6 gr.). 

« 2 ) S. u. S. 59 f. 

66 ) S. o. S. 41 f. 

et) C 15, 34, 35, 40, 42, 43, 44, 45. 

65) S. u. S. 76. 

66 ) 1437: 1, 1439: 2 , 1445: 1. 

ßt) Erben Oberpfälz. Register S. 50 ff., Neudegger Pfälz.- 
bayer. Archive S. 209; Seeliger Registerführung S. 296. 

GS ) Der Lippert-Beschorner Lehnbuch S. 393 ange¬ 
führte Titel „Ein alt Lehnregister...“ findet sich auf oder 
in C 34 nicht. Seine Fassung beweist, daß es nicht der 
ursprüngliche sein kann. 

66 ) ,,in diesem Buch...“, „1410/63 die... sind a°. d. 
1436, 37, 38.“ 

10 ) Unbeschrieben sind: fol. 104b—106b; 109, 110b 
bis 114b; 116—122b; 124 b—130b; 132b, 134b—142b; 
145—148 b; 150—154b; 155b—157b; 160b, 161b—164b; 
167b—168b; 171b—174b. 

n ) Dienstvertrag, Verpfändung, Rechtsspruch. 

72 ) S. o. S. 55, u. S. 69 f. 

73) Das Verhältnis ist unten S. 121 ff. eingehend erörtert. 

7i) S. u. S. 83. 

73 ) Er steht auf dem Reste des gleichzeitigen Per¬ 
gamentdeckels, der auf den Vorderdeckel des modernen 
Quartbandes (20,7 x 28,5 cm) geklebt ist. 

i«) C 42 fol. 9 b f., 29 bf., 32, 34 ff., 36, 37, 37 b, 62 b, 
64b, 75 f., 142, 130 f., 131 bf. = C 41 fol. 188, fol. 73bf. 26, 
40, 41 bf., 42 b, 66 f., 68 ff., 64 ff., 13 ff., 15, 64, 64. 

77 ) Fol- 220 „diss. sind lipgedingsbrieue“, fol. 245 „dys 
sind Gunstbrieue“, sie reichen bis fol. 260; fol. 260 b ff. 
sind leer; fol. 265 „Lehenbriefe u. Gesampte Lehin“, fol. 
269 ff., 271 ff. 

r«) C 58 fol. 47 zu einem 1464 X 23 datierten Ein¬ 
träge. 

7tl ) Lippert Studien 1 S. 4 u. ö. 

so) Rest verblichen. Die übliche Signatur von Rumpf 
und Rotlebe fehlt, es findet sich nur ein „R(egistra)ta“. 

s>) S. u. S. 27. 


162 


9n -, 82 | Po1 ; ! f^fb cpe allgemeine Abteilung, fol. 146 bis 
bis 2 fi 2h"r bne, 5 °f’ 2 , 0( ?~ 232 Leibgediugsbriefe, fol. 232 

282 f.^später^l'iiiizu gefügt. !',halt es; M. 

3 fr 0 !' 315, 317b > 318 > 320b—329b. 

fol 276h g Fr UC t h de ’l 3Uf fo1 ' 230 ver weisenden Vermerk 
ro . 2/6 b Er stammt von einer Hand, welche die darauf 

folgende längere Reihe von Einträgen — sie sind wie die 
B?511er 8t I e ° de ” 1460 datiert — schrieb. Man hatte diese 
auchseht'glLdem berei,S ' ,urcl, K ezählt , vermutlich 
8r> ) Vgl. U. S. 106. 

8(; ) Hofmann S. 271; CDS II 6 S. XIII 

StadW D zn n mp i änge ! Sind: der Vogt- Hauptmann und 
zu n n f Dresden der Förster zu Altenburg, die Vögte 
obeln und Oschatz, der Geleitsmann zu Pegau und 

zu wit,enberg u - d d " pL - 

lagc ifotfort Kanzleihänden - a,so frühestens bei der Vor- 

*5) So z. B. C 46 fol. 10: der Kanzler bestellt Wachs 
und Tinte auf der Rückseite sind 24 gr. für 2 Tg Wachs 1 
Flasche Tinte verzeichnet. lt wacfis, 1 

90 ) Reg. Bb. 281 ff. passim. 

Sachen 7fol C i a f7 merS . aC S en u A f ° b lff ” Hof ‘ Haus- 

n”) § f ’s lf 79 Vg ’ Beschorner S - 3 Anm - 3 - 

—32cm)" 58 ’ 59 ’ 62 ’ 63 ’ säin t ,lic f |e 4° (21,5—22x31,4 

Bi ) Copb. F 9 fol. 2 . 

Jahre 14M. 45 " Ur d " paar Nachträge aus dem 

bis 28,> 3 L 2 a i/i4 0 eÄgsb L riS” ,C ' ’ 4 “ SS 26 

38 Lag?° Z ‘ B ' die CrSten 6 Und die 2 Ietzten B,ä tter der 

„.. / 8 ) »••• (Datum) hat.. (N. N.)... (Objekt) (X X 

Käufer) i,n ... verkauft“. ' ' J ' ‘ ’ ' A ‘ A - 

no ) Copb. F 9 fol. 7. 

10 °) Lage 7 auf 8 , 13 auf 14, 19 auf 20 ; das Ende der 

g wn q’ 8 ’ c 4 ’ 25 ’ 26 ’ 41 > 46 > 50 - 51 ist leer. 

101 ) S. u. S. 93 f. 

’ 02 ) Copb. F 9 fol. 11 . 

i° 3 ) Vgl. z. B. die Zeugenreihen C 63 fol. 132b, 281b. 

11 * 
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101 ) Vgl. etwa C 62 fol. 57—58 b, 60—62 b, 84 f., 131, 
199—204 mit C 63 fol. 45—66, 260—263, 268—275; C 62 
fol. 90 ff., 102 mit C 63 fol. 111, 177—180, 181—184, 
186 (2. Eintrag) dagegen fehlt in C 63. 
io-’) Copb. F 9 fol. 12. 
i° 6 ) Copb. F 9 fol. 12. 
io’) Fol. 100—101, 246 ff. u. a. m. 
los) S. o. S. 65 f. 
i° 9 ) Hofmann S. 271 ff. 
no) Posse PU S. 100. 
in) So Posse a. a. O. 

i' 3 ) Beide Bände befinden sich jetzt in der Abteilung 
WA Regierungssachen. 

ui) ln spacio steht mit anderer Tinte „Cunnz Rumpff 
von henckemvalde“; (vgl. unten S. 130 Anm. 16); vgl. o. 
S. 34. 

i") Fol. 168 b, 169 b—170; fol. 170 b—171; 172; unbe¬ 
schrieben: fol. 167 b—h, 168, 172 b—k. 

n ft ) Auch Posse, der die Einrichtung dieser Bände 
stark verallgemeinernd in einer Weise schildert, welche nur 
für die nach 1485 geführten Bücher zutrifft, führt PU 
S. 100 nur diesen einen Fall an. 

no) Anders Posse PU S. 100, 194. 
ui) Es fehlen u. a. WA Schutzsachen fol. 31, 34, 
35; Reußische Sachen K. 11 fol. 168 ff., 183; Brandenbur- 
gisclre Sachen K. I fol. 9 b, 220, 231, 288, K. 11 fol. 3; 
Oerter Pirna fol. 12; Irrungen und Verträge fol. 20, 28, 32, 
41b, 46 b, 49 b, 57, 59, 61. 

no) „ ... (N. N., Beruf bezw. Stand, Wohnort) geschrie¬ 
ben“. Konzipiert wurde in diesen Bänden im Gegensatz zu 
den Kreiskopialen und Salzburger Korrespondenzbüchern 
(M. Mayer S. 413 ff.) nicht. 

ll!1 ) Anders Posse PU S. 100. 

1 20 ) Vgl. Hofmann S. 234 f. — Die Bezeichnungen 
„Acta“, „Händel“ begegnen auch im 15. Jh. schon des 
öfteren. 

121) WA Böhmische Sachen K. IV fol. 8—13 h, 265 
bis 268 b. Weitere Beispiele anzuführen dürfte sich erübri¬ 
gen, sie sind WA in allen Abteilungen zu finden. Auch die 
Übergabeverzeichnisse der Kanzler nennen viele Konvolute. 

t 22 ) wa Oerter Kötzschau (Or.-Perg., 1465; 1467 um- 
geschrieben), Schulden fol. 26 (Or.-Perg., 1449), Schwarz¬ 
burgische Sachen fol. 2 (Or.-Perg., 1437). 

iss) s. o. S. 42 f. Beckmann macht RTA XII ferner auf 
den Einfluß historischen Interesses aufmerksam, vgl. dazu 
auch Minutoli S. 1. Am kursächsischen Hofe des 15. Jahr¬ 
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hunderts ist davon wenig zu bemerken. Es kann nur eine 
Notiz zu den unten S. 80 erwähnten askanischen Urkun¬ 
den angeführt werden: „olde briue vnd wenig nucz“, es sei 
denn, „das man sich alder geschieht daruss irlernt.“ Irrig 
ist dagegen v. Langenns Auffassung von Mergentals Äuße- 
rung, er beabsichtige ein Erbbuch anzulegen. 

12 4 ) WA Religionssachen A fol. 1 ff.; RTA XII S. XVff. 

(S. XIX ff. sind einige kleinere Aktensammlungen beschrie¬ 
ben), vgl. auch die dort abgedruckten Stücke. — Bei der 
ebenfalls gleichzeitigen Foliierung der Blätter von 103—109, 
213—219 (je 1 7) handelt es sich dagegen nur um eine' 

üurchzählung einzelner Lagen. 

125) Copb. F 9 fol. 2, 11. _ C 1316 allein zählt nach 
der modernen Foliierung, die manches Beschriebene und 
viele leere Blätter überspringt, fast 400 Blatt. 

u " ; ) Vgl. Bachmann S. 497ff. 

1 27 ) Fol. 45 i—60 f; ähnlich fol. 114 b ff., 282—296 
375—381, 386ff.; vgl. auch unten S. 104. 

128) Fol. 35 b, 65 f, 258 c. 

i’i) Lippert Studien III S. 74 ff. 

m ) Lippert a. a. O. S. 90 Anm. 1. 

Iaß ) Copb. F 2 fol. 45, 48. 

m ) Copb. F 19 fol. 26b; auch einige Depositionsver- 
nierke bezeichnen die thüringische Kammer als Aufbe¬ 
wahrungsort für Urkunden (C 38 fol. 85 b 101) 

«8) C 1316 fol. 114 b. ’ 

I3n ) Lippert Studien III S. 91 Anm. 1. 

n°) Nachweisbar ist dies nur für 2 Register: s. o S 55 

ui) Riedel B III S. 443 ff. 

1 42 ) Copb. B 5 fol. 35 ff. Ähnlich ist die Einteilung in 
dem Archivverzeichnis von 1382 (vgl. Lippert a. a. O. S. 
78). — Ordo litterarum fol. 64—78, Lippert a. a. O. S. 82 ff 
besprochen. Derselbe Band enthält auch die Weidaer und 
Meißner Registrande sowie den von Lippert veröffentlichten 
Bibliothekskatalog. In dieser Beziehung ist die Registrande 
von 1464 (Copb. F 9) unergiebig. Hier wird nur fol. 38 
„ein grocz Buch uff pergamen geschriben, das sich anhebet 
do er ires houes erst began und endet sus leret lierman 
von der dhame, das sint meytergesangk“ erwähnt, daß „in 
dem schrancke zur Hucken haut am ingange des gewelbes“ 
neben Briefen und Registern lag. Nach der Teilung nahm 
es laut Vermerk Herzog Albrecht zu sich. 

,13 ) Lippert Studien III S. 92, Copb. F 9 fol. 7b, s. 
o. S. 56 ff. 

Ui ) Lippert a. a. O. S. 85 ff. 
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l45 ) C 15 fol. 126; C 35 fol. 11. Hier keine Depositions¬ 
vermerke zu Einträgen; die Urkunden werden wie in den 
Registranden nur ganz kurz vermerkt. 

14G ) C 15 fol. 101b „dy Briue legin zu Wiss(enfels) in 
der Kempnaten“, fol, 104b „... in dem Geweihe“, C 34 
fol. 110b heißt es ebenfalls „Geweihe“, C 15 fol. 139 „in 
testudine“. 

U7 ) Lippert a. a. O. S. 93 ff. Der einschlägige Artikel 
aus der Oerterung von 1436 (Faks. Posse HO Taf. 69) ist 
hier mitgeteilt. — Nach Weber Hauptstaatsarchiv S. 3 da¬ 
gegen hat man damals mit einer Aufnahme des Rochlitzer 
Archives begonnen. Eine Angabe der nicht wieder aufge¬ 
fundenen und auch bei Lippert a. a. O. nicht erwähnten 
Quellen ist dabei leider zu vermissen. — Klinkenborg S. 6 
Amn. 1 vermutet, daß dieser wettinische Plan den Ent¬ 
schluß Kurfürst Friedrichs von Brandenburg, eine gleich¬ 
lautende Bestimmung in sein Testament von 1437 aufzu¬ 
nehmen (Riedel C I: 223, Tangermünder Gemeinschafts¬ 
archiv), entscheidend beeinflußt hat. Es ist übrigens auch 
hier bei der Absicht geblieben. 

11S ) So Lippert a. a. O. S. 95. 

14! ') S. u. S. 107 Anm. 116. 

lr>0 ) Die erste Spalte des C 15 niedergeschriebenen Ver¬ 
zeichnisses der „littere dominorum ducum Saxonum depor- 
tate in Wyda“ ist „Sigmund“ unterschrieben. Es wäre dem¬ 
nach nicht 1434 (so Lippert a. a. O. S. 85), sondern nach 
1436 I 7 anzusetzen. Dagegen würde nur sprechen, daß 
sich in diesem Verzeichnisse Bestände des alten Witten¬ 
berger Kurarchivs befanden (s. o. S. 78), die Sigmund wohl 
kaum erhalten hat. Auffällig ist fernerhin, daß die ge¬ 
samten Weidaer Bestände, wie sie die Registrande von 1437 
verzeichnet, erst nach Sigmunds Resignation von Weida 
nach Meißen kamen, demnach in seiner Gewalt belassen 
wurden, obgleich sie ihm sicher nicht sämtlich zugeteilt wor¬ 
den sind (so vornehmlich die älteren Geschäftsbücher des 
14. und des beginnenden 15. Jahrhunderts). 

1:>1 ) Nach Weber Hauptstaatsarchiv S. 3 befanden sich 
zwischen 1435 und 1485 die thüringischen Archivalien in 
Weimar, die fränkischen in Coburg, die vogtländischen in 
Weida, die kurländischcn in Wittenberg, der Rest in Meißen 
und spater in Dresden. Diese Angabe ist etwas summarisch, 
trifft fast in keinem Punkte genau zu und ist andererseits 
unvollständig. Hofmann hat sie S. 317 völlig übernommen. 

,r ’-) Lippert a. a. O. S. 89, 95. 

w) S. u. S. 123. 
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1IH ) Uber Nachträge in den einzelnen Abteilungen und 
größere Zuwachsverzeichnisse vgl. Lippert a. a. O. S 89 f 

1M ) Fol, 31. 

156 ) Dies ist der ursprüngliche Titel auf fol. 43 — fol. I 
der gleichzeitigen Foliierung. Die Lagen sind vertieftet: 
fol. 43-61 b (a—1), fol. 34-42b (m-p, Rest leer), fol. 
62—105 (q—m) müssen aufeinander folgen. Fol. 43—105 
entsprechen der alten Blattzählung I—LXII, welche fol. 
37—42 nicht berücksichtigt hat. Ein gleichzeitiges Register 
geht fol. 31—33b vorauf. Fol. 105b—108b sind leer ge¬ 
blieben, ebenso die jetzt als fol. 109 gezählte Innenseite des 
Hinterdeckels. 

1o7 ) Dem auf der Außenseite des Hinterdeckels stehen¬ 
den Vermerke „per endericum“ (zu ergänzen ist wohl: Re- 
gistrata) zufolge wbhl von diesem Posse PU angeführten 
Schreiber gefertigt. Hofmann S. 318 hat die unmögliche 
Lesart „mir Johanmse Schössern“. Weder hat Dr. Scheibe 
vor seinem Kanzellariat ein Schösseramt verwaltet, noch 
ist ein Johann Schösser Mergentals Nachfolger geworden 

ir.s) Fol. 1—4, 7—9, 11 — 12; fol. 5—6b, 9b-10b sind 
unbeschrieben. 

im).F ol. 12b, 26b—27b, 30b sind leer geblieben. Eine 
ausführlichere Beschreibung zu geben war hier nicht mög¬ 
lich, obwohl diese Registrande in Lipperts Untersuchungen 
nicht berücksichtigt und bei Hofmann nur kurz erwähnt 
worden ist. 

1G0 ) Hänsch S. 101 ff., Lippert a. a. O. S. 95, v. Langenn 
Herzog Albrecht S. 150 ff. (12. Beschwerdepunkt der 1489 
von Herzog Albrecht gegen Obermarschall v. Schleinitz 
erhobenen Anklage). Ähnlich wie den Einträgen in C 34 
wird hier den einzelnen Urkundentiteln „Herzog Friedrich“, 
„Herzog Albrecht“, „gemein“ oder eine längere Notiz hin¬ 
zugefügt. Auch im Ordo litterarum finden sich Spuren dieser 
Teilung (Lippert a. a. O. S. 93 Anm. 1). Uber das weitere 
Schicksal der kursächsischen Archivalien vgl. Weber Haupt¬ 
staatsarchiv, Lippert a. a. O. S. 95 f. und die a. a. O. S. 96 
Anm. 2 gen. Literatur; die Zusammenstellung bei Loewe 
S. 103 ff. ist ungenügend. 

]G1 ) Vgl. Ermisch CDS IBIS. XIII, Hofmann S. 274. 

162 ) Lage B (fol, 17, 24 b, 25, 25 b, 30), C (fol. 33, 34, 
35, 38, 39). 

1(!a ) Lage A (fol. 1 —14; fol. 5 ist Bescheidunge“ über- 
schriebem), D (fol. 40—51). 

,M ) S. o. S. 61. 

1G| ) C 63 fol. 83/b sind für Schuld und Antwort je 
6 Wochen 3 Tage, für Gegen- und Nachrede je 4, für die 
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beiden letzten Gegenreden je 2 Wochen vorgesehen. Er¬ 
halten sind derartige Akten u. a. in dem Bogen WA Reichs¬ 
städte Nordhausen fol. 55— 110k mit dem Titel: „Grauen 
und Northusen belangende“. Fol. 55 c—67d „der graften 
schuld“, fol. 67 e—77 d „der v. Northausen antwurt“, fol. 
77 e—91 c „der grafen einred“, fol. 91 e ff., „der v. Nort¬ 
hausen nachrede vff der Grauen inrede gesatzt“. Vgl. auch 
unten S. 105 Atitn. 105, Stölzel Entwicklung S. 175, bes. 
S. 183 ff. 

lß(i ) Beispiele oben S. 34 Anm. 26. Die Schöffen¬ 
sprüche wurden in der Kanzlei aufbewahrt, „ap eynich part 
einsmals dess kuntschafft haben wolde“ (Dorsalvermerk auf 
dem Spruche WA Reichsstädte Nürnberg fol. 18; vom Leip¬ 
ziger Schöffenstuhle stammt u. a. der Spruch WA Oerter 
Kittwitz). Vgl. auch unten S. 105 Anm. 105, Stölzel a. a. O. 

§§ uff- 

167 ) WA Justizsachen fol. 1—34; die letzten 8 unbe¬ 
schriebenen Blätter sind von dieser modernen Zählung nicht 
berücksichtigt worden, auch fol. 71 b ist leer geblieben. 

xe$ ) WA Hof- und Oberhofgerichtssachen. Die Form 
ist: „iudicium feria quarta vigilia Bartholomei“. 


3. Technik der Buchführung. 

o S. o. S. 48 ff. 

2 ) Ein weit verbreitetes Verfahren, vgl. u. a. Bauer 
S. 256, v. Hecke! S. 447. 

3 ) Hier können für die einzelnen Gruppen nur wenige 
Belege angeführt werden. Sie folgen in der oben eingehal- 
tenen Anordnung. S. o. S. 73, C 45 fol. 24: „... ut in forma 
communi data aliis civitatibus“. — C 35 fol. 73: „Nota... 
iuravit in manibus ... prout in cedula desuper confecta ... 
et litteras patentes iuxta eius tenoris confectas continentur“, 

— C 1317 fol. 88: „... ut docent littere desuper confecte“. 

— C 47 fol. 328: „M. g. h-ist schuldig... u. had ym 

dafür sine brieffe gegeben... (Datum).“ — C 45 fol. 69: 
„Dise nachgeschr. Reyne hat... (N. N.) m. h. v. Sachssen 
...vorkoufft, die sich anhebin zcum ersten... — C 44 fol. 
281: „item... (Datum) haben m. h_eynen gleitsbrieff ge¬ 

geben, das er... (Inhalt) von dato diess brieffs actum... 
(Ort).“ — S. u. S. 113. 

4 ) Vgl. dagegen Lewinski S. 109, K. Wagner S. 20, 
35. 

5 ) Liudner UWS. 148, Seeliger Registerführung S.322f., 
o. S. 34, u. S. 119 f. 
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ß ) Bresslau I S. 146. 

7 ) Löher Registraturbuch S. 283, Arendt S. 9 ff 14 ff 
Seeliger Registerführung S. 311. ’ ’’ 

n • l?/!* * 130 ’ 6332: C 35 fo >. 27 > c 15 fol. 130b ff - 

c‘ 35 fol 35 ^ 35f u - RTA XVI: 122 - - Orig. 5524: 
O , 35 f ol- 3 ff. — Ähnlich Orig. 8511: C 63 fol 2 h ff _ 

(die Konzepte sind beigelegt): C 63 fol 
42, 43. - Orig. 6338 (S. 12-14): C 15 fol. 28 f. 

9 ) S. o. S. 52, o. S. 107 ff. 

g S. 23. CDS II 3: 255; Kirn Nebenregierung 

ther i ?5S l %7f Reg r terfÜ .? rU " g S ' 3 ' 4 ’ 323 > 335 f - A - Wal- 
tner b. 390 (Status Cancellariae v. 1522); s. o. S. 52. 

Ermisdi P CDS ^R S 1 "r ^'i % Üppert Stud ’ 11 S - 228 > 

Str?ncT^ CL)b B I 1 “ 3 ' Einleitungen, Hofmann S. 269. 
btreng genommen kann übrigens die Eintragung (eines 

dunp^hm '? Re ? m ", dann aIs Abschluß (seiner) Beurkun- 
dung bezeichnet werden, wenn sie neben dieser von kon- 

c ' S er p edeU ttn ?, i f' Dieser Voraussetzung aber wider- 
spncht Posses Ansicht, vom Zeitpunkte der Registrierung. 

) Art. 6 , 15, Emminghaus S. 101, 103 
o) S. u .S. 97 f. 

...... ^ Hierfür nur einige Beispiele aus den bereits sorg¬ 
fältiger geführten Bänden: C 45 fol. 276b-287: 1460 (3 

58 h 50 l "ni 3 1 46 0 datierte Urkunden), 57, 58, 59 , 

58, 59 (3), 58, 59, 58 (7), 58 ( 8 ), 59 58 (7) 50 (Q\ 

60 ( 8 ), 61; C. 62 fol. 152ff.: 1480, 81 (2), 82 III 15 V 19- 

79 e 82 a . ° ! m bff ^ 1482 1 ,8 ’ 1 ,9 ’ VI11 5 ’- Hl 5, 

79,s ^ 2 II 11, (2) und fol. 1600ff.: 1481, 82, 80, 82 I 17, III 

S v? i8t c' c a ; b f' Richter < S - 76 > zu vermissen. 

7 ) Vgl. o. S. 57 Anm. 59f. u. ö. 

Richtei S ee m’ Registerführun g S - 120, Mayer S. 415, 

h n ^ S °. d° SSC PU a ‘ a> °- l,nd v - Heckei S. 447 nach 
Hardy und Bernont, S. 467 Anm. 3 dagegen mit Tangl der 

ssnÄSt“ i 8 vgl - ,erner s " ,iger R ' gis,f " üh - 

20 ) S. o. S. 37 f. 

21 ) S. u. S. 98, 120. 

22 ) Chmel Reg. Rup. S. VII, Limdner UW S. 162, 167 
Bemerkt sei übrigens, daß auch zur Erklärung der beiden 
etztgenannten Falle die erwähnte Differenz zwischen vor- 

kann ger Uberemkunft und Expedition von Bedeutung seh, 
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ss) C 45 fol. 257 h. 

21 ) Beispiele können aus jedem Register beigebracht wer¬ 
den, einige sind zu finden bei Raab: 427, 562, 705, 728, 750, 
847, 873, 886, 893, 903, 916, 920, 924, 930; vgl. auch 
Errnisch CDS I B 3 S. XII. 

25 ) c 26 fol. 48 b, der Eintrag steht fol. 9, jetzt dem 
1. Blatte der 2. Lage, ln anderen Fällen geschah dies erst 
nachträglich: C. 15 fol. 115 — fol. 162, dazu der Ver¬ 
merk: „vide in fine eiusdem libri similem litteram“. 

- e ) A. A. S. C.; vgl. u. S. 102. 

27 ) Dabei sind Abweichungen zwischen beiden Ein¬ 
trägen selbstverständlich. Seeliger Registerführung S. 357, 
Lechner Register S. 62 erklären doppelte Buchung wörtlich 
übereinstimmender Einträge damit, daß verschiedene Ent¬ 
wicklungsstufen derselben Urkunde als Vorlage dienten, 
etwa zuerst das Konzept, dann die gleichlautende Reinschrift 
eingetragen wurde. 

2») C 25 fol. 33, im Widerspruch mit seiner Ansicht 
auch Posse PU S. 99 Anm. 9 angeführt, C. 41 fol. 239, 
231b, C 1317 fol. 153b, WA Regierungssachen Registra- 
tura fol. 73 b. Vgl. ferner unten S. 117 und die Seeliger 
Registerführung S. 316 f angeführten Vermerke „non ema- 
navit“, „non processit“, „non transivit.“ 

23) S. o. S. 29 

so) c 15 fol. 7, Beispiele in allen Registern. Seeliger Re¬ 
gisterführung S. 94 f ist jede Einschränkung zu vermissen. 

si) Dies geschah nicht lediglich aus Bequemlichkeit, 
um einen vollen neuen Eintrag zu ersparen. Auf diese Weise 
wurden die Register auf dem Laufenden erhalten, vgl. u. 
S. 107 f. 

32 ) C 43 fol. 187b. C 40 fol. 114f. wird eine Verschrei¬ 
bung durch Korrektur der Termine um 3 Jahre verlängert. 
Hier kann ebensogut wie an Abänderung des Substrates an 
Erneuerung des Vertrages nach Ablauf der vorgesehenen 
Dauer gedacht werden. 

3 3) Vgl. z. B. Orig. 8137 (Konzept): C 59 fol. 115b, 
WA Vogtländische Sachen Oerter fol. 28, 32, 38, 104: C 59 
fol. 369b, 462b, 330, 525. 

si) WA Oerter Spöhren fol. 1, Konzept mit Registrie- 
rungsauftrag und Vermerk erfolgter Buchung; auf der Rück¬ 
seite: „non est grossatum“. Dem „registrata“ zufolge wird 
„grossare“ hier auf die Reinschriftanfertigung zu beziehen 
nicht irrig sein. Vgl. auch Lewinski S. 103. 

35) Orig. 6831 a: C 42 fol. 270. 

3«) Orig. 8094: C 59 fol. 180. 
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W ' rd »^gedruckt“ in „hirangehan- 

sWl“ geändert, ” S ' “ "* “ d "* r Hm<I in 

een 38) nUM 6 K ,? rrektl " C " de, 1 Einträge, längere Einfügun- 
" lcht . s !: ,ten von H and der Kanzler und höher ge- 
stellten Kanzle.beamten (s. u. S. 99 Anm. 77) - sind^so 
häufig, daß einzelne Stellen anzuführen sich erübrigt 

inn i 9) ?° a o °™ ld ähnlicher Sachverhalte Lewinski S 
100, Lechner Register S. 59. , 

40 ) S. o. S. 52. 

«) Die Mängel ihrer Durchführung sind von vergleichs¬ 
weise geringerer Bedeutung. vergieicns 

42 ) S. u. S. 107 ff. 

43 ) Seeliger Registerführung S. 325 f., 335 ff. 

) Kollationsvermerke in den Registern* der Rpirlic 

IfülM- i 'k eben S***» Ba “ er S 253 C (nieist iage^iweise 
Kollation), Conceptum 1550 Art. 42 (A. Walther S 400) 

der deve-marksehe,, Kanzlei: Ilgen S. 16 (sein Schluß 
man habe demnach die Abschriften vom Original genom- 
me„ ist wie die Verhältnisse der Reichskanzlei enVeisen 
nicht zwingend), der österreichischen Kanzlei- Lech- 
ner Register S. 65 (hier nur vereinzelt), der kurtrier- 
schen Kanzlei: Richter S. 91, 93. 

Verm^'i'u der brandenburgischen Kanzlei fehlen diese 
Vermerke auf den Originalen (Lewinski S. 106). 

«) WA Böhmische Sachen K. II fol. 64, ein offenes 
Papierorigmal mit rotem Tektursiegel auf der Rückseite Am 
Rande von anderer Hand 2 und 4 Zeilen Korrekturen- dazu 
ie Vermerke: Rda., Rda., Rta.; vgl. auch Kirn D S. 34. 

Wi x, °' n« 34 A Jt ni ? 1, 21 • Mit AlIsna hme von WA Oerter 

RegistHmfngsvemierke." ^ U ' kll " d '" di ' 

48 ) s. u. S. 98. 

r • -j A - A- S. CXX f: Nach Konzept nach Ori 

»)KO 1?94 F x e ; VOr * r p Besi 'S' l ""!f «getragen. 

Art. 5 K H94 X 3 ’ ’ P0SSe S> 205 Art - 4 > so nst 

uinnt 0 U lther r S ‘ 369 ff ’ 392 ff ‘ Die Begründung be- 
f.-' E »Arbitror certe registratronem ante id tempus et ex 

ho exemplari quam quod ab ipso principe approbatum est 
fien nec posse nee debere“. " u m est, 

r f) S. o. S. 85. 

mumr ^ -^u 9 V me . ist er gibt sich völlige Übereinstim- 

mung. Sie ist jedoch, wie Seeliger richtig bemerkte ohne 
Beweiskraft. Beispiele wurden deshalb nicht angeführt. 
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m) Dies wird Seeliger Registerführung S. 320, Lewins¬ 
ki S. 107 ff. übersehen. 

s*) Er war auch in der Reichskanzlei, in Brandenburg, 
Cleve-Mark, Österreich nicht unbekannt (Seeliger Register¬ 
führung S. 322; Lewinski S. 103ff.; Schottmüller S. 56ff.; 
Ilgen S. 17; Lechner Register S. 60). 

se) Vgl. z. B, WA Vogtländische Sachen Oerter fol. 29: 
„Rta, wed.“; von W. sind noch weitere 5 Konzepte in dieser 
Weise unterzeichnet, für die anderen Schreiber finden sich 
weniger Belege. 

57 ) C 39 fol. 80c; Orig. 8137 (ist ein Konzept): C 59 
fol. 115 b. 

■ r *) S. o. S. 93. 

59) So z. B. WA Oerter Koxdorf fol. 1. — Ein weiterer 
Einwand: Auswahl zwischen Registrierungswertem und -un¬ 
wertem kommt für die kurs. Kanzlei nicht in Betracht, vgl. 
u. S. 97. 

eo) C 41 fol. 8 b, C 39 fol. 79 b. 

ei) Daneben häufig „Copia littere“; auch in den wet- 
tinischen Kanzleien wurde „das Wort copia ganz gewöhn¬ 
lich für Konzept gebraucht“ (Bauer S. 254). 

62 ) Beispiele o. S. 34 Anm. 28 f. 

es) S. u. S. 98. 

64 ) C 41 fol. 173b; so auch im der brandenburgischen 
Kanzlei: K. Wagner S. 60. 

65 ) Vor allem in C 39. Das C 45 hinter fol. 42 b ein¬ 
gelegte Konzept wurde dann fol. 42b noch eingetragen. 

68 ) S. o. S. 58. 

67 ) S. WA Oerter Nichtewitz fol. 1; s. u. S. 120. 

es) C 33 fol. 270 b, C 41 fol. 1. 

69 ) Bresslau T S. 14 ff. 


4. Praktischer Wert der Buchführung. 

™) 1411, 1413, 1417, 1419, 1422 nur 2, 1416, 1420 
nur 3 Einträge. In C 15 fehlt zu 1413, 1416, 1417, 1421, 
1422, 1424, im C 34 zu 1421 jeder Eintrag. — Nachträge, 
die bestimmt erst nach Januar 1428 fallen (7), blieben un¬ 
berücksichtigt. 

71 ) In der Reichskanzlei war dies der Fall (A. Walther, 
S. 397, 398 f., 343). 

72 ) So z. B. WA Kriegssachen K. II fol. 87 h „re- 
gistranda“, „non registranda“. — Umgekehrt begegnen auch 
nur „registranda“ bezeichnete Konzepte. Sie sind einge¬ 
tragen worden, aber man versäumte, dies zu notieren. Vgl. 
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z. B. WA Vogtländische Sachen Oerter fol. 38: C 59 fol. 330, 
Orig. 8480 (Konzept liegt bei): C 63 fol. 42b f. Mögen, was 
Lewinski S. 107, Seeliger Registerführung S. 115, 136, 
Anm. 3 reichlich belegen, diese Nachweise in anderen Fäl¬ 
len nicht gelingen: daraus ergibt sich noch 1 nicht, daß 
Fehlen des „registrata“ Fehlen des Eintrages beweist. 

™) Vgl. auch o. S. 87, 

7 Ö C 33 fol. 112 b, C 45 fol. 286 b, C 44 fol. 54 b. 

™) C 58 fol. 298, C 59 fol. 374, C 58 fol. 282, 348 b. 

76 ) C 44 fol. 27; C 58 fol. 191 f. „Testes non reperi in 

registranda.“ 

77 ) So wären z. B. allein aus C 1316 folgenden Stellen 
zu nennen: fd. 7, 9, 16, 26, 27, 29, 30, 50, 60, 68, 72b, 
77, 78, 85, 95, 98, 103, 104, 105, 1055, 109, 110, 116, 
137, 138, 140, 171, 172c, 173, 173b, 175, 225b (das ganze 
Regest stammt von seiner Hand), 228 (Nachtrag des Da¬ 
tums), 234, 236, 241, 248e, 250, 250b, 253, 257b, 277, 
297, 348, 349, 351, 372, 378, 386, 393, 396. Im einzelnen 
Belege für Korrekturen anzuführen, ist ihrer überreichen 
Zahl wegen nicht erforderlich. S. o. S. 118 f. Auch in der 
Reichskanzlei hatte die Kollation keinen durchschlagenden 
Erfolg. (Seeliger Registerführung S. 114f., Bauer S. 258). 

78 ) Schreiber 13, 14, 15. 

79 ) S. o. S. 33 Anm. 16. 

80 ) C 101, 102. 

81 ) Entmisch CDS I B 2 S. XV; im Braunschweig-Lüne- 
burg wurden 1538 ff. die Kammerregister wöchentlich, ge¬ 
legentlich sogar täglich dem Fürsten vorgelegt und von ihm 
eigenhändig unterzeichnet. 

82 ) S. o. S. 48ff.; die Entwicklungsreihe: vermischte Bu¬ 
chung, gesonderte Lehnbriefabtei,lumg, Lehnsekretariat, Lehn¬ 
hof sei als Beispiel genannt. 

88 ) S. o. S. 29 f. 

8t ) S. o. S. 53 und die Quellenbeschreibung. 

8 * r >) S. u. S. 103 f. 

86 ) S. u. S. 131 f.; in Trier wurde 1445 ein ähnlicher 
Band angelegt (Richter S. 98). 

87 ) S. o. S. 64. 

88 ) Posse PU S. 105. 

89 ) C 61 fol. 11, C 45 fol. 241. 

90) C 43 fol. 251, C 47 fol. 236b, 91. 

91 ) C 59 fol. 350 b, in C 42 z. B.: fol. 10 b 2 Lehnbriefe, 
fol. 24 b, 116 Dotalice, fol. 49, 62 Anfälle, fol. 77 b, 84, 118 b 
Gunstbriefe. Ähnliches läßt sich für jeden Band nachweisen. 
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9 ~) Zu dem Eintrag C 43 fol. 75 ff. z. B. schrieb Haug- 
witz 17 Marginalien. 

*») C 42 fol. 255, C 1317 fol. 178, 161b. 

94 ) „Vacat“ und „transivit“ sind in den wettinischen 
Kanzleien nicht synonym verwendet worden (vgl. dagegen 
Bresslau I S. 174 Anm. 4). Vermerke wie ,,iste sextilius 
vacat per totum“ bleiben sonst unverständlich. Die Ver¬ 
bindung „solutum et vacat“ (C 39 fol. 34 u. ö.) ist als Pleo¬ 
nasmus zu erklären. 

95) Zu C 44 fol. 77 ff. 

96) C 39 passim, C 43 fol. 274 b, 254, 255. 

97 ) C 2 fol. 32 b, C 1316 fol. 378 fff. Dem Charakter die¬ 
ser Bände entsprechend begegnen solche Vermerke vor 
allem in den Sammelbänden, z. T. stehen sie mit der u. 
S. 105 Anm. 102 erwähnten Benutzung älterer Urkunden 
zu politischen Zwecken in Zusammenhang. 

9«) C 15 fol. 16b, C 59 fol. 547b. 

nil ) So C 44 fol. 126 ff; die Korrekturen, C 45 fol. 59 
das kurze Regest mit entsprechendem Verweis (auf fol. 
126 c). 

100) C 44 fol. 116, 49. 

101 ) Copb. E. 9. 

10 2 ) C 1316 fol. 1—8b; ebd. fol. 152ff. 

io«) C 26 fol. 14, C 32 fol. 14, C 34 fol. 37 b u. ö. wird 
dies ausdrücklich im Vertrage hervorgehoben. 

io») c 41 fol. 65, C 42 fol. 11, C 15 fol. 156 f. 

!05) c 63 fol. 82/b, 

10G ) Orig. 8402; fehlt bei Thurnhofer, wo im übrigen 
die Rückreise des Kurfürsten (V. 3. Venedig, V. 24. Eich¬ 
städt, VI. 2. Hof) eingehend behandelt ist. Vgl. auch Klin¬ 
kenborg S. 80 f., F. Wagner S. 20, 43, Schottmüller S. 60. 

107 ) S. o. S. 34 Anm. 23. 

io*) S. o. S. 65. 

109 ) C 38 fol. 43, ferner die o. S. 63 erwähnte Notiz, 
die in erweiterter Fassung (Angabe der Vorzeichen, gedr. 
Posse Wettiner S. 69 Sp. 1) im Vorderdeckel der Regi¬ 
st ran de von 1437/40 wiederkehrt. An derselben Stelle die 
Vermerke über den Bruderkrieg (zu 1450) und die Konitzer 
Schlacht (1454). 

”9) s. u . S. 107. 

in ) S. o. S. 65. 

11 2 ) C 47 fol. 1; vgl. dazu auch die staatsrechtliche 
Notiz C 25 fol. 25 b. 

t1r> ) Reg. Bb. 5116 z. B. „Amice carrissime... intrasti 
non habens vestern nupcialetn“, ,,fortuna quociens (!) clau- 
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dicat quanta sit amica constancia (!) manifestat“ im Vorder¬ 
deckel, „amicabilem salutatiouem“ im Hinterdeckel. 

1U ) C 26 fol. 114 b f.: 59 „ratione guerra (!) cum so- 
cietate de stella“ 1374 I und „de nouo“ von Markgraf Wil¬ 
helm angeworbene Ritter, C 41 fol. 10: Verzeichnis der 
1442 1 10 von Kreuzburg aus nach Luxemburg geschickten 
Ritter, C 35 fol. 34 (wiederholt C 40 fol. 24/b, unvollstän¬ 
diger Druck: Weck 120f.) der Junker, C 35 fol. 86, C 1 
fol. 53 b. 

llr ’) C 34 fol. 45, C 15 fol. 89 werden Bete- und Ge- 
schoßschulden der Juden verrechnet, C 15 fol. 91 eine 
Reiserechnung. Steueranschläge ThG VI 2: 35, 92, 110. 

116 ) Amtsinventar u. a. C 35 fol. 2. Der Nachlaß Fried¬ 
rich des Streitbaren (Kleinodien, Kleider) ist C 34 fol. 45 b f., 
der von seinen Brüdern beschlagnahmte Besitz Herzog Sig¬ 
munds in Weida C 40 fol. 41 b f. verzeichnet. 

m ) C 35 Innenseite des Vorderdeckels fol. 2b," 7b ff.: 
Schuldverzeichnisse im Zusammenhang mit der Mutschie- 
rung von 1436. Urkundenverzeichnisse: S. o. S. 77. 

,,s ) C 58 fol. 1, gedr. FA H 44: 1; vgl. o. S. 104. 

11n ) Mörtzsch II S. 448 f., III S. 48 ff., CDS II 6: 136, 
II 15: 106, Lippert Lehnbücher S. 154, CDS II 6: 254, 
Hänsch S. 54. 

120 ) Man denke nur an Mergentals Haushaltanschläge 
(Grosse S. 61 u. ö.; vgl. auch Spahn S. 88). Seeligers An¬ 
sicht (Registerführung S. 359), trifft wenigstens für Kur¬ 
sachsen nicht zu. 

12 >) Copb. F. 9. 

122 ) S. o. S. 92. 

m ) S. o. S. 106, unten S. 115 f.; C 10 fol. 82 b, 90, 82. 

m ) C 59 fol. 274 b. 

125 ) Kurs. Vidimus z. B. C 34 fol. 3 b ff. 

12G ) C 58 fol. 47 b. 

127 ) Dies kann für die meisten Kanzleien festgestellt 
werden. Päpstliche Kanzlei: Bresslau I S. 101 Anm.3, 
Thaner, v. Heckei S. 453f., CDS II 2: 752. — Franzö¬ 
sische Kanzlei: Morel S. 332f., vgl. unten S. — Reichs¬ 
kanzlei: Bresslau a. a. O., Lindner Beiträge S. 191, Chmel 
Reg. F III 1743, Seeliger Registerführung. — Böhmische 
Kanzlei: DI: 581. — B ra n d e n b u rgis ch e Kanzlei: 
Spangenberg Zv. S. 131 Anm. 4, K. Wagner S. 41 ff. — 
Cleve-Mark: Schottmüller S. 60. — Magdeburger 
Kanzlei: GPS XXVII: 794. — Meißner Kanzlei: CDS 
II 3: 952. 

m ) C 45 fol. U4/b, Schöttgen-Kreyssig Nachlese I 
S. 687 ff., C 45 fol. 87 bf. 
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129 ) WA Ca 26 fol. 44b f. (vgl. auch die Rechnungen 
ebd. 29 fol. 512, 220ff.), 28 fol. 13 (8): erst „durch vil 
lewtte bette“ wurde die Rechnung in der von dem Beamten 
gewünschten Form anerkannt. 

13 °) Es ist demnach unmöglich, mit Hofmann S. 267 
in den Registereinträgen nichts als Inhaltsangaben, keinen 
rechtsgültigen Ersatz der ausgegebenen Urkunden sehen zu 
wollen. Vgl. auch v. Heckei S. 444 „Private... überzeugt 
von der Authentizität der (päpstlichen) Register“. 

131 ) Seeliger Registerführung S. 358 f. 

132 ) S. u. S. 121 Anm. 139. 

133 ) Schottmüller S. 60. 

131 ) Morel S. 331 ff., Erben Oberpfälz. Register S. 55, 
62, v. Heckei S. 431. 

133 ) C 47 fol. 18 b, C 59 fol. 260 bf.; vgl. auch Seeliger 
Registerführung S. 16 Anm. 1, S. 138. 

13G ) C 43 fol. 241b, Orig. 8542. 

137 ) Der knappeste Überblick bei Wolff § 26 „Ge¬ 
schichte des Grundbuchs“ mit der rechtshistorischen Lite¬ 
ratur S. 70. 

T3P ) So Hofmann S. 261, 267 ,,... als solche schon das 
Rechtsgeschäft konstituierten“; vgl. im übrigen Anm. 139. 

139 ) Im Gegensatz zu der Anm. 138 genannten Ansicht 
genügt nach Hofmann S. 259 der Lehnsakt allein, S. 266 
erscheint die Buchung als schriftliche Fixierung der im 
Lehnsakt bereits rechtskräftig gewordenen Belehnung, ge¬ 
hört dagegen S. 267 neben anderen „notwendigerweise zu 
dem Rechtsakt bzw. zur Aufrechterh'altung des Rechts¬ 
zustandes der getroffenen Belehnung“. Für welche dieser 
verschiedenen Möglichkeiten sich Hofmann entschieden hat, 
ist nicht ganz klar. Erörterungen über die Rechtskraft der 
Lehnbücher vermißte schon Lechner MIÖG XXVII S. 507ff. 
bei Lippert. Lechner selbst erwähnt freilich nur den be¬ 
reits von Richter S. 106 f. näher behandelten Fall, spricht 
von Beurkundungsersatz überhaupt nicht und nimmt völ¬ 
lige Beweiskraft der Einträge, wie sie oben den Register¬ 
einträgen überhaupt zugewiesen wurden, nur für das Ver¬ 
hältnis Herr-Vasall an, unterscheidet zwischen landesherr¬ 
lichen und privaten Lehnbüchern und schreibt dabei diesen 
geringere Rechtskraft zu. Gesamturteil: „Für öffentlichrecht- 
Hche Beziehungen (?) nur als unbeglaubigte Aufzeichnun¬ 
gen bewertet“. Ein Ersatz für die vermißten Erörterungen 
kann hier nicht geboten werden. Doch sei wenigstens auf 
das von Siebert herausgegebene anhaltinische Lehnbuch 
hingewiesen, dessen Einträge es des öfteren als „jehgewer- 
des“ Buch bezeichnen. (Ende des Eingangsvermerkes, fer- 
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iier S. 65, 66). Siebert, auch Jänicke S. 352 ff. nehmen hier¬ 
auf keinerlei Rücksicht. 

110 ) C 59 fol. 252 b; der Spruch ist übrigens nicht 
nach der Kerbzettelformel abgefaßt. 

U1 ) S. o. S. 78. 

142 ) WA Hof- und Haussachen A. 

U3 ) Orig. 8658; vgl. Ermisch CDjSi IBIS. XI ff., 2 S. X, 
Lippert Studien III S. 73, oben S. 79, Spangenberg Zv 
S. 132, K. Wagner S. 18 f. 

Ui ) Zu einer gegenteiligen Auffassung kam Seeliger 
Registerführung S. 355 ff. Sie geht letzten Endes auf den 
Gedanken zurück, es sei zu jedem Zeitpunkte was benötigt, 
auch erreicht worden. Darauf einzugehen schien hier nicht 
der Ort. Die spezielle Anwendung res habe die spätmittel¬ 
alterliche Kanzlei besser geführter Geschäftsbücher nicht 
bedurft und deren Mängel nicht als solche empfinden kön¬ 
nen, die einzelnen Argumente, auf welche Seeliger diese 
„historische Rechtfertigung“ stützt, erwiesen sich bei nähe¬ 
rer Nachprüfung wenigstens für die kursächsische Kanzlei 
nicht als stichhaltig. — An dieser Stelle ist unbeschadet der 
genannten grundsätzlichen Differenz und mancher bei glei¬ 
chem oder ähnlichem Befunde von Seeligers Schlüssen ab¬ 
weichenden Folgerung nur noch eines ausdrücklich hervor¬ 
zuheben. Wie die vorliegende Untersuchung im allgemeinen 
den Forschungen Seeligers wesentliche Anregungen, so ver¬ 
danken die beiden letzten Abschnitte ihre methodische 
Grundlage in mehr als einer Hinsicht seiner Darstellung der 
„Registerführung am deutschen Königshof“. 


Exkurs 1. 

] ) S. o. S. 53, Hofmann S. 269; über die genannte Ent¬ 
wicklung vgl. Lippert Lehnbücher S. 122. 

2 ) Lippert Lehnbücher S. 100 ff. 1. Schütz Rechtsun- 
mündiger, 2. Erwerb auf anderen Wegen als dem der üb¬ 
lichen Deszendenzerbfolge, 3. Wenn geistliche Anstalten 
die Empfänger oder 4. die Lehnsobjekte von besonderem 
Werte waren. Freilich findet sich, auch um die Wende des 
14. Jahrhunderts in solchen Fällen ein einfacher regest- 
förmiger Eintrag (CDS II 5: 109, 111, 137) und andererseits 
im Laufe des. 15. Jahrhunderts Verbriefung in einfacher ge¬ 
arteten Fällen. So etwa Erwerb bei unmittelbarer Erbfolge: 
„ir veterlich erbe von uns zu lehen rürende“ (C 43 fol. 
247 ff.), die Beispiele sind außerordentlich zahlreich. 

3 ) Lippert a. a. O. S. 113 ff. 
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<) Posse PU S. 215, 218. 

■ r >) Art. 15, Emrninghaus S. 103f. In gleicher Richtung 
bewegte sich die Entwicklung auch in anderen Territorien. 
In Trier ist die Nichtausstellung einer Urkunde bereits im 14. 
Jahrhundert nicht mehr allgemeiner Brauch und wird von 
der KO 1426 Art. 12, 15 bekämpft. (Richter S. 60 Anm. 2, 
S. 113f.). Während unter den ersten Hohenzollern sich die 
Verbriefnng in Brandenburg noch nicht durchgesetzt hatte 
(Lewinskis Ergebnisse sind Lippert a. a. O. S. 112 Anm. 
164, S. 184 zusammengefaßt), änderte sich dies um 1472 
unter Albrecht Achilles, vorerst freilich nur vorübergehend 
(K. Wagner S. 47). Am genauesten regeln die belgischen 
Ordnungen des 16. Jahrhunderts diese Fragen. Wie in der 
HO 1499 heißt es „wer ankornbt und zuligent zu werden 
begert, sollen die letzt lehenbrief gefordert... werden"... 
„indem aber jemants die letzte lehenbrief nit furbreclite ... 
sollen die rette die belehenung, ob die schon begert ver¬ 
halten“. Nach befriedigender Prüfung nehmen die Räte die 
Belehnung vor, empfangen die Reserve, sorgen für den Ein¬ 
trag ins Lelmbuch und lassen die Lelmbriefe fertigen. „In 
der cantzlei" aber sind „die register, reversal und ander be¬ 
richt“ durchzusehen. Die Kanzlei hatte zu vermerken, welche 
Lehnträger die Lelmbriefe nicht bei ihr abholten, und diese 
anzuhalten, „dieselbige zu holen“. (Below, Quellen S. 78 f.). 
Zu den Mainzer Verhältnissen des 15. und 16. Jahrhunderts 
vgl. Kirn D S. 79 Anm. 64. 

<■') S. o. S. 109. 

7 ) Näher kann auf diese Frage hier nicht eingegangen 
werden. Vgl. CÖS II 5: Dresden 199, Lippert a. a. O. 
S. Ulf., 163. K. Wagner S. 50ff., bes. S. 52 Anm. 40. 

s ) 1428 IV 19 Leipzig, 1466 — Meißen, —, wohl gleich¬ 
zeitig, speziell für das Osterland ausgestellt, 1484 V 4. 
Leipzig, KO 1547 (C 15 fol. 23 f., C 58 fol. 97 b, ebd., v. 
Langenn Herzog Albrecht S. 327, Posse PU S. 218). Die 
Stelle ist oben S. 34 Anm. 22 angeführt. 

fl ) Copb. D 2 fol. 2, 6; vgl. auch ebd. fol. 4; Copb. 
D 3 fol. 14. 

’°) So C 45 fol. 90, Zettel hinter fol. 147 b, GPS 
XXVIII: 127. Ein landesherrlicher Schied, der infolge eines 
Lehngutverkaufes entstandene Irrungen beilegt, bestimmt 
U. a., daß die Verkäufer dem Käufer „nach keysserlichen 
Lehensrechtn einen leliin Brief schickenn und fertigerin sallin 
von... (dem Kurfürsten) nach lute und ynnhald des lehn 
bfiefs“ (C 58 fol. 471 f.). 
n) C 42 fol. 160. 
i2) S. o. S. 34. 
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,3 ) C 53 fol. 78, C 10 fol. 72. 

u ) Der Inhalt reicht von den 60er und 70er Jahren des 
15. Jahrhunderts bis in die ersten Jahrzehnte des 16. hin¬ 
ein. Die Einbände (mit grünem Papier der Zeit überzogene 
Pappdeckel) stammen aus dem 16. Jahrhundert. Vor 1485 
wurden diese Stücke also- lose aufbewahrt, so, wie sich 
manche noch jetzt in den Abteilungen des Wittenberger Ar¬ 
chivs vorfinden. Als Register im oben bestimmten Sinne 
können diese, späterhin der Dokumenta-Reihe zugerech¬ 
neten Bände nicht bezeichnet werden. 

i’) So z. B. C 10 fol. 125, 126, 161, 162; vgl. im übrigen 
die oben S. 34 Anm. 20 erwähnten Stellen. 

. 1R ) S° etwa C 53 fol. 71 die „Collationata est presens 
copia que concordat sic cum litteris originalibus per me 
magistrum Bartholomeum Steitan quod manu propria pro- 
testor“ Unterzeichnete Abschrift eines Lehnbriefes von 1473. 
Eine Kanzleihand fügte das Datum der Neubelehnung, im 
Zusammenhang mit welcher die Kopie eingereicht war, mit 
einigen Zusätzen bei. So erklären sich diese von Hofmann 
S. 266 erwähnten aber verkannten Vermerke. Sie finden 
sich nicht, wie er angibt, in „Copialbüchern“ „ad libidum“, 
sondern nur in diesen Bänden und haben auch mit den Kol¬ 
lationsvermerken nichts zu tun, stammen vielmehr von be¬ 
liebigen öffentlichen Notaren. Der Magister Steitan war bis 
1485 nicht in der Kanzlei beschäftigt und begegnet auch 
nicht in den bis 1528 geführten Listen Posses (PU S. 182). 
Nur Kanzler Haugwitz hat gelegentlich in den Sammelbän¬ 
den die Übereinstimmung einer von Kanzleihand geschrie¬ 
benen Kopie mit ihrer Vorlage in ähnlicher Form (vgl 
oben S. 99 Anm. 77) beglaubigt. 

17 ) Lippert Lehnbücher S. 103, Anm. 145, S. 154 

1S ) S. o. S. 85. 

ln ) C 15 fol. 38, eine Verpfändung. 

20 ) C 44 fol. 249, 253 b, 254. - C 44 fol. 173 b („ac¬ 
tum et datum"), 175 („czu urkunde“). 

21 ) C 15 fol. 70, 80 b, C 45 fol. 304, C 62 fol. 188. 

22 ) C 42 fol. 159 b, 158. 

23 ) Allein aus der Abteilung WA Vogtländische Sachen 
Oerter sind 8 Konzepte zu nennen, und allein in Dresden 
fanden sich zu den Regesten der Bände C 40—59 zwanzig 
Originale. 

24 ) C 33 fol. 154b; zusammengestellt sind solche auf 
die Expedition bezügliche Vermerke oben S. 91. 

25 ) C 41 fol. 231 b, C 43 fol. 180, Copb. F 19a fol. 20ff. 
Hier handelt es sich um die Eintragungen von Verschrei¬ 
bungen, die als Entschädigung für die sogen. „Pferde- 
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schaden“ ausgehändigt wurden. Wie diese Bemerkungen 
zeigen, enthielten sie nicht stets Summen in der gewünsch¬ 
ten Höhe und wurden dann von den Empfängern zurück¬ 
gewiesen; vgl. oben S. 33, 82 f., unten Anm. 28. 

2G ) S. o. S. 33. 

«) Kirn D S. 78 f. 

28 ) Eine Ausnahme C 34 fol. 102b, Hier bricht die 
nicht vollendete subjektive Kopie eines Lehnbriefes mit dem 
von derselben Hand in einem Zuge geschriebenen Vermerke 
ab „etc. habent litteram“. Das soll wohl einen vollen Ein¬ 
trag ersetzen und bedeuten: „hierüber ist eine, jedoch nicht 
gänzlich eingetragene Urkunde ausgestellt worden“. 

29 ) K. Wagner S. 52ff. — Etwas anders liegen die be¬ 
reits oben Anm. 25 berührten Verhältnisse in dem thürin¬ 
gischen Register F 19a. Hier ist jeder Eintrag ohne Aus¬ 
nahme mit einem Vermerk versehen, öfters fast ein „die 
obgeschr. haben alle brieue“ mehrere zusammen. Es han¬ 
delte sich wie schon erwähnt um die Deckung von Schul¬ 
den. Sie wurde in einer Weise vorgenommen, die z. T. den 
Widerstand der Gläubiger hervorrief. Da war es freilich 
geboten, bei jedem sein Verhalten zu notieren, um so einen 
Überblick über die befriedigten Ansprüche und die Forde¬ 
rungen gewinnen zu können, die noch zu berücksichtigen 
blieben. Ein deutliches Beispiel für die Dienste, welche die 
Kanzlei der Verwaltung bei Hofe — in diesem Falle auf dem 
Gebiete der Finanzverwaltung — in engster Verbindung 
mit Erledigung ihrer eigensten Aufgaben, der Urkundenaus¬ 
stellung, leistete. 

3°) K. Wagner S. 36, vgl. auch Ermisch CDS I B. 

3t ) Lippert Lehnbücher S. 103. 

* 2 ) C 45 fol. 64, in Form eines objektiven Regests ein¬ 
getragen. 

**) S. o. S. 34. 

31 ) Beispiele o. S. 34 Anm. 20. 

*') C 43 fol. 281b. 

3«) C 37 fol. 44. 

37 ) S. o. S. 85. 

»*) S. o. S. 58. 

w) S. o. S. 114 Anm. 5. 

10 ) C 58 fol. 298, vgl. im übrigen oben S. 90. 

o) Hier wurde nur die Frage nach Ausstellung der 
Lehnbriefe berücksichtigt. Die rechtliche Bedeutung der 
Aktnotizen ist oben S. 111 behandelt. 


180 


Exkurs 2. 

42 ) Gretschel-Bülau 1 S. 399 ff., Böttger-Flathe 1 S. 
372 f*, 383, Koch Bruderkrieg S. 10 ff.; von älteren sei z. B. 
Müller Annales S. 19 ff., Glafey 1 S. 92 ff. genannt. 

43 ) C 40 fol. 33 b—34 b; ebd. fol. 35 das Gelöbnis Fried¬ 
richs IL, sich dem Spruche der Schiedsrichter fügen zu 
wollen, auf deren Erkenntnis er und sein Bruder provoziert 
hatten. Die Originale wurden in Dresden leider nicht ge¬ 
funden. Lüning druckte im Reichsarchiv nur die erwähnte 
kurfürstliche Erklärung ab, eine vollständige Veröffent¬ 
lichung brachten erst 1836 die Neuen Mitteilungen aus dem 
Nachlasse von August Schultes. An derselben Stelle ist 
auch der Posse HG unberücksichtigt gebliebene, unten 
angeführte Vertrag von 1444 gedruckt. Nach S/s Bemer¬ 
kung liegt seinem Druck das „Original“ zu Grunde. Er 
dürfte jedoch nur auf eine jüngere Abschrift zurückgehen. 
Wenigstens lassen dies Stellen wie die folgende vermuten: 

Schultes: alle Ihrer Amptleute, Voigte und Einnehmere 
Register: alle irer amptleute, voite und innemere 

Rechnung hören, 
rechenunge hören. 

Auch fehlt in der oben angeführten Stelle: „einen vngeson- 
derten..im Drucke: „hof“. Unglücklich ist die dort 
vorgeschlagene Ergänzung: „Vertrag“. Endlich ist zu be¬ 
merken, daß der Vertrag in C 40: 1439 Trinitatis = V 31, 
bei Schultes dagegen: Freitag in der Pfingstwoche = V 29 
datiert wird. 

4 ‘*) S. o. S. 61 ff., 69 f. 

4r >) Nur 3 dieser 48 Urkunden sind von Herzog Wilhelm 
allein besiegelt. Zu den Angaben ist übrigens zu bemerken, 
daß die Siegelformeln in den Registerabschriften z. T. ver¬ 
stümmelt oder unberücksichtigt geblieben sind. 

40 ) Koch S. 34. Eine genaue Durchsicht der Zeugen¬ 
zeilen führte zu keinem anderen Ergebnisse. 

47 ) Vgl. oben S. 22, 40. Damit ist die zweite, ebenso 
wichtige Seite dieses Vertrages angedeutet, den nur Pischel 
I S. 237 als Quelle der „Centralverwaltungsverhältnisse“ 
verwertet hat. 
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Beilagen. 

*) Hofmann S. 211: „noch 1416 tat ein Domherr zu 
Gotha, Urban v. Kruthusen, Friedrich dem Friedfertigen 
Schreiberdienste“; Beleg: Posse PU S. 181. Tatsächlich war 
K. freilich 1416 schon Kanzleivorsteher: II 19 „tioster no- 
tarius superior“, VII 29 ebenso, X 4 unnsir obirschriber“ 
(CDS II 12: 176, C 33 fol. 136h, 137b, 135, 247). Schon 
Miscellanea VIII S. 167 wird 1416 zutreffend als Beginn 
seiner Vorstandszeit bezeichnet. Als Domherren zu Gotha 
aber hat ihn weder Posse noch Hofmann für die Zeit vor 
1416 belegt. 

*) CDS II 13: 1000. 

2 ) So CDS II 268: „er Caspar v. Schonberg ritter lant- 
voit zcu Missen canczler“ u. a. m. 

4 ) C 61 fot. 83 b, 106. 

s ) So z. B. Orig. 8503b: „... unser Rethe Ib. getr. 
u. andechtigen ... Er gregorius Pfeffer mentzischer Cantz- 
ler“. 

7 ) Identisch mit: „Nikolaus Tzyno de Ysenach“, 1410 
S/S imm. Leipzig (CDS II 16 S. 31)? 

8 ) Wird RTA XIII (vgl. oben S. 31 Anm. 15) mit dem 
Absender des 1438 V 5 datierten Berichtes über die An¬ 
nahme der Königswahl durch Herzog Albrecht (a. a. O. 48), 
„Caspar v. Schonberg“, identifiziert; vgl. auch Joachimson 
S. 56 Anm. 2. Weitere Anhaltspunkte für diese Vermutung 
fehlen. 

8 ) Nicht identisch mit dem Rentmeister sowie dem 
Landschreiber gleichen Namens (WA Ca 12a fol. 28 b; Reg. 
Bb. fol. 17b). 

9 ) Titel nicht überliefert; jedoch bestimmt Kanzleimit¬ 
glied. Ist die Mitgliedschaft solcher Schreiber unsicher, so 
ist außerdem ein Fragezeichen hinzugesetzt. 

10 ) Langenn Herzog Albrecht S. 559, Posse PU S. 182. 
Belege wurden für 1461 —1485 nicht gefunden. Rotlebe fin¬ 
det sich in keiner der erhaltenen Kanzleilisten. Vgl. im übri¬ 
gen die oben S. 52 erwähnten Registersignaturen. 
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y b , er den Kanzleidtenst nach der Landesteilung von 
1485 vgl. toter und zu Schreiber 27, 34, 35 Posse a a O 

12 ) Identisch mit Schreiber 19? 

)3 ) Identisch mit M. Formberger (vgl. Posse a. a. O.)? 

«^!^! de "n Cl1 mit dem » schr yber“ Nikolaus, der 1461 
(62?) über Rochhtz von Schweinitz nach Tharandt reiste 

( -. eg ' B £ 3 182 foL 16b; g eführ t 1461/62, der Eintrag ohne 
nähere Datierung)? 6 

lr ’) Identisch mit M. Vogeler (vgl. Posse a. a. O.)? 

“Mn den Kanzleilisten Reg. Bb. 4116, 4119 jedoch nur 
„Cuntz . In der Liste Reg. Bb. 4129 an dessen Stelle vor 
Johann, Michel und Nikolaus nur „Cunrade“; es folgen 
Michel Nikolaus (Johannes ausgeschieden?), „Cunczen 
Kumpff, Thomas, Michel, der canczley dyner“. Es müßte 
also für 1479/80 ein weiterer Schreiber Konrad angenom¬ 
men werden. Rumpf wäre hiernach erst 1482 in die Kanzlei 
eingetreten, worauf auch seine Stellung in der Liste deuten 
konnte. Da Rumpf jedoch schon 1483 I 1 als Oberkanzlei- 
schreiber belegt ist, also kaum erst Weihnachten 1482 zum 
ersten Male als Kanzleimitglied Opfergeld bezogen haben 
dürfte, ist hier wohl ein Irrtum bei Niederschrift der Liste 
anzunehmen. Langenn a. a. O., Posse a. a. O. schon zu 1472 
als Kanzleimitglied erwähnt. Der einzige Anhaltspunkt der 
sich hierfür auffinden ließ, ist der oben S. 72 Anm.’ 113 
erwähnte Vermerk auf dem Pergament, in das Registra- 
tura eingebunden wurde. Er ist nachgetragen: es fehlt an 
jedem Beweise dafür, daß er 1472 geschrieben wurde Da 
Langenn und Posse ihre Angabe nicht belegen, ist eine 
weitere Nachprüfung unmöglich. 

») Schreiber? F. bezieht nicht wie die übrigen Schrei- 
ber (mit Ausnahme Arnolds: 10, 16 gr.) 6, sondern nur 4gr. 
Opfergeld Dies ist Reg. Bb. 4116 die Einnahme des 
»Jmiginn (Knecht neben dem Calefactor oder neu einne- 
tretener Schreiber? Vgl. oben S. 29). 
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Lebenslauf. 
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